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Vorwort zum 3. Band 


Der dritte Band der Schriftenreihe ,Medienrecht und Medientheorie“ befasst 
sich mit der praktischen Umsetzung des 2017 verabschiedeten Netzwerk- 
durchsetzungsgesetzes (NetzDG), das vor allem in der Einführungsphase 
hinsichtlich seiner Auswirkungen und der Verfassungskonformität stark 
umstritten war. Insbesondere wurden Bedenken geäußert, dass die Einfüh- 
rung einer Melde-, Prüf- und Löschinfrastruktur unter Androhung hoher 
Bußgelder bei den großen Sozialen Netzwerken zu einer Policy der Löschung 
im Zweifelsfall führen könnte, die zuweilen als „Overblocking“ bezeichnet 
worden ist. 


Entgegen der Ankündigung der Bundesregierung, dass sich eine spätere 
Evaluierung des Gesetzes auch und gerade auf diesen kritischen Aspekt 
beziehen würde, erfolgte dann in der 2020 vom Bundesamt der Justiz und für 
Verbraucherschutz (BMJV) beauftragten Evaluation keine empirische Unter- 
suchung, ob es ein Overblocking bei großen Sozialen Netzwerken gibt. Auch 
wurden keine Anhaltspunkte für das Vorliegen einer solchen Praxis aus- 
weislich des Evaluationsberichts ausgemacht. 


U. a. vor diesem Hintergrund hat sich ein Forschungsteam an der Fakultät 
Informatik und Medien der HTWK Leipzig zusammengefunden, um eine 
weitere Teilevaluation der Anwendung des NetzDG vorzunehmen. Grundlage 
hierfür waren die jeweils sechs Halbjahresberichte der drei großen Sozialen 
Netzwerke Facebook, YouTube und Twitter im Zeitraum 2018 bis 2020 sowie 
Befragungen der drei Anbieter zur Anwendung des Gesetzes im Rahmen einer 
qualitativen Studie. Dies wurde ergänzt durch eine erstmals vollständige 
Auswertung der NetzDG-Monitoring-Berichte gemäß $ 3 Abs. 5 NetzDG sowie 
eine Eruierung und Analyse des Vorliegens von Anhaltspunkten und rechts- 
systemischen Anreizen für ein Overblocking aufgrund der legislativ geschaf- 
fenen Löschinfrastruktur. Die Studie wurde unabhängig, d.h. ohne Beauftra- 
gung und ohne finanzielle Zuwendungen für ihre Durchführung, erstellt. 


Der vorliegende Band gibt den abschließenden Evaluationsbericht wieder. 


Leipzig im März 2021 


Gabriele Hooffacker Marc Liesching 


L Einführung 


Das 2o17 verabschiedete Netzwerkdurchsetzungsgesetz (NetzDG) sollte eine 
Antwort des Gesetzgebers auf eine Verrohung der Debattenkultur und der 
Verbreitung so genannter ,Hassrede“ in Sozialen Medien darstellen. Das 
deutsche Bundesgesetz intendiert eine Verpflichtung grofšer Sozialer Netz- 
werke mit Sitz in anderen EU-Mitgliedstaaten wie Facebook, YouTube und 
Twitter, Compliance- und Löschinfrastrukturen für bestimmte strafbare 
Inhalte aufzubauen, die in eine möglichst schnelle Entfernung einschlägigen 
Materials münden. 


Die entsprechenden Regelungen sind seit ihrem Inkrafttreten umstritten. 
Insbesondere werden massive Eingriffe in die Meinungs- und Informations- 
freiheit besorgt, da aufgrund der ebenfalls durch das NetzDG eingeführten 
Bußgelddrohungen die Gefahr eines Overblockings, einer ,Zuviel“-Entfernung 
im Zweifelsfall bestehe. 


Vor diesem Hintergrund ergab sich — ca. drei Jahre nach Inkrafttreten des 
NetzDG - in besonderem Maße die Erforderlichkeit, die Wirkweise des 
Gesetzes in seiner praktischen Anwendung zu beleuchten. Die vorliegende 
Untersuchung soll hierzu einen Teilbeitrag zu einzelnen Aspekten leisten, die 
vor allem im Kontext der grundrechtssensiblen Entfernungen von Inhalten 
durch Soziale Netzwerke wichtig erscheinen. Die Darstellung hat den nach- 
folgend skizzierten Aufbau: 


Es erfolgt zunächst ein kurzer Überblick zu Regelungsinhalten des Netz- 
DG, zu aktuellen Novellierungsbestrebungen der Bundesregierung und zur 
Bedeutung des Gesetzes in der aktuellen praktischen Anwendung (hierzu 
IL). 

Darüber hinaus werden bisherige Studien, Evaluationen und Monitoring- 
Berichte zum NetzDG - ohne Anspruch auf Vollständigkeit — kurz vorge- 
stellt und kursorisch bewertet (hierzu II.). 


Im Anschluss hieran werden die wesentlichen Ergebnisse einer eigenen 
Vergleichsanalyse der Halbjahresberichte der drei großen Sozialen Netz- 
werke Facebook, YouTube und Twitter im Überblick dargestellt (hierzu 
IV.ı.). 


Die genannten drei Netzwerkbetreiber wurden darüber hinaus im Rahmen 
einer qualitativen Studie zur Anwendungspraxis und zu Auswirkungen des 


1. Einführung 


NetzDG befragt. Die wesentlichen Aussagen und Bewertungen der 
Sozialen Netzwerke werden im Überblick dargestellt (hierzu IV.2.). 


Zum Teil hierauf rekurrierend erfolgt eine Analyse, ob aus der bisherigen 
Regelungsstruktur und der NetzDG-Umsetzung Anhaltspunkte für das 
Vorliegen eines Overblockings abgeleitet werden können (hierzu V.). 


In einem ausführlichen Anhang werden die Vergleichsanalyse der Halb- 
jahresberichte der drei Sozialen Netzwerke Facebook, YouTube und Twitter 
im Detail dargestellt (hierzu VI.) und die Antworten der Sozialen Netzwerke 
im Rahmen der qualitativen Studie im Wortlaut wiedergegeben (hierzu 
VII). Des Weiteren erfolgt eine synoptisch-tabellarische Übersicht über 
Community-Standards der Sozialen Netzwerke Facebook, Youtube und 
Twitter (hierzu VIIL) sowie eine Dokumentation der Tweets-Sperrungen, 
die im Rahmen eines Recherche-Pretests ermittelt worden sind (hierzu IX.). 


Die Darstellung schließt mit einer Zusammenfassung der wesentlichen 
Ergebnisse der Untersuchung und einer ersten Ableitung möglicher 
Schlussfolgerungen (hierzu X.). 


II. Überblick zum Netzwerk- 
durchsetzungsgesetz (NetzDG) 


1. Wesentliche Regelungsinhalte des NetzDG 2017 


Am 1.10.2017 ist das Gesetz zur Verbesserung der Rechtsdurchsetzung in 
Sozialen Netzwerken (Netzwerkdurchsetzungsgesetz — NetzDG) in Kraft 
getreten. Zu seinen wesentlichen Regelungsinhalten gehören eine umfas- 
sende gesetzliche Berichtspflicht für Soziale Netzwerke über den Umgang mit 
bestimmten beschwerdegegenständlichen Telemedien ($ 2), die Etablierung 
eines Beschwerdemanagements mit der Pflicht zur Löschung in regelmäßig 
engen Fristen ($ 3) sowie die Benennung eines inländischen Zustellungsbe- 
vollmächtigten und einer empfangsberechtigten Person für Auskunftsersu- 
chen ($ 5). Verstöße gegen diese Pflichten - z.B. das „nicht richtige“ Vorhalten 
eines Beschvverdeverfahrens — können mit erheblichen Bußgeldern gegen das 
Unternehmen und die Aufsichtspflichtigen geahndet werden ($ 4). 


Zentraler Regulierungsansatz des NetzDG 2017 ist die Etablierung eines Mel- 
deverfahrens, das auf die Löschung beschwerdegegenständlicher Inhalte 
innerhalb bestimmter Fristen ausgerichtet ist. Dies betrifft allerdings nur 
Inhalte in Sozialen Medien, die nach den in $ ı Abs. 3 NetzDG genannten 
Tatbeständen strafbar sind. Als entsprechende „rechtswidrige Inhalte“ werden 
solche bezeichnet, die die Tatbestände der $$ 86, 86a, 89a, 91, 1004, 111, 126, 129 
bis 12ob, 130, 131, 140, 166, 184b i.V.m. 184d, 185 bis 187, 201a, 241 oder 269 des 
Strafgesetzbuchs erfüllen und nicht gerechtfertigt sind. Erfasst werden also 
z.B. beleidigende oder volksverhetzende Inhalte oder öffentliche Aufrufe zu 
Straftaten oder Drohungen. 


Die betreffende Norm des $ 3 Abs. 2 Nrn. 2 und 3 NetzDG verpflichtet Soziale 
Netzwerke, solche (straf-)rechtswidrigen Inhalte nach Beschwerdeeingang 
„unverzüglich, in der Regel innerhalb von sieben Tagen“ zu entfernen oder zu 
sperren. Sofern der beschwerdegegenständliche Inhalt „offensichtlich rechts- 
widrig“ ist, muss die Löschung innerhalb von 24 Stunden erfolgen. 


Soziale Netzwerke, die ein Beschwerdeverfahren mit einem entsprechenden 
„Umgang“ mit Beschwerden „nicht, nicht richtig oder nicht vollständig 
vorhlalten1“ können gemäß $ 4 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 NetzDG i.V.m. $ go Abs. 2 


1 Gesetz vom 1.9.2017, BGBl. I, 2017 I S. 3352. 


II. Überblick zum Netzwerkdurchsetzungsgesetz (NetzDG) 


S. 3 OWiG mit Geldbuße bis zu einer Höhe von so Millionen Euro sanktioniert 
werden. 


2. Verfassungsrechtliche Kritik — Overblocking 


Die Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen Bundestags haben in einem 
Gutachten vom 7.6.2017 die „Vereinbarkeit des Netzwerkdurchsetzungsge- 
setzes mit der Meinungsfreiheit“ geprüft. Dabei wurde im Ergebnis konstatiert, 
dass der Eingriff in das Grundrecht der Meinungsfreiheit durch die Vorgaben 
des $ 3 NetzDG-E „nicht verfassungsrechtlich gerechtfertigt zu sein“ scheine. 


Auch der Präsident des BVerfG a.D. Prof. Dr. Dr. h.c. Hans-Jürgen Papier hat 
Bedenken gegen das NetzDG aufgrund einer geschaffenen Struktur der 
Zweifelsfall-Löschung und ein damit verbundenes Overblocking geäußert. Er 
gelangte zu der Einschätzung, dass „es nicht verwunderlich“ sei, „wenn sich die 
privaten Anbieter vorsorglich und im Zweifel für eine Löschung entscheiden".” 
Hieraus ergebe sich die Frage, „ob der Gesetzgeber des Netzwerkdurchset- 
zungsgesetzes die objektive verfassungsrechtliche Wertentscheidung 
zugunsten der Meinungsfreiheit im Art. 5 Abs. ı GG hinreichend berücksich- 


tigt“ habe. 


Das rechtswissenschaftliche Schrifttum folgt überwiegend dieser Einschät- 
zung und geht unter anderem von einer Missachtung der Kommunikations- 
freiheiten des Art. 5 GG aus.’ Vor allem wegen der jedenfalls mittelbar buß- 
geldbewehrten Löschpflichten innerhalb regelmäßig enger Fristen (vgl. $ 3 
Abs. 2 Nrn. 2 und 3 NetzDG) wird die Etablierung eines umfassenden Zen- 
sursystems einer Löschung im Zweifelsfall auf Beschwerde hin besorgt. 


2 WD 10-3000 -037/17, S. 17. 

3 Vgl. Papier, NJW 2017, 3025, 3030. 

4 h.M,, vgl. z. B. Feldmann, K&R 2017, 292, 295f.; Hain/Ferreau/Brings-Wiesen, K&R 2017, 
433, 435; Heidrich/Scheuch, DSRITB 2017, 305, 315 f.; Kalscheuer/Hornung, NVwZ 2017, 1721, 
1723; Koreng, GRUR-Prax 2017, 203, 204; Ladeur/Gostomzyk, K&R 2017, 390 ff.; Liesching in: 
Spindler/Sehmitz, 2018, $ı NetzDG Rn. 22ff.; Lüdemann, in Eifert/Gostomzyk, Netz- 
werkrecht, 2018, 153, 156 ff, Müller-Franken, AfP 2018, 1, og; Nolte, ZUM 2017, 552, 555 ff.; 
Papier, NJW 2017, 3025, 3030; Wimmers/Heymann, AfP 2017, 93, 98; s.a. Frenzel, JuS 2017, 
414, 415; Guggenberger, ZRP 2017, 98, 100; Hoven/Gersdorf in: Gersdorf/Paal, BeckOK 
Informations- und Medienrecht, 2019, $ı NetzDG Rn. 9 mwN.; a. A. Eifert, in Eifert/ 
Gostomzyk, Netzwerkrecht, 2018, 9, 35; Schwartmann, GRUR-Prax 2017, 317. 
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3. Aktuelle Novellierungen des NetzDG 


Hiervon seien sowohl die Meinungsäußerungs- und Informationsfreiheit” als 
auch die Medienfreiheiten des Art. 5 Abs. ı S. 2 GG betroffen.‘ 


3. Aktuelle Novellierungen des NetzDG 
a) GBRH 


Der Deutsche Bundestag hat am 18.6.2020 einen Entwurf eines Gesetzes zur 
Bekämpfung des Rechtsextremismus und der Hasskriminalität’ (nachfolgend: 
GBRH) mit den Empfehlungen des BT-Rechtsausschusses" angenommen. 
Zentrale Neuerung des Gesetzes ist die Einführung einer Meldepflicht für 
Anbieter sozialer Netzwerke im Sinne von $ 1 Abs. ı NetzDG. Solche Anbieter 
sollen verpflichtet werden, ein System einzurichten, wonach bestimmte 
strafbare Inhalte an das BKA „zum Zwecke der Ermöglichung der Verfolgung 
von Straftaten“ zu melden sind. Gemäß Abs. 4 des neu geregelten $ 3a NetzDG 
muss die Übermittlung an das Bundeskriminalamt (1.) den betreffenden Inhalt 
und (2.) „sofern vorhanden, die IP-Adresse einschließlich der Portnummer, die 
als letztes dem Nutzer, der den Inhalt mit anderen Nutzern geteilt oder der 
Öffentlichkeit zugänglich gemacht hat, zugeteilt war“ enthalten. 


Die Wissenschaftlichen Dienste des Bundestages sind in einer rechtsgut- 
achtlichen Ausarbeitung’ Mitte September 2020 zu dem Ergebnis der Ver- 
fassungswidrigkeit des GBRH gelangt, welche sich vor allem auf die jüngste 
Entscheidung des BVerfG” zur Bestandsdatenauskunft gestützt hat. Insbe- 
sondere werden die nun in $ 3a NetzDG-E für Soziale Netzwerke vorgesehe- 
nen Pflichten zur Meldung auch von Nutzer*innen-IP-Adressen an das BKA 
mangels Geeignetheit als unverhältnismäßig und nicht verfassungskonform 
eingestuft. Denn aus den weiteren Gesetzesänderungen des GBRH ergeben 


5 Vgl. Papier, NJW 2017, 3025, 3030. 

6 Ausführl. Züdemann, in Eifert/Gostomzyk, Netzwerkrecht, 2018, 153, 156 ff.; Hoven/Gersdorf 
in: Gersdorf/Paal, BeckOK Informations- und Medienrecht, 2019, $ ı NetzDG Rn. o; jeweils 
mwN. 

7 BT-Dıs. 19/1774. 

8 BT-Drs. 19/20163. 

9 WD 10-3000-030/20. 

ıo BVerfG, Beschl. v. 27.5.2020-1 BvR 1873/13; vgl. schon Liesching, Editorial StV 3/2020; 
siehe auch Niggemann, CR 2020, 326 und Spiegel/Heymann, K&R 2020, 344; zu den 
Auswirkungen bei Ermittlungsmaßnahmen: Eckel/Rottmeier, NStZ 2o213, 1, 7 ff. 
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sich weder verfassungsmäßige Übermittlungsbefugnisse noch verfassungs- 
mäßige Abfragebefugnisse i.S.d. vom BVerfG geforderten ,Doppeltür“- 
Modells. 


Der Bundespräsident hat das GBRH aufgrund verfassungsrechtlicher Beden- 
ken nicht unterzeichnet und das Ausfertigungsverfahren nach Art. 82 GG 
,ausgesetzt“.” Die Bundesregierung arbeitete unter Federführung des Bun- 
desministeriums des Innern, für Bau und Heimat an einem Entwurf für ein 
Gesetz, „mit dem die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts aus seiner 


o“ 12 


genannten Entscheidung vom 27.5.2020 umgesetzt werden“. 


Dieser ist als „Gesetz zur Anpassung der Regelungen über die Bestandsda- 
tenauskunft an die Vorgaben aus der Entscheidung des Bundesverfassungs- 
gerichts vom 27. Mai 2020“ vom 15.12.2020” vom Deutschen Bundestag am 
28.1.2021 verabschiedet worden.“ Der Bundesrat hat indes in seiner Sitzung 
vom 12.2.2021 dem Gesetz gemäß Art. 73 Abs. 2 und Art. 87 Abs. 3 GG nicht 
zugestimmt.” 


b) NetzDGAndG 


Die Bundesregierung hat darüber hinaus einen weiteren Entwurf eines „Ge- 
setzes zur Änderung des Netzvverkdurchsetzungsgesetzes" in das parlamen- 
tarische Verfahren eingebracht.” Regelungsgegenstände sind insbesondere 
Erweiterungen der Berichtspflichten,” Partikularregeln für anerkannte 
Selbstkontrolleinrichtungen sowie die Etablierung eines Gegenvorstellungs- 
verfahrens mit Schlichtungsstelle ($$ 3b, 3c) und die Erweiterung der Auf- 
sichtskompetenzen des Bundesamts für Justiz ($ 4a).” 


n Antwort der Bundesregierung vom 13.10.2020 auf eine schriftliche Anfrage des MdB 
Höferlin Nr. 9/596 vom 30.9.2020. 

ız Antwort der Bundesregierung vom 13.10.2020 auf eine schriftliche Anfrage des MdB 
Höferlin Nr. 9/596 vom 30.9.2020; siehe auch BT-Drs. 19/23867 vom 2.11.2020. 

1 BT-Dıs. 19/25294, S. s ff. 

14 Vgl. Plenarprotokoll 19/206, 25998. 

15 Vgl. BR-Drs. 84/21 v. 12.2.2021. 

16 BT-Drs. 19/18792. 

17 Siehe zur Pflicht der Sozialen Netzwerke zu halbjährlichen Berichten sogleich unter 
Punkt IL4. 

18 Vgl. zum NetzDGAndG Kalbhenn/Hemmert/Halswick, MMR 2020, 518 ff. 
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4. Halbjahresberichte Sozialer Netzwerke 


Darüber hinaus sollen Sonderregelungen für Videosharingplattform-Dienste 
($ 3c) eingeführt werden. Insbesondere führt dies zu einer nur sehr einge- 
schränkten Anwendung der NetzDG-Pflichten auf VSP-Anbieter mit Sitz in 
einem anderen EU-Mitgliedstaat ($ ge Abs. 2 und 3). Freilich geht die herr- 
schende Meinung bereits zum NetzDG 2017 davon aus, dass aufgrund des 
Herkunftslandprinzips nach Art. 3 ECRL insgesamt keine Sozialen Netzwerke 
mit Sitz in anderen EU-Mitgliedstaaten nach den gesetzlichen Vorgaben des 
NetzDG verpflichtet werden können.” Die demgegenüber nach dem Netz- 
DGAndG vorgesehene Ungleichbehandlung von VSP-Anbietern einerseits und 
andererseits sonstigen Sozialen Netzwerken in anderen EU-Mitgliedstaaten 
bleibt indes in dem Entwurf unerläutert.”” Auch die Wissenschaftlichen 
Dienste des Deutschen Bundestages stellen hierzu im Wortlaut fest: 


„Vor diesem Hintergrund ist es durchaus vorstellbar, dass ein soziales Netzwerk im Sinne 
des NetzDG mit Sitz in einem anderen EU-Mitgliedstaat dem NetzDG unterliegt, ein 
Videosharingplattform-Dienst mit Sitz in einem anderen EU-Mitgliedstaat aber nicht. 
Gründe für diese Regelung wurden bisher nicht genannt“.” 


4. Halbjahresberichte Sozialer Netzwerke 


Das Netzwerkdurchsetzungsgesetz führt hinsichtlich des Beschwerdemana- 
gements und weiterer Aspekte der Compliance Transparenzpflichten in Form 
konkreter Berichtsvorgaben ein. Die gesetzliche Berichtspflicht betreffend den 
„Umgang mit Beschwerden über rechtswidrige Inhalte“ ergibt sich aus $ 2 
Abs. ı NetzDG mit folgendem Wortlaut: 


„Anbieter sozialer Netzwerke, die im Kalenderjahr mehr als ioo Beschwerden über 
rechtswidrige Inhalte erhalten, sind verpflichtet, einen deutschsprachigen Bericht über den 
Umgang mit Beschwerden über rechtswidrige Inhalte auf ihren Plattformen mit den 
Angaben nach Absatz 2 halbjährlich zu erstellen und im Bundesanzeiger sowie auf der 
eigenen Homepage spätestens einen Monat nach Ende eines Halbjahres zu veröffentlichen. 


19 Vgl. den Überblick zur h.M. bei Hoven/Gersdorf aaO., $ ı NetzDG Rn. 9 und Liesching in: 
Spindler/Sehmitz, TMG — Kommentar, ə. Aufl. 2018, $ ı NetzDG Rn. ı3ff., jeweils mwN., 
a.A. Schwartmann, MMR 2020, 501, 502; ausführl. Liesching, Beilage zu MMR 7/2020. 
20 Hierauf weist auch das Gutachten der Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen Bun- 
destags „Marktortprinzip und Herkunftslandprinzip im Entwurf eines Gesetzes zur Än- 
derung des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes“ vom 15.6.2020, WD 10-3000 -023/20, hin. 
21 WD 10-3000-023/20, S. 22. 
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Der auf der eigenen Homepage veröffentlichte Bericht muss leicht erkennbar, unmittelbar 
erreichbar und ständig verfügbar sein“. 


Der nachfolgende Absatz 2 konkretisiert die Informationen, welche in dem 
Bericht enthalten sein müssen. Nach $4 Abs.ı Nr.ı NetzDG kann schon das 
„nicht richtige, nicht vollständige oder nicht rechtzeitige“ Erstellen des 
Berichts mit Bußgeld geahndet werden.” 


Der Bericht ist innerhalb eines Monats nach Ende des Kalenderhalbjahres im 
Bundesanzeiger” sowie auf der eigenen Homepage zu veröffentlichen.” Die 
Veröffentlichung hat in deutscher Sprache zu erfolgen, was die zusätzliche 
Website-Publikation in anderen Sprachen indes nicht ausschließt. 


Die drei größten sozialen Netzwerke Facebook, YouTube und Twitter haben 
fristgerecht Halbjahresberichte (HJB) veröffentlicht. Im Januar 2021 ist nun- 
mehr der jeweils sechste HJB erschienen. Die Berichte waren bereits Gegen- 
stand analytischer Auswertungen und sollen auch in dieser Teilevaluation 
untersucht und ausgewertet werden. Entsprechend erfolgt zunächst eine 
kursorische Darstellung bisheriger NetzDG-Studien (hierzu IL) ehe 
anschließend die wesentlichen Ergebnisse der eigenen Analyse der HJB dar- 
gestellt werden (hierzu IV.). In einem ausführlichen Anhang wird die Ver- 
gleichsanalyse der Halbjahresberichte der drei Sozialen Netzwerke Facebook, 
YouTube und Twitter im Detail dargestellt (hierzu VI.). 


22 Gerade vor dem Hintergrund der Sanktionierung über einen Ordnungswidrigkeitentat- 
bestand werden die Berichtspflichten z. T. als zu unbestimmt und wegen Verstoßes gegen 
Art. zo Abs. 3, 103 Abs.2 GG als verfassungswidrig angesehen, vgl. Ladeur/Gostomzyk, K&R 
2017, 390, 391 f. 

23 Die Veröffentlichung im Bundesanzeiger wurde u.a. zur Gewährleistung eines „inländi- 
schen Anknüpfungspunkts für die Bußgeldtatbestände“ als notwendig angesehen. 

24 Vgl. BT-Drs. 18/12356, zo. Hinreichend für die Veröffentlichung auf der Homepage des 
Anbieters ist, dass Nutzer*innen in Deutschland bei Verwendung einer deutschen IP- 
Adresse der Bericht zugänglich ist. Aufgrund des Wortlauts („eigene Homepage“) genügt 
die Veröffentlichung auf einer gegenüber dem Angebot des sozialen Netzwerkes anderen 
Homepage (z.B. unter anderem Domainnamen) nicht. 
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5. Bedeutung des NetzDG in der Anwendungspraxis 


5. Bedeutung des NetzDG in der Anwendungspraxis 


a) Überblick zur Bedeutung praktischer Normanwendung 


Die Regelungsintention des NetzDG fufšt auf der Annahme des Gesetzgebers, 
dass eine „zunehmende Verbreitung von Hasskriminalität und anderen 
strafbaren Inhalten vor allem in sozialen Netzwerken wie Facebook, YouTube 
und Twitter“ sowie eine massive Veränderung des gesellschaftlichen Diskurses 
in dem Sinne festzustellen sei, dass die „Debattenkultur im Netz (...) oft 
aggressiv, verletzend und nicht selten hasserfüllt“ sei. Zur Begründung einer 
Gesetzgebungskompetenz aus Art. 74 Abs. ı Nr. 7 GG wird die Bekämpfung 
der „Verrohung der Debattenkultur in sozialen Netzwerken“ ausdrücklich als 
Schutzziel benannt, daneben auch „das friedliche Zusammenleben einer 
freien, offenen und demokratischen Gesellschaft“”” Terminologisch 
beschränkt wird dies im Gesetzesentwurf indes auf so genannte Hasskrimi- 
nalität und andere strafbare Inhalte, die ohne das NetzDG nicht effektiv 
bekämpft und verfolgt werden könnten. 


Vor diesem Hintergrund war nach der Amtlichen Begründung des NetzDG die 
vornehmliche Intention, durch gesetzliche Compliance-Regeln die sozialen 
Netzwerke zu einer zügigeren und umfassenderen Bearbeitung von 
Beschwerden insbesondere von Nutzer*innen über Hasskriminalität und 
andere strafbare Inhalte anzuhalten.” 


Dies evoziert ca. 3 Jahre nach Inkraftsetzen des Gesetzes die Fragestellung, ob 
die 2017 formulierten Zielstellungen gerade durch das Netzwerkdurchset- 
zungsgesetz erreicht worden sind: 


(1.) Insoweit können Gesetzesevaluationen auch der Überprüfung dienen, ob 
die Regulierungsintentionen des Gesetzes möglicherweise durch neue 
Entwicklungen etwa in der Compliance großer Sozialer Netzwerke bereits 
unabhängig vom NetzDG anderweitig erreicht worden sind. 


(2.) Ebenso könnte überprüft werden, ob der Anteil von Inhaltsentfernungen 
nach erfolgten Meldungen „eindeutig rechtswidriger“ Inhalte sich nach 
Inkrafttreten des NetzDG signifikant erhöht hat. 


25 BT-Dıs. 18/12356, S. 1. 
26 BT-Dıs. 18/12356, S. 2, nı. 
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II. Überblick zum Netzwerkdurchsetzungsgesetz (NetzDG) 


(3.) Schließlich könnte Prüfgegenstand die Anwendungspraxis der zuständi- 
gen NetzDG-Behörde (Bundesamt für Justiz) mit Blick auf die Effektivität 
der Rechtsdurchsetzung im In- und Ausland sowie auf den tatsächlichen 
Bedarf eines Bußgeldsanktionensystems im NetzDG sein. 


Verfassungsrechtlich bedeutsam können die genannten Aspekte für die 
Bewertung der Geeignetheit und Erforderlichkeit eines Gesetzes sein, mit dem 
u.a. verfassungsrechtliche Einschränkungen für Anbieter Sozialer Netzwerke 
mit Blick auf Art. 12, 14 GG verknüpft sind. 


Vor diesem Hintergrund scheint zumindest ein kursorischer Blick auf die 
aktuellen Entwicklungen der (globalen) Lösch- und Sperrpraxis der vorliegend 
untersuchten drei Sozialen Netzwerke Facebook, YouTube und Twitter 
[hierzu nachfolgend b)], auf den Anteil von Entfernungen NetzDG-gemeldeter 
Inhalte [hierzu c) und d)] und schließlich die Rechtsfolgenpraxis i.S.v. 
erfolgten Bußgeldahndungen durch das Bf] [hierzu e)] sowie die internatio- 
nale NetzDG-Geltung und Durchsetzung [hierzu f)] nicht fernliegend. Denn 
hieraus könnten möglicherweise zumindest indizielle Rückschlüsse auf die 
Bedeutung des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes in der Anwendungspraxis 
gezogen werden. 


b) Anlassunabhängige, proaktive AGB-Löschungen 


Die drei in der vorliegenden Teilevaluation untersuchten Sozialen Netzwerke 
Facebook, YouTube und Twitter nehmen Überprüfungen und Entfernungen 
von nutzer”innengenerierten Inhalten auf ihren Plattformen in erster Linie 
anhand der jeweils eigenen Regeln bzw. Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
(AGB) vor. Diese heißen bei dem Sozialen Netzwerk Facebook „Gemein- 
schaftsstandards“, bei dem Video-Sharing-Dienst YouTube „Community 
Richtlinien“ und bei dem Dienst Twitter „Twitter Regeln“. 


Bei allen drei Sozialen Netzwerken ergibt sich — soweit dies aus den veröf- 
fentlichen Zahlen ersichtlich ist” — in 2020 ein erheblicher Anstieg proaktiv 


27 Die von den drei Sozialen Netzwerken in Bezug auf ihre AGB-Inhaltsentfernungen ver- 
öffentlichten Transparenzberichte weichen in Bezug auf Aufbau, Kategorisierung und 
Ausdifferenzierung zum Teil nicht unerheblich voneinander ab. Insoweit bestehen indes 
auch keine gesetzlichen Vorgaben weder hinsichtlich der Veröffentlichungspflicht, noch 
hinsichtlich der Form der Veröffentlichung. 
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erfolgter Inhaltsentfernungen, die anlassunabhängig v.a. aufgrund automati- 
sierter Erkennung vorgenommen worden sind. Dabei sind auch die Gesamt- 
zahlen der wegen AGB-Verstößen entfernten Inhalte zum Teil erheblich 
angestiegen. So weist etwa das soziale Netzwerk Facebook allein im Bereich 
„Hassrede“ im ı. Halbjahr 2020 insgesamt mehr als 32 Millionen Inhalte aus, 
gegen die „Maßnahmen wegen Hassrede“ ergriffen worden sind. Im 2. Halbjahr 
2020 kamen weitere 49 Millionen Inhaltsentfernungen hinzu. 


CONTENT ACTIONED 


How much content did we take action on? 


Q4 Q1 Q Q4 01 02 Q3 Q4 


02 R Q4 Q1 Q2 03 
2017 2018 2019 2020 


Abb. 1: Facebook Transparency" 


Der Anteil proaktiv erkannter Inhalte, gegen die Maßnahmen wegen Hassrede 
schon vor einer Beschwerde ergriffen worden ist, ist dabei seit Inkrafttreten 
des NetzDG (4. Quartal 2017) von 23,6% auf 97,1% im 4. Quartal 2020 
angestiegen. 


28 Community Standards Enforcement Report Facebook, abrufbar unter https://transpa 
rency.facebook.com/community-standards-enforcement#hate-speech. 
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II. Überblick zum Netzwerkdurchsetzungsgesetz (NetzDG) 


PROACTIVE RATE 
Of the violating content vve actioned, hovv much did vve find 
before users reported it? 


03 Qa Q Q2 Q3 Q | 01 Q2 Q3 as 


u a Q2 
2017 2018 2019 2020 
İB "ercentage of content actioned that we found and ñagged Percentage of content sctioned that 
before users reported it users reported first 


Abb. 2: Facebook Transparency” 


Bei YouTube hingegen wurden von den in 2020 insgesamt gelöschten 
34.71.336 Videos 94,36% aufgrund automatischer Erkennung, d.h. ohne 
Nutzer*innenbeschwerde entfernt. Beispielsweise wurden im 3. Quartal 2020 
nach eigenen Angaben 7.872.684 Videos wegen Verstoßes gegen Community- 
Richtlinien entfernt, davon ca. 94% durch automatische Erkennung. 


29 Community Standards Enforcement Report Facebook, abrufbar unter https://transpa 
rency.facebook.com/community-standards-enforcement#hate-speech 
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EER Enternte Videos 


8.000.000 


6.000.000 


4.000.000 


2.000.000 


0 Kftomatische Erkennung Trasted Flagger Behörde 
Nutzer Nichtregierungsorganisation 


Juli 2020 bis Sept. 2020 = Automatische Erkennung einschließen 


Abb. 3: Google Transparenzbericht” 


Im 4. Quartal 2020 ist die Zahl von Inhaltsentfernungen aufgrund automati- 
scher Erkennungen weiter gestiegen auf insgesamt 8.800.082 in diesem Zeit- 
raum. Dies entspricht wiederum einem Anteil gegenüber den Löschungen 
nach Meldungen von ca. 94%. 


Im 2. Halbjahr 2020 wurden entsprechend den Community-Richtlinien allein 
in den Kategorien „gewaltsamer oder grausamer Inhalt“ und „gewaltverherr- 
lichende Inhalte oder gewalttätiger Extremismus“ insgesamt 3.311.200 Videos 
entfernt.” 


Weniger differenziert sind die öffentlichen Angaben des Dienstes Twitter.” 
Das Soziale Netzwerk hat im ı. Halbjahr 2020 insgesamt 1.927.063 Inhalte 
wegen Verstößen gegen ihre Twitter Regeln entfernt und zusätzlich 925.744 
Accounts gesperrt.” Im Jahr 2019 waren es insgesamt 4.777.652 entfernte 


30 Google Transparenzbericht „YouTube-Community-Richtlinien und ihre Anwendung‘, 
abrufbar unter https://transparencyreport.google.com/youtube-policy/removals?hl= 
de&total_removed_videos=period:Y2020Q3;exclude_automated:all&lu=videos_by_ 
reason&content_by_flag=period:Y2020Q3;exclude_automated:all&videos_by_ 
views=detection_sources:ALL&videos_by_reason=period:Y2020Q2. 

31 Vgl. Google Transparenzbericht „YouTube-Community-Richtlinien und ihre Anwendung“. 

32 Vgl. Twitter Transparenz Bericht „Durchsetzung der Regeln“, der ausführliche Differen- 
zierung nach inhaltlichen Kategorien nur für den Zeitraum Juli bis Dezember 2019 
bereithält; abrufbar unter https://transparency.twitter.com/de/reports/rules-enforcement. 
html#2019-jul-dec. 

33 Vgl. Twitter Transparenz Bericht „Durchsetzung der Regeln‘. 
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Inhalte und 1.560.252 gesperrte Accounts, welche mit dem vergleichsweise 
höchsten Anteil wegen Verstoßes gegen die AGB untersagten Inhalte „Hass 
schürendes Verhalten“ begründet worden sind.” 


c) Löschungen NetzDG-gemeldeter Inhalte 


Gegenüber den hohen Zahlen festzustellender Inhaltsentfernungen aufgrund 
überwiegend proaktiver Erkennung und AGB-Prüfung sind die nach dem 
NetzDG-Meldeverfahren erfolgten und in den Halbjahreszahlen ausgewiese- 
nen Entfernungen vergleichsweise gering. 


Facebook gibt für das 2. Halbjahr 2020 an, dass von den nach NetzDG 
gemeldeten Inhalten insgesamt 1.276 gelöscht oder gesperrt worden sind. 1.122 
Inhalte wurden davon indes wegen eines Verstoßes gegen die eigenen 
Gemeinschaftsstandards weltweit gelöscht. Lediglich 154 Inhalte, die nicht 
gegen die (vorrangig geprüften) Gemeinschaftsstandards verstoßen haben, 
wurden wegen eines Verstoßes gegen eine im NetzDG aufgeführte Bestim- 
mung des deutschen Strafgesetzbuchs in Deutschland gesperrt. In den vor- 
herigen Berichtszeitrüumen wurden zum Teil noch weniger Entfernungen 
nach dem NetzDG angegeben. 


Den bei Facebook wegen „Hassrede“ im ı. Halbjahr 2020 insgesamt 32 Mil- 
lionen erfolgten Inhaltsentfernungen aufgrund von Verstößen gegen 
Gemeinschaftsstandards stehen z.B. 645 Löschungen/Sperrungen gegenüber, 
welche von Beschwerdeführer*innen wegen Volksverhetzung ($ 130 StGB 
i.V.m. Š 1 Abs. 3 NetzDG) gemeldet worden sind, wobei unklar ist, ob auch 
hierbei nicht der überwiegende Teil der Löschungen wegen Verstößen gegen 
die eigenen Gemeinschaftsstandards vorgenommen worden ist. Der Anteil der 
überhaupt nach NetzDG-Meldeverfahren (behaupteter Verstoß gegen $ 130 
StGB) erfolgten Entfernungen gegenüber den proaktiv wegen AGB-Verstoß 
gelöschten Inhalten wegen „Hassrede“ beträgt mithin 0,002%. Im 2. Halbjahr 
2020 hat sich der Wert bei 49 Millionen ,Hassrede“-Löschungen nach AGB 
gegenüber 397 nach dem NetzDG wegen $ ı30 StGB gelöschten Inhalten 
weiter auf 0,0008% marginalisiert. 


Der Video-Sharing Dienst YouTube gibt für das 2. Halbjahr 2020 an, dass von 
den nach NetzDG gemeldeten Inhalten insgesamt 73.477 entfernt worden 


34 Vgl. Twitter Transparenz Bericht „Durchsetzung der Regeln‘. 
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sind. 71.612 Inhalte wurden davon indes wegen eines Verstoßes gegen die 
eigenen Gemeinschaftsstandards weltweit gelöscht. Lediglich 1.865 Inhalte, 
die nicht gegen die (vorrangig geprüften) Gemeinschaftsstandards verstoßen 
haben, wurden wegen eines Verstoßes gegen eine im NetzDG aufgeführte 
Bestimmung des deutschen Strafgesetzbuchs in Deutschland gesperrt. Eine 
Entfernung nach NetzDG erfolgte mithin lediglich in 0,57% der mit Bezug auf 
das NetzDG eingegangenen 323.792 Beschwerden. 


Den wegen der AGB-Kategorien „Gewaltsamer oder grausamer Inhalt“ und 
„gewaltverherrlichende Inhalte oder gewalttätiger Extremismus“ im 2. Halb- 
jahr 2020 insgesamt 3.311.200 erfolgten Inhaltsentfernungen bei YouTube 
stehen 31 Entfernungen gegenüber, welche von dem Anbieter nicht wegen 
AGB, sondern wegen Gewalt im Sinne des NetzDG (SŠ 131 StGB i.V.m. $ ı Abs. 3 
NetzDG) gesperrt worden sind. Der Anteil der überhaupt nach NetzDG-Mel- 
deverfahren wegen NetzDG/StGB erfolgten Entfernungen gegenüber den 
proaktiv gelöschten Inhalten wegen „Gewalt“ i.S.d. Community-Richtlinien 
beträgt mithin 0,0009%. 


d) Erkenntnisse aus Monitoring-Berichten 


Nach Angaben des NetzDG-Gesetzgebers von 2017 hat ein von der Länder- 
stelle jugendschutz.net” durchgeführtes Monitoring der Löschpraxis sozialer 
Netzwerke vom Januar/Februar 2017 ergeben, dass die Beschwerden von 
Nutzer”innen gegen Hasskriminalität und andere strafbare Inhalte „nach wie 
vor nicht unverzüglich und ausreichend bearbeitet“ würden. Bei dem Anbieter 
YouTube würden in go % der Fälle strafbare Inhalte gelöscht, Facebook 
hingegen löschte nur in 39 % der Fälle, Twitter nur in ı % der Fälle.” Nahezu 
ausschließlich auf die Befunde dieses Monitoring-Berichts wurde seitens des 
Gesetzgebers die Erforderlichkeit der Restriktionen des NetzDG mit strengen 
Löschfristen und einer hohen Bußgeldbewehrung gestützt.” 


35 Vgl. $ 18 JMStV sowie hierzu Liesching/Schuster, Jugendschutzrecht - Kommentar, 5. Aufl. 
2on, $ 18 JMStV Rn. 2ff. 

36 Vgl. BT-Drs. 18/12356, S. ıf. 

37 Vgl. zur Kritik an der jugendschutz.net Monitoring Bericht als hinreichende Erkennt- 
nisgrundlage: Liesching in: Spindler/Schmitz, TMG — Kommentar, ə. Aufl. 2018, $ı 
NetzDG Rn. 6. 
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Das NetzDG sieht in $ 3 Abs. 5 weiterhin die Einrichtung einer Monitoring- 
Stelle vor, da sich nach der Amtlichen Begründung ein solches Monitoring 
bereits vor Inkrafttreten des NetzDG in der Praxis „bewährt“ habe.” Ent- 
sprechend ist zum 1.1.2019 eine Beauftragung der Intelligent Data Analytics 
GmbH & Co. KG als Monitoring-Stelle i.S.d. $ 3 Abs. 5 NetzDG erfolgt.” Nach 
dem NetzDG-Evaluierungsbericht der Bundesregierung von 2020 hat die 
Monitoring-Stelle bislang drei Berichte eingereicht.” 


In der von Eifert im Auftrag des BMJV durchgeführten Evaluation des NetzDG 
wurde — soweit ersichtlich — nur der erste der drei Berichte und überwiegend 
nur hinsichtlich der Darstellung der Meldewege berücksichtigt.” Für die 
vorliegende Teilevaluation wurden die Berichte seitens des Bundesamts für 
Justiz nach zunächst abgelehnter Zugänglichmachung nach Antragstellung 
gemäß $ ı IFG” übermittelt. 


Aus den nach Inkrafttreten des NetzDG vorgenommenen Monitorings in drei 
Testzyklen im Zeitraum 1.1.2019 bis 30.6.2020 ergibt sich ausweislich der 
Berichte im Durchschnitt keine Steigerung des Anteils der nach Meldung 
erfolgten Löschungen „eindeutig rechtswidriger“ Inhalte durch die Sozialen 
Netzwerke Facebook, YouTube und Twitter. Wird der Mittelwert bei den drei 
Berichten bezüglich der vorliegend untersuchten Sozialen Netzwerke Face- 
book, Youtube und Twitter im jeweiligen Durchschnitt der Entfernungsquoten 


38 Vgl. BT-Drs. 18/12356, S. 24 unter Verweis auf ein vormals von der Stelle „jugend- 
schutz.net“ (vgl. $ 18 JMStV) durchgeführtes „Monitoring der Beschwerdebearbeitung‘. 

39 Vgl. Bekanntmachung vergebener Aufträge VIII ı-1400/33-5-8ı 8/2018; Bericht der 
Bundesregierung zur NetzDG-Evaluierung, 2020, S. 18. Der Vertrag ist danach auf zwei 
Jahre befristet. 

40 In dem Evaluationsbericht der Bundesregierung werden keine näheren Angaben zu den 
Berichtsinhalten der Monitoring-Stelle gemacht, sondern lediglich ausgeführt, dass sich in 
der praktischen Arbeit gezeigt habe, „dass der Auftrag herausfordernd ist und sich das 
Monitoring über die Monitoringzeiträume hinweg in laufender Anpassung befindet“; 
Bericht der Bundesregierung zur NetzDG-Evaluierung, 2020, S. 18. Ob ein Widerspruch 
darin erblickt werden könnte, dass sich das Monitoring vor Inkrafttreten des NetzDG aus 
Sicht der Bundesregierung „bewährt“ hat und nach Inkrafttreten des NetzDG als „her- 
ausfordernd“ darstelle, wird im Rahmen der des Evaluierungsberichts nicht näher erör- 
tert. 

4 Vgl. zu den im Rahmen des Evaluationsberichts angegebenen, berücksichtigten Quellen: 
Eifert, Evaluation des NetzDG. Im Auftrag des BMV, 2020, S. s ff, siehe aber auch die 
subsidiäre Berücksichtigung des ersten Berichts (Testzyklus erstes Halbjahr 2019), ins- 
besondere zur Darstellung der Meldewege: S. 30 ff. 

42 BfJ-Az. I 5-1530/2 — A 2-58/202ı. 
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nach Inkrafttreten des NetzDG zugrunde gelegt, so ergibt sich eine Gesamt- 
quote von 37,3 % gelöschter/gesperrter Inhalte gegenüber vor Inkrafttreten 
des NetzDG 2017 ermittelten 43,3 96.” 


e) Praxis der Bußgeldahndungen durch Bf] 


aa) Einschätzung und Planung des Gesetzgebers 2017 

Das Netzwerkdurchsetzungsgesetz ist hinsichtlich der Rechtsfolgen gegenüber 
Sozialen Netzwerken ausschließlich auf die Sanktionierung durch Bußgeld 
ausgerichtet. Neben Berichtspflichten und der Etablierung von Zustellungs- 
bevollmächtigten werden durch die Ordnungswidrigkeitentatbestände des $ 4 
Abs. ı NetzDG vor allem Verstöße gegen die nicht richtige Umsetzung der 
Pflichten zur Etablierung eines Beschwerdeverfahrens mit Lösch-Compliance 
sanktioniert. 


Auch der Gesetzgeber hat vor allem in diesem Bereich mit einem erheblichen 
Beschwerdeaufkommen i.S.v. Hinweisen an die Bußgeldbehörde des Bun- 
desamts für Justiz (BfJ) und in der Folge mit einer großen Zahl von Buß- 
geldverfahren gerechnet, die auf der nicht rechtzeitigen Löschung offen- 
sichtlich rechtswidriger Inhalte innerhalb von 24 Stunden beruht. In der 
Amtlichen Begründung des NetzDG wird insoweit ausgeführt (Hervorhe- 
bungen d. Verf.): 


„Insbesondere werden sie [Soziale Netzwerke] verpflichtet, einen offensichtlich rechts- 
widrigen Inhalt innerhalb von 24 Stunden nach Eingang der Beschwerde zu löschen. 
Verstöße gegen diese Pflicht können mit einem Bußgeld geahndet werden. In diesem 
Bereich ist mit einer erheblichen Zahl von Anzeigen an das Bundesamt für Justiz zu 
rechnen. Bei den sozialen Netzwerken gehen schätzungsweise jährlich mindestens 500 
ooo Beschwerden aus der Bundesrepublik Deutschland wegen Hasskriminalität und 
anderen strafbaren Inhalten ein. Gelöscht oder gesperrt wird jedoch nur ein Bruchteil 
dessen. Zahlreiche Nutzer, die vermeintliche Hasskriminalität oder andere strafbare 
Inhalte gemeldet haben, könnten sich daher veranlasst sehen, ihre erfolglose Beschwerde 
dem Bundesamt für Justiz zuzuleiten. Geschätzt wird, dass dies in 5 % aller erfolglosen 
Beschwerden, also in rund 25 ooo Fällen geschieht. Da diese Anzeigen aber zum großen 
Teil unbegründet sein werden, kann mit einem jährlichen Verfahrensaufkommen von 


500 Bußgeldverfahren im Bereich des Beschwerdemanagements gerechnet vverden".” 


43 Siehe ausführlich unten TILə.b) und c). 
44 BT-Dıs. 18/12356, S. 4. 
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Nach einer eingeholten „Schätzung“ des Bundesamtes für Justiz ergäbe sich 
hiernach ein Personalaufwand von 39,5 Stellen mit einem Personalkosten- 


aufwand und zusätzlichen Kosten von insgesamt ca. 4 Millionen Euro jähr- 
lich.” 


bb) Bußgeldahndungspraxis 2018 - 2020 

Ging mithin der Gesetzgeber für den Zeitraum von drei Jahren von insgesamt 
ca. 1.500 begründeten Buf$geldverfahren im Bereich des Beschwerdemanage- 
ments bei vorwiegend nicht nach 24 Stunden gelöschten offensichtlich 
rechtswidrigen Inhalten aus, so wurden seitens des Bundesamts für Justiz im 
Zeitraum 1.1.2018 bis 31.5.2020 insgesamt keine Bußgeldbescheide erlassen. In 
einer Stellungnahme des BfJ vom 15.6.2020 zum NetzDGÄndG wird ausge- 
führt, dass es zu solchen Verfahren, welche zusätzlich ein gerichtliches Vor- 
abentscheidungsverfahren nach $ 4 Abs. 5 NetzDG”” erfordern, „bisher nicht 
gekommen“ sei.” 


Ging der Gesetzgeber von einer „erheblichen Zahl von Anzeigen an das 
Bundesamt für Justiz“ im Bereich „offensichtlich rechtswidriger“ indes nicht 
gelöschter Inhalte aus, so gelangt das Bundesamt für Justiz in ihrer Stellung- 
nahme vom 15.6.2020 zu folgendem Befund: 


„Die Erfahrung hat gezeigt, dass „offensichtlich“ rechtswidrige Inhalte im Sinne von $ 3 
Absatz 2 Nummer 2 NetzDG kaum Gegenstand von Meldungen an das Bf] sind. Vielmehr 
handelt es sich bei der weit überwiegenden Anzahl von Inhalten, die dem Bf] gemeldet 
werden, um Sachverhalte, deren Rechtswidrigkeit oder strafrechtliche Unbedenklichkeit 


sich nicht ohne Weiteres aufdringt".” 


Eine Buf$geldahndungspraxis ist vor diesem Hintergrund bei dem hinsichtlich 
der Rechtsfolgen auf Bufßgeldahndung beschränkten Netzwerkdurchset- 


zungsgesetz seit Inkrafttreten 2017 nicht existent. Auch dies deutet auf eine 
eher geringe praktische Bedeutung des NetzDG in der Anwendungspraxis hin. 


45 BT-Dıs. 18/12356, S. 4. 

46 Hierzu Höld, MMR 2017, 791ff. 

47 Vgl. Stellungnahme des BfJ zum NetzDGÄndG v. 15.6.2020, S. 14. 
48 Vgl. Stellungnahme des BfJ zum NetzDGÄndG v. 15.6.2020, S. 14. 
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f) Internationale NetzDG-Geltung und Durchsetzung 


aa) Geltung für Soziale Netzwerke in anderen 
EU-Mitgliedstaaten 


Bei den das Beschwerdemanagement und entsprechende Bußgeldsanktionen 
betreffenden Bestimmungen des NetzDG wird wegen ihres generellen Gel- 
tungsanspruchs im EU-Raum von der herrschenden Rechtsliteratur von einem 
Verstoß gegen das Herkunftslandprinzip ausgegangen." Hierfür spricht, dass 
im Gegensatz zu den Ausnahmen des Art. 3 Abs. 3 ECRL die in Abs. 4 und 5 
geregelten Einschränkungen nicht generell vorgesehen sind, sondern lediglich 
für behördliche Schutzmaßnahmen nach Abwägung im Einzelfall.’ Insoweit 
richtet sich das NetzDG auch nicht auf einen bestimmten Dienst, wie es Art. 3 
Abs. 4 ECRL indes erfordert, sondern vielmehr an alle Dienste, die Soziale 
Netzwerke i.S.d. $ ı Abs. ı NetzDG sind.” 


Der Europäische Gerichtshof hat sich bislang nicht mit der Unionsrechts- 
konformität des NetzDG befasst, indes ist fraglich, ob der EuGH angesichts der 
nicht unerheblichen Bedenken gegen die Beachtung des Herkunftslandprin- 
zips die Geltung des deutschen Gesetzes auch für Soziale Netzwerke mit Sitz 
in anderen EU-Mitgliedstaaten bestätigen wird. 


Überdies gehen die Sozialen Netzwerke zum Teil bereits heute von einer 
fehlenden Rechtsverbindlichkeit für sie aus und betonen, dass sie das NetzDG 
derzeit lediglich „freiwillig“ aufgrund gleichgerichteter Ziele umsetzen. Für das 
Soziale Netzwerk YouTube wird etwa in der qualitativen Studie der vorlie- 
genden Teilevaluation im Wortlaut ausgeführt: 


„Der deutsche Gesetzgeber ist bei dem 2017 in Kraft getretenen NetzDG unter Missachtung 

des Herkunftslandprinzips von einem Marktortprinzip ausgegangen. Erst das sich nun in 
der Abstimmung befindliche NetzDGAndG erkennt das Herkunftslandprinzip, zumindest 
teilweise für Video-Sharing-Plattformen, an. 


49 Vgl. Eifert, in: Eifert/Gostomzyk, Netzwerkrecht, 2018, S. 24; Feldmann, K&R 2017, 292, 296; 
Hain/Ferreau/Brings-Wiesen, K&R 2017, 433f.; Heidrich/Scheuch, DSRITB 2017, 305, 317; 
Hoeren, Beck-Expertenblog v. 30.3.2017; Hoven/Gersdorf, in: Gersdorf/Paal, BeckOK 
Informations- und Medienrecht, 30. Edition 2019, $ ı NetzDG Rın. 9; Liesching, MMR 2018, 
26, 29; Spindler, ZUM 2017, 473, 474ff.; ders., K&R 2017, 533, 535 f; Wimmers/Heymann, AfP 
2017, 93, 96f.; a.A. Schwartmann/Mühlenbeck, ZRP 2020, 170, 172. 

so Eifert, in: Eifert/Gostomzyk, Netzwerkrecht, 2018, S. 24; Spindler, ZUM 2017, 474, 476f. 

sı Ausführl. Ziesching, Das Herkunftslandprinzip der E-Commerce-Richtlinie und seine 
Auswirkung auf die aktuelle Mediengesetzgebung in Deutschland, 2020, S. 7 ff. 
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Da der Dienst YouTube für Nutzer aus dem Europäischen Wirtschaftsraum und der 
Schweiz von der Google Ireland Ltd. mit Sitz in Dublin, Irland, angeboten wird, gilt nach 
den Vorgaben des Herkunftslandprinzips for [sic für] YouTube Irisches Recht. YouTube 
hat, wie bereits in vorherigen Antworten dargelegt, ebenfalls Interesse an der Entfernung 
strafbarer bzw. rechtswidriger Inhalte sowie an Transparenz rund um die eingesetzten 
Content Management Systeme, d.h. YouTube setzt die NetzDG Maßnahmen bisher frei- 


u 52 


willig um“. 


bb) Durchsetzbarkeit des NetzDG im Ausland 

Neben den dargelegten europarechtlichen Fragestellungen ergeben sich vor 
allem in Bezug auf die Rechtsdurchsetzung im Ausland erhebliche Heraus- 
forderungen. Dies betrifft bereits die Zustellung von Anhörungsschreiben mit 
Blick auf Bußgeldverfahren und schon die Frage der Durchsetzung eines 
Zustellungsbevollmächtigten gemäß $ 5 Abs.ı NetzDG in Deutschland. 
Grundsätzlich ist in jedem einzelnen Verfahren der internationale Rechts- 
hilfeweg zu beschreiten, dessen Erfolg von der Beurteilung der Sanktions- 
würdigkeit eines NetzDG-Verstoßes in dem jeweiligen ersuchten Staat 
abhängt.” 


g) Kursorische Bewertung 


Eine exemplifiziert vergleichende Betrachtung der nach eigenen AGB-Regeln 
entfernten Inhalte gegenüber den nach NetzDG gesperrten Inhalten legt eher 
nahe, dass das Netzwerkdurchsetzungsgesetz nahezu keine unmittelbaren 
Auswirkungen auf die vorrangig nach Community Richtlinien ausgerichtete 
und global orientierte Lösch-Compliance großer Sozialer Netzwerke hat. Die 
vor allem in 2020 immer stärker dominierende proaktive, auf automatischer 
Erkennung basierende Entfernung von Inhalten - vor allem bei den Sozialen 
Netzwerken Facebook und YouTube - führt tendenziell zu einer weiteren 
Marginalisierung der praktischen Bedeutung des auf Nutzer*innenbeschwer- 
den und Meldeverfahren basierenden Netzwerkdurchsetzungsgesetzes. 


Sofern überdies aus den NetzDG-Monitoring-Berichten im Zeitraum 2018 bis 
2020 — ungeachtet der Methodenkritik” — Rückschlüsse auf die praktische 


52 Qualitative Befragung YouTube, S. 5f. (Frage 4). 

53 Vgl. hierzu auch die Ausführungen i.R.d. Stellungnahme des BfJ zum NetzDGÄndG v. 15.6. 
2020, insb. S. nı. 

54 Siehe hierzu unten IIl.2.c)aa). 
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Bedeutung des NetzDG gezogen werden können, so legen die Befunde der 
Berichte nicht nahe, dass das Netzwerkdurchsetzungsgesetz zu einer mess- 
baren Steigerung der Anteile erfolgter Inhaltsentfernungen an den insgesamt 
durch die Monitoring-Stelle gemeldeten „eindeutig rechtswidrigen“ Inhalten 
i. S. d. NetzDG geführt haben. 


Auch die nach mehr als drei Jahren zu konstatierende, nahezu fehlende 
Ahndungspraxis in Bezug auf Bußgeldtatbestände nach $ 4 Abs. i NetzDG 
insbesondere im Bereich des Beschwerdemanagements deutet eher auf eine 
kaum vorhandene praktische Bedeutung des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes 
im Kontext der praktizierten Prüf- und Lösch-Compliance der unter das 
NetzDG fallenden Sozialen Netzwerke hin. 


Die Anwendbarkeit des NetzDG auf die praktisch relevanten großen Sozialen 
Netzwerke mit Sitz in einem anderen EU-Mitgliedstaat ist europarechtlich 
zweifelhaft und vom EuGH bislang nicht bestätigt. Einzelne der großen 
Sozialen Netzwerke halten das NetzDG daher nicht für rechtsverbindlich, 
sondern setzen es aktuell nur „freiwillig“ um. Die Durchführung von Buß- 
geldverfahren durch das Bundesamt für Justiz gegen Anbieter im Ausland ist 
ebenfalls unsicher und hat bislang zu keiner internationalen Rechtsdurch- 
setzung des NetzDG geführt. 


Vor diesem Hintergrund scheint eine genauere und umfassendere Untersu- 
chung des unmittelbaren praktischen Anwendungsbereichs des NetzDG im 
Rahmen der sich seit 2017 verändernden Compliance-Struktur der Sozialen 
Netzwerke notwendig. Denn eine weitgehende Wirkungslosigkeit des mit 
erheblichen Restriktionen verbundenen NetzDG stellte gegebenenfalls dessen 
Geeignetheit und Erforderlichkeit und mithin seine Verfassungskonformität in 
Frage. 
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1. Juristische Evaluation im Auftrag des BMJV 2020 


a) Wesentlicher Inhalt der Studie 


Die von Prof. Dr. Martin Eifert und Mitarbeiter”innen 2020 im Auftrag des 
Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz durchgeführte 
„unabhängige juristische Evaluation des NetzDG“ bildet ein Element im 
Rahmen der vom BMJV koordinierten Gesamtevaluation. Hiernach soll die 
Akzeptanz und Praktikabilität des NetzDG durch die Rechtswissenschaft, die 
Netzvverkanbieter und die Nutzer*innen aus juristischer Perspektive beurteilt 
werden. Dafür wurden die nachfolgenden Akteure befragt, deren Antworten 
neben den Daten der Transparenzberichte in den Bericht eingeflossen seien: 
Anbieter Sozialer Netzwerke (change.org, Facebook, Google, YouTube, Pin- 
terest, Reddit, SoundCloud, TikTok und Twitter; keine Rückmeldung erfolgte 
von: Pinterest, Reddit, TikTok, Twitter)’, Nichtregierungsorganisationen, 
Berufs- und sonstige Verbände, Rechtsanvvalt”innen, Staatsanwaltschaften 
und das Bf]. In der Evaluation werden drei Halbjahresberichte (von Januar 
2018 bis Juni 2019) ausgewertet. 


Es wird im Rahmen des Berichts betont, dass die juristische Evaluation keine 
juristische Begutachtung des Gesetzes darstelle und dass infolgedessen auch 
nicht auf die Verfassungsmäßigkeit und Europarechtskonformität eingegan- 
gen werde.’ Insgesamt zeige sich dennoch, dass das NetzDG ungeachtet seiner 
unionsrechtlichen Bewertung im Einzelnen als Vorreiter der weiteren Ent- 
wicklung auf unionaler Ebene angesehen werden könne. Als Sorgfalts- und 
Verantwortungspflichten, auf welche die Sozialen Netzwerke besonders 
Augenmerk legen sollten, identifiziert der Bericht den Einsatz algorithmischer 
Verfahren, ein interessenausgleichendes Beschwerdemanagement, Lösch- 


ı Vgl. Eifert/v.Landenberg-Roberg /Thef//V/ienfort, Netzwerkdurchsetzungsgesetz in der 
Bewährung - Juristische Evaluation und Optimierungspotenzial, ı. Aufl. 2020, S. 6. 

2 Vgl. Eifert, Evaluation des NetzDG im Auftrag des BMJV, 2020, S. 4, abrufbar unter: 
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Artikel/DE/2020/090920_Evaluierungsbericht_NetzDG. 
html; s.a. spätere Nomos-Publikation: Eifert/v.Landenberg-Roberg/Theß/Wienfort, Netz- 
werkdurchsetzungsgesetz in der Bewährung - Juristische Evaluation und Optimie- 
rungspotenzial, ı. Aufl. 2020. 

3 Vgl. Eifert, aaO. S. ə. 
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pflichten von Inhalten, Transparenzanforderungen und ein kooperatives 
Vorgehen von Anbietern und Behörden.“ 


Die Löschfrist von 24 Stunden sei gemäß der Evaluation als praktikabel ein- 
zuschätzen. Als problematisch erweise sich dennoch die Prüfung von längeren 
Inhalten, wie beispielsweise Podcasts. Auch sei es bei Meldungen am 
Wochenende schwieriger, eine zweite Meinung einzuholen oder bei anders- 
sprachigen Inhalten eine Übersetzerin oder einen Übersetzer heranzuziehen. 


Bezüglich des Meldeweges existiere das Problem, dass die Prüfverfahren von 
Beschwerden nach NetzDG und nach Gemeinschaftsstandards nicht neben- 
einander durchlaufen, sondern vermischt würden, was die Übereinstimmung 
mit den Anforderungen des NetzDG erschwere: 


„Die Inhalte wurden zwar im Ergebnis gelöscht. Unklar bleibt allerdings, ob und inwieweit 
im Verfahren die anderen Anforderungen an das Compliance-Regime des NetzDG einge- 


halten wurden, also [...] die Fristen, [...] das Verfahren einschließlich seiner Qualitätssi- 


R ra 6 
cherungen und die Beweissicherung‘. 


Hier nennt der Bericht zvvei Anforderungen, um ,eine gezielte Nutzung des 
Meldevvegs als VVeichenstellung für differenzierte Anforderungen der Netz- 
vverkanbieter” zu ermöglichen. Zum einen wird eine Platzierung der Melde- 
wege unmittelbar nebeneinander und zum anderen eine angemessene 
Information der Nutzer*innen über die Unterschiede zwischen beiden Mel- 
dewegen gefordert.“ 


Diese Betrachtung zeige, dass der Gesetzgeber nicht nur den Anknüpfungs- 
punkt der „Beschwerde über rechtswidrige Inhalte“ konkretisieren sollte, 
sondern auch eine Bestimmung des Verhältnisses der Beschwerdemanage- 
ment-Systeme zueinander oder allgemeiner Mindestanforderungen zu prüfen 
wären. Eifert zufolge verlagerten sich damit die Prüfvorgänge stark in jenen 
Bereich, der durch die privatautonom gesetzten Gemeinschaftsstandards 
geprägt sei: 


Vgl. Eifert, aaO. S. 12. 
Vgl. Eifert, aaO. S. 47. 
Eifert, aaO. S. 28. 
Eifert, aaO. S. 26. 
Vgl. Eifert, aaO. S. 26. 
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„Je höher die Anforderungen nach dem NetzDG sind, desto größer ist der Anreiz für die 


Netzwerkanbieter, die Beschwerden in das weniger stark regulierte System der 


Beschwerden nach Gemeinschaftsstandards zu lenken“. 


Weiterhin bemängelt der Bericht, dass es auf dem Beschwerdeweg einiger 
Netzwerkanbieter eine Abschreckungswirkung gebe, da im Meldeprozess 
Warnungen bezüglich unvollständiger, ungültiger oder falscher Angaben 
geäußert werden. Entsprechende Hinweise seien sehr problematisch und 
sollten Eifert zufolge vermieden werden.” 


Bezüglich des $ 3 NetzDG kritisiert die Evaluation, dass das netzwerkinterne 
Prüfverfahren von außen nicht einsehbar sei. Gleiches gelte für den Ablauf 
interner Schulungs- und Betreuungsangebote sowie für die Ausgestaltung der 
Meldewege, „da je nachdem, von welchem Endgerät aus man meldet und ob 
man angemeldete*r Nutzer”in ist oder nicht, eine große Anzahl von Melde- 
wegen existier[e]“." 


Im Zusammenhang mit dem Kritikpunkt des Over- bzw. Underblockings 
betonen die Autor”innen, dass eine umfassende inhaltliche Überprüfung des 
Sachverhalts im Rahmen der Evaluation mangels überprüfbaren Entschei- 
dungsmaterials nicht leistbar sei, räumen dazu jedoch ein, dass es einen 
Anreiz zugunsten der Entfernung von Inhalten gebe: 


„Während fälschlicherweise nicht entfernte Inhalte [...] präsent bleiben und leicht ins Visier 
der Öffentlichkeit geraten können, wird die fälschliche Entfernung von Inhalten nur 


o 2 


bekannt, wenn die Poster*innen die Öffentlichkeit aktivieren“. 
Empirisch lasse sich Overblocking dennoch nicht belegen. Ob ein Bußgeld in 
einem Fall von Overblocking verhängt werden könne, sei nicht ausdrücklich 
vom Gesetzgeber definiert, da die Leitlinien des NetzDG hauptsächlich zum 


systemischen Underblocking Stellung nähmen. Das NetzDG schaffe somit 
weder einseitige Anreize für Overblocking noch für Underblocking: 


„Die ursprünglich weit verbreitete Annahme, das NetzDG führe zu systematischem 
Overblocking, bleibt damit ohne umfassende inhaltliche Evaluation bloße Spekulation und 
erscheint angesichts mangelnder Hinweise aus den sensibilisierten Kreisen der Betroffenen 
oder der beobachtenden Medien unplausibel“.” 


9 Elfert, aaO. S. 29. 
ıo Vgl. Eifert, aaO. S. 38f. 
nu  Eifert, aaO. S. 30. 
ız Elfert, aaO. S: 52. 
ış Eifert, aaO. S. 54. 
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Bezogen auf die Anzahl der im Berichtszeitraum eingegangenen Beschwerden 
über rechtswidrige Inhalte nach $ 2 Abs. 2 Nr. 3 NetzDG gebe es eine große 
Variationsbreite in der Interpretation der Meldepflicht. Unklar sei, ob die Zahl 
der Beschwerdemeldungen oder die Zahl der zu prüfenden Inhalte maßgeb- 
lich ist, worin ein Hauptfaktor für die mangelnde Vergleichbarkeit gesehen 
wird. Daneben sei fraglich, ob Nutzer*innen bei ihren Beschwerden aus- 
drücklich die Rechtswidrigkeit des Inhalts nach einem der in $ı Abs. 3 
NetzDG genannten Straftatbestände behaupten müssen, oder ob es für eine 
„Beschwerde über rechtswidrige Inhalte“ genügt, dass die Nutzer”innen sich 
beim Netzwerkanbieter pauschal (ggf. auch über den Beschwerdeweg nach 
Gemeinschaftsstandards) über einen konkreten Inhalt beschweren, der nach 
ihrer Ansicht gesperrt bzw. gelöscht werden sollte und dessen Rechtswidrig- 
keit implizit behauptet wird. Der hierdurch eröffnete Interpretationsspiel- 
raum wirke sich nicht nur auf die Vergleichbarkeit der Zahlen zwischen den 
einzelnen Netzwerkanbietern negativ aus, sondern beeinträchtige bisweilen 
auch die Transparenz der Angaben innerhalb einzelner Transparenzberichte.“ 


Auch von den befragten Akteuren werde vornehmlich die fehlende Ver- 
gleichbarkeit dieser Berichte kritisiert. Hauptfaktoren seien laut der Auskunft 
von NGOs und Rechtsanvvalt”innen meist die differierende Ausgestaltung der 
Meldewege oder die unterschiedliche Aufschlüsselung der Netzwerkanbieter 
in den Halbjahresberichten, insbesondere die unterschiedliche Aufschlüsse- 
lung der gelöschten Inhalte nach Gemeinschaftsstandards oder NetzDG”. Aus 
der Gruppe der Netzwerkanbieter werde daher der „Wunsch nach genaueren 
Angaben durch den Gesetzgeber und stärkerer Kommunikation durch das BfJ 
geäußert und die Veröffentlichung eines Leitfadens angeregt.“ Das Bf] 
beabsichtige der Befragung nach derzeit nicht, „Leitlinien“ zu veröffentlichen, 
schließe dies für die Zukunft aber auch nicht grundsätzlich aus. „Die bisherige 
Praxis hat nach Auffassung des Bf] den Vorteil, dass zunächst Erfahrungen mit 
den vorhandenen Berichten gesammelt werden könnten. Diese könnten dann 
gegebenenfalls zu einem späteren Zeitpunkt in Leitlinien einfließen“.” 

Weiterhin wird zur erfolgreicheren Strafverfolgung von Hasskriminalität in 
Sozialen Netzwerken die Notwendigkeit der finanziellen und personellen 
Aufstockung der Staatsanwaltschaften, die Bildung von Schwerpunktstaats- 


ıq Vgl. Eifert, aaO. S. 75 ff. 
15 Vgl. Eifert, aaO. S. 891. 
16 Elfert, aaO. S. go. 

ır Eilfert, aaO. S. 1401, 
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anwaltschaften und die Verstärkung der Kooperation untereinander sowie 
„die Einführung einer Pflicht der Netzvverkanbieter zur Übermittlung von 
(gewissen) gemeldeten rechtswidrigen Inhalten [...] an das Bundeskriminal- 
amt [...]“ gefordert.” Verbesserungen des bisherigen zivilprozessualen Systems 
werden nachfolgend in Form eines elektronischen Rechtsdurchsetzungspor- 
tals als vielversprechend erachtet. Eifert räumt anschließend jedoch ein, dass 
selbst wenn sämtliche Hürden für die Betroffenen beseitigt werden könnten, 
unklar bliebe, inwieweit die Gerichtsbarkeit oder die alternativen Entschei- 
dungsorgane das hochvolumige Fallaufkommen bewältigen können sollen.” 


Zusammenfassend fordert der Bericht u.a. eine „klare Adressierung der Fra- 
gen, die sich aus der Dualität der Meldewege der Netzwerkanbieter für 
NetzDG-Beschwerden einerseits und für Beschwerden über Verstöße gegen 
Gemeinschaftsstandards andererseits ergeben.“ Eine leichte Erkenn- und 
Erreichbarkeit für die Nutzer*innen sowie die Frage, inwieweit Meldeweg oder 
Beschwerdeinhalt für die Anforderungen an das Prüfverfahren und die 
Transparenzpflichten gem. NetzDG maßgeblich sind, seien hier unter ande- 
rem entscheidend. Anhörungspflichten postender Nutzer*innen, Überprü- 
fungspflichten von Löschungen/Sperrungen auf Beschwerden hin oder 
gesetzliche Wiederherstellungsansprüche seien außerdem für die Prüfung und 
Ergänzung weiterer gesetzlicher Rechte von Bedeutung. Außerdem werden 
eine stärkere Standardisierung und Präzisierung der Transparenzberichte 
durch angemessene Vorgaben und weiterhin etliche Erleichterungen der 
„individuellen Rechtsverfolgung Betroffener durch Absenkung der Zugangs- 
hürden zu den Gerichten bzw. Einrichtung niedrigschwelliger Streitschlich- 
tungen“” gefordert.” 


Positiv merkt der Bericht an, dass laut der Schwerpunktstaatsanwaltschaft 
ZAC NRW seit Inkrafttreten des NetzDG mehr Ermittlungsverfahren zur 
Verfolgung strafbarer Inhalte im Netz eingeleitet werden. Dies werde auf die 
Weiterleitung von Inhalten durch das Bf/ und auf die erhöhte Aufmerksamkeit 
für diesen Bereich zurückgeführt, die u.a. durch die Diskussion um das 
NetzDG hervorgerufen wurde.” 


18 Elfert, aaO. S. 122. 

ı9 Vgl. Eifert, aaO. S. 149. 
20 Eifert, aaO. S. ısı. 

zı Eifert, aaO., S. 154. 

22 Vgl. Eifert, aaO. S. 151 ff. 
23 Vgl. Eifert, aaO. S. 63. 
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b) Anmerkungen zu Methodik und Befunden 


aa) Im Rahmen der nach eigenen Angaben „juristischen Evaluation“ werden 
die Fragen der Verfassungsmäßigkeit und der Europarechtskonformität trotz 
der breit geäußerten Kritik der wissenschaftlichen Dienste des Deutschen 
Bundestages und der h. M. in der Rechtsvvissenschaft” nicht näher untersucht. 
Das als Kernargument verfassungsrechtlicher Kritik vorgetragene Overblo- 
cking als Folge des NetzDG wird in der Evaluation nicht empirisch untersucht, 
obgleich als Gegenstand der Evaluation gerade der Auftrag des Gesetzgebers 
zitiert wird, wonach die Evaluierung „die Frage nach unbeabsichtigten 
Nebenwirkungen“ einschließen sollte.”” Auch die für den Zeitraum 2019 und 
2020 erstellten drei Berichte der Monitoring-Stelle gemäß $ 3 Abs. s NetzDG 
wurden in der Evaluation nahezu nicht berücksichtigt,” obwohl die Befunde 
des entsprechenden Monitorings 2017 zentral für die Begründung der Erfor- 
derlichkeit des NetzDG angeführt worden waren.” 


Insoweit wird in dem Evaluationsbericht im Sinne des Auftrags des Gesetz- 
gebers lediglich festgestellt, dass eine eindeutige Beurteilung, ob das NetzDG 
zu Overblocking führt, eine „umfassende inhaltliche Überprüfung“ voraus- 
setze, indes dann im Folgesatz ausgeführt, dass eine solche Überprüfung „im 
Rahmen dieser Evaluation mangels überprüfbaren Entscheidungsmaterials 
nicht leistbar“ sei.” Ohne geleistete empirische Untersuchung wird weiter 
konstatiert: „Empirisch lässt sich ein Overblocking nicht belegen“.” Dies 
erscheint zweifelhaft, da bei einer dem gesetzgeberischen Auftrag entspre- 
chenden empirischen Untersuchung möglicherweise ein Overblocking hätte 
belegt werden können. Das bloße Unterlassen der empirischen Untersuchung 
indiziert nicht das Ergebnis fehlender empirischer Belegbarkeit. 


24 Siehe hierzu oben Il.2. 

25 Eifert, aaO. S. í unter Zitation und Verweis auf die Gesetzesbegründung zum Netz- 
werkdurchsetzungsgesetz (NetzDG), BT-Drucks. 18/12356, S. 18. 

26 Vgl. zu den im Rahmen des Evaluationsberichts angegebenen, berücksichtigten Quellen: 
Eifert, Evaluation des NetzDG. Im Auftrag des BMJV, 2020, S. s ff, siehe aber auch die 
subsidiäre Berücksichtigung des ersten Berichts (Testzyklus erstes Halbjahr 2019), ins- 
besondere zur Darstellung der Meldewege: S. 30 ff. 

27 Vgl. BT-Dıs. 18/12356, S. ıf. sowie ausführl. unten IIL2.a)und c)bb). 

28 Eifert, aaO. S. sı. 

29 Eifert, aaO. S. 53. 
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Im Übrigen unterbleibt auch die Eruierung und nähere Untersuchung von 
Anhaltspunkten für ein Overblocking” sowie eine Analyse der Wirksamkeit 
der von der Bundesregierung als „Mechanismen gegen Overblocking“ ange- 
sehenen Regulierungselemente.” 


bb) In der Juristischen Evaluation im Auftrag des BMJV werden darüber 
hinaus zum Teil die falschen gesetzlichen Bestimmungen des NetzDG für die 
angestellten Bewertungen zugrunde gelegt. So basieren die Ausführungen zum 
Anreiz für Overblocking und Underblocking im Kontext der Bußgeldahndung 
auf der irrtümlichen Annahme, dass hierfür der Buf$geldtatbestand des $ 4 
Abs. ı Nr. 3 NetzDG einschlägig wäre.” Dieser Tatbestand betrifft aber die 
nicht richtige Bereitstellung von „Verfahren zur Übermittlung von 
Beschwerden“, hingegen nicht zum Umgang mit Beschwerden über rechts- 
widrige Inhalte. Richtigerweise wäre in der Evaluation der Bußgeldtatbestand 
des $ 4 Abs. ı Nr. 2 NetzDG und dessen Auslegungsgrundsätze mit Blick auf 
die Bewertung von Anreizen zum Overblocking zugrunde zu legen gewesen. 
Insoweit können sich Unterschiede bei der Auslegung und Evaluation beider 
Tatbestände ergeben.” 


cc) Die in der Untersuchung von Eifert u.a. ermittelten „Löschquoten“ sind 
zum Teil fehlerhaft, da falsche Basiswerte herangezogen worden sind. So wird 
in der Evaluation ausweislich des Anhangs bei Facebook die „Anzahl der 
NetzDG-Beschwerden“ zu den erfolgten Löschungen in Beziehung gesetzt und 
daraus eine „Löschquote“ ermittelt. Hierbei wurde offenbar übersehen, dass 
jede Beschwerde mehrere Inhalte zum Gegenstand haben kann. Richtiger- 
weise ist für die Ermittlung einer „Löschquote“ die Zahl der beschwerdege- 


30 Siehe hierzu ausführl. unten V. 

31 Siehe hierzu V.2.g) und 3.d). 

32 Vgl. Eifert, aaO. S. 52: „Gem. $ 4 Abs. 1 Nr. 3 NetzDG handelt ordnungswidrig, wer 
entgegen $ 3 Abs. 1 S. 2 NetzDG ein dort genanntes Verfahren nicht oder nicht richtig zur 
Verfügung stellt. Ein Verfahren ist nach Wortlautauslegung sowie unter Berücksichtigung 
von Sinn und Zweck des Gesetzes sowohl dann nicht oder nicht richtig zur Verfügung 
gestellt, wenn systemisch zu viel entfernt wird (Overblocking), als auch im gegenteiligen 
Fall (Underblocking)‘. 

33 Neben der unterschiedlichen Tathandlungen („Vorhalten“ vs. „Zur-Verfügung-Stellen“) 
und der jeweils unterschiedlich referenzierten Normen des $ 3 Abs. ı (Satz ı vs. Satz 2) 
sind bei dem bei Eifert irrtümlich nicht zugrunde gelegten $ 4 Abs. ı Nr. 2 NetzDG die 
weiteren Voraussetzungen insofern enger, als es nur um den Umgang mit Beschwerden 
von Nutzer*innen geht, „die im Inland wohnhaft sind oder ihren Sitz haben“. 
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genständlichen Inhalte (nicht der Beschwerden) in das Verhältnis zu den 
gelöschten beschwerdegegenständlichen Inhalten zu setzen. 


So hätten beispielsweise zur Ermittlung der Löschquote von Facebook im 
ı. Halbjahresbericht 2018 nicht 886 Beschwerden zugrunde gelegt werden 
dürfen, sondern 1.704 gemeldete Inhalte. Die von Eifert u.a. ermittelte 
Löschquote weicht mithin erheblich von der tatsächlichen Löschquote ab. 
Auch für den 2. Halbjahresbericht 2018 von Facebook ergeben die falschen 
Berechnungen in der Untersuchung von Eifert u.a. eine zu hohe Löschquote 
von 73,8%; richtigerweise resultiert aus den Berichtsdaten eine Löschquote 
von 35,2%. 


dd) Im Rahmen der Evaluation von Eifert u.a. wurden — ebenso wie in der 
vorliegenden Untersuchung — Soziale Netzwerke direkt befragt. Antworten 
werden auszugsweise und in paraphrasierter Form im Rahmen des Berichts 
wiedergegeben. Eine vollständige Veröffentlichung des Volltextes der Ant- 
worten der Sozialen Netzwerke erfolgt indes — soweit ersichtlich — nicht. Vor 
diesem Hintergrund bleibt unklar und ist methodisch nicht nachvollziehbar, 
welche Fragen den Sozialen Netzwerken im Wortlaut gestellt worden sind und 
ob Teile der Antworten und sonstigen Aussagen der Sozialen Netzwerke in 
dem Bericht nicht wiedergegeben werden. Zudem werden im Berichtstext in 
Bezug auf Antworten referenzierte Soziale Netzwerke nicht immer namentlich 
genannt. 


ee) Im Rahmen der Evaluation werden lediglich die jeweils drei ersten der 
insgesamt vier verfügbaren Halbjahresberichte berücksichtigt. Weshalb der 
jeweils vierte, in Bezug auf die jüngste Löschpraxis aktuellste Halbjahresbe- 
richt nicht berücksichtigt worden ist, ergibt sich — soweit ersichtlich — nicht 
aus den Angaben zur Methodik. 


2. NetzDG-Monitoring-Berichte 2019 - 2020 


a) Hintergrund des Monitorings ($ 3 Abs. 5 NetzDG) 


Das Netzwerkdurchsetzungsgesetz sieht in $ 3 Abs. 5 NetzDG die Möglichkeit 
der Einrichtung einer Monitoring-Stelle vor. Nach der Amtlichen Begründung 
habe sich ein solches Monitoring bereits vor Inkrafttreten des NetzDG in der 
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Praxis „bewährt“. Entsprechend ist zum 1.1.2019 eine Beauftragung der 
Intelligent Data Analytics GmbH & Co. KG als Monitoring-Stelle i.S.d. $ 3 
Abs. 5 NetzDG mit einem Auftragsvolumen i.H.v. 1.433.400,00 Euro erfolgt.” 
Hierzu wird im Rahmen des Evaluierungsberichts der Bundesregierung aus- 
geführt: 


„Der Monitoringauftrag umfasst die Kontrolle und Darstellung der von den Anbietern 
eingerichteten Meldewege für Beschwerden über rechtswidrige Inhalte sowie die Einrei- 
chung von NetzDG-Beschwerden über die unterschiedlichen Meldewege in der Praxis 
anhand von Einzelbeispielen. Bei der Einreichung von NetzDG-Beschwerden ist eine 
Verteilung auf verschiedene vorgegebene Deliktsgruppen aus $ ı Absatz 3 NetzDG vorge- 
sehen. Nach Einreichung der Meldung soll das Benachrichtigungsverhalten der Anbieter 


gegenüber dem Beschwerdeführer dokumentiert werden“. ” 


Nach dem Bericht der Bundesregierung habe die Monitoring-Stelle drei 
Berichte eingereicht. Inhaltliche Angaben zu den Berichten werden nicht 


mitgeteilt. Seitens der Bundesregierung wird im Rahmen des Evaluierungs- 
berichts lediglich wie folgt ausgeführt: 


„In der praktischen Arbeit hat sich gezeigt, dass der Auftrag herausfordernd ist und sich das 
“ 37 


Monitoring über die Monitoringzeiträume hinweg in laufender Anpassung befindet“. 
Ob ein Widerspruch darin bestehen könnte, dass sich das Monitoring vor 
Inkrafttreten des NetzDG aus Sicht der Bundesregierung „bewährt“ habe und 
nach Inkrafttreten des NetzDG als „herausfordernd“ darstelle, wird im Rahmen 
des Evaluierungsberichts nicht näher erläutert. 


Die Berichte der Monitoring-Stelle sind bislang nicht öffentlich zugänglich 
gewesen. Die Anfrage, ob die Berichte für die vorliegende Teilevaluation zur 
Verfügung gestellt werden können, hat die für das NetzDG zuständige 
Abteilung des Bundesamts für Justiz zunächst abgelehnt.” Nach Antragstel- 


34 Vgl. BT-Drs. 18/12356, S. 24 unter Verweis auf ein vormals von der Stelle „jugend- 
schutz.net“ (vgl. $ 18 JMStV) durchgeführtes „Monitoring der Beschwerdebearbeitung‘. 

35 Vgl. Bekanntmachung vergebener Aufträge VIII ı-1400/33-5-81ı 8/2018; Bericht der 
Bundesregierung zur NetzDG-Evaluierung, 2020, S. ı8. Der Vertrag ist danach auf zwei 
Jahre befristet. 

36 Bericht der Bundesregierung zur NetzDG-Evaluierung, 2020, S. 18. 

37 Bericht der Bundesregierung zur NetzDG-Evaluierung, 2020, S. 18. 

38 Schreiben des BfJ vom 13.1.2021 mit folgendem auszugsweisen Wortlaut: „Die fraglichen 
Berichte wurden auf Grundlage des $ 3 Absatz 5 NetzDG erstellt. Es handelt sich hierbei 
um die Überwachung der Beschwerdeverfahren gemäß $ 3 Absatz ı NetzDG durch eine 
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lung auf Zugang zu den Berichten gemäß $ ı des Informationsfreiheitsgesetzes 
(IFG)” wurden die insgesamt drei Berichte zu den Testzyklen ı. Halbjahr 2019, 
2. Halbjahr 2019 und ı. Halbjahr 2020 am 4.2.2021 zur Verfügung gestellt. 


b) Wesentlicher Inhalt der Berichte 


aa) Bericht zum ersten Testzyklus ı. Halbjahr 2019 

Im ersten Monitoring-Bericht wird als Projektziel die „Überwachung (...) in 
Form eines Monitorings durch Beobachtung und systematische Erfassung des 
Umgangs sozialer Netzwerke mit dort eingereichten Beschwerden“ definiert. 
Dabei sollen (1.) die jeweils ausgewählten sozialen Netzwerke „gezielt auf 
rechtswidrige Inhalte hin“ durchsucht werden, ehe (2.) „festgestellte Verstöße 
gegen das NetzDG“ dem sozialen Netzwerk gemeldet werden und (3.) die 
„daraufhin erfolgte Reaktion der Netzwerke“ überprüft wird, gegebenenfalls 
mit einer differenzierten „Überwachung der verschiedenen Meldewege mittels 
unterschiedlicher Endgeräte und unter Verwendung unterschiedlicher Soft- 


o 40 


ware. 


Während des ersten Testzyklus für den Zeitraum vom 1.1.2019 bis 30.6.2019 
wurden ausschließlich die Sozialen Netzwerke Facebook, Instagram, Twitter 
und YouTube untersucht. Gemeldet werden sollten nur Verstöße gegen die 
$$ ıgı (Gewaltdarstellung), 140 (Belohnung und Billigung von Straftaten), 
$ 185 (Beleidigung) und $ 186 (Üble Nachrede).” Dabei wurde von der 
Monitoring-Stelle „angenommen“, dass die für die Meldungen ermittelten 


vom Bundesamt für Justiz beauftragte Stelle. Die Auswertung dieser Berichte erfolgt unter 
anderem im Rahmen des Ihnen bereits bekannten Evaluationsberichts. Eine Veröffent- 
lichung der Berichte sieht das NetzDG hingegen nicht vor. Ich bitte deshalb um Ver- 
ständnis, dass ich Ihnen die Berichte nicht zur Verfügung stellen kann“. Daraufhin wurde 
ein Antrag auf Zugänglichmachen der amtlichen Informationen nach $ 1 IFG gestellt, BfJ- 
Az. 15-1530/2 — A 2-58/202ı1. 

39 BfJ-Az.: I 5—153o/2 — A 2—58/2o21. 

4o Vgl. Intelligent Data Analytics GmbH & Co. KG, Überwachung der Beschwerdeverfahren 
sozialer Netzwerke nach $ 3 NetzDG - Bericht zum ı. Testzyklus vom 1.1.2019 — 30. 6.2019, 
8.1. 

4ı Vgl. Intelligent Data Analytics GmbH & Co. KG, Überwachung der Beschwerdeverfahren 
sozialer Netzwerke nach $ 3 NetzDG - Bericht zum ı. Testzyklus vom 1.1.2019 — 30. 6.2019, 
5.1. 
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Inhalte „eindeutig“ rechtswidrig im Sinne der genannten Tatbestände seien 
und innerhalb von 24 Stunden hätten entfernt werden müssen.” 


Insgesamt wurden 1.028 Meldungen bezüglich solcher Inhalte abgegeben, 
wobei in der Untersuchung nicht aufgeschlüsselt und differenziert angegeben 
wird, welche oder wie viele der Meldungen jeweils einen der Tatbestände der 
$$ 131, 140, 185, 186 StGB verwirklicht haben sollen. Die 1.028 Meldungen 
verteilen sich ungleich auf die untersuchten vier Sozialen Netzwerke wie folgt: 
267 (26%) Meldungen wurden an Facebook abgegeben, an Instagram 325 
(31%), an Twitter qo? (40%) und an YouTube 29 (3%). Auch insoweit wird — 
soweit ersichtlich — nicht dargelegt, woraus die unterschiedlich hohe Anzahl 
der bei den jeweiligen Sozialen Netzwerken eingegebenen Meldungen resul- 
tiert." 


763 der 1.028 Meldungen (74%) wurden nach den Berichtsangaben der 
Monitoringstelle über den „Melden“-Link durchgeführt, hingegen 265 (26%) 
über das NetzDG-Meldeformular. Auch die Verteilung der Beschwerden über 
die unterschiedlichen Meldewege ist ungleich. Während etwa bei Facebook 
von den insgesamt 267 Meldungen zu etwa 60,5% mehrheitlich der NetzDG- 
Meldeweg genutzt worden ist, erfolgten bei Twitter von den insgesamt 407 
Meldungen fast alle (99,5%) über einen allgemeinen ,Melden”-Link.” 


Insgesamt führten ausweislich des Berichts 193 Meldungen (19% aller Mel- 
dungen) dazu, dass der gemeldete Inhalt von dem Netzwerk gesperrt oder 
gelöscht worden ist, was in den statistischen Angaben als Kategorie „Gelöst“ 


42 Vgl. Intelligent Data Analytics GmbH & Co. KG, Überwachung der Beschwerdeverfahren 
sozialer Netzwerke nach $ 3 NetzDG - Bericht zum ı. Testzyklus vom 1.1.2019 — 30. 6.2019, 
S. 64: „Unter der Annahme, dass nur eindeutig rechtswidrige Inhalte gemeldet wurden 
und diese Inhalte dem Netzwerdurchsetzungsgesetz entsprechend binnen 24 Stunden 
gelöscht oder gesperrt werden müssen (...)“. 

43 Vgl. Intelligent Data Analytics GmbH & Co. KG, Überwachung der Beschwerdeverfahren 
sozialer Netzwerke nach $ 3 NetzDG - Bericht zum ı. Testzyklus vom 1.1. 2019 — 30. 6.2019, 
S. 53fj; in Bezug auf die geringe Zahl von Meldungen bei YouTube wird indes zur 
Begründung ausgeführt: „Die Stichprobe der Meldungen auf YouTube ist in diesem ersten 
Testzyklus eher klein ausgefallen, da der Fokus hier zunächst eher auf den anderen 
Netzwerken lag, um eine insgesamt ausreichend große und gehaltvollere Gesamtstich- 
probe gewährleisten zu können. Im nächsten Testzyklus wird sich die Teilstichprobe der 
YouTube-Meldungen deutlich vergrößern“. 

44 Vgl. Intelligent Data Analytics GmbH & Co. KG, Überwachung der Beschwerdeverfahren 
sozialer Netzwerke nach $ 3 NetzDG - Bericht zum ı. Testzyklus vom 1.1.2019 — 30. 6.2019, 
S. 53. 
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bezeichnet wird. Hierbei ergeben sich jedoch erheblich divergierende Ergeb- 
nisse bei den einzelnen Sozialen Netzwerken. Während nach den Berichts- 
befunden etwa Facebook in 45% der Meldungen die nach Ansicht der 
Monitoringstelle „eindeutig“ rechtswidrigen Inhalte entfernt hat, waren es bei 
dem Video-Sharing-Dienst YouTube 17% und bei dem Dienst Twitter nur 
6%." Ob die jeweiligen Inhaltsentfernungen aufgrund eines auch seitens der 
Sozialen Netzwerke bestätigten StGB/NetzDG-Verstoßes oder (nur) wegen 
Verstoßes gegen die eigenen Community-Standards erfolgten, ergibt sich aus 
den Berichtsangaben - soweit ersichtlich — nicht. 


Facebook Twitter YouTube Instagram 


Gesamt 1028 


Entfernt 


Nicht entfernt 


* Anteil an den Gesamtmeldungen 
** Anteil an den Meldungen pro Sozialem Netzwerk 


Tabelle 1: Statistik des ı. Halbjahresberichts 2019 (1.1.2019 - 30.6.2019) der Monitoringstelle 
Intelligent Data Analytics GmbH & Co. KG 


Bei vergleichender Betrachtung der Zahlen des Testzyklus des ı. Halbjahres 
2019 mit dem Monitoring-Bericht der Länderstelle jugendschutz.net”', welche 
der NetzDG-Gesetzgeber 2017 zur Begründung der Erforderlichkeit der Ein- 
führung des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes angeführt hat, ergibt sich — bei 
angenommener Vergleichbarkeit der ermittelten Zahlen — eine Stagnation 
bzw. eine Abnahme der Anteile gelöschter, „eindeutig“ strafbarer Inhalte. 
Denn nach dem 2017 zugrunde gelegten Monitoring-Bericht wurden von dem 
Anbieter YouTube noch in 90 % der Fälle strafbare Inhalte gelöscht, Facebook 
hingegen löschte nur in 39% der Fälle, Twitter nur in 1% der Fälle.” 


45 Vgl. Intelligent Data Analytics GmbH & Co. KG, Überwachung der Beschwerdeverfahren 
sozialer Netzwerke nach $ 3 NetzDG - Bericht zum ı. Testzyklus vom 1.1.2019 — 30. 6.2019, 
S. 53. 

46 Vgl. $ 18 JMStV sowie hierzu Liesching/Schuster, Jugendschutzrecht - Kommentar, 5. Aufl. 
zor, S 18 JMStV Rn. 2ff. 

47 Vgl. BT-Dıs. 18/12356, S. ıf. 
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Nach den Berichtsangaben zum Testzyklus des ı. Halbjahres 2019 wurde mit 
517 Meldungen ca. die Hälfte aller Meldungen von den Sozialen Netzwerken 
„zurückgewiesen“. Welche Fälle von der Monitoring-Stelle unter der Kategorie 
geführt werden (z.B. Verneinung der Rechtswidrigkeit nach eigener Prüfung), 
wird — soweit ersichtlich — nicht ausgeführt. Zu 318 Meldungen (entspricht 
etwa 31% der Gesamtsumme der Meldungen) gibt die Monitoring-Stelle an, 
‚keine Rückmeldung des Netzwerks‘ erhalten zu haben.” 


bb) Bericht zum zweiten Testzyklus 2. Halbjahr 2019 

Der zweite Testzyklus über den Zeitraum vom 1.7.2019 bis 31.12.2019 umfasste 
erneut die Sozialen Netzwerke Facebook, Instagram, Twitter und YouTube. 
Andere Soziale Netzwerke, welche unter den Anwendungsbereich des Netz- 
werkdurchsetzungsgesetzes fallen,” werden wiederum nicht in den Blick 
genommen. 


Hinsichtlich der in $ı Abs. 3 NetzDG genannten Straftatbestände sollen 
ausweislich der Berichtsangaben im 2. Testzyklus Verstöße gegen StGB-SS 
gemeldet werden, welche den drei Deliktsgruppen (ı.) Verbreiten von Pro- 
pagandamitteln und das Verwenden von Kennzeichen verfassungswidriger 
Organisationen ($ 86 StGB, $ 86a StGB), (2.) Volksverhetzung, Gewaltdar- 
stellung, Belohnung und Billigung von Straftaten ($ 130 StGB, $ 131 StGB, Ş 140 
StGB) und (3.) Beleidigungsdelikte ($ 185 StGB, $ 186 StGB, $ 187 StGB) 
zugeordnet werden können.” In diesem Zusammenhang wird zwar offenge- 
legt, dass die zu meldenden Inhalte „manuell“ in den Netzwerken gesucht 


48 Dies wird unter der Kategorisierung „Ignoriert“ geführt; vgl. Intelligent Data Analytics 
GmbH & Co. KG, Überwachung der Beschwerdeverfahren sozialer Netzwerke nach $ 3 
Netz-DG - Bericht zum 1. Testzyklus vom 1.1.2019 - 30.6.2019, S. 53. 

49 Vgl. etwa die im Rahmen der Juristischen Evaluation im Auftrag des BMJV genannten 
Sozialen Netzwerke Change.org e.V. (change.org), Pinterest Europe Ltd. (Pinterest), 
Reddit Inc. (reddit.com), SoundCloud Ltd. Berlin (SoundCloud), TikTok Inc. (TikTok); 
Eifert, Evaluation des NetzDG im Auftrag des BMJV, 2020, S. af. 

50 Vgl. Intelligent Data Analytics GmbH & Co. KG, Überwachung der Beschwerdeverfahren 
sozialer Netzwerke nach $ 3 Netz-DG - Bericht zum 2. Testzyklus vom 1.7.2019 - 31.12. 
2019, S. 4; in späteren Statistiken des Berichts nach Deliktsgruppen wird zusätzlich noch 
$ nn StGB genannt (S. 71), wobei unklar bleibt, weshalb dieser Straftatbestand nicht bei 
der Darstellung der Methodik genannt worden ist. 
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worden sind,” jedoch werden — wie im 1. Bericht — keine Angaben darüber 
gemacht, in welcher Weise die strafjuristische Bewertung der ausgesuchten 
Inhalte als „offensichtlich rechtswidrig“ i.S.d. $ 3 Abs. 2 Nr. 2 NetzDG erfolgt 
ist. 


Insgesamt wurden 1.046 Meldungen mit — nach eigener Einschätzung - ein- 
deutig rechtswidrigen Inhalten abgegeben, wobei in der Untersuchung erneut 
(wie im ı. Testbericht) nicht aufgeschlüsselt und differenziert angegeben wird, 
welche oder wie viele der Meldungen jeweils einen der — gegenüber dem 
ersten Testzyklus doppelt so vielen — Tatbestände der $$ 86, 86a, 130, 131, 140, 
185, 186, 187 StGB verwirklicht haben sollen.” Die 1.046 Meldungen verteilen 
sich erneut (wie im ı. Testbericht) ungleich auf die untersuchten vier Sozialen 
Netzwerke wie folgt: 273 Meldungen wurden an Facebook abgegeben, an 
Instagram 264, an Twitter 135 und an YouTube 374. Auch insoweit wird — 
soweit ersichtlich — nicht dargelegt, woraus die unterschiedlich hohe Anzahl 
der bei den jeweiligen Sozialen Netzwerken eingegebenen Meldungen resul- 
tiert und wie diese methodisch begründet wird.” 


Insgesamt führten ausweislich des 2. Berichts 473 der 1.046 Meldungen ein- 
deutig rechtswidriger Inhalte (45 % aller Meldungen) dazu, dass der gemeldete 
Inhalt gesperrt oder gelöscht wurde.”' Mit 368 Meldungen wurde etwa ein 
Drittel (ca. 35%) aller Meldungen von den Netzwerken zurückgewiesen. Zu 
205 Meldungen (ca. 20% der Meldungen) erfolgte über einen Zeitraum von 14 
Tagen keine Rückmeldung des Sozialen Netzwerks, auf dem die Meldung 
getätigt worden ist.” Auch hier ergeben sich für die einzelnen Sozialen 


51 Vgl. Intelligent Data Analytics GmbH & Co. KG, Überwachung der Beschwerdeverfahren 
sozialer Netzwerke nach $ 3 Netz-DG - Bericht zum 2. Testzyklus vom 1.7.2019 - 31.12. 
2019, S. 60. 

52 Aufgeführt werden nur Statistiken nach drei Deliktsgruppen (z.B. S. 72), welche indes mit 
$ nı StGB einen zusätzlichen Tatbestand enthalten, welcher nach der methodischen 
Darstellung und Zielstellung gar nicht berücksichtigt werden sollte. 

53 Vgl. Intelligent Data Analytics GmbH & Co. KG, Überwachung der Beschwerdeverfahren 
sozialer Netzwerke nach $ 3 Netz-DG - Bericht zum 2. Testzyklus vom 1.7.2019 - 31.12. 
2019, S. 64. 

54 Die meisten der entfernten Inhalte wurden innerhalb von 24 Stunden gelöscht/gesperrt, 
namentlich 404 Inhalte von insgesamt 1046 gemeldeten Inhalten ($ 38,6%); vgl. 2. 
Bericht S. 78. 

55 Vgl. Intelligent Data Analytics GmbH & Co. KG, Überwachung der Beschwerdeverfahren 
sozialer Netzwerke nach $ 3 NetzDG - Bericht zum 2. Testzyklus vom 1.7.2019 - 31.12. 
2019, S. 64. 
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Netzwerke nach dem Bericht erhebliche Unterschiede: Facebook weist dabei 
mit 59% noch den höchsten Anteil von erfolgten Entfernungen nach Mel- 
dungen „eindeutig“ rechtswidriger Inhalte” auf, YouTube eine Entfernungs- 
quote von 38% und Twitter den niedrigsten Anteil entfernter/gelöschter 
Inhalte von lediglich zo 96.” 


Facebook Twitter YouTube Instagram 


Gesamt 

Entfernt 143 
55%** 

Nicht entfernt 121 


45 %** 


* Anteil an den Gesamtmeldungen 
** Anteil an den Meldungen pro Sozialem Netzwerk 


Tabelle 2: Statistik des 2. Halbjahresberichts 2019 (1.7.2019 - 31.12.2019) der Monitoringstelle 
Intelligent Data Analytics GmbH & Co. KG 


Der gegenüber der Auswertung des ı. Testzyklus in Bezug auf den Umfang der 
Strafdelikte und auch die Differenzierung der Meldewege der Sozialen Netz- 
werke veränderte 2. Bericht gelangt schließlich „bei allen Netzwerken außer 
YouTube“ zu dem Befund, „dass man bei der Verwendung des NetzDG- 
Meldeformulars mit einer höheren Wahrscheinlichkeit rechnen kann, dass der 
gemeldete Inhalt gelöscht oder gesperrt wird im Vergleich zum „Melden“-Link 
oder dem „Melden“-Link mit NetzDG“.” 


cc) Bericht zum dritten Testzyklus ı. Halbjahr 2020 
Auch im dritten Bericht zum Testzyklus vom 1.1.2020 bis zum 30.6.2020 
wurden sowohl die Auswahl der Sozialen Netzwerke (Facebook, Instagram, 


56 Auch im 2. Bericht wird (wortlautidentisch mit dem ersten Bericht ausgeführt: „Unter der 
Annahme, dass nur eindeutig rechtswidrige Inhalte gemeldet wurden und diese Inhalte 
dem Netzwerkdurchsetzungsgesetz entsprechend binnen 24 Stunden gelöscht oder 
gesperrt werden müssen“, vgl. S. 78. 

57 Vgl. Intelligent Data Analytics GmbH & Co. KG, Überwachung der Beschwerdeverfahren 
sozialer Netzwerke nach $ 3 NetzDG - Bericht zum 2. Testzyklus vom 1.7.2019 - 31.12. 
2019, S. 64. 

58 Vgl. Intelligent Data Analytics GmbH & Co. KG, Überwachung der Beschwerdeverfahren 
sozialer Netzwerke nach $ 3 NetzDG - Bericht zum 2. Testzyklus vom 1.7.2019 - 31.12. 
2019, S. 81. 
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Twitter, YouTube) als auch die in den Blick genommenen Deliktsgruppen 
$$ 86, 86a, 130, 131, 140, 185, 186, 187 StGB des Vorberichts beibehalten. Auch 
die Methode der „manuellen Suche“ nach Inhalten, von denen eine „eindeu- 
tige Rechtswidrigkeit“ i.S.d. fokussierten Straftatbestände angenommen wer- 
den konnte, blieb unverändert.” 


Insgesamt wurden im dritten Testzyklus 1.028 Meldungen in der statistischen 
Auswertung berücksichtigt. Im Vergleich zu den beiden vorherigen Testzyklen 
verteilten sich die Meldungen relativ ausgeglichen auf die vier untersuchten 
Sozialen Netzwerke.” 


Insgesamt führten ausweislich des 3. Berichts 519 der 1.028 Meldungen ein- 
deutig rechtswidriger Inhalte (50,5% aller Meldungen) dazu, dass der 
gemeldete Inhalt gesperrt oder gelöscht wurde.” Mit 331 Meldungen wurde 
etwa ein Drittel (ca. 32,2%) aller Meldungen von den Netzwerken zurückge- 
wiesen. Zu 178 Meldungen (ca. ı7% der Meldungen) erfolgte über einen 
Zeitraum von 14 Tagen keine Rückmeldung des Sozialen Netzwerks, auf dem 
die Meldung getätigt worden ist.” Auch hier ergeben sich für die einzelnen 
Sozialen Netzwerke nach dem Bericht erhebliche Unterschiede: YouTube 
weist dabei mit 61,5% noch den höchsten Anteil von erfolgten Entfernungen 
nach Meldungen „eindeutig“ rechtswidriger Inhalte auf, Facebook eine 
Entfernungsquote von 56,4% und Twitter den niedrigsten Anteil entfernter/ 
gelöschter Inhalte von lediglich 32,8%.“* 


59 Vgl. Intelligent Data Analytics GmbH & Co. KG, Überwachung der Beschwerdeverfahren 
sozialer Netzwerke nach $ 3 NetzDG - Bericht zum 3. Testzyklus vom 1.1.2020 - 30.6. 
2020, S. az: „In diesem Zyklus hat sich der Prozess im Vergleich zum vorherigen Zyklus 
nicht verändert“. 

60 Facebook: 259 (25,2%), Instagram: 252 (24, 5%), Twitter: 247(24%), YouTube: 270 (26, 
3%); vgl. 3. Bericht S. 34. 

61 Die meisten der entfernten Inhalte wurden innerhalb von 24 Stunden gelöscht/gesperrt, 
vgl. 3. Bericht S. 48. 

62 Vgl. Intelligent Data Analytics GmbH & Co. KG, Überwachung der Beschwerdeverfahren 
sozialer Netzwerke nach $ 3 NetzDG - Bericht zum 3. Testzyklus vom 1.1.2020 - 30.6. 
2020, S. 35. 

63 Auch im 3. Bericht wird (wortlautidentisch mit den vorherigen Berichten ausgeführt: 
„Unter der Annahme, dass nur eindeutig rechtswidrige Inhalte gemeldet wurden und 
diese Inhalte dem Netzwerkdurchsetzungsgesetz entsprechend binnen 24 Stunden 
gelöscht oder gesperrt werden müssen“, vgl. S. 48. 

64 Vgl. Intelligent Data Analytics GmbH & Co. KG, Überwachung der Beschwerdeverfahren 
sozialer Netzwerke nach $ 3 NetzDG - Bericht zum 3. Testzyklus vom 1.1.2020 - 30.6. 
2020, S. 35. 
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| Gesamt | Facebook Twitter YouTube Instagram 


Gesamt 


Entfernt 


Nicht entfernt 509 113 166 104 126 
49,5 % 43,6 % 67,2% 38,5% 50% 


* Anteil an den Gesamtmeldungen 
** Anteil an den Meldungen pro Sozialem Netzwerk 


Tabelle 3: Statistik des ı. Halbjahresberichts 2020 (1.1.2020 -30.6.2020) der Monitoringstelle 
Intelligent Data Analytics GmbH & Co. KG 


Eine Ausdifferenzierung nach den untersuchten Straftatbeständen erfolgt nur 
in Deliktsgruppen, wobei im Bereich S$ 86, 86a StGB der höchste Entfer- 
nungsanteil von 78,3% angegeben wird, bei den Beleidigungsdelikten der 
$$ 185-187 StGB der niedrigste Anteil gelöschter/entfernter gemeldeter 
Inhalte von 29,5 %. 


c) Anmerkungen zu Methodik und Befunden 


aa) Methodik 

Aus den drei Monitoring-Berichten ergibt sich — soweit ersichtlich — nicht, 
welche Inhalte aufgrund „manueller Suche“ ausgewählt worden sind und vor 
allem, wie und durch wen die strafrechtliche Bewertung des Vorliegens einer 
„eindeutigen“ bzw. „offensichtlichen“ Rechtswidrigkeit vorgenommen worden 
ist. Die seitens des Bundesamts für Justiz als Monitoring-Stelle beauftragte 
Intelligent Data Analytics GmbH & Co. KG ist in erster Linie durch Expertise 
im Bereich der Datenverarbeitung und der Entwicklung von Lösungen im 
Bereich der digitalen Transformation ausgewiesen, hingegen — soweit 
ersichtlich — nicht durch strafjuristische Fachkenntnisse.” Inwieweit externe 
qualifizierte Volliurist”innen im Rahmen des Monitorings unterbeauftragt 


65 Vgl. Intelligent Data Analytics GmbH & Co. KG, Überwachung der Beschwerdeverfahren 
sozialer Netzwerke nach $ 3 NetzDG - Bericht zum 3. Testzyklus vom 1.1.2020 - 30.6. 
2020, S. 42, 52. 

66 Vgl. etwa die Selbstdarstellung des Unternehmens, abrufbar unter https://ida-analytics. 
de/ueber-uns/. 
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worden sind, wird in den drei Monitoring-Berichten nicht dargelegt.” Auf 
Nachfrage teilte das Bundesamt für Justiz am 17.3.2021 mit, dass eine hin- 
reichende juristische Expertise durch die Unterbeauftragung einer Anwalts- 
kanzlei sichergestellt worden sei und die Ergebnisse des Monitorings aussa- 
gekräftig seien.“ 


Die strafrechtlich korrekte Bewertung der ausgesuchten Fälle ist für die 
Validität der Meldeüberwachung von zentraler Bedeutung. Denn falls die 
Monitoring-Stelle rechtsirrtümlich einen gemeldeten Inhalt als „eindeutig“ 
(straf- rechtsvvidrig eingestuft hat, dieser aber tatsächlich — etwa aufgrund der 
Sozialadäquanz des $ 86 Abs. 3 StGB oder aufgrund Abwägungsvorrangs der 
Meinungsäußerungsfreiheit — nicht strafbar ist oder auch nur einen Zwei- 
felsfall darstellt, so wäre bereits die Datengrundlage der Auswertung fehler- 
haft. 


Erscheint zudem die Gesamtzahl der für die Testmeldungen herangeführten 
Fälle (jeweils knapp über 1.000) zunächst groß, so ist zu berücksichtigen, dass 
sich diese pro Bericht auf vier Soziale Netzwerke verteilen. Selbst bei einer 
schließlich im dritten Bericht erreichten, zumindest ungefähren Gleichver- 
teilung von ca. 250 Fällen pro untersuchtem Sozialen Netzwerk, muss die 
Fallanzahl weiter ausdifferenziert werden in die unterschiedlichen zu tes- 
tenden Meldewege sowie vor allem die zu unterscheidenden bis zu acht 
Strafdelikte ($$ 86, 86a, 130, 131, 140, 185, 186, 187 StGB). Hierdurch ergäben 
sich selbst bei einer - tatsächlich nicht erreichten - idealen Fallverteilung für 
einen halbjährlichen Testzyklus lediglich knapp über 30 Fälle pro Soziales 
Netzwerk und überprüftes Strafdelikt. Diese müssten wiederum noch nach 
unterschiedlichen Meldewegen und nach unterschiedlichen Endgeräten auf- 
geteilt werden. 


Vor diesem Hintergrund erscheint fraglich, ob die Befunde ein hinreichend 
signifikantes oder gar repräsentatives Bild der Löschpraxis der untersuchten 
vier Sozialen Netzwerke hinsichtlich der in den Blick genommenen Strafde- 
liktsbereiche zeichnet. Daher wird auch in den Monitoring-Berichten selbst 
mehrfach betont, dass die Ergebnisse aufgrund der Stichprobengröße und 


67 Diesbezüglich wurde das Bundesamt für Justiz durch Schreiben vom 8.2.2021 um ent- 
sprechende Auskunft gebeten. Eine Auskunft ist bis zum Zeitpunkt des Abschlusses des 
Berichts der vorliegenden Teilevaluation nicht erfolgt. 

68 Vgl. Antwortschreiben des Bf] vom 17.3.2021 auf die schriftliche Anfrage vom 7.2.2021. 
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Dauer der Überprüfung „mit Vorsicht zu interpretieren“ seien.” Demgegen- 
über erklärt das Bundesamt für Justiz auf Nachfrage, dass die Ergebnisse 
aussagekräftig seien.” 


Schließlich ergeben sich zahlreiche weitere methodische Fragestellungen, 
welche im vorliegenden Rahmen nur kursorisch genannt werden können: 
Insbesondere wird in den Berichten nicht erläutert, weshalb nur vier der 
insgesamt zahlreicher unter das NetzDG fallenden Sozialen Netzwerke über 
einen längeren Zeitraum hinweg untersucht worden sind.” Ebenso wird die 
eklektische Auswahl von lediglich vier (1. Bericht) bzw. acht (2. und 3. Bericht) 
der insgesamt zı in $ı Abs.3 NetzDG relevanten Straftatbestände nicht 
begründet.” 


Ergänzend ist darauf hinzuweisen, dass bereits das erste, vor Inkrafttreten des 
NetzDG durchgeführte Monitoring 2017 vergleichbare methodische Frage- 
stellungen wie geringe Fallzahlen, eine zu starke Verengung der Untersuchung 
auf wenige Delikte (Ş$ 130, 86a StGB) und eine nicht durchweg vorhandene 
juristische Fachexpertise bei der strafrechtlichen Bewertung aller Testfälle 
aufgeworfen hatte.” Dessen ungeachtet wurde die Erforderlichkeit der Ein- 
führung eines Netzwerkdurchsetzungsgesetzes 2017 gerade zuvörderst auf 
diesen Monitoring-Bericht gestützt.’ 


bb) Bewertung der Befunde 

Ein Vergleich der Ergebnisse des 2017 zur Begründung der Erforderlichkeit des 
NetzDG angeführten Monitorings mit den Befunden der drei nach Inkraft- 
treten des NetzDG durchgeführten Monitorings ist aufgrund der anzuneh- 
menden unterschiedlichen Methodik, abweichender Parameter und Qualifi- 


69 Vgl. z.B. Intelligent Data Analytics GmbH & Co. KG, Überwachung der Beschwerdever- 
fahren sozialer Netzwerke nach $ 3 Netz-DG - Bericht zum 3. Testzyklus vom 1.1.2020 — 
30.6.2020, S. 53. 

70 Vgl. Antwortschreiben des Bf] vom 17.3.2021 auf die schriftliche Anfrage vom 7.2.2021. 

7ı Vgl. etwa die im Rahmen der Juristischen Evaluation im Auftrag des BMJV genannten 
Sozialen Netzwerke Change.org e.V. (change.org), Pinterest Europe Ltd. (Pinterest), 
Reddit Inc. (reddit.com), SoundCloud Ltd. Berlin (SoundCloud), TikTok Inc. (TikTok); 
Eifert, Evaluation des NetzDG im Auftrag des BMJV, 2020, S. af. 

72 Möglicherweise ergibt sich dies indes aus der Vorgabe des Auftraggebers (Bundesamt für 
Justiz). 

73 Vgl. Liesching, in: Spindler/Schmitz, TMG - Kommentar, ə. Aufl. 2018, $ ı NetzDG Rn. 7. 

74 Vgl. BT-Dıs. 18/12356, S. ıf. 
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kationen der Prüfpersonen zwar allenfalls eingeschränkt möglich.” Immerhin 
aber werden alle vier Monitorings durch die gesetzgeberische Intention ver- 
bunden, die vor dem NetzDG maßgeblich herangezogenen Befunde der Stelle 
jugendschutz.net als „bewährtes“ Instrument in gleicher Weise über die Norm 
des $ 3 Abs. 5 NetzDG fortzusetzen.” 


Stellte man im Sinne dieser Zielsetzung des Gesetzgebers die Monitoringbe- 
funde vor Inkrafttreten des NetzDG den ca. ı Jahr nach Inkrafttreten durch- 
geführten drei Monitoring-Berichten gegenüber, so ergäbe sich hiernach ein 
rückläufiger Anteil von Entfernungen im Verhältnis zur Zahl von Meldungen 
zu eindeutig rechtswidrigen Inhalten. Nimmt man zu den drei untersuchten 
Sozialen Netzwerken Facebook, Youtube und Twitter den Durchschnitt der 
Entfernungsquoten bei den drei Berichten nach Inkrafttreten des NetzDG als 
Mittelwert für 2019 und 2020, so ergibt sich eine Gesamtquote von 37,3% 
gelöschter/gesperrter Inhalte gegenüber den vor Inkrafttreten des NetzDG 
2017 ermittelten 43,3%. 


Durchschnitt YouTube Twitter 


Monitoring 2017 39% 
(vor NetzDG) 

Monitoring 45% 
1.HJ.2019 

Monitoring 59% 
2.HJ.2019 


Monitoring 56,4% 
1.HJ.2020 


Tabelle 4: Anteil entfernter Inhalte an insgesamt im Monitoring gemeldeten „eindeutig“ 
rechtswidrigen Inhalten bei Facebook, YouTube und Twitter 


Ginge man ungeachtet der dargelegten Methodenkritik von einer indiziellen 
Aussagekraft der Befunde aus und legte man die gesetzgeberische Intention 
zugrunde, dass die Berichte der Testzyklen 2019-2020 gerade in Fortführung 
des 2017 referenzierten „bewährten“ Monitorings erfolgt sind, so ergäbe sich 
eine Verschlechterung der Löschpraxis seit Inkrafttreten des Netzwerk- 
durchsetzungsgesetzes im Mittelwert. Freilich zeigen sich bei isolierter 


75 Auch das Bundesamt für Justiz erklärt auf Nachfrage, dass die Vergleichbarkeit der 
Monitoringbefunde zweifelhaft sei. 
76 Vgl. BT-Drs. 18/12356, S. 24. 
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Betrachtung der Entfernungsquoten der einzelnen sozialen Netzwerke 
erhebliche Unterschiede und auch dynamische Schwankungen, welche Fra- 
gestellungen bezüglich der Qualität und Signifikanz der Befunde insgesamt 
aufwerfen. 


Anteil entfernter Inhalte je Netzwerk 
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Abb. 4: Anteil entfernter Inhalte an gemeldeten „eindeutig rechtswidrigen“ Inhalten je Netz- 
werk 


Bei isolierter Betrachtung der Befunde der drei nach Inkrafttreten des NetzDG 
durchgeführten Monitorings 2019 und 2020 ergibt sich im Zeitverlauf für die 
drei Sozialen Netzwerke im Durchschnitt ein tendenzieller Anstieg des Anteils 
entfernter Inhalte an den insgesamt als „eindeutig“ rechtswidrig gemeldeten 
Inhalten.” Auch insoweit wird aber nach dem letzten Monitoring im 
ı. Halbjahr 2019 lediglich eine „Löschquote“ erreicht, die knapp oberhalb des 
vor Inkrafttreten des NetzDG von der Stelle jugendschutz.net ermittelten 
Wertes liegt. 


Auch hier ergeben sich aber die geschilderten Vorbehalte aufgrund der 
unklaren Methodik, die sich insbesondere aus den Monitoring-Berichten nicht 
erschließt. Intransparent ist in diesem Zusammenhang auch, in welcher Höhe 


77 Eine Ausnahme bildet lediglich der bei dem Sozialen Netzwerk Facebook im ı. Halbjahr 
2020 ermittelte Wert (56,4%), welcher gegenüber dem vorherigen Bericht (59% im 
2. Halbjahr 2019) leicht gesunken ist. 
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die Auftragsmittel i.H.v. ca. 1,4 Millionen Euro zur Vermeidung methodischer 
Mängel und zur Gewährleistung eines hinreichend strafjuristisch qualifizier- 
ten Prüfpersonals eingesetzt worden sind. 


3. MA HSH Studie 2019 


a) Wesentlicher Inhalt der Studie 


Die Studie der Medienanstalt Hamburg/Schleswig-Holstein (MA HSH) vom 
1. Juni 2019 untersucht die bis zu diesem Zeitpunkt veröffentlichten NetzDG- 
Transparenzberichte der Sozialen Netzwerke Facebook, Twitter, YouTube und 
Instagram, namentlich die ersten beiden Berichte 2018. Die MA HSH hat 
ebenfalls Meldungen vorgenommen, deren Ergebnisse in der Studie vorgestellt 
werden.” Sie untersuchte die Transparenzberichte sowohl auf Ausführlich- 
keit” und vorgestellte Zahlen als auch hinsichtlich der Effektivität verschie- 
dener Meldevvege. ” Besonderer Fokus lag auf der Rolle des Jugendschutzes.“ 


Die Auswertung der NetzDG-Transparenzberichte habe ergeben, dass die drei 
untersuchten Anbieter, vorrangig aber YouTube und Twitter, Inhalte inner- 
halb kurzer Zeit, meist binnen 24 Stunden, entfernten. Die „Löschquote“ wird 
mit weniger als einem Drittel als „gering“ bezeichnet.” Die vergleichsweise 
geringe Anzahl von NetzDG-Meldungen an Facebook wird in Zusammenhang 
mit einer „schwierigen Auffindbarkeit und Gestaltung des gesonderten Mel- 
deformulars“ gestellt.” 


Die MA HSH setzt die Zahlen der Halbjahresberichte auch in Beziehung zu der 
eigenen Meldepraxis der Landesmedienanstalten. Die von der MA HSH 
gemeldeten Inhalte machten demnach 10% aller an Facebook gemeldeten 
Inhalte aus (106 von 1.048), bei YouTube seien dies lediglich 0,03% aller 


78 MA HSH-Auswertung der Transparenzberichte nach NetzDG, 2019, S. 5, abrufbar unter: 
https://www.ma-hsh.de/infothek/publikationen/ma-hsh-auswertung-der-transparenz 
berichte-nach-netzdg.html, nachfolgend: MA HSH. 

79 MA HSH, S. ə. 

8o MA HSH, S. 9. 

81 Vgl. MA HSH, S. 1o. 

82 MA HSH, S. 5. 

83 MA HSH, S. 4; unter Verweis auf Löber/Roßnagel, MMR 201g, S. 7ıff. 
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gemeldeten Inhalte (82 von 250.957) bzw. 0,1% aller durch Beschwerdestellen 
gemeldeten Inhalte (82 von 83.390). 


Das NetzDG habe insgesamt zu effektiven Löschabläufen bei relevanten 
Beschwerden und einer Verbesserung der Gemeinschaftsstandards der 
sozialen Netzwerke geführt. Weiterhin wird positiv angemerkt, dass sich die 
Berichte von Facebook weiterentwickelt hätten. So würden z.B. vom 
1. Halbjahr 2018 zum ə. Halbjahr 2018 die Kommunikationswege mit dem”der 
Beschvverdeführer”in anhand der möglichen unterschiedlichen Verfahrens- 
ausgänge genauer beschrieben. Die ausgewählten Beispiele von YouTube am 
Ende jedes Berichts werden von der MA HSH ebenfalls begrüßt, da es eine 
öffentliche Diskussion ermögliche. Twitter veröffentliche alle eingehenden 
Beschwerden auf der Online-Datenbank „Lumen“. Das schaffe zusätzliche 
Transparenz.” 


Die Meldesysteme müssten jedoch dringend verbessert werden. Gleiches gelte 
für Aufbau und Inhalt der Transparenzberichte samt der zu meldenden 
Zahlen, da nach den bisherigen Vorgaben eine Vergleichbarkeit kaum gegeben 
sei. Aus Sicht der MA HSH müsse dem Jugendmedienschutz und der 
Rechtsverfolgung von Fällen gemäß dem Jugendmedienschutz-Staatsvertrag 
(JMStV) zudem eine größere Bedeutung zugemessen werden. Weiterhin 
bedürften Grenzfälle einer öffentlich geführten Diskussion. Dies setze voraus, 
dass die sozialen Netzwerke transparenter darlegen, wie sie ihre Community 
Guidelines und die Normen des NetzDG auslegen (Decisional Transparency). ° 


In Anbetracht der Analyse sieht die MA HSH eine Nachbesserung der Mel- 
desysteme als dringend an, um die Löschquote bei berechtigten Beschwerden 
von User*innen im Vergleich zu Beschwerden von Meldestellen zu verbessern. 
Weiterhin sollte eine Grundlage für eine verstärkte öffentliche Diskussion 
geschaffen werden. Dafür wären Daten des zuständigen Bundesamts für Justiz 
hilfreich. Es sei außerdem wichtig, umstrittene Beispiele und Grenzfälle her- 
vorzuheben, damit die Diskussion über die Grenzen des „Sagbaren“ hinaus- 
gehen könne. Dafür sei wiederum eine höhere Transparenz notwendig. Mehr 
Regulierte Selbstregulierung ist von der Medienanstalt gewünscht, wofür ein 
unabhängiges Expert”innengremium für Grenzfälle eingerichtet werden sollte. 


84 Vgl. MA HSH, S, 4. 
85 Vgl. MA HSH, S, ıff. 
86 Vgl. MA HSH, S. ı. 
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Vor allem die Landesmedienanstalten sollten sich bei der Schaffung der 
Leitlinien eines solchen Gremiums mit ihrer Expertise einbringen. 


Zuletzt sollen nach den Ausführungen der MA HSH die Rechte der Nut- 
zer”innen gestärkt werden, d.h. zu Unrecht gelöschte Inhalte sollten wie- 
derhergestellt werden können. Das NetzDG solle zukünftig also eine Regelung 
zu einem Put-Back-Verfahren enthalten, nach dem die Sozialen Netzwerke 
unrechtmäßig entfernte Inhalte wiederherstellen und auch darüber berichten 
müssten.” 


b) Anmerkungen zu Methodik und Befunden 


Die Einschätzung, dass das NetzDG zu effektiven Löschabläufen bei relevan- 
ten Beschwerden und einer Verbesserung der Gemeinschaftsstandards der 
Sozialen Netzwerke geführt habe, gründet lediglich auf einer Auswertung der 
Praxis seit Inkrafttreten des NetzDG. Angaben zu der Löschpraxis vor 
Inkrafttreten des NetzDG - in Bezug auf strafbare Inhalte und solche, die 
gegen Community-Standards verstoßen — werden nicht erhoben oder darge- 
legt. Ohne Vergleich des Ist-Zustandes der Compliance vor 2018 — etwa durch 
Einholung von Angaben betroffener Sozialer Netzwerke — erscheinen allenfalls 
eingeschränkt Aussagen dahingehend möglich, ob Löschabläufe durch das 
Gesetz effektiver geworden sind oder eine Verbesserung der Gemeinschafts- 
standards eingetreten ist. 


Ausgewertet wurden nur die Zahlen für den Zeitraum Juli bis Dezember 2018, 
hingegen nicht aus anderen Halbjahresberichten. Daher lassen sich aus der 
Studie keine aktuellen Tendenzen und Langzeitentwicklungen im Rahmen der 
Compliance der untersuchten Sozialen Netzwerke ableiten. 


Auf Seiten 7, 8 und uf. der insgesamt ı3-seitigen MA HSH Studie werden auch 
Befunde der Länderstelle jugendschutz.net” dargestellt und Ausführungen 
zum gesetzlichen Jugendmedienschutz gemacht. Da sich das NetzDG von 
seinem Anwendungsbereich jedoch nicht auf einen Großteil der jugend- 
schutzrechtlich relevanten Inhalte erstreckt, ist die Kontextualisierung der 
NetzDG-Praxis mit der Beachtung des Jugendmedienschutzes methodisch 
fraglich. Zudem wird — unter Verweis auf Angaben der Stelle jugendschutz.net 


87 Vgl. MA HSH, S. ı2f. 
88 Vgl. zu den Aufgaben und der jugendschutzrechtlichen Stellung der Stelle $ ı8 JMStV. 


52 


3. MA HSH Studie 2019 


— ausgeführt, dass im Bereich entwicklungsbeeinträchtigender Inhalte „mög- 
liche Verstöße gegen $ s Abs. ı JMStV“ vorlagen.” Es wird aber nicht ausge- 
führt, in welchem Zusammenhang dies mit den Meldeverfahren des NetzDG 
steht. Zudem ergibt sich aus den veröffentlichten Tätigkeitsberichten des für 
die Landesmedienanstalten zuständigen Organs (KJM”) nicht, ob überhaupt 
und in welchem Umfang Soziale Netzwerke aufgrund nicht rechtzeitiger 
Reaktion auf entwicklungsbeeinträchtigende Telemedien gegen $ 5 JMStV 
verstoßen haben.” 


89 MA HSH, S. n. 
go Kommission für Jugendmedienschutz, vgl. SŠ ıq, 16 JMStV. 
9 Vgl. etwa 8. Tätigkeitsbericht der KJM, 2019, S. zo ff. 
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ı. Vergleichsanalyse zu Halbjahresberichten 


a) Tabellarische Überblicksdarstellung 


Die auf die drei großen Sozialen Netzwerke Facebook, YouTube und Twitter 
beschränkte Analyse der Halbjahresberichte' hat zunächst den Befund vor- 
angegangener Studien bestätigt, dass die Datengrundlagen der drei großen 
Sozialen Netzwerke zum Teil voneinander abweichen. Die Vergleichbarkeit 
der Daten stellte mithin eine Herausforderung für die Analyse dar, bei- 
spielsweise bei den Angaben zu der Anzahl der eingegangenen Beschwerden. 
Dem wurde versucht dadurch Rechnung zu tragen, dass in der nachfolgenden 
tabellarischen Übersicht die unterschiedlichen Datengrundlagen über Hin- 


weise in Fußnoten kenntlich gemacht werden. 


Facebook 


Anzahl der eingegangenen 
Beschvverde-Inhalte”: 

1.HJ 2018: 1.704 

2.HJ 2018: 1.048 

1.HJ 2019: 1.050 

2.HJ 2019: 4.274 

1.HJ 2020: 6.038 

2.HJ 2020: 4.401 


Anzahl der gesperrten/ 
gelöschten Inhalte’: 
1.HJ 2018: 362 

2.HJ 2018: 369 

1.HJ 2019: 349 

2.HJ 2019: 1.043 

1.HJ 2020: 2.308 

2.HJ 2020: 1.276 


YouTube 


Anzahl der eingegangenen 
Beschwerde-Inhalte‘: 

1.HJ 2018: 214.827 

2.H] 2018: 250.957 

1.HJ 2019: 304.425 

2.HJ 2019: 277.478 

1.HJ 2020: 388.824 

2.HJ 2020: 323.792 


Anzahl der gesperrten/ 
gelöschten Inhalte‘: 

1.HJ 2018: 58.297 (16.176) 
2.HJ 2018: 54.644 (12.922) 
1.HJ 2019: 71.168 (12.449) 
2.HJ 2019: 71.907 (3.751) 
1.HJ 2020: 90.814 (3.466) 
2.HJ 2020: 73.477 (1.865) 


Twitter 


Anzahl der eingegangenen 
Beschwerde-Inhalte‘: 

1.HJ 2018: 264.818 

2.HJ 2018: 256.462 

1.HJ 2019: 499.346 

2.HJ 2019: 843.527 

1.HJ 2020: 765.715 

2.HJ 2020: 811.469 


Anzahl der gesperrten/ 
gelöschten Inhalte’: 
1.HJ 2018: 28.645 

2.H] 2018: 23.165 

1.HJ 2019: 46.702 

2.HJ 2019: 137.171 

1.HJ 2020: 122.302 

2.HJ 2020: 118.797 


ı Siehe zur ausführl. Analyse der Umsetzung aller Berichtspflichten nach $ 2 Abs. 2 NetzDG 


unten VI. Anhang ı. 


2 VvViedergegeben wird nicht die Anzahl der Beschwerden, sondern die Anzahl der 
beschwerdegegenständlichen Inhalte; eine Beschwerde kann mehrere Inhalte betreffen. 
Vgl. i. HİB 2018 Facebook, S. 3; ebenso in 2. HİB 2018 Facebook, S. 4; 1. HİB 2019 Facebook, 
S. 4 2. HJB 2019 Facebook, S. 4; 1. HJB 2020 Facebook, S. 4; vermutlich werden nur über 
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Facebook 


YouTube 


Twitter 


Anteil gesperrter/gelóschter 
Inhalte an gemeldeten 
Inhalten‘: 

1.HJ 2018: 21,24% 

2.HJ 2018: 35,21% 

1.HJ 2019: 33,24% 

2.HJ 2019: 24,40% 

1.HJ 2020: 38,22% 

2.HJ 2020: 30,30% 


Anteil gesperrter/gelöschter 
Inhalte an gemeldeten 
Inhalten’: 


1.HJ 2018: 27,14% (7,53%) 
2.HJ 2018: 21,77% (5,15%) 
1.HJ 2019: 23,38% (4,09%) 
2.HJ 2019: 25,91% (1,35%) 
1.HJ 2020: 23,36% (0,89%) 
2.HJ 2020: 22,69% (0,58%) 


Anteil gesperrter/gelöschter 
Inhalte an gemeldeten 
Inhalten: 

1.HJ 2018: 10,82% 

2.HJ 2018: 9,03% 

1.HJ 2019: 9,35 % 

2.HJ 2019: 16,26 % 

1.HJ 2020: 15,97 % 

2.HJ 2020: 14,63% 
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das NetzDG-Meldeformular eingegangene Beschwerden berücksichtigt; vgl. BfJ-Stellung- 
nahme zum NetzDGÄndG v. 15.6.2020, S. 7f. 

Wiedergegeben wird nicht die Anzahl der Beschwerden, sondern die Anzahl der 
beschwerdegegenständlichen Inhalte; eine Beschwerde kann mehrere Inhalte betreffen. 
Vgl. YouTube-Angaben im Rahmen der qualitativen Studie, S. 14 (Frage 18); ı. HİB 2018 
YouTube, S. 3; ebenso in 2. HJB 2018 YouTube, S. 3; ı. HİB 2019 YouTube, S. 3; 2. HİB 2019 
YouTube, S. 3; i. HJB 2020 YouTube, S. 3; 2. HJB 2020 YouTube, S. 3; die Angaben betreffen 
nur Beschwerden über angeblich rechtswidrige Inhalte im Sinne des NetzDG. 

Anzahl der gemeldeten Inhalte entspricht Anzahl der Beschwerden. Vgl. ı. HJB 2018 
Twitter, S. 7; ebenso in 2. HJB 2018 Twitter, S. 13; ı. HJB 2019 Twitter, S. 12; 2. HJB 2019 
Twitter, S. ız und ı. HİB 2020 Twitter S 13; vermutlich werden hier überwiegend alle 
Beschwerden berücksichtigt, die über sämtliche unterschiedlichen Meldewege einge- 
gangen sind; vgl. 2. HİB 2020 Twitter, S. 18: „Beschwerden werden mitgezählt, ohne 
Rücksicht auf den von den Beschwerdeführern gewählten Meldeweg oder die Kategorie“. 
Anzahl der gelöschten/gesperrten Inhalte nach AGB oder NetzDG. Vgl. ı. HİB 2018 
Facebook, S. 7; ebenso in 2. HİB 2018 Facebook, S. 9; 1. HİB 2019 Facebook, S. 10; 2. HİB 
2019 Facebook, S. rı, ı. HİB 2020 Facebook, S. u; 2. HİB 2020 Facebook, S. nf, 

Anzahl entfernter Inhalte nach AGB oder NetzDG; in Klammern: Anzahl Sperrungen nur 
nach NetzDG. Vgl. ı. HİB 2018 YouTube, S. 13; ebenso in 2. HJB 2018 YouTube, S. 10; ı. HİB 
2019 YouTube, S. 1o; 2. HİB 2019 YouTube, S. 9; ı. HİB 2020 YouTube, S. 12; 2. HİB 2020 
YouTube, S. 12 f. 

Löschung / Sperrung aufgrund der Twitter Regeln oder des NetzDG. Vgl. ı. HİB 2018 
Twitter, S. 7; ebenso in 2. HJB 2018 Twitter, S. 13; ı. HJB 2019 Twitter, S. 12; 2. HJB 2019 
Twitter, S. 12; ı. HİB 2020 Twitter S 13; 2. HİB 2020 Twitter, S. 18. 

Hier unberücksichtigt ist, dass (1.) insb. seit 2020 der Großteil der Inhaltsentfernungen 
proaktiv aufgrund automatischer Erkennung wegen Verstößen gegen die eigenen 
Gemeinschaftsrichtlinien erfolgt (1. HJ 2020 ca. 32 Millionen „Maßnahmen wegen Hass- 
rede“; siehe II.5.b) und (2.) Beschwerden, die über andere Meldewege als das NetzDG- 
Formular eingehen, nicht in die Halbjahresberichte mit einfließen; zur Signifikanz der 
„Löschquote“ bzgl. Over-/Underblocking siehe V.2.c). 

NetzDG- und AGB-Löschungen insgesamt. Die in Klammern angegebene Prozentzahl gibt 
den Anteil lediglich nach NetzDG erfolgter Sperrungen wieder, vgl. ı. HJB 2018 YouTube, 
S. 13; ebenso in 2. HJB 2018 YouTube, S. o, ı. HİB 2019 YouTube, S. o, 2. HİB 2019 
YouTube, S. 9 und i. HİB 2020 YouTube, S. ız. Unberücksichtigt bleibt, dass insb. seit 2020 
der Großteil der Inhaltsentfernungen proaktiv aufgrund automatischer Erkennung wegen 
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Facebook 


YouTube 


Twitter 


gang und Maßnahme” 
1.HJ 2018: 

< 24 h: 410 Beschwerden 
< 48 h: 46 Beschwerden 

< 7 Tage: 55 Beschwerden 
> 7 Tage: 26 Beschwerden 


2.HJ 2o18: 

< 24 h: 108 Beschwerden 

< 48 h: n Beschwerden 

< 7 Tage: ig Beschwerden 
> 7 Tage: 21 Beschwerden 


1.HJ 2019: 

< 24 h: 2o4 Beschwerden 
< 48 h: 12 Beschwerden 

< 7 Tage: 18 Beschwerden 
> 7 Tage: 5 Beschwerden 


2.HJ 2019: 

< 24 h: 488 Beschwerden 
< 48 h: 3g Beschwerden 

< 7 Tage: 28 Beschwerden 
> 7 Tage: 5 Beschwerden 


1.HJ 2020: 

< 24 h: 1.229 Beschwerden 
< 48 h: 6o Beschwerden 

< 7 Tage: 43 Beschwerden 
> 7 Tage: ız Beschwerden 


2.HJ 2020: 

< 24 h: 1.031 Beschwerden 
< 48 h: 35 Beschwerden 

< 7 Tage: 40 Beschwerden 
> 7 Tage: n Beschwerden 


Zeit zwischen Beschwerdeein- 


Zeit zwischen Beschwerdeein- 


gang und Maßnahme" 

1.HJ 2018: 

< 24 h: 54.199 Beschwerden 
< 48 h: 1.403 Beschwerden 

< 7 Tage: 1.836 Beschwerden 
> 7 Tage: 859 Beschwerden 


2.HJ 2018: 

< 24 h: 52.030 Beschwerden 
< 48 h: 1.069 Beschwerden 
< 7 Tage: 768 Beschwerden 
> 7 Tage: 777 Beschwerden 


1.HJ 2019: 

< 24 h: 62.492 Beschwerden 

< 48 h: 1.875 Beschwerden 

< 7 Tage: 5.569 Beschwerden 
> 7 Tage: 1.232 Beschwerden 


2.HJ 2019: 

< 24 h: 66.309 Beschwerden 
< 48 h: 1.739 Beschwerden 

< 7 Tage: 2.735 Beschwerden 
> 7 Tage: 1.124 Beschwerden 


1.HJ 2020: 

< 24 h: 83.706 Beschwerden 

< 48 h: 2.649 Beschwerden 

< 7 Tage: 2.650 Beschwerden 
> 7 Tage: 1.809 Beschwerden 


> HJ 2020: 

< 24 h: 64.774 Beschwerden 
< 48 h: 4.334 Beschwerden 

< 7 Tage: 2.923 Beschwerden 
> 7 Tage: 1.446 Beschwerden 


Zeit zwischen Beschwerdeein- 


gang und Maßnahme” 

1.HJ 2018: 

< 24 h: 28.044 Beschwerden 
< 48 h: 364 Beschwerden 

< 7 Tage: 196 Beschwerden 
> 7 Tage: qı Beschwerden 


2.HJ 2018: 

< 24 h: 22.821 Beschwerden 
< 48 h: 273 Beschwerden 

< 7 Tage: 67 Beschwerden 
> 7 Tage: 3 Beschwerden 


1.HJ 2019: 

< 24 h: 30.880 Beschwerden 
< 48 h: 11.068 Beschwerden 

< 7 Tage: 3.187 Beschwerden 
> 7 Tage: 1.565 Beschwerden 


2.HJ 2019: 

< 24 h: 117.437 Beschwerden 
< 48 h: 17.739 Beschwerden 

< 7 Tage: 1.767 Beschwerden 
> 7 Tage: 227 Beschwerden 


1.HJ 2020: 

< 24 h: 109.151 Beschwerden 
< 48 h: 10.768 Beschwerden 
< 7 Tage: 2.237 Beschwerden 
> 7 Tage: yı Beschwerden 


2.HJ 2020: 

< 24 h: 73.404 Beschwerden 

< 48 h: 5.o49 Beschwerden 

< 7 Tage: 10.472 Beschwerden 
> 7 Tage: 29.858 Beschwerden 


Verstößen gegen die eigenen Community-Richtlinien erfolgt; siehe ILs.b), zur Signifikanz 
der „Löschquote“ bzgl. Over-/Underblocking siehe V.2.c). 

10 Vgl. i HİB 2018 Facebook, S. 8f.; ebenso in 2. HİB 2018 Facebook, S. u; i. HİB 2019 
Facebook, S. 12; 2. HİB 2019 Facebook, S. 13; ı. HİB 2020 Facebook, S. 13; 2. HİB 2020 
Facebook, S. 12 ff. 

n  Vgl.ı. HİB 2018 YouTube, S. o; ebenso in 2. HİB 2018 YouTube, S. 7; i. HİB 2019 YouTube, 
S. 8; 2. HİB 2019 YouTube, S. 7; i. HİB 2020 YouTube, S. 10; 2. HİB 2020 YouTube, S. 1of, 

ız Vgl. ı. HİB 2018 Twitter, S. gf.; ebenso in 2. HİB 2018 Twitter, S. 16 f.; i. HİB 2019 Twitter, 
S. 17f.; 2. HİB 2019 Twitter, S. 17 fi, i. HİB 2020 Twitter S. ı8f.; 2. HİB 2020 Twitter, S. 24f. 
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b) Erläuterung wesentlicher Ergebnisse der 
Vergleichsanalyse 


aa) Anzahl von Beschwerden bzw. 
beschwerdegegenständlichen Inhalten 


(1) Aspekte und Befunde bzgl. aller drei Sozialen Netzwerke 

Alle drei untersuchten Sozialen Netzwerke geben sowohl angemeldeten als 
auch nicht angemeldeten Nutzer*innen die Möglichkeit, sich durch ver- 
schiedene Wege über Inhalte zu beschweren. Facebook, YouTube und Twitter 
stellen dabei unter anderem ein spezifisches NetzDG-Meldeformular zur 
Verfügung. 


Die Angaben über den Beschwerdegrund werden von allen drei Sozialen 
Netzwerken so in die Berichte übernommen, wie sie von den Beschwerde- 
führer*innen gemacht worden sind.” Eine Angabe, ob dies auch nach Über- 
prüfung dem richtigen Grund für die Löschung entsprach oder ob eine etwaige 
spätere Entfernung aufgrund eines Verstoßes gegen einen anderen Straftat- 
bestand oder der Community-Standards vollzogen wurde, erfolgt nicht diffe- 
renziert für jeden beschwerdegegenständlichen Inhalt.'* 


Die in dieser Analyse betrachteten drei Sozialen Netzwerke prüfen die 
Beschwerden zunächst und vorrangig nach den eigenen Community Richtli- 
nien (AGB) und gegebenenfalls in einem zweiten Prüfungsschritt subsidiär 
nach dem NetzDG, sofern nicht bereits nach dem ersten Prüfungsschritt eine 
Löschung wegen Verstoßes gegen Community-Standards erfolgt ist.” Es wird 
in allen Berichten nicht explizit ausgeführt, ob NetzDG-beschwerdegegen- 
ständliche Inhalte, die aufgrund des Verstoßes gegen die eigenen Standards 
gelöscht worden sind, dennoch als Beschwerde i.S.d. $ 2 Abs. 2 Nr. 3 NetzDG 
aufgezählt werden; dies ist jedoch naheliegend. 


ı3 Vgl. z.B. 2. HİB 2020 Twitter, S. 18: „Alle Daten basieren auf den von Beschwerdeführern 
selbst angegebenen Informationen“. 

14 Vgl. z.B. 2. HİB 2020 YouTube, S. 6, wonach die angegebenen Inhaltsentfernungen 
lediglich nach dem „vom Beschwerdeführer angegebenen Beschwerdegrund“ wiederge- 
geben werden, der jedoch „nicht notwendig mit dem tatsächlichen Grund der Entfernung 
oder Sperrung identisch“ sei. 

ı5 Vgl. z.B. 2. HİB 2020 Facebook, S. 4; 2. HİB 2020 YouTube, S. 1; 2. HİB 2020 Twitter, S. 18. 
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Eine unterschiedliche Handhabung der drei untersuchten Sozialen Netzwerke 
ist dennoch nicht ganz auszuschließen. Vor allem Unterschiede in der Ein- 
bindung der spezifischen NetzDG-Meldungen in andere Meldewege können 
zu erheblichen Differenzen in der Anzahl eingehender NetzDG-Beschwerden 
führen. Zudem können unterschiedliche Auslegungen der NetzDG-Anforde- 
rungen durch die jeweiligen Netzwerke — etwa aufgrund zu unbestimmter 
Vorgaben im Rahmen des $ 2 NetzDG - zugrunde liegen.“ 


(2) Facebook 

In den Halbjahresberichten von Facebook wird angegeben, dass nur 
Beschwerden in die Berichte aufgenommen worden sind, die durch das 
NetzDG-Meldeformular eingegangen sind.” Ausweislich des letzten Halbjah- 
resberichts 2/2020 hat Facebook vor, in der i. Hälfte des Jahres 2021, eine neue, 
zusätzliche Option für die Einreichung von NetzDG-Beschwerden über einen 
Link, der zu jedem Inhalt verfügbar ist, bereitzustellen." 


In einer NetzDG-Beschwerde können von den Nutzer*innen und Beschwer- 
destellen in einer Beschwerde mehrere Inhalte aufgeführt werden.” So sind 
zuletzt im Zeitraum zwischen ı. Juli 2020 und 31. Dezember 2020 4.211 Netz- 
DG-Beschwerden eingegangen, in denen insgesamt 4.401 Inhalte referenziert 
worden sind. Facebook gibt in seinen Halbjahresberichten die Anzahl der 
Beschwerden aufgegliedert nach Einzelbeschwerden und Meldungen von 
Beschwerdestellen an. Auch die Gesamtzahl der gemeldeten Inhalte wird 
angegeben, jedoch ohne genauere Ausführungen. Die detaillierte Aufschlüs- 
selung nach den Beschvverdeführer”innen und Beschwerdestellen findet somit 
keine Anwendung bezogen auf die Anzahl der gemeldeten Inhalte. 


Des Weiteren werden in den Halbjahresberichten die Beschwerden nach dem 
durch den”die Beschvverdeführer”in genannten Grund differenziert. Hierbei 
führt Facebook die Straftatbestände aus dem Strafgesetzbuch gemäß der in $ ı 
Abs. 3 NetzDG genannten Straftatbestände einzeln auf. Eine Ausnahme bilden 
nur die $$ 129 bis ı29b StGB, die zusammengefasst dargestellt werden. In einer 
Beschwerde können für einen Inhalt mehrere Gründe der Rechtswidrigkeit 
genannt werden, weshalb die Gesamtzahl der Beschwerdegründe die 
Gesamtzahl der Beschwerden übersteigt. Bei den im Zeitraum zwischen 


16 Vgl. Eifert et al.: Evaluation des NetzDG im Auftrag des BMJV, 2020, S. o8 ff. 
ı7 Vgl. 2. HİB 2020 Facebook, S. 4. 

18 Vgl. 2. HİB 2020 Facebook, S. 3. 

19 2. HJB 2020 Facebook, S. 4. 
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1. Juli 2o2o und 31. Dezember 2o2o eingegangenen Beschwerden dominieren 
mit Tatbeständen der Beleidigung (1.526), der Üblen Nachrede (1.157), der 
Verleumdung (772) und der Volksverhetzung (1.152) Deliktsbereiche, welche 
dem Beschwerdesujet der „Hassrede“ zugeordnet werden können.” 


(3) YouTube 

YouTube führt in seinen Halbjahresberichten aus, dass nur „rechtswidrige 
Inhalte im Sinne des NetzDG“ in die Statistik aufgenommen werden.” Auch 
hier können - wie bei Facebook - in einer Beschwerde mehrere Inhalte (z.B. 
mehrere Videos oder Kommentare) gemeldet werden. YouTube gibt aus- 
schließlich Auskunft zur Anzahl eingegangener gemeldeter Inhalte, nicht 
jedoch zu der Anzahl eingegangener Beschwerden. Dies stellt zwar eine 
Abweichung vom Wortlaut des $ 2 Abs. 2 Nr. 2 NetzDG dar,” begründet aber 
eine konsistentere Gesamtdarstellung mit Blick auf die nach $ 2 Abs. 2 Nr. 7 
zu berücksichtigenden Löschungen oder Sperrungen „des beanstandeten 
Inhalts“. Hiernach wurden im Zeitraum zwischen 1. Juli 2020 und şı. De- 
zember 2020 über Beschwerdestellen und Nutzer*innen insgesamt 323.792 
Inhalte gemeldet.” 


Die gemeldeten Inhalte werden nach Beschwerdeführer*in und Beschwer- 
degrund detailliert aufgeschlüsselt, wobei die Beschwerdegründe in sieben 
Inhaltskategorien rubriziert werden,” welche die zı Straftatbestände des $ 1 
Abs. 3 NetzDG zusammenfassen sollen. Seit den Halbjahresberichten für das 
Jahr 2019 wird erläutert, welcher Straftatbestand welcher Inhaltskategorie 
zugewiesen wird.” Die Fassung der Beschwerdegründe in Inhaltskategorien 
erlaubt eine bessere Vergleichbarkeit der Maßnahmen nach NetzDG einerseits 
und eigenen Community-Richtlinien andererseits, welche YouTube — ohne 
gesetzliche Verpflichtung - zusätzlich transparent macht. 


20 Vgl. 2. HİB 2020 Facebook, S. sf. 

21 Zuletzt in 2. HİB 2020 YouTube, S. 3. 

22 Danach ist die „Anzahl der im Berichtszeitraum eingegangenen Beschwerden über 
rechtswidrige Inhalte“ anzugeben, nicht der beschwerdegegenständlichen Inhalte. 

23 2. HJB 2020 YouTube, S. 3. 

24 (i) Privatsphäre, (2.) Persönlichkeitsrechtsverletzung und Beleidigung, (3.) ungeeignete 
und gefährliche Inhalte, (4.) pornografische Inhalte, (5.) terroristische und verfassungs- 
widrige Inhalte, (6.) Hassrede oder politischer Extremismus sowie (7.) Gewalt. 

25 Siehe zuletzt 2. HİB 2020 YouTube, S. 15-17. Diese Erläuterung fehlte noch in den älteren 
Halbjahresberichten 2018. 
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(4) Twitter 

Ausweislich der Halbjahresberichte von Twitter werden alle Beschwerden 
unabhängig davon berücksichtigt, ob sie zu Maßnahmen aufgrund eines 
angenommenen Verstoßes gegen die Community-Standards oder das Netz- 
vverkdurchsetzungsgesetz (StGB-Tatbestände nach $ 1 Abs. 3 NetzDG) führ- 
ten. Zudem wird angegeben, dass „alle Beschwerden mitgezählt“ werden, 
„ohne Rücksicht auf den von den Beschwerdeführern gewählten Meldeweg 
oder die Kategorie“.” Hierdurch können sich tendenziell wesentlich höhere 
Zahlenangaben eingegangener Beschwerden ergeben als etwa bei dem 
Sozialen Netzwerk Facebook, welches sich in den Halbjahresberichten im 
Wesentlichen auf Beschwerden beschränkt, die über das NetzDG-Formular 
eingegangen sind.” Für den Zeitraum zwischen 1. Juli bis 31. Dezember 2020 
gibt Twitter eine Gesamtzahl von durch Nutzer”innen und Beschwerdestellen 
eingegangenen Beschwerden von 811.469 an.” 


Offen in den Berichten des Dienstes Twitter bleibt, ob eine Beschwerde auch 
mehrere Inhalte betreffen kann. Diesseitige Berechnungen lassen jedoch 
plausibel erscheinen, dass pro Beschwerde nur ein Inhalt gemeldet werden 
kann. Twitter stellt für den Beschwerdeeingang eine Tabelle über die 
Gesamtzahl der Beschwerden, aufgeschlüsselt nach Nutzer”innen und 
Beschwerdestellen zur Verfügung. Auch wird angegeben, wie viele 
Beschwerden eingegangen sind und bei wie vielen Beschwerden eine Maß- 
nahme ergriffen worden ist. Maßnahmen heißt in diesem Zusammenhang, 
„dass der gemeldete Inhalt entweder (1) aufgrund eines Verstoßes gegen die 
Twitter Allgemeinen Geschäftsbedingungen oder die Twitter Regeln gänzlich 
von der Plattform entfernt wurde oder (2) in Deutschland zurückgezogen 
wurde“, wonach bei Letzterem ein Verstoß gegen das NetzDG festgestellt 
worden ist.” 


Des Weiteren listet Twitter alle Beschwerdegründe nach den in $ ı Abs. 3 
NetzDG genannten Straftatbeständen auf und ordnet diese differenziert nach 
Nutzer”innen und Beschwerdestellen, dem*der jeweiligen Beschwerdefüh- 
rer”in zu. 


26 Vgl. zuletzt 2. HJB 2020 Twitter, S. 18. 

27 Siehe hierzu oben IV.ı.b) aa) (2). 

28 2. HİB 2020 Twitter, S. 18. 

29 1. HİB 2018 Twitter, S. 7; ebenso in 2. HJB 2018 Twitter, S. 13; i. HİB 2019 Twitter, S. 12; 2. 
HJB 2019 Twitter, S. 12; 2. HJB 2020 Twitter, S. 18. 
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bb) Anzahl gesperrter/gelöschter Inhalte 


(1) Aspekte und Befunde bzgl. aller drei Sozialen Netzwerke 

Die in dieser Analyse betrachteten Sozialen Netzwerke prüfen die 
Beschwerden zunächst nach den eigenen Community-Standards und erst 
anschließend gegebenenfalls nach dem NetzDG.” Es bleibt zum Teil unklar, 
ob Inhalte, die aufgrund eines Verstoßes gegen die eigenen Standards gelöscht 
worden sind, in den Halbjahresberichten als Beschwerde aufgezählt oder ob 
diese herausgerechnet werden. Nach den Ausführungen ist aber wahr- 
scheinlich, dass auch Inhaltsentfernungen nach den eigenen Community- 
Standards mit angegeben werden und allein der von dem*der Beschwerde- 
führer”in angegebene Grund eines vermeintlichen Verstoßes gegen einen 
Straftatbestand des $ ı Abs. 3 NetzDG als hinreichend für die Ausweisung im 
Halbjahresbericht angesehen wird.” 


Dies entspricht auch dem Wortlaut der Berichtsvorgabe nach $ 2 Abs. 2 Nr. 7 
NetzDG. Denn hiernach ist die „Anzahl der Beschwerden, die im Berichts- 
zeitraum zur Löschung oder Sperrung des beanstandeten Inhalts führten“ 
anzugeben, sodass der tatsächlich von dem Sozialen Netzwerk angenommene 
Grund der Inhaltsentfernung unerheblich ist. 


Alle sozialen Netzwerke verwenden schematische und tabellarische Darstel- 
lungen, um die jeweiligen Berichtszahlen transparent zu machen. 


(2) Facebook 

Die von Facebook in den jeweiligen Halbjahresberichten erstellte Übersicht 
gibt an, wie häufig eine Beschwerde gemäß den durch den*die Beschwerde- 
führer”in angeführten Bestimmungen des deutschen Strafgesetzbuchs zur 
Löschung oder Sperrung von Inhalten geführt hat.” Im zuletzt veröffentlichen 
Berichtszeitraum zwischen 1. Juli 2020 und 31. Dezember 2020 führten 1.117 
NetzDG-Beschwerden zu einer Löschung oder Sperrung von insgesamt 1.276 
Inhalten.” 


30 Vgl. z.B. 2. HİB 2020 Facebook, S. 4; 2. HİB 2020 YouTube, S. 1; 2. HİB 2020 Twitter, S. 18. 

3 Vgl. z.B. 2. HİB YouTube, S. 6, wonach in der Grafik zu entfernten Inhalten der „vom 
Beschwerdeführer angegebene Beschwerdegrund“ wiedergegeben wird, „der nicht not- 
wendig mit dem tatsächlichen Grund der Entfernung oder Sperrung identisch ist“. 

32 Vgl. zuletzt ı. HİB 2020 Facebook, S. u; 2. HİB 2020 Facebook, S. u. 

33 Vgl. 2. HİB 2020 Facebook, S. n. 
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Zahl der Inhaltsentfernungen in Folge von 
Beschwerden im Zeitverlauf 
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Abb. 5: Zahl der Inhaltsentfernungen infolge NetzDG-Beschwerden (Facebook) 


Bei den tabellarischen Darstellungen der Anzahl der Löschungen/Sperrungen 
differenziert nach Beschwerdegrund wird berücksichtigt, dass der*die 
Beschvverdeführer”in für einen Inhalt mehrere Gründe der Rechtswidrigkeit 
anführen kann. Wird eine Maßnahme ergriffen, wird der Inhalt in der Tabelle 
„unter jeder in der Beschwerde genannten [StGB-] Bestimmung“ aufgeführt.” 
Die Summen der Beschwerden aufgeschlüsselt nach Straftatbeständen über- 
steigen somit die Gesamtzahlen der tatsächlichen Beschwerden, die zur Lö- 
schung oder Sperrung von Inhalten führten. 


Weder nach den Berichtsvorgaben des $ 2 Abs.ı NetzDG gefordert noch 
gesondert ausgewiesen wird in den Halbjahresberichten der Anteil entfernter 
Inhalte an den in den Beschwerden gemeldeten Inhalten. Da dieser Wert aber 
- insbesondere im Kontext der Diskussion über das Vorliegen bzw. Nicht- 
Vorliegen von Overblocking” — angeführt wird,’ erfolgt im Rahmen dieser 
Teilevaluation eine gesonderte Berechnung und Ausweisung. Für Facebook 


34 Vgl. ı. HİB 2020 Facebook, S. u; 2. HİB 2020 Facebook, S. n. 

35 Siehe zum Overblocking ausführlichen unten V. 

36 Vgl. Bericht der Bundesregierung zur NetzDG-Evaluierung, 2020, S. 21; Löber/Roßnagel, 
MMR 2019, 71, 73; ausführl. hierzu unten V.2.c). 


63 


IV. Vergleichsanalyse Facebook, YouTube, Twitter 


ergeben sich bei einer derart ermittelten „Löschquote“ über die Berichtszeit- 
räume hinweg erhebliche Schwankungen zwischen ca. 20% und 38%. 


Anteil gesperrter/gelöschter Inhalten an 
gemeldeten Inhalten bei Facebook 
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Abb. 6: Anteil entfernter Inhalte an gemeldeten Inhalten (Facebook) 


Bei den so ermittelten „Löschquoten“ bleibt in Bezug auf Facebook unbe- 
rücksichtigt, dass (1.) insbesondere seit 2020 der Großteil der Inhaltsentfer- 
nungen proaktiv aufgrund automatischer Erkennung wegen Verstößen gegen 
die eigenen Gemeinschaftsrichtlinien erfolgt” und (2.) Beschwerden, die über 
andere Meldewege als das NetzDG-Formular eingehen, nicht in die Halbjah- 
resberichte mit einfließen. 


(3) YouTube 

YouTube stellt in ihren Halbjahresberichten die Anzahl der im jeweiligen 
Berichtszeitraum gelöschten oder gesperrten Inhalte aufgeschlüsselt nach der 
Art des*der Beschvverdeführers”in (Beschwerdestellen und Nutzer”innen) in 
Zahlen und Diagrammen dar. Da — ebenso wie bei Facebook — eine 
Beschvverde mehrere Inhalte betreffen kann, vveicht die Anzahl der 


37 Z.B. im i. Halbjahr 2020 insgesamt mehr als 32 Millionen Inhalte aus, gegen die „Maß- 
nahmen vvegen Hassrede“ seitens Facebook ergriffen worden sind; siehe hierzu oben 
ILs.b). 
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Beschwerden möglicherweise von der Zahl der entfernten Inhalte ab. Da $ 2 
Abs. 2 Nr. 7 NetzDG als Berichtsvorgabe nach dem Wortlaut die „Anzahl der 
Beschwerden“ verlangt, die im Berichtszeitraum zur Löschung oder Sperrung 
des beanstandeten Inhalts führten, ergeben sich möglicherweise geringfügige 
Abweichungen. Diese sind aber dem Umstand geschuldet, dass der Gesetz- 
geber bei der Fassung der Norm eher nicht im Blick hatte, dass große Soziale 
Netzwerke die Möglichkeit der Sammelbeschwerde implementieren.’ Die 
Angabe der entfernten Inhalte, welche allesamt beschwerdebasiert sind, 
entspricht mithin dem Telos der Norm und ist als rechtskonform anzusehen. 


Die differenzierte Darstellung nach Beschwerdegründen erfolgt nach den 
bereits dargestellten sieben Inhaltskategorien, nicht nach den 21 in $ ı Abs. 3 
NetzDG genannten Straftatbeständen. Vor diesem Hintergrund bleibt - trotz 
der abstrakt erfolgenden Zuordnungen der Inhaltskategorien zu den Straf- 
deliktsbereichen — unklar, wie viele Entfernungen bezogen auf einzelne 
Straftatbestände der $$ 86, 86a, 89a, gt, 1004, 111, 126, 129 bis 129b, 130, 131, 140, 
166, 184b, 185, 187, 201a, 241 und 269 jeweils erfolgten. Auch dies ist aber nach 
dem weiten Gesetzeswortlaut „Beschwerdegrund“ grundsätzlich zulässig. 


YouTube entfernte nach dem im Januar 2021 veröffentlichten Bericht im 
Zeitraum zwischen 1. Juli 2020 und 31. Dezember 2020 insgesamt 73.477 
Inhalte. 


Da der Anteil entfernter Inhalte an den insgesamt beschwerdegegenständli- 
chen Inhalten - insbesondere im Kontext der Diskussion über das Vorliegen 
bzw. Nicht-Vorliegen von Overblocking” — häufig angeführt wird,” erfolgt im 
Rahmen dieser Teilevaluation eine gesonderte Berechnung und Ausweisung. 
Für YouTube ergeben sich bei einer derart ermittelten „Löschquote“ über die 
Berichtszeiträume hinweg Schwankungen zwischen ca. 21% und 27%. 
Obwohl YouTube — ohne gesetzliche Verpflichtung - zusätzlich zwischen 
Inhaltsentfernungen nach eigenen Community-Richtlinien und NetzDG dif- 
ferenziert, erfolgt die nachfolgende Darstellung (aus Gründen der Vergleich- 
barkeit mit den anderen Netzwerken) nur nach der Gesamtzahl aller Entfer- 
nungen (AGB und NetzDG): 


38 Insoweit finden sich keine Hinweise in den Gesetzesmaterialien; vgl. BT-Drs. 18/12356, 
S. 20 ff. 

39 Siehe zum Overblocking ausführlichen unten V. 

40 Vgl. Bericht der Bundesregierung zur NetzDG-Evaluierung, 2020, S. 21; Löber/Roßnagel, 
MMR 2019, 71, 73; ausführl. hierzu unten V.2.c). 
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Zahl der Inhaltsentfernungen in Folge von 
Beschwerden im Zeitverlauf 
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Abb. 7: Zahl der Inhaltsentfernungen infolge NetzDG-Beschwerden (YouTube) 


Anteil gesperrter/gelöschter Inhalte an 
gemeldeten Inhalten bei YouTube 
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Abb. 8: Anteil entfernter Inhalte an gemeldeten Inhalten (YouTube) 
Bei den so ermittelten „Löschquoten“ bleibt in Bezug auf YouTube unbe- 


rücksichtigt, dass (1.) insbesondere seit 2020 ein großer Anteil der Inhalts- 
entfernungen proaktiv aufgrund automatischer Erkennung wegen Verstößen 
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gegen die eigenen Gemeinschaftsrichtlinien erfolgt” und (2.) nur Beschwerden 
über angeblich rechtswidrige Inhalte im Sinne des NetzDG mit einfließen.” 


(4) Twitter 

Auch Twitter stellt in seinen Halbjahresberichten die Zahlen entfernter, 
beschwerdegegenständlicher Inhalte tabellarisch und differenziert nach den 
im NetzDG benannten Straftatbeständen dar. Es ist anzunehmen, dass bei 
Twitter in einer Beschwerde nur ein Inhalt gemeldet werden kann, da die 
Summe der eingegangenen Beschwerden aufgeschlüsselt nach Beschwerde- 
grund mit den Zahlen der eingegangenen Beschwerden aus der zusammen- 
fassenden vorangestellten Übersicht identisch ist (bis auf eine Ausnahme‘). 
Im Vergleich zu Facebook über- oder unterschreitet die Gesamtzahl der 
Beschwerden aufgeschlüsselt nach Beschwerdegründen und Löschungen/ 
Sperrungen die Gesamtzahl der tatsächlichen Beschwerden somit nicht (bis 
auf eine Ausnahme). 


Es kann neben der Meldung eines spezifischen Tweets aber auch ein Profil 
gemeldet werden. Hier stellt sich die Frage, ob ggf. mehrere Inhalte eines 
Profils unter einer Beschwerde in die Berichte einflossen oder ob mehrere 
Inhalte aus einem Profil auch als solche gekennzeichnet worden sind. Die 
Vergleichbarkeit zu den anderen Sozialen Netzwerken kann dadurch beein- 
trächtigt sein, dass bei Twitter pro Meldung nur ein Grund für eine Rechts- 
widrigkeit genannt werden kann. 


Twitter verwendet hinsichtlich der Inhaltsentfernungen den Begriff der 
„Maßnahme“, der nach der eigenen Definition umfasst, dass der gemeldete 
Inhalt entweder „(1) aufgrund eines Verstoßes gegen die Twitter Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen oder die Twitter Regeln gänzlich von der Plattform 
entfernt“ oder „(2) in Deutschland zurückgezogen wurde“, nachdem „aus- 
schließlich ein Verstoß gegen das NetzDG festgestellt‘ worden ist. Twitter 


qı Siehe hierzu oben Il.5.b). 

42 Vgl. 2. HİB 2020 YouTube, S. ə. 

43 Vgl. 2. HJB 2018 Twitter, S. ış (Summe der Anzahl der eingegangenen Beschwerden von 
Nutzer”innen ist um 1 weniger als die Summe der Anzahl der eingegangenen 
Beschwerden von Nutzer”innen auf S. 13). 

44 Vgl. ı. HJB 2019 Twitter, S. 16 (Summe der Anzahl der Beschwerden von Nutzer”innen, bei 
denen eine Maßnahme ergriffen wurde, ist um 6 weniger als die Summe der Anzahl der 
Beschwerden von Nutzer*innen, bei denen eine Maßnahme ergriffen wurde, auf S. 12) 

45 Vgl. 2. HİB 2020 Twitter, S. 18. 
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entfernte nach dem im Januar 2o21 veröffentlichten Bericht im Zeitraum 
zwischen 1. Juli 2020 und şı. Dezember 2020 insgesamt 118.797 Inhalte.” 
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Abb. g: Zahl der Inhaltsentfernungen infolge NetzDG-Beschwerden (Twitter) 


Da der Anteil entfernter Inhalte an den insgesamt beschwerdegegenständli- 
chen Inhalten - insbesondere im Kontext der Diskussion über das Vorliegen 
bzw. Nicht-Vorliegen von Overblocking” — häufig angeführt wird," erfolgt im 
Rahmen dieser Teilevaluation eine gesonderte Berechnung und Ausweisung. 
Für Twitter ergeben sich bei einer derart ermittelten „Löschquote“ über die 
Berichtszeiträume hinweg Schwankungen zwischen ca. 9% und 16%. 


46 Twitter führt hier gemäß $ z Abs. 2 Nr. 7 NetzDG die Diktion der „Anzahl der 
Beschwerden‘, bei denen eine Maßnahme ergriffen wurde; dies dürfte aber der Zahl der 
entfernten Inhalte entsprechen (s. o.). 

47 Siehe zum Overblocking ausführlich unten V. 

48 Vgl. Bericht der Bundesregierung zur NetzDG-Evaluierung, 2020, S. 21; Löber/Roßnagel, 
MMR 2019, 71, 73; ausführl. hierzu unten V.2.c). 
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Anteil gesperrter/gelöschter Inhalte an 
gemeldeten Inhalten bei Twitter (Löschquote) 
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Abb. ı0: Anteil entfernter Inhalte an gemeldeten Inhalten (Twitter) 


cc) Anteil der Löschungen/Sperrungen innerhalb von 24 
Stunden 

Soweit von den drei untersuchten Sozialen Netzwerken Maßnahmen bei 
beschwerdegegenständlichen Inhalten erfolgten, wurden zum ganz überwie- 
genden Teil die Löschungen und Sperrungen innerhalb von 24 Stunden vor- 
genommen. Der Anteil der Entfernungen in Tagesfrist gegenüber Löschungen/ 
Entfernungen nach spätestens 7 Tagen beträgt in fast allen Halbjahreszeit- 
räumen über 80%, in den meisten Berichten um die 90%. 


Die Praxis der drei untersuchten Sozialen Netzwerke zeigt damit eine 
Umkehrung gegenüber dem von dem Gesetzgeber intendierten Verfahren des 
„Unverzüglich“-Regelfalls einer 7-Tages-Prüfung” und einer lediglich aus- 
nahmsweise in Fällen offensichtlicher Rechtswidrigkeit angeordneten 24- 
Stunden-Frist.” 


49 Vgl. $ g Abs. 2 Nr. 3 NetzDG, wonach die Pflicht begründet wird, „jeden rechtswidrigen 
Inhalt unverzüglich, in der Regel innerhalb von sieben Tagen nach Eingang der 
Beschwerde“ zu löschen oder zu entfernen; hierzu etwa Knoke/Krüger, in: Gersdorf/Paal, 
BeckOK Informations- und Medienrecht, 30. Edition 2020, $ 3 NetzDG Rn. 24. 

so Durch die Regelfall-7-Tagesfrist sollte gerade verhindert werden, „dass soziale Netzwerke 
aufgrund Zeitdrucks Beiträge löschen (,chilling effect“)“, vgl. BT-Drs. 18/12356, S. 23; siehe 
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Vergleich der Bearbeitungszeit 
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Abb. ui: Vergleich der Bearbeitungszeit der drei Sozialen Netzwerke 


Die Angaben im 2. Halbjahresbericht 2020 von Twitter sind ausweislich des 
Berichts durch einen Sicherheitsvorfall in der zweiten Jahreshälfte 2020 
beeinflusst. Die insoweit gegenüber den vorherigen Berichtszeiträumen aus- 
gewiesene Zunahme der Meldungsbearbeitungen erst nach einer Woche wird 
„hauptsächlich auf Arbeitssoftware- und Zugriffsprobleme“ zurückgeführt, die 
„direkt aus dem Sicherheitsvorfall hervorgehen, den Twitter am ı5. Juli 2020 
festgestellt hat“.” Die Angaben von Twitter zum 1. Halbjahr 2020 (89,3%)” 
sowie davor im 2. Halbjahr 2019 (85,61%) weisen aber auf eine ähnliche 
Lösch-/Sperrpraxis überwiegend innerhalb von 24 Stunden hin wie bei den 
beiden anderen Sozialen Netzwerken Facebook und Twitter. 


51 


52 


53 
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hierzu sowie zum Anteil von 24-Stunden-Entfernungen als Indiz für Overblocking unten 
V.2.e) und 3.b). 

2. HJB 2020 Twitter, S. 26. Zur weiteren Begründung wird ausgeführt: „Während dieses 
Vorfalls haben Hacker eine kleine Anzahl von Mitarbeitern durch eine Telefon-Spear- 
Phishing-Attacke angegriffen. (...) Die frühen Maßnahmen, die Twitter ergriffen hat, um 
den Zugang zu internen Tools und Systemen zu beschränken, haben zu Verzögerungen 
bei der Überprüfung von Supportanfragen durch Benutzer geführt. Dies betraf auch 
Meldungen unter dem Netzwerkdurchsetzungsgesetz. In Folge kam es zu einem Rück- 
stand bei den Meldungsbearbeitungen, der den in den obigen Tabellen beobachteten 
Anstieg verursachte. Von allen Meldungen, die nach einer Woche bearbeitet wurden, 
waren 99,8% eindeutig mit dem durch den Sicherheitsvorfall verursachten Rückstand 
verbunden. (...)“. 

Vgl. ı. HİB 2020 Twitter: < 24 h: 109.151 Beschwerden, < 48 h: 10.768 Beschwerden, < 
7 Tage: 2.237 Beschwerden, > 7 Tage: 71 Beschwerden. 

Vgl. 2. HJB 2019 Twitter: < 24 h: 117.437 Beschwerden, < 48 h: 17.739 Beschwerden, < 
7 Tage: 1.767 Beschwerden, > 7 Tage: 227 Beschwerden. 


2. Ergebnisse einer Befragung zum NetzDG 


2. Ergebnisse einer Befragung zum NetzDG 
a) Zielstellung und Methodik 


aa) Zielstellung 

Im Rahmen der vorliegenden Teilevaluation des NetzDG wurde — ebenso wie 
bei der Evaluation im Auftrag des BMJV - davon ausgegangen, dass eine 
ergänzende Befragung der vom NetzDG betroffenen Normadressaten weitere 
Aufschlüsse über die Umsetzung und Funktionsweise des Gesetzes ergeben 
könnten. Dies betrifft etwa die weitere Aufklärung unterschiedlicher Bewer- 
tungsprämissen bei der Erstellung der jeweiligen Halbjahresberichte. Zum 
anderen sollte über die Befragung den Sozialen Netzwerken Gelegenheit 
gegeben werden, ihre Rechtsauffassungen zur Auslegung, Umsetzung und 
Novellierung des NetzDG sowie ihre Erwägungen bei der Ausgestaltung der 
international ausgerichteten Compliance darzulegen. 


bb) Methodik 
In interdisziplinär zusammengestellten Teams wurden anhand der Halbjah- 
resberichte Expertenfragen entsprechend der oben dargestellten Zielstellun- 
gen formuliert und im Anschluss selektiert und systematisiert. Eine Teilnahme 
an der Befragung wurde nicht auf alle in den Anwendungsbereich des NetzDG 
fallenden Sozialen Netzwerke erstreckt, sondern lediglich auf die Anbieter 
Facebook, YouTube und Twitter. Alle drei Sozialen Netzwerke weisen eine 
hohe Marktrelevanz in der Bundesrepublik auf, haben seit Inkrafttreten des 
NetzDG ihre Compliance an dem Gesetz ausgerichtet und waren auch schon 
zuvor im rechtspolitischen Prozess der Etablierung des Gesetzes beteiligt. 
Zudem sind alle drei Netzwerke Gegenstand der Monitorings nach $ 3 Abs. 5 
NetzDG.”" 


Allen drei Sozialen Netzvverken vvurde derselbe Fragenkatalog zur Verfügung 
gestellt. Die Einzelfragen des Katalogs sovvie die Antvvorten im VVortlaut 
werden im Anhang des Berichtstextes dokumentiert.” 


54 Siehe hierzu auch IILə. 
55 Siehe unten Anhang VII. 
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b) Umsetzung und Studienteilnahme 


Am 27.5.2o2o ist den drei Sozialen Netzwerken Facebook, YouTube und 
Twitter der Fragenkatalog mit insgesamt 35 Einzelfragen zugesandt worden. 
Die drei Teilnehmenden wurden darauf hingewiesen, dass die Befragung im 
Rahmen der qualitativen Studie ohne formelle Vorgaben hinsichtlich des 
Umfangs und der Ausgestaltung der Antworten erfolgt. Darüber hinaus wurde 
es den Sozialen Netzwerken freigestellt, einzelne Fragen unbeantwortet zu 
belassen oder nur teilweise zu beantworten, sofern z.B. eine Beantwortung 
mit Rücksicht auf laufende Gerichtsverfahren oder aus sonstigen Gründen 
nicht möglich erschien. 


Alle drei Sozialen Netzwerke haben den Fragenkatalog bearbeitet an das 
Forschungsteam zurückgesandt. Sowohl der Umfang der Beantwortung der 
Fragen als auch die inhaltlich-spezifische Bezogenheit auf die jeweiligen 
Einzelfragen wich dabei im Rücklauf voneinander ab. Soweit Ausführungen 
der Sozialen Netzwerke nicht auf eine konkrete Frage bezogen waren, sondern 
allgemeiner und zusammenfassend zu einem Fragenkomplex erfolgten, wurde 
seitens des Forschungsteams aus Darstellungsgründen eine Zuordnung zu den 
Einzelfragen nachträglich vorgenommen. 


c) Auswertung der Befragung 
aa) Allgemeine Fragen 


(1) Einschätzung zu Auswirkungen des NetzDG 

Im Rahmen der qualitativen Studie wurde zunächst gefragt, ob die Sozialen 
Netzwerke mit Inkrafttreten des NetzDG Strukturen und Verfahren zu Nut- 
zer*innenbeschwerden sowie die inhaltliche Prüfung und/oder Löschungen/ 
Sperrungen gegenüber der vormaligen Anwendungspraxis verändert bzw. 
angepasst haben. 


Infolge des NetzDG haben alle drei befragten Sozialen Netzwerke ein zwei- 
stufiges Prüfverfahren etabliert. Die Inhalte, die durch die genannten Melde- 
wege von Twitter, Facebook und YouTube erfasst werden, werden nach 
Angaben der drei Sozialen Netzwerke zunächst nach den AGB bzw. Regeln der 
einzelnen Plattformen (Community-Standards) überprüft. Inhalte, die dage- 
gen verstoßen, werden weltweit von der Plattform entfernt. Gemeldete 
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Inhalte, die nicht in diesem Schritt gelóscht wurden, werden dann nach dem 
NetzDG bewertet. Wenn diesen Inhalten Straftatbestände zugeordnet werden 
können, erfolgt bei allen drei Sozialen Netzwerke eine Sperrung in Deutsch- 
land.” 


Das Soziale Netzvverk Twitter nahm nach eigenen Angaben eine Anpassung 
des Meldevveges für Nutzer*innen vor, die aus Deutschland Beschwerden 
melden. Registrierte und nicht registrierte Nutzer*innen aus Deutschland 
können hiernach Inhalte, die den Straftatbeständen aus dem NetzDG zuor- 
denbar sind, über die App von Twitter oder ein Formular melden. Zusätzlich 
wurden interne Eskalationspfade für unklare Fälle geschaffen. Auf der Platt- 
form Lumen können nach Angaben des Dienstes Informationen über durch 
Twitter zurückgehaltene Inhalte in Deutschland gefunden werden.” 


Auch YouTube nahm Veränderungen aufgrund des NetzDG auf seiner Platt- 
form vor. Insbesondere wurden nach den Angaben des Sozialen Netzwerks 
zusätzliche Meldemöglichkeiten für Beschwerden geschaffen: ein Meldefor- 
mular für alle Nutzer*innen, das unmittelbar über den Link NetzDG-Be- 
schwerden im YouTube-Hauptmenü oder über das YouTube-Impressum 
erreichbar ist. Für angemeldete Nutzer*innen kann zusätzlich das Kästchen 
„Meines Erachtens sollte dieser Inhalt gemäß dem Netzwerkdurchsetzungs- 
gesetz gesperrt werden. Weitere Informationen“ im Flagging Prozess ange- 
klickt werden. Daraufhin öffnet sich ein Formularfeld.”" 


Facebook entwickelte infolge des NetzDG nach eigenen Angaben ein 
Beschvverdeformular, bei dem registrierte und nicht registrierte Nutzer”innen 
Inhalte melden können. Das Formular wurde im Hilfebereich und im 
Impressum von Facebook etabliert und ist nur für Personen in Deutschland 
abrufbar.” 


Die Frage, ob mehr strafbare/rechtswidrige Inhalte i.S.d. 8 1 Abs. 3 NetzDG 
gelöscht/gesperrt werden als vor Inkrafttreten des NetzDG, wurde von den 
befragten Netzwerken uneinheitlich beantwortet. 


56 Vgl. Qualitative Befragung Twitter, S. 2 (Frage 1) sowie Qualitative Befragung YouTube, 
S. 3 (Frage ı) sowie Qualitative Befragung Facebook, S. ı. 

57 Vgl. Qualitative Befragung Twitter, S. 2 (Frage 1). 

58 Vgl. Qualitative Befragung YouTube, S. 2 (Frage 1). 

59 Vgl. Qualitative Befragung Facebook, S. 1. 
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YouTube geht davon aus, dass das NetzDG nicht dazu geführt habe, dass mehr 
strafbare Inhalte nach $ 1 Abs. 3 NetzDG entfernt worden sind. Jedoch würde 
die YouTube Community bewusster das Thema Hass und Hetze wahrnehmen. 
Auch trügen die vereinfachten Meldewege, die nach dem NetzDG eingeführt 
wurden, dazu bei, dass YouTube-Nutzer”innen vermehrt Rechtsbeschwerden 
einreichen.” 


Im Kontext der (rechtspolitischen) Notwendigkeit des NetzDG wird seitens 
des Videosharing-Dienstes YouTube ausgeführt: „Schaut man sich die Zahlen 
in ihrer Gesamtheit an (allein 548.171.004 Richtlinien-Entfernungen im letzten 
Quartal 2019), so kommt man zu dem Ergebnis, dass es sich nicht um »viele« 
Fälle gehandelt haben kann, in denen zunächst keine Abhilfe geschaffen 
wurde“. ” 


Auch Twitter stimmt nicht zu, dass vor dem NetzDG zu viele Fälle nicht 
verfolgt oder gelöscht worden seien. Twitter habe schon länger eine Richtlinie 
zu zurückgehaltenen Inhalten („Country Withheld Content“), die eine 
Grundlage für die Entfernung von Inhalten nach örtlichem Recht bilde. Dies 
sei bereits vor der Einführung des NetzDG in Deutschland möglich gewesen.” 


Facebook unterstreicht ihr Anliegen, unabhängig von dem nach NetzDG 
vorgesehenen Tätigwerden erst nach eingehenden Nutzer*innenbeschwerden 
proaktiv gegen Hassrede vorzugehen. Auch bevor Dritte Meldewege in 
Anspruch nehmen, bemühe sich Facebook, diese Inhalte zu entfernen.” Die 
Fortschritte in diesem Bestreben seien durch die Verbesserung der Gemein- 
schaftsstandards und deren verbesserte Durchsetzung gelungen. Das Team, 
das sich mit Sicherheitsfragen beschäftigt, zähle mittlerweile 35.000 Mitar- 
beiter.”" 


Nach der Begründung des NetzDG sind neben der Löschung/Sperrung von 
strafbaren/rechtswidrigen Inhalten weitere Zielstellungen des Gesetzes, einer 


60 Vgl. Qualitative Befragung YouTube, S. 4 (Frage 2). 

6 Vgl. Qualitative Befragung YouTube, S. 4f. (Frage 3). 

62 Vgl. Qualitative Befragung Twitter, S. 3 (Frage 3). 

63 Siehe hierzu auch oben II.s.b). 

64 Vgl. Stellungnahme zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Änderung des Netz- 
werkdurchsetzungsgesetzes, Facebook, 2020 S. ıf., abrufbar unter: 
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Stellungnahmen/2020/ 
Downloads/o21720_Stellungnahme_Facebook_RefE_NetzDG.html; 
jsessionid=A2B7EC3635E64E68C5F2EBF316320192.1_cid334?nn=6712350. 
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„Verrohung der Debattenkultur“ entgegenzuwirken sowie die Bekämpfung 
von „strafbaren Falschnachrichten“ (Fake News). Auch hierzu gaben die 
Sozialen Netzwerke eine Einschätzung. 


Facebook erkennt die „Verrohung der Debattenkultur“ auch, weist jedoch 
darauf hin, dass sich das NetzDG nicht mit ,Kommunikationshygiene“ aus- 
einandersetzt. Das NetzDG beziehe sich auf strafrechtlich relevante Inhalte 
und habe somit keinen Einfluss auf verrohte Sprache. Auch Fake News könne 
das NetzDG nicht verhindern, da diese meist legal seien.® 


Twitter und YouTube verweisen auf ihre eigenen Bemühungen, gegen diese 
Problematiken vorzugehen.“ Twitter habe Richtlinien und Regeln zu diesem 
Zweck erweitert sowie deren Durchsetzung verschärft, in neue Technologie 
investiert, neue Produkte und Funktionen eingeführt und sei bei der Kom- 
munikation von Aktionen und Entscheidungen mit Nutzer*innen transpa- 
renter geworden.” 


(2) Rechtsverbindlichkeit des NetzDG (wg. Herkunftslandprinzip) 

Seit der Einführung des NetzDG setzen die Sozialen Netzwerke die Vorgaben 
des Gesetzes im Wesentlichen um. Unklar ist jedoch, ob die Umsetzung 
freiwillig oder aufgrund der Anerkennung der Geltung des nationalen Rechts 
erfolgt. Denn der nach $ 2a TMG maßgebliche Hauptsitz von Twitter, Face- 
book und YouTube liegt jeweils in einem anderen EU-Mitgliedstaat (Irland). 
Wegen des Herkunftslandprinzips (Art. 3 E-Commerce-RL) wird daher von 
einer Europarechtswidrigkeit des NetzDG ausgegangen, soweit hierdurch 
pauschal auch Soziale Netzwerke mit Sitz in anderen EU-Mitgliedstaaten 
verpflichtet werden sollen.“ 


Bei dem Sozialen Netzwerk YouTube wird von einer Anwendung des Her- 
kunftslandprinzips ausgegangen und angegeben, dass die Plattform die 
NetzDG-Maßnahmen bisher lediglich freiwillig umsetze. Nach den Vorgaben 


65 Vgl. Qualitative Befragung Facebook, S. zf. 

66 Vgl. Qualitative Befragung Twitter, S. 4 sowie Qualitative Befragung YouTube, S. 7 (Fra- 
ge 6). 

67 Vgl. Qualitative Befragung Twitter, S. 4 (Frage 6). 

68 Vel. Eifert, in: Eifert/Gostomzyk, Netzwerkrecht, 2018, S. 24 sowie den Überblick bei 
Hoven/Gersdorf aaO. Şı NetzDG Rn. g und Liesching in: Spindler/Schmitz, TMG - 
Kommentar, 2. Aufl. 2018, $ ı NetzDG Rn. 13 ff. 
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des Herkunftslandprinzips gelte für YouTube irisches Recht.” Auch wenn 
keine Rechtsverbindlichkeit zur Einhaltung des NetzDG bestehe, halte sich 
YouTube an die Vorgaben dieses Gesetzes. Twitter macht hingegen keine 
Angaben zu der Rechtsverbindlichkeit des NetzDG” und Facebook führt 
lediglich aus, dass sie die Pflichten, die durch das NetzDG entstehen, trotz 
ihrer Kritik an diesem Gesetz voll umsetzen.” 


(3) Einschätzung zu Overblocking 

Die drei Sozialen Netzwerke wurden mit Blick auf Befürchtungen eines „Ov- 
erblockings“” befragt, ob aufgrund der massiven Bußgelddrohung ($ 4 Netz- 
DG) Soziale Netzwerke Inhalte im Zweifel auch dann löschen könnten, wenn 
diese noch nicht strafbar, sondern noch von der Meinungsäußerungsfreiheit 
gedeckt sind. 


YouTube und Facebook führen übereinstimmend aus, dass versucht werde, 
Overblocking zu vermeiden, es jedoch nicht auszuschließen sei. YouTube 
teilt die Sorge, dass die Struktur des NetzDG zu einer übermäßigen Sperrung 
von legitimen Inhalten führen könnte. Das Soziale Netzwerk bewertet die 
Straftatbestände teilweise als schwierig greifbar. Die Rechtmäßigkeit der auf 
YouTube geteilten Inhalte sei oft schwer zu bestimmen und solle in der Regel 
besser von den zuständigen Gerichten beurteilt werden. YouTube weist darauf 
hin, dass sie bei der Prüfung der gemeldeten Inhalte mit „größtmöglicher 
Sorgfalt“ vorgehen, die „innerhalb der kurzen Fristen möglich“ sei. Zu den 
ca. 90% nach 24 Stunden gelöschten Inhalten wird indes auch ausgeführt, 
dass man „eine umgehende Bearbeitung — auch in Zweifelsfällen — vorzog, um 
mögliche hohe Geldbußen zu vermeiden“. 


Twitter verweist im Kontext von „Overblocking“ auf die Lumen Datenbank. 
Auf dieser Plattform könne von Fall zu Fall überprüft werden, ob eine Art des 


69 Vgl. Qualitative Befragung YouTube, S. s f. (Frage 4). Der Dienst YouTube wird für Nutzer 
aus dem Europäischen Wirtschaftsraum und der Schweiz von der Google Ireland Ltd. mit 
Sitz in Dublin, Irland angeboten. 

70 Vgl. Qualitative Befragung Twitter, S. 3 (Frage 4). 

vı Vgl. Stellungnahme zum Referentenentwurf, Facebook, S. 1. 

72 Siehe hierzu auch oben Ilə. und unten V. 

73 Vgl. Qualitative Befragung Facebook, S. 2 sowie Qualitative Befragung YouTube. S. 7 
(Frage 5). 

74 Vgl. Qualitative Befragung YouTube, S. 7 (Frage 5). 
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Overblockings stattgefunden habe. Twitter gibt keine eigene Einschätzung 
dazu ab.” 


bb) Angaben in den Halbjahresberichten 


(1) Angaben zur Vergleichbarkeit von Berichtsinhalten 

Im Kontext der Vergleichbarkeit der Angaben der drei Sozialen Netzwerke in 
den Halbjahresberichten wurde gefragt, ob ausschließlich Beschwerden, 
welche sich explizit auf einen NetzDG-Verstoß beziehen, beziehungsweise 
über die NetzDG-Formulare eingehen, berücksichtigt werden oder ob auch 
Meldungen über andere Kanäle ohne direkte Verstoßbegründung sowie 
Beschwerden mit Bezug auf einen Verstoß gegen die Community-Standards 
einbezogen werden. 


Twitter und YouTube äußern diesbezüglich, dass alle Meldungen, welche auf 
das NetzDG oder auf Straftatbestände des NetzDG direkt oder indirekt Bezug 
nehmen, in die Transparenzberichte aufgenommen werden. Dabei sei es 
unerheblich, ob die Beschwerden über das NetzDG-Meldeformular, als E-Mail 
oder über andere Kanäle eingehen. Beschwerden ohne Verstoßbegründung 
sowie Meldungen eines Verstoßes gegen die Community-Standards würden 
von YouTube und Twitter in ihren Halbjahresberichten nicht berücksichtigt.” 


Die Frage, ob Beschwerden, welche nach der Prüfung aufgrund der eigenen 
Community-Standards gelöscht worden sind, in die Berichte einfließen, 
bejahten sowohl YouTube als auch Twitter. Beide Netzwerke schließen alle 
Löschungen und Sperrungen unabhängig vom Grund der Entfernung in die 
Halbjahresberichte mithin ein.” 


Aus den zurückgesendeten Dokumenten von Facebook lassen sich hinsicht- 
lich dieser Fragen keine expliziten Antworten hinreichend eindeutig ent- 
nehmen. 


75 Vgl. Qualitative Befragung Twitter, S. 4 (Frage s). 

76 Vgl. Qualitative Befragung Twitter S. 6f. (Fragen o, 10, ız) sowie Qualitative Befragung 
YouTube S. ı2f. (Fragen 9, 10, 12). 

77 Vgl. Qualitative Befragung Twitter S. 6f. (Frage n) sowie Qualitative Befragung YouTube 
S. 12 (Frage n). 
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(2) Meldewege und deren Inhalte im Vergleich 

Zunächst wurden die drei Sozialen Netzwerke noch einmal gefragt, ob auch 
nicht angemeldete Nutzer*innen die Möglichkeit einer NetzDG-Beschvverde 
haben. Dies haben alle drei sozialen Netzwerke bestätigt.” Zudem gaben 
YouTube und Twitter bezogen auf die Frage, ob auch Nutzer”innen außerhalb 
von Deutschland eine NetzDG-Beschwerde einlegen können an, dass im 
Ausland kein Zugriff auf den NetzDG-Meldeweg bestehe, sodass nur deutsche 
Nutzer”innen mit deutscher IP-Adresse solche Beschwerden einreichen kön- 
nen.” Facebook führt in seinen Antworten ebenfalls aus, dass das NetzDG- 
Meldeformular für Personen innerhalb von Deutschland abrufbar sei.” 


Mit Blick auf die Vergleichbarkeit der Anzahl der Beschwerden und den 
gemeldeten Inhalten in den Halbjahresberichten bezog sich eine Frage darauf, 
ob eine Beschwerde mehrere Inhalte enthalten kann. Nach Angaben von 
Twitter können in einer Beschwerde nicht mehrere Inhalte gemeldet werden. 
Das bedeutet, eine Beschwerde beinhaltet die Meldung über „einen 
bestimmten Tweet, ein ganzes Konto oder ein Element des Kontos“. Das 
NetzDG-Meldeformular von YouTube hingegen ermöglicht es, mehrere 
Inhalte in einer Beschwerde zu melden, gleiches gilt für Facebook.” Dies 
wurde zwar nicht von Facebook im Rahmen der Befragung erwähnt, jedoch 
geht dies aus Eigenrecherchen zu dem Meldeformular sowie den Transpa- 
renzberichten hervor. Indes merkt Facebook in den Antworten an, dass ein 
Inhalt gegen mehrere Straftatbestände aus Si Abs. 3 NetzDG verstoßen 
kann.” 


Bezogen auf die Meldewege wurde letztlich noch der Fokus auf die Unter- 
schiede zwischen den Beschwerdewegen der Nutzer”innen sowie der 
Beschvverdestellen gelegt als auch auf die Frage, ob direkte Kommunikati- 
onswege zwischen den zuständigen Prüfpersonen und den Beschwerdestellen 
existieren. Beschwerdestellen sollen laut YouTube den gleichen Meldeweg wie 
alle anderen Nutzer”innen verwenden, um Verstöße gegen das NetzDG zu 


78 Vgl. Qualitative Befragung Twitter S. 7 (Frage 13) sowie Qualitative Befragung YouTube 
S. 13 (Frage 13) und Qualitative Befragung Facebook S. 1. 

79 Vgl. Qualitative Befragung Twitter S. 7f. (Frage 15) sowie Qualitative Befragung YouTube 
S. 13 (Frage 15). 

80 Vgl. Qualitative Befragung Facebook, S. ı. 

8ı Qualitative Befragung Twitter, S. 7 (Frage 14). 

82 Vgl. Qualitative Befragung YouTube S. ış (Frage 14). 

83 Vgl. Qualitative Befragung Facebook, S. ı. 
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melden. Zwar existiere auch ein direkter Kontakt, allerdings könne YouTube 
so nicht gewährleisten, dass Beschwerden darüber innerhalb der vorgegebe- 
nen Zeit bearbeitet werden.” 


Twitter und Facebook bieten nicht nur den standardisierten NetzDG-Melde- 
weg für die Beschwerdestellen an, sondern auch weitere „offizielle Kommu- 
nikationskanile für Strafverfolgungsbehörden und Beschwerdestellen“°, wel- 
che ebenfalls als Meldewege genutzt werden können. Allerdings ist hierbei zu 
beachten, dass nach den Dokumenten von Facebook lediglich bestätigt wird, 
die Inhalte würden nach deutschem Recht geprüft, was nicht ausschließlich 
das NetzDG impliziert.“ 


(a) Analyse der Schwankungen in den Berichtszahlen 

Die Halbjahresberichte der drei Sozialen Netzwerke weisen hinsichtlich der 
Anzahl der Beschwerden bzw. der beschwerdegegenständlichen Inhalte 
Schwankungen auf. Bezüglich der Frage, auf welche Ursachen diese 
Schwankungen zurückzuführen sind, geben die Netzwerke unterschiedliche 
Antworten. Twitter nennt folgende Gründe:” 


e „[s]pezifische Ereignisse in Deutschland (z.B. der Anschlag in Halle, Kommunalwahlen, 
Landtagswahlen, der Eurovision Song Contest usw.)‘; 


e „spezifische Ereignisse im Ausland (z.B. Anschlag in Christchurch)‘; 
e „zeitweise einige wenige Accounts die sehr viele Inhalte melden“; 


e „öffentliche (oder politische) Debatten über streitbare oder sensible Themen“. 


Ähnliche aber auch weiterführende Erklärungen führt YouTube in den Ant- 
worten aus: 


e „Mediale Berichterstattung, wie z.B. die Einführung neuer Meldewege oder die Ände- 
rungen von Richtlinien; 


e Tagesgeschehen, wie z.B. Attentate; 


84 Vgl. Qualitative Befragung YouTube S. ı3f. (Frage 16). 

85 Qualitative Befragung Twitter, S. 8 (Frage 16); ähnlich in Qualitative Befragung Facebook, 
5.1. 

86 Vgl. Qualitative Befragung Facebook, S. 1. 

87 Vgl. Qualitative Befragung Twitter, S. 8 (Frage 17). 

88 Vgl. Qualitative Befragung YouTube, S. 14 (Frage 17). 
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e Trends, wie z.B. bestimmte (gefährliche) Challenges, die vor allem Jugendliche auf- 
greifen; 


e° Durch Dritte (wie z.B. NGOs) durchgeführte, umfangreiche Meldungen und Tests.“ 


Facebook benennt keine möglichen Ursachen für Schwankungen in den 
Berichtszahlen und spricht sich gegen eine Verpflichtung zur Angabe von 
möglichen Gründen für die Veränderungen aus. 


cc) Angaben zur Beschwerdeanzahl mit Löschfolge 


(1) Details zu Zählweise und Verhältnis AGB- zu NetzDG-Löschungen 
Die Netzwerke wurden weiterhin danach befragt, ob in den Transparenzbe- 
richten die Anzahl der Beschwerden oder der Inhalte mit Lösch- bzw. 
Sperrfolge angegeben werden. Wie bereits erläutert wurde, kann bei Twitter 
nur ein Inhalt pro Beschwerde gemeldet werden.” Bei Facebook und YouTube 
hingegen sind mehrere Inhalte in einer Beschwerde möglich. YouTube weist 
darauf hin, dass bezüglich der Löschungen/Sperrungen die Inhalte einzeln 
aufgeführt werden” Facebook hingegen schlüsselt die Beschwerden mit 
Lösch- und Sperrfolge nach den angegebenen Straftatbeständen auf, wobei 
eine Beschwerde mehrere Inhalte mit mehreren Straftatbeständen beinhalten 
kann. Facebook gibt jedoch in jedem Transparenzbericht eine kurze Erläu- 
terung, wie viele Beschwerden und Inhalte zur Löschung/Sperrung geführt 
haben.” 


Wie bereits erläutert, wurde weiter gefragt, ob Beschwerden, welche infolge 
von Verstößen gegen die Community-Standards gelöscht worden ist, in den 
Berichten überhaupt beachtet werden. Sowohl Twitter als auch YouTube 
bestätigen die Aufnahme dieser Beschwerden in den Halbjahresberichten, was 
damit einhergeht, dass die Angaben zu Beschwerden mit Lösch- und Sperr- 
folgen aufgrund der AGB mit denen aufgrund des NetzDG undifferenziert 
zusammengefasst werden.” Das Verhältnis zwischen den gelöschten Inhalten 
aufgrund eines Verstoßes gegen die eigenen AGB sowie gegen das NetzDG 


89 Vgl. Qualitative Befragung Twitter, S. 8 (Frage 18). 

go Vgl. Qualitative Befragung YouTube, S. 14 (Frage 18). 

9 Vgl. i. HİB 2018 Facebook, S. 7; ebenso in 2. HİB 2018 Facebook S. of; ı. HİB 2019 
Facebook, S. 1of.; 2. HİB 2019 Facebook, S. nf. und i. HİB 2020 Facebook, S. nf, 

92 Vgl. Qualitative Befragung Twitter, S. 9 (Frage 19) sowie Qualitative Befragung YouTube, 
S. 15 (Frage 19). 


80 


2. Ergebnisse einer Befragung zum NetzDG 


weist YouTube in den Transparenzberichten zusätzlich aus, allerdings unter 
dem Hinweis, dass dies auf freiwilliger Basis geschehe, da „dies keine recht- 
liche Verpflichtung nach dem NetzDG“ sei.” Hiernach hat YouTube im ersten 
Halbjahresbericht 2019 82%, im zweiten Halbjahresbericht 2019 ca. 95% 
aufgrund der eigenen Community-Standards gelöscht. Bezogen auf alle Lö- 
schungen und Sperrungen in dem gesamten Zeitraum 2018 bis 2019 gibt 
Twitter an, 75% aufgrund eines Verstoßes gegen die eigenen AGB und 25% 
der Inhalte aufgrund eines NetzDG-Verstoßes gelöscht zu haben.” 


Den Antworten von Facebook lassen sich diesbezüglich keine näheren 
Informationen entnehmen, jedoch äußert Facebook, von Juli bis September 
2019 rund 7 Millionen Inhalte gelöscht zu haben, da sie gegen die AGB hin- 
sichtlich der Hassrede verstoßen haben.” 


(2) Details zur Verfahrensweise bei Sperrung von Inhalten in Deutsch- 
land 

Wenn Inhalte gegen die Straftatbestände des NetzDG verstoßen, müssen diese 

deutschlandweit gesperrt werden.” Wie diese Sperrungen durch die einzelnen 

Netzwerke durchgeführt werden und wie garantiert wird, dass diese Inhalte 

auch nach abermaligem Teilen nicht erneut in Deutschland sichtbar werden, 

wurde an dieser Stelle gefragt. 


Allerdings wurden nur von der Plattform YouTube konkrete Ausführungen 
gemacht. YouTube entfernt — wie bereits dargelegt — die meisten gemeldeten 
Inhalte aufgrund der Community-Standards durch weltweite Löschung. Die 
restlichen, das NetzDG betreffenden Beschwerden werden „über die deutsche 
YouTube Landesdomain gesperrt, so dass sie YouTube Nutzern, die 
Deutschland als Land in ihren Einstellungen hinterlegt haben, nicht mehr 
angezeigt werden.“ Genauere Informationen darüber, wie sichergestellt wird, 
dass alle deutschen Nutzer”innen Deutschland als Land ausgewählt haben, 
werden jedoch nicht gegeben. 


93 Qualitative Befragung YouTube, S. ış (Frage 20). 

94 Vgl. Qualitative Befragung Twitter, S. 9 (Frage zo) sowie Qualitative Befragung YouTube, 
S. 15 (Frage 20). 

95 Vgl. Stellungnahme zum Referentenentwurf, Facebook, S. 2. Siehe hierzu auch ILs.b). 

96 Vgl. $ 3 NetzDG. 

97 Qualitative Befragung YouTube, S. 15 (Frage 21). 
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Twitter gibt diesbezüglich an, die für Deutschland gesperrten Inhalte seien 
weiterhin aus dem Ausland abrufbar. Zudem seien weitere Sperrungen für 
andere Länder bei einer gültigen und rechtmäßigen Anfrage einer autori- 
sierten Stelle nach Prüfung ebenfalls möglich. Wie die Umsetzung diesbe- 
züglich erfolgt, wird jedoch nicht erläutert.” Auch den Antworten von Face- 
book ist keine spezifische Verfahrensweise für die Realisierung der 
deutschlandweiten Sperrung von Inhalten zu entnehmen. Sie erklären ledig- 
lich, dass erst auf Verstöße gegen das NetzDG geprüft wird, wenn keine 
Verstöße gegen die eigenen AGB vorliegen. In einem solchen Fall würde die 
Sperrung deutschlandweit erfolgen.” Dies kann bereits den Halbjahresbe- 
richten entnommen werden." 


(a) Korrektheit der StGB-Angaben der Beschwerdeführer*innen 

In den NetzDG-Meldeformularen wird durch die Beschwerdeführer*innen 
angegeben, gegen welchen Straftatbestand der Inhalt ihrer Meinung nach 
verstößt. Fraglich ist dabei, inwieweit diese Angaben — zum Teil durch 
juristische Laien — den nach der Prüfung tatsächlich verwirklichten Straftat- 
beständen entsprechen. Während Facebook diesbezüglich keine Angaben 
macht, äußert sich Twitter derart, dass alle Beschwerden unabhängig vom 
angeblichen Beschwerdegrund auf alle Twitter-Regeln und -Richtlinien 
geprüft würden. Wenn diesbezüglich kein Verstoß festgestellt werden konnte, 
werde die Beschwerde hinsichtlich aller Straftatbestände des Si Abs. 3 
NetzDG unabhängig von der Angabe aus der Beschwerde geprüft. Das 
bedeutet, dass der angebliche Beschwerdegrund mit dem tatsächlichen Ver- 
stoß nicht übereinstimmen muss.” 


Eine ähnliche Vorgehensweise ergibt sich für die Plattform YouTube, wobei in 
diesem Kontext angegeben wurde, dass es überwiegend Übereinstimmungen 
gebe zwischen den Beschwerdeangaben und den tatsächlich virulenten 
Prüftatbeständen. YouTube begründet dies, ähnlich wie in den Halbjahres- 
berichten aufgeführt, mit dem vereinfachten Meldeverfahren, welches 
dem*der Nutzer”in auf der Plattform geboten wird. Darin werden die 21 
Straftatbestände des NetzDG in sieben allgemein verständliche Kategorien 


98 Vgl. Qualitative Befragung Twitter, S. o (Frage zı). 

99 Vgl. Qualitative Befragung Facebook, S. ı. 

loo Vgl. z.B. i. HİB 2020 Facebook, S. 4; ebenso in ı. HİB 2020 YouTube S. 22f.; i. HİB 2020 
Twitter, S. 13. 

101 Vgl. Qualitative Befragung Twitter, S. o f. (Frage 22). 
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eingeteilt, was den Nutzer”innen ermögliche, mit mehr Sicherheit den rich- 
tigen Beschwerdegrund anzugeben.” 


(4) Beispiele für nach NetzDG gelöschte Inhalte 

Sowohl Twitter als auch YouTube geben im Rahmen der Befragung an, dass 
bei allen erst nach dem NetzDG gesperrten Inhalten vorab kein Verstoß gegen 
die eigenen AGB festgestellt werden konnte.” Auch Facebook gibt an, dass 
erst, wenn kein Verstoß gegen die eigenen Community-Standards nachge- 
wiesen wird, die Beschwerde hinsichtlich eines NetzDG Verstoßes geprüft 
werde." 


Dies evoziert die Fragestellung, welchen inhaltlichen Verstoßkategorien zwar 
ein NetzDG-StGB-Verstoß, jedoch kein AGB-Verstoß zugrunde liegt. Twitter 
äußert sich diesbezüglich nur ungenau wie folgt: „Ein Verstoß hängt vom 
jeweiligen Inhalt ab, da es eine Überschneidung zwischen unseren Nut- 
zungsbedingungen bzw. Regeln und den Straftatbeständen des NetzDGs 
gibt.“ Dies sei unabhängig von den Verstoßkategorien.” Während die 
Antwort von Twitter nicht ein konkretes Beispiel benennt, sieht YouTube 
Potenzial diesbezüglich in „verfassungsfeindlichen Symbolen, in Deutschland 
verbotenen Organisationen oder bei äufßerungsrechtlichen Delikten, bei 
denen es vor allem um unwahre Tatsachenbehauptungen geht“. In diesem 
Bereich könne es zu einer deutschlandweiten, jedoch nicht weltweiten 
Sperrung von Inhalten kommen. 


dd) Angaben zu Zeitspannen zw. Beschwerdeeingang und 
Löschung 


(1) Umgang mit Fristen 
Bezüglich der Angaben zur Zeitspanne zwischen Beschwerdeeingang und 
Löschung/Sperrung gem. $ 2 Abs. 2 Nr. 8 NetzDG wurde gefragt, ob die der- 


102 Vgl. Qualitative Befragung YouTube, S. ış ff. (Frage 22); ähnlich in ı. HJB 2019 YouTube, 
S. uff; 2. HİB 2019 YouTube, S. nf, und ı. HİB 2020 YouTube, S. iq ff. 

103 Vgl. Qualitative Befragung Twitter, S. io (Frage 23) und Qualitative Befragung YouTube, 
S. 17 (Frage 23). 

104 Vgl. Qualitative Befragung Facebook, S. 1. 

105 Qualitative Befragung Twitter, S. io (Frage 24). 

106 Vgl. ebd. 

107 Qualitative Befragung YouTube, S. 18 (Frage 24). 
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zeitige 24 Stunden-Frist bei „offensichtlich rechtswidrigen Inhalten“ und die 7- 
Tage-Frist bei „rechtswidrigen Inhalten“ den Erfordernissen in der Anwen- 
dungspraxis entspricht und ob unter diesen Vorgaben eine hinreichende 
Inhaltsprüfung vorgenommen werden kann. Daneben wurde die Auskunft 
erbeten, ob in bestimmten Fällen auch nach 7 Tagen keine eindeutige Fest- 
stellung gemacht werden kann, ob ein Inhalt NetzDG-strafbar oder noch von 
der Meinungsfreiheit gedeckt ist. Wie in solchen Fällen verfahren wird und 
welche Gründe für die vorrangige Löschung innerhalb von 24 Stunden 
angeführt werden können, war außerdem Gegenstand der weiteren Fragen in 
diesem Kontext. 


Bezüglich der Legitimierung der Löschfristen merkt Twitter an, dass es „nicht 
viele“ offensichtliche Fälle gebe, sondern überwiegend solche, bei denen 
eine Offensichtlichkeit einer Rechtsverletzung gerade nicht vorliege. Die in 
den Anwendungsbereich der Ehrverletzungs- und Äußerungsdelikte fallenden 
Straftatbestände seien dem Sozialen Netzwerk nach hochgradig auslegungs- 
bedürftig, daher müssen Faktoren wie Tonfall, Kontext, Übertreibung und 
Verlauf der Diskussion in die Abwägung mit einfließen. Twitters Einschätzung 
nach sei davon auszugehen, dass in bestimmten Fällen auch nach 7 Tagen 
noch nicht rechtssicher geklärt werden könne, ob ein Inhalt NetzDG-strafbar 
oder noch von der Meinungsfreiheit gedeckt ist. In diesen Fällen greife das 
Soziale Netzwerk auf interne Eskalationswege und bei Bedarf auf externe 
Anvvalt”innen zurück. Als Grund, weshalb die überwiegende Mehrzahl der 
Löschungen/Sperrungen innerhalb von 24 Stunden erfolgt, gibt Twitter an, 
dass sog. „offensichtliche rechtswidrige Inhalte“ innerhalb von 24 Stunden 
begutachtet werden sollten. Die Unterscheidung könne nicht vorgenommen 
werden, bevor der Inhalt nicht geprüft wird. 


«110 


Auch YouTube äußert sich kritisch gegenüber den ,starre[n] Fristen“ und 
hält diese unter Berufung auf Art. 14 ECRL für europarechtswidrig. Die engen 
Fristen setzten starke Anreize, Inhalte auf bloßen Zuruf im Zweifel und damit 
in fast allen Fällen zu sperren, da die Feststellung der Rechtswidrigkeit der 
meisten Straftatbestände nicht ohne Zweifel möglich sei. Dass YouTube im 
ersten Halbjahr 2019 über 92% der Löschungen/Sperrungen von Inhalten 
innerhalb von 24 Stunden vornahm, heiße jedoch nicht, „dass die Inhalte 


108 Qualitative Befragung Twitter, S. ıo (Frage 25). 
109 Vgl. Qualitative Befragung Twitter, S. ıı (Frage 28). 
no Qualitative Befragung YouTube, S. 18 (Frage 25). 
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offensichtlich rechtswidrig waren, sondern lediglich, dass YouTube eine 
umgehende Bearbeitung [...] vorzog, um mögliche hohe Geldbußen zu ver- 
meiden“. Wie Twitter bejaht auch YouTube die Frage, ob in bestimmten 
Fällen auch nach 7 Tagen keine eindeutige Feststellung bezüglich einer 
Strafbarkeit gemacht werden kann. Dabei betont YouTube, dass die Feststel- 
lung einer offensichtlichen oder nicht offensichtlichen Rechtswidrigkeit für 
Diensteanbieter kaum ohne weiteres möglich sei. Die Bewertung dieser Tat- 
bestände erfordere meistens Kenntnis bzw. die Ermittlung des zugrunde lie- 
genden Sachverhalts. Außerdem fehle es den Diensteanbietern oftmals an den 
erforderlichen Erkenntnismöglichkeiten. Es zeige die Praxis, dass sich ein 
Großteil der beanstandeten Inhalte in einem Graubereich befände, da die 
Inhalte selten als klar rechtswidrig oder als klar rechtmäßig eingestuft werden 
könnten. Ausführlich gibt YouTube — wie Twitter — ebenfalls zu bedenken, 
dass Sozialen Netzwerken häufig notwendige Informationen fehle, um eine 
zügige und rechtlich fundierte Entscheidung zu treffen. In solchen Fällen der 
Unklarheit greife YouTube auch auf eine externe, auf Strafrecht spezialisierte 
Anwaltskanzlei zurück oder nutze die Selbstregulierungsstelle FSM.” 


Facebook bemängelt bezüglich der vorgegebenen Löschfristen das Problem, 
dass es an einer Definition des Merkmals der Offensichtlichkeit fehle. Da die 
24-Stunden-Frist bei offensichtlich rechtswidrigen Inhalten an dieses Merkmal 
anknüpft, wären vor allem im bußgeldbewehrten Bereich klarere Definitionen 
vonseiten des sozialen Netzwerks wünschenswert. Heftige Äußerungen, die 
auf den ersten Blick strafbar wirken, seien laut dem Netzwerk meist nicht 
„offensichtlich rechtswidrig“. Facebook betont außerdem, dass Soziale Netz- 
werke nicht die Ermittlungsbefugnisse haben, die Strafverfolgungsbehörden 
haben. In Fällen, in denen die Rechtseinschätzung schwierig ist, konsultiere 
Facebook externe spezialisierte Rechtsanvvilt”innen oder die FSM."* 


(2) Verbesserungsvorschläge der befragten Sozialen Netzwerke 
In diesem Zusammenhang wurde weiter die Frage adressiert, ob eine andere 
Regelung von Löschfristen im NetzDG, wie z.B. längere Fristen oder mehr 


nı Qualitative Befragung YouTube, S. 18 (Frage 25). 

nız Vgl. Qualitative Befragung YouTube, S. ı8ff. (Frage 26, 27). Siehe zum tatsächlichen 
Umfang der Konsultation der FSM V.3.d)aa). 

nə Vgl. Qualitative Befragung Facebook, S. 3f. Siehe zum tatsächlichen Umfang der Kon- 
sultation der FSM V.3.d)aa). 
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IV. Vergleichsanalyse Facebook, YouTube, Twitter 


Flexibilität, den Anforderungen der Anwendungspraxis besser Rechnung 
tragen würde. 


Längere Fristen und mehr Flexibilität wurden von allen drei Sozialen Netz- 
werken gewünscht. Twitter erklärt, dass die Anforderungen der Anwen- 
dungspraxis im Falle einer verlängerten Bearbeitungszeit sowohl bei unge- 
wöhnlich vielen Meldungen nach relevanten Ereignissen als auch bei Inhalten 
in randständigen Sprachen besser getroffen würden."* 


YouTube verweist hier auf den Aspekt der Unverzüglichkeit. Demnach bestehe 
nach geltendem Recht die Verpflichtung, rechtswidrige Inhalte nach Meldung 
unverzüglich zu sperren, d.h. ohne schuldhaftes Zögern. Dieser Ansatz werde 
in der Praxis unter Beachtung der Verhältnismäßigkeit von den Gerichten 
flexibel und sachgerecht genutzt und sei den starren Fristen des NetzDG 
vorzuziehen.” 


Facebook erhofft sich von einem flexibleren Modell mehr Effizienz im Prüf- 
verfahren. Ein solches würde den Unternehmen erlauben, Inhalte zuerst zu 
prüfen, die eine besonders schwere Straftat vermuten lassen, von denen eine 
akute Gefahr ausgeht, oder solche, die sich besonders schnell verbreiten und 
sehr schnell von vielen Nutzer”innen gesehen werden. Die Bevorzugung von 
Inhalten mit besonders hohem Gefahrenpotenzial wäre dem Netzwerk zufolge 
sinnvoller. Hier wird ebenfalls wieder der Bezug auf die E-Commerce-Richt- 
linie hergestellt, deren Formulierung lediglich das Vermeiden von schuld- 
haftem Zögern fordert.” 


ee) Fragen zu Novellierungsentwürfen 

Alle drei Sozialen Netzwerke sehen die im Gesetzgebungsverfahren befindli- 
chen Novellierungsentwürfe des GBRH und des NetzDGAndG” überwiegend 
kritisch. Dies betrifft etwa die Rechtmäßigkeit des $ şa NetzDG-E"” oder die 
Einführung des Gegenvorstellungsverfahrens. Hierzu sowie zu den eigenen 


114 Qualitative Befragung Twitter, S. rı (Frage 29). 

ns Vgl. Qualitative Befragung YouTube, S. 20f. (Frage 29). 

116 Qualitative Befragung Facebook, S. 4. 

17 Siehe zu den wesentlichen Regelungsinhalten der beiden Gesetzesentwürfe oben Il.3.a) 
und b). 

118 Vgl. Qualitative Befragung YouTube, S. 22f. (Frage 30, 31). 


86 


2. Ergebnisse einer Befragung zum NetzDG 


Novellierungsvorschlšgen der drei Sozialen Netzwerke wird auf die im 
Wortlaut dokumentierten Antworten im Anhang verwiesen."? 


119 Siehe hierzu unten VII. Anhang ə. 
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V. Anhaltspunkte für Overblocking 


ı. Auffassung der Bundesregierung 


Wie bereits dargelegt worden ist, erheben die Wissenschaftlichen Dienste des 
Deutschen Bundestages und die herrschende Meinung in der Rechtswissen- 
schaft verfassungsrechtliche Bedenken gegen die Compliance- und Lösch- 
struktur des NetzDG, da diese den Sozialen Netzwerken in der Praxis kaum 
Zeit für sorgfältige Rechtsprüfungen lasse und eine übermäßige Entfernung 
von — auch legalen — Inhalten im „Zweifelsfall“ (Overblocking) befördere.' 


Demgegenüber führt die Bundesregierung auch nach Auswertung der beauf- 
tragten Evaluation weiterhin aus, dass nach „derzeitigem Stand (...) keine 
Anhaltspunkte dafür“ vorlägen, „dass das NetzDG systematisch unrechtmä- 
ßige Entfernungen von Inhalten durch Soziale Netzwerke (Overblocking) 
befördert“.” Begründet wird dies durch a) eine vergleichsweise geringe 
Löschquote, b) die Unzulässigkeit von Rückschlüssen aus Einzelfällen, c) auch 
anderweitig rechtskonforme Löschungen (z.B. nach AGB) und d) Sicher- 
heitsmechanismen wie Bußgeldbeschränkungen auf „systemisches Versagen“ 
und die Möglichkeit der Entscheidung durch eine Einrichtung der Regulierten 
Selbstregulierung. 


a) Im Evaluationsbericht der Bundesregierung wird ausgeführt, dass die 
Anbieter in den „meisten Fällen nach der Prüfung eines Inhalts zu dem 
Ergebnis kamen, dass der Inhalt auf eine Beschwerde hin nicht zu löschen“ sei. 
Im Wortlaut wird seitens der Bundesregierung weiter ausgeführt: 


„So wurde im Schnitt — bei Schwankungen zwischen den Anbietern — nur ein eher geringer 
Anteil von ca. 20 Prozent der gemeldeten Beiträge entfernt oder gesperrt. Zu dem von 


1 Siehe oben Punkt II. 2 sowie zur h.M. z.B. Feldmann, K&R 2017, 292, 295 f.; Hain/Ferreau/ 
Brings-VViesen, K&R 2017, 433, 435; Heidrich/Scheuch, DSRITB 2017, 305, 315f.; Koreng, 
GRUR-Prax 2017, 203, 204; Ladeur/Gostomzyk, K&R 2017, 390ff.; Liesching in: Spindler/ 
Schmitz, 2018, $ ı NetzDG Rn. 22 ff.; Lüdemann, in Eifert/Gostomzyk, Netzwerkrecht, 2018, 
153, 156 ff.; Müller-Franken, AfP 2018, 1, 9; Nolte, ZUM 2017, 552, 555 ff.; Papier, NJW 2017, 
3025, 3030; Wimmers/Heymann, AfP 2017, 93, 98; s.a. Frenzel, JuS 2017, 414, 415; Gug- 
genberger, ZRP 2017, 98, ioo; Hoven/Gersdorf in: Gersdorf/Paal, BeckOK Informations- und 
Medienrecht, 2019, $ ı NetzDG Rn. 9 mwN.; a.A. Eifert, in Eifert/Gostomzyk, Netzwerk- 
recht, 2018, 9, 35; Schwartmann, GRUR-Prax 2017, 317. 

2 Aktuelle Informationen des BMJV, abrufbar unter https:/ /vvvvvv.bmiv.de/SharedDocs/ 
Gesetzgebungsverfahren/ DE/NetzDGAendG.html, Bericht der Bundesregierung zur 
NetzDG-Evaluierung, 2020, S. 2ıf. 
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V. Anhaltspunkte für Overblocking 


Kritikern befürchteten »Durchwinken« der Beschwerden und einer quasi-automatischen 
Entfernung der gemeldeten Inhalte ist es nach bisherigem Erkenntnisstand nicht 


gekommen.’ 

b) Zwar wird in dem Bericht der Bundesregierung eingeräumt, dass Einzelfälle 
bekannt geworden seien, in denen die Rechtmäßigkeit der Löschung vor 
Gericht in Streit stand. Dies habe aber nur Prüfungen „allein nach den 
anbietereigenen Gemeinschaftsstandards“ betroffen, „nicht jedoch NetzDG- 
Beschwerden“ Eine über Einzelfälle hinausgehende empirische Untersu- 
chung im Rahmen der vom BMJV durch Eifert u.a. erstellten Evaluation des 
NetzDG ist nicht erfolgt. 


c) Die Bundesregierung vertritt die Auffassung, dass aus den neben NetzDG- 
Sperrungen erfolgenden Löschungen nach Community-Standards (AGB) nicht 
per se ein Overblocking abgeleitet werden könne. Im Wortlaut wird in dem 
Bericht der Bundesregierung ausgeführt: 


„In Konstellationen, in denen der Inhalt wegen eines Verstoßes gegen die Gemein- 
schaftsstandards entfernt wurde, der Inhalt aber nicht rechtswidrig im Sinne des NetzDG 
ist, liegt allerdings auch nicht automatisch ein Fall von Overblocking vor. Andere Ver- 
breitungsverbote (zum Beispiel Urheberrechtsgesetz, weitere Straftatbestände) und auch 
die Gemeinschaftsstandards können die Inhalte einschränken, die zulässigerweise auf den 
Plattformen der Anbieter verbreitet werden dürfen. Die Wirksamkeit solcher Beschrän- 
kungen - insbesondere der nach Gemeinschaftsstandards - ist letztverbindlich durch die 
Gerichte zu klären“. 


d) Die Bundesregierung führt in ihrem Evaluationsbericht weiter an, dass das 
NetzDG so genannte „Sicherungsmechanismen zum Schutz vor Overblocking“ 
enthalte.” Als gesetzliche Sicherungsmechanismen werden drei Komponenten 
benannt: 


e Bußgelddrohung nur bei „systemischem Versagen“: Den Anbietern der 
sozialen Netzwerke drohe bei Fehlentscheidungen im Einzelfall kein Buß- 
geld, sondern es komme auf die „Gesamtaufstellung des Systems“ an. 


3 Bericht der Bundesregierung zur NetzDG-Evaluierung, 2020, S. zı. 

Vgl. Bericht der Bundesregierung zur NetzDG-Evaluierung, 2020, S. 21f. 

5 Vgl. Eifert, Evaluation des NetzDG im Auftrag des BMJV, 2020, S. sı: „im Rahmen dieser 
Evaluation mangels überprüfbaren Entscheidungsmaterials nicht leistbar“; siehe hierzu 
auch oben TILı.b) sowie unten V.4. 

Vgl. Bericht der Bundesregierung zur NetzDG-Evaluierung, 2020, S. 22. 

7 Vgl. Bericht der Bundesregierung zur NetzDG-Evaluierung, 2020, S. zə. 


90 


2. Eruierung von Overblocking-Kriterien 


e Flexibilisierung der Fristenvorgaben zum Entfernen oder Sperren von 
Inhalten: Bezogen wird sich insbesondere auf die Möglichkeit, die 7-Tages- 
Frist in den Fällen des erst später im Gesetzgebungsverfahren eingefügten 
$ 3 Abs. 2 Nr. 3 a) und b) NetzDG zu verlängern. 


e Beteiligung von Selbstkontrolleinrichtungen: Nach dem Evaluationsbe- 
richt wird schließlich „die Möglichkeit der Übertragung der Entscheidung 
über die Rechtswidrigkeit von Inhalten an eine Einrichtung der Regulierten 
Selbstregulierung“ ebenfalls als „Sicherungsmechanismus“ gegen Overblo- 
cking qualifiziert. 


In dem Evaluationsbericht der Bundesregierung wird nicht weiter überprüft, 
ob und wie die als „Sicherungsmechanismen“ bezeichneten Komponenten in 
der Praxis umgesetzt werden. 


2. Eruierung von Overblocking-Kriterien 
a) Einzelfallanalyse 


aa) Ansatz und Methodik 

Zur Ermittlung des Vorliegens eines Overblockings im Sinne einer übermä- 
ßigen Entfernung von beschwerdegegenständlichen — auch rechtskonformen 
— Inhalten im Zweifelsfall könnte zunächst die Erfassung von Einzelfällen in 
Betracht kommen, in denen es seitens der Sozialen Netzwerke zu einer Lö- 
schung/Sperrung gekommen ist, obwohl ersichtlich kein Verstoß gegen 
Straftatbestände oder sonstige gesetzliche Bestimmungen vorgelegen hat. 


Entsprechende Einzelfälle könnten etwa durch Auswertung öffentlicher 
Berichterstattungen, anhängiger Gerichtsverfahren zu „Put-Back“-Ansprü- 
chen’ oder auch Verlautbarungen betroffener Nutzer“innen der Sozialen 
Netzwerke gesammelt und ausgewertet werden. So ließen sich etwa für das 


8 Vgl. etwa die Konstellationen der grundlegenden Verfahren von OLG München NJW 2018, 
3115, 3116 und OLG Dresden NJW 2018, şı, 3112; vgl. auch die Konstellation von LG Berlin, 
Beschl. v. 23.03.2018-3ı O 21/18: „Die Deutschen verblöden immer mehr. Kein Wunder, 
werden sie doch von linken Systemmedien mit Fake-News über ‚Facharbeiter‘, sinkende 
Arbeitslosenzahlen oder Trump täglich zugemüllt“. 
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V. Anhaltspunkte fiir Overblocking 


Soziale Netzwerk Twitter’ nach einem Recherche-Pretest von fünf Stunden 
Einzelfälle ermitteln, in denen es zumindest zu einer vorübergehenden Lö- 
schung von Nutzer*inneninhalten oder gar der Sperrung des Accounts 
gekommen ist. Ausweislich der Mitteilungen des Netzwerkbetreibers sind die 
nutzer*innenbeschränkenden Maßnahmen etwa aufgrund folgender Aussa- 
gen getroffen worden: 
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„Ich hätte gerne einen kleinen, putzigen Bud Spencer auf der Schulter sitzen, der jedem 
kackbratzigen MNS-Verweigerer ein paar Ordnungsschellen verpasst‘; 


„@[...] Naja, mal eine kleine Vollbremsung oder eine kleine Slalomfahrt wären schon noch 
drin gewesen‘; 


„@[...] @[...] Muhahahaha- willste mich totlabern?”, 
„#Coronalleugner soll der Blitz treffen — aus Gründen - #twittersperrt @[...]“; 
„kill Luxemburg. Rest ist egal“; 


»@[...] @[...] Ach, ist doch nicht schlimm, wenn du meinen Genitalbereich maximal fas- 
zinierend findest. Musste dich nicht für schämen“; 


„SO https://t.co/AhR3FKTskO“; 


„Kubicki schrieb jüngst sogar für die Achse des Guten. Steinigt ihn! https://t.co/ 
6QPeoPBplv“, 


„Derzeit sind bei der Leitstelle ALLE Intensivstationen in Nürnberg voll belegt, und mitten 
in der Innenstadt feiern Querdenker eine Coronaparty. Es muss endlich hart durchgegriffen 
werden, denn solche Aktionen sind nicht nur respektlos sondern kosten Menschenleben. 
#nbgo301“; 


„@[...] Grundgütiger! #GrüneVersenken #CeterumCenseoViridesEsseDelendas“; 
„@[...] @[...] @[...] Ceterum censeo virides esse delendas. Oder einfach: #GrüneVersenken‘; 


„Da hat el...) recht! #CeterumCenseoViridesEsseDelendas! #GrüneVersenken https://t.co/ 
cGds5cıQBU2“; 


„@[...] Man könnte es für eine Dauersatiresendung halten, ja. Ich fürchte aber leider, das ist 
ernst gemeint. Das ist der Nachwuchs einer Partei, die Regierungsverantwortung über- 
nehmen möchte. Gute Nacht. #CeterumCenseoViridesEsseDelendas #GrüneVersenken‘; 


Das Soziale Netzwerk Twitter wurde für den Recherche-Pretest ausgewählt, da die 
Monitoring-Berichte gemäß $ 3 Abs. 5 NetzDG bei diesem Netzwerk den vergleichsweise 
geringsten Anteil an erfolgten Entfernungen bei gemeldeten „eindeutig“ rechtswidrigen 
Fällen aufgewiesen haben; siehe oben IIl.2.b) und c)bb). 


2. Eruierung von Overblocking-Kriterien 


„Ich bin für postnatale Abtreibung bis zum qo. Lebensjahr. #VorsichtSatire“; 


„Tag 2 des Waffen-SS-Gedenkens in #Budapest: Vergangene Nacht marschierten einige 
tausend Menschen bis zu 60 km in den Budaer Bergen. Überall präsent: Hakenkreuze, 
Hitler-Portraits, SS-Symbole. Aus Deutschland nahmen mehrere Gruppen organisierter 
Neonazis teil. #TagderEhre #Ungarn‘; 


„Irgendwie wird man an den folgenden Satz erinnert, oder?: ‚Nur ein toter Indianer ist ein 
gute Indianer‘ https://t.co/TPCvmVngoy‘; 


„@[...] die boomer“; 


„Was genau spricht eigentlich dagegen bei so einer #Querdenker — Demo mal mit nem 
Traktor Gülle vorbei zu fahren und den kompletten Tank in die Menge zu entleeren?“; 


„@[...] Dieben gehört die Hand abgehackt.“; 
„@[...] Möge sie der Blitz beim Scheißen treffen. Mehrfach.“, 


„cw suicide, transphobia TERFs are Nazis because they HAVE a ‚Endlösung: (final solution) 
for trans people. ‚morally mandating trans people out of existence" cis allies need to be 
ready to fight for us, because y’alls genderkin want us dead or dying by our own hands.“ 


„Syrische #Flüchtlinge legen sich mit Libanesen-Clan an! Die prompte Antwort des Mos- 
lem-Clans: Sie fackeln das Lager der #Syrer kurzerhand ab! https:l...1 #Libanon‘; 


„Möge Coronaleugner_innen der Blitz treffen! PS: Diese Aussage unterfällt der Mei- 
nungsfreiheit. Mag Twitter anders sehen, aber hier haben sie halt einfach unrecht. https://t. 
co/Twv6AAAvs2“; 


„@[...] el...) Es steht euch natürlich frei auch abseits der Leuchte direkt zu spenden: 
MISSION LIFELINE e.V. IBAN: DE 858509 0000 2852 260 08 BIC: GENODEFIDRS Volks- 
bank Desden e.G. Seenotrettung ist kein Verbrechen!“; 


„CN-Warning violence #TurkeyInvadesKurdistan since decades again and again. The 
Turkish state committed all kinds of crimes and used dschihadist militias to murder 
civilians. NATO is supporting this. http://t.co/rIDeLYpLbq CN-Warning violence #Tur- 
keyInvadesKurdistan since decades again and again. The Turkish state committed all kinds 
of crimes and used dschihadist militias to murder civilians. NATO is supporting this. http:// 
t.co/rİDeLYpLbq http:/ /t.co/rİDeLYpLbq", 


,ol...1 el...) Also ich halte Transsexualität nicht für eine ‚Erfindung‘. Es gibt nun mal 
Menschen, bei denen liegt eine Störung zwischen biologischem Geschlecht und psychi- 
scher Wahrnehmung der eigenen Identität. Da kann natürlich niemand etwas für und es ist 
ja auch nichts schlimmes.“; 


„@[...] Aber es wäre doch rassistisch das zu kritisiere [sic!], weil die Sklavenhändler 
Muslime sind und dAs IsT hAIT dErEn KuLtUr!!!nelf‘; 


„#Servicetweet für alle, die zur Vorbereitung auf die nächste #Polizei.kontrolle gerade 
#Stammbaumforschung betreiben: Wenn ihr Vorfahren in Questenberg gefunden habt, 
seid ihr fertig. Die Schädel dort haben Nazis vermessen und als mustergültig arisch gelobt.“, 
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V. Anhaltspunkte für Overblocking 


„Man sollte Covidioten-Demos mit Wasserwerfen fluten, dann können die mal zeigen, ob 
sie wenigstens eine kleine Erkältung überleben.“; 


„Wir sind wieder dahaaal & #Twitter hatte uns für 7 Tage gesperrt. Warum? Das könnt ihr 
hier [1] nachlesen. Besonderen Dank an unsere Follovver:innen, die uns treu geblieben 
sind. Vielen Dank auch an die vielen Solidarisierungsbekundungen. Die taten verdammt 
gut Gİ /TN https: //[...]S; 


„Auch die Fotounterschriften sind... teils fragwürdig, so hier ‚uhr besetzt wie frankreich‘. 
Der nächste braune Skandal der #CDU-Jugend? /MS“. 


Die Sperrung der meisten der zitierten Tweets wurde mit einem Verstoß gegen 
die Twitter Regeln über „Missbrauch und Belästigung“ begründet. Die Scre- 
enshots der im Recherche-Pretest ermittelten Sperrmeldungen unter Angabe 
der Gründe und des betreffenden Inhaltes werden anonymisiert im Anhang 
wiedergegeben.” 


bb) Kritik 

Zu bedenken ist allerdings, dass eine Einzelfallanalyse erheblichen methodi- 
schen Einwänden ausgesetzt ist. Diese ergeben sich zunächst aus allgemeinen 
wissenschaftstheoretischen Kritikpunkten an einer rein induktiven Methode. 
Überdies kann aus einer eklektischen Einzelfallbetrachtung kein sicherer 
Rückschluss auf die Gesamtheit der Phänomenologie gezogen werden. 
Angesichts der seitens der Sozialen Netzwerke angegebenen hohen Zahlen 
erfolgter Löschungen und Sperrungen wäre das Herausgreifen von bloßen 
Einzelfällen dem Vorwurf des naiven Empirismus ausgesetzt. Insoweit ist dem 
Bericht der Bundesregierung zuzustimmen, dass die bloße Betrachtung von 
Einzelfällen keine sichereren Rückschlüsse auf Overblocking oder Underblo- 
cking zuließe." 


Hinzu kommt, dass die Pretest-Recherche überwiegend nur Sperrungen nach 
AGB/Nutzungsbedingungen ergeben hat, jedoch nicht nach dem NetzDG. 
Dies bestätigt auch die teilweise in den Halbjahresberichten und teilweise im 
Rahmen der Befragung angestellten Ausführungen, dass die meisten Lö- 
schungen nach den eigenen Allgemeinen Geschäfts- und Nutzungsbedin- 
gungen erfolgen, hingegen nicht unmittelbar aufgrund des Netzwerkdurch- 
setzungsgesetzes.” Zwar ist nicht ausgeschlossen und wird auch in der 


10 Siehe unten IX. Anhang 4. 
n Vgl. Bericht der Bundesregierung zur NetzDG-Evaluierung, 2020, S. 21f. 
ız Siehe hierzu ausführlich unten V.2.d) und 3.a)dd). 
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2. Eruierung von Overblocking-Kriterien 


Evaluation im Auftrag des BMJV als „plausibel“” angesehen, dass überwie- 


gende, vorgelagerte AGB-Löschungen gerade durch die massiven bufšgeld- 
sanktionierten NetzDG-Vorgaben mit engen Löschfristen verursacht sein 
könnten.” Dies gilt vor allem dann, wenn AGB-Löschungen ebenfalls in der 
nur nach dem NetzDG geforderten engen Frist von 24 Stunden erfolgen. Der 
Nachweis, dass im Einzelfall sehr weitgehende Sperrungen nach den eigenen, 
ggf. extensiv ausgelegten Vertragsbedingungen erfolgt sind, kann jedoch per se 
keine solche Ursachenkorrelation begründen oder nahelegen. 


cc) Ergebnis 

Öffentlich gewordene Einzelfälle erfolgter Entfernungen oder Nicht-Entfer- 
nungen beschwerdegegenständlicher Inhalte in Sozialen Netzwerken haben 
nur eine geringe Aussagekraft in Bezug auf das Vorliegen eines systemischen 
und v.a. durch das NetzDG verursachten Overblockings. Denn insoweit ist 
auch immer denkbar, dass die im Einzelfall erfolgte Entfernung/Nicht-Ent- 
fernung auf eine Fehlbewertung im Rahmen der Einzelprüfung zurückgeht 
oder mit der Begründung eines Verstoßes gegen weit gefasste AGB-Regeln 
legitimiert wird. Eine über den dargestellten Recherche-Pretest hinausge- 
hende Einzelfallbetrachtung und -auswertung erfolgt daher im Rahmen der 
vorliegenden Teilevaluation nicht. 


b) Umfassendes Monitoring der Beschwerdebearbeitung 


aa) Ansatz und Methodik 

(1) Angesichts der dargelegten methodischen und wissenschaftstheoretischen 
Kritik an der Betrachtung von Einzelfällen wären im Rahmen empirischer 
Ansätze breitere Untersuchungen erforderlich, welche deutlich über den 
Einzelfall hinausgehen und etwa systematisch nach Deliktsgruppen der $ 1 
Abs. 3 NetzDG differenziert ein umfassendes Monitoring der Beschwerdebe- 
arbeitungen durch Soziale Netzwerke vornehmen. Hierauf basierend können 
Auswertungen mit Blick auf ein übermäßiges Entfernen betreffender Inhalte 
erfolgen, welche über den Einzelfall hinausgehen. 


Möglich wäre dies etwa in der Form, dass durch juristische Fachkräfte the- 
matisch-inhaltliche Kategorien gebildet werden, welche den nach $ ı Abs. 3 


13 Vgl. Eifert, Evaluation des NetzDG im Auftrag des BMJV, 2020, S. 53. 
14 Siehe hierzu ausführlich unten V.2.d) und 3.a)aa). 
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V. Anhaltspunkte fiir Overblocking 


NetzDG relevanten Straftatbestandsgruppen und auch den nach Community- 
Standards auf den Sozialen Netzwerken untersagten Inhalten entsprechen 
(z.B. Hassrede, Achtung des Persönlichkeitsrechts anderer Personen, sexua- 
lisierte Inhalte, Gewalt etc.). Im Rahmen der gebildeten thematischen Cluster 
könnten im Weiteren eine Vielzahl von Fällen in Beschwerdeverfahren den 
Sozialen Netzwerken zur Kenntnis gebracht und deren Reaktion und Bear- 
beitung dokumentiert werden. 


(2) Das NetzDG sieht in $ 3 Abs. 5 NetzDG die Möglichkeit der Einrichtung 
einer Monitoring-Stelle vor. Nach der Amtlichen Begründung habe sich ein 
solches Monitoring bereits vor Inkrafttreten des NetzDG in der Praxis „be- 
währt“. ” Wie bereits dargelegt worden ist, ist zum 1.1.2019 eine Beauftragung 
der Intelligent Data Analytics GmbH & Co. KG als Monitoring-Stelle i.S.d. $ 3 
Abs. s NetzDG erfolgt.” Die drei Monitoring-Berichte lagen bei dieser Unter- 
suchung vollumfänglich vor und konnten berücksichtigt werden.” 


Wie bereits ausgeführt worden ist, deuten die Monitoring-Berichte nach 
Inkrafttreten des NetzDG eher auf eine Verringerung bzw. Stagnation der 
anteiligen Gesamtzahl der erfolgten Entfernungen gemeldeter rechtswidriger 
Inhalte im Vergleich zum Monitoring vor Inkrafttreten des NetzDG hin." 
Allerdings sind die Befunde der Monitoring-Berichte i.R.d. $ 3 Abs. 5 NetzDG 
aufgrund der zum Teil intransparenten Methodik und der geringen Prüfzahlen 
pro untersuchtem Sozialen Netzwerk und pro untersuchtem Strafdelikt nur 
eingeschränkt aussagekräftig,” worauf die Berichte selbst hinweisen. Sie 
können daher methodisch auch eher als Einzelfallanalyse”” denn als „umfas- 
sendes“ Monitoring angesehen werden. 


(3) Im Rahmen der 2020 erfolgten Juristischen Evaluation des NetzDG im 
Auftrag des BMJV werden die Monitoring-Berichte gerade hinsichtlich 
erfolgter Inhaltsentfernungen bei gemeldeten „eindeutig“ rechtswidrigen Fäl- 


15 Vgl. BT-Drs. 18/12356, S. 24 unter Verweis auf ein vormals von der Stelle „jugend- 
schutz.net“ (vgl. $ 18 JMStV) durchgeführtes „Monitoring der Beschvverdebearbeitung". 

16 Vgl. Bekanntmachung vergebener Aufträge VIII ı-1400/33-5-81ı 8/2018; Bericht der 
Bundesregierung zur NetzDG-Evaluierung, 2020, S. ı8. Der Vertrag ist danach auf zwei 
Jahre befristet. 

17 Siehe hierzu oben IIl.2. 

18 Siehe oben IIL2.b) und c)bb). 

ı9 Siehe hierzu oben TILə, insb. c)aa). 

20 Hierzu oben V.2.a). 


96 


2. Eruierung von Overblocking-Kriterien 


len nahezu nicht berücksichtigt.” Im Evaluationsbericht wird festgestellt, dass 
eine eindeutige Beurteilung, ob das NetzDG zu Overblocking führt, eine 
„umfassende inhaltliche Überprüfung“ voraussetze, wobei im Folgesatz 
sogleich ausgeführt wird, dass eine solche Überprüfung „im Rahmen dieser 
Evaluation mangels überprüfbaren Entscheidungsmaterials nicht leistbar“ 
sei.” Inwieweit die Monitoring-Berichte nach $ 3 Abs. 5 NetzDG nicht als 
überprüfbares Entscheidungsmaterial angesehen werden, wird im Rahmen 
der Juristischen Evaluation nicht ausgeführt. 


bb) Kritik 
Einem umfassenden Monitoring der Beschwerdebearbeitung stehen metho- 
dische Einwände gegenüber. Denn in solchen Monitoring-Verfahren kann sich 
die Untersuchung nicht auf eine neutrale Beobachtung der Phänomenologie 
im Sinne einer rein induktiven Erfassung beschränken. Vielmehr muss der 
Untersuchungsgegenstand (in Sozialen Netzwerken abrufbare Einzelinhalte) 
ausgewählt und vorab rechtlich bewertet werden. Zudem muss die 
Beschwerde von den mit der Untersuchung befassten Personen selbst initiiert 
und eingereicht werden. Die Entscheidung darüber, ob ein Soziales Netzwerk 
auf die Beschwerde hin „richtig“ im Sinne einer Entfernung bzw. Nicht-Ent- 
fernung des betreffenden Inhaltes reagiert hat, hängt wiederum von der 
Korrektheit der (straf-)juristischen Voreinschätzung der mit der Untersuchung 
befassten Personen ab. ° Insoweit sind strafjuristische Bewertungen gerade in 
Bezug auf Verbreitungsdelikte komplex und erfordern aufgrund konkurrie- 
render Verfassungsgüter (insb. Meinungsäußerungsfreiheit) normative 
Abwägungsprozesse. 


2ı Vgl. zu den im Rahmen des Evaluationsbericht angegebenen, berücksichtigten Quellen: 
Eifert, Evaluation des NetzDG. Im Auftrag des BMJV, 2020, S. 5ff.; siehe aber auch die 
subsidiäre Berücksichtigung des ersten Berichts (Testzyklus erstes Halbjahr 2019), ins- 
besondere zur Darstellung der Meldewege: S. 30 ff. 

22 Eifert, Evaluation des NetzDG im Auftrag des BMJV, 2020, S. sı. 

23 Welche methodischen Schwierigkeiten und Fehleranfälligkeiten sich im Rahmen selbst 
initiierter Beschwerdeverfahren nach eigenen Vorbewertungen ergeben können, zeigt 
exemplarisch das im März 2020 veröffentlichte Policy Paper „NetzDG 2.0 - Untersuchung 
zu den tatsächlichen Sperr- und Löschprozessen von YouTube, Facebook und Instagram“ 
des so genannten Counter Extremism Project (CEP) Berlin; vgl. CEP POLICY PAPER, 
2020, S. 8, abrufbar unter: 
https://www.counterextremism.com/sites/default/files/CEP%2oNetzDG%202.0%20Policy 
%z2oPaper.pdf. 
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Ungeachtet der methodischen Herausforderungen wäre eine sowohl hin- 
sichtlich repräsentativer Fallzahlen als auch hinsichtlich einer umfassenden 
Berücksichtigung aller Delinquenzbereiche des $ ı Abs.3 NetzDG hinrei- 
chende Untersuchung mit einem erheblichen Aufwand verbunden. Diesen 
umzusetzen, erscheint außerhalb einer mit Steuermitteln seitens der Bun- 
desregierung gestützten Evaluation kaum möglich. 


Denkbar wäre des Weiteren, bei der gesetzlich etablierten Monitoring-Stelle 
des $ 3 Abs. 5 NetzDG eine breitere Untersuchung der Beschwerdebearbei- 
tung durch Soziale Netzwerke auch mit Blick auf ein mögliches Overblocking 
durchzuführen. Hierfür wäre indes eine transparente Methodik und eine 
Sicherstellung fachjuristischer Bewertungen untersuchungsgegenständlicher 
Meldefälle hinsichtlich einer „offensichtlichen Rechtswidrigkeit“ i.S.d. $ 3 
Abs. 2 Nr. 2 NetzDG eine unerlässliche Vorbedingung. 


cc) Ergebnis 

Eine über Einzelfallanalysen hinausgehende quantitative Untersuchung auf 
der Grundlage eines umfassenden Monitorings des Beschwerdeumgangs 
Sozialer Netzwerke ist — neben den dargelegten methodischen Herausforde- 
rungen — mit einem hohen Aufwand verbunden, der außerhalb einer mit 
Steuermitteln seitens der Bundesregierung beauftragten Evaluation nicht 
geleistet werden kann. 


Die Befunde der Monitoring-Berichte i.R.d. $ 3 Abs. 5 NetzDG sind aufgrund 
der z. T. intransparenten Methodik und der geringen Prüfzahlen pro unter- 
suchtem Sozialen Netzwerk und pro untersuchtem Strafdelikt nur einge- 
schränkt aussagekräftig, worauf die Berichte selbst hinvveisen.” Soweit man 
indes Rückschlüsse aus den Befunden der Monitoring-Berichte sowohl vor als 
auch nach Inkrafttreten des NetzDG ziehen kann, deuten diese nicht auf ein 
Overblocking durch die drei Sozialen Netzwerke hin. Ohne Kenntnis der von 
der Monitoring-Stelle als „eindeutig rechtswidrig“ ausgesuchten Meldefälle 
lässt sich dies indes nicht mit hoher Bestimmtheit sagen. 


24 Siehe hierzu oben IIl.2.c). 
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c) Bewertung von „Löschquoten“ 


aa) Ansatz und Methodik 

Auf der Grundlage der Halbjahresberichte der Sozialen Netzwerke ($ 2 
NetzDG) lässt sich die Zahl der eingegangenen Beschwerden bzw. der 
beschwerdegegenständlichen Inhalte einerseits zu den daraufhin tatsächlich 
erfolgten Löschungen/Sperrungen andererseits ins Verhältnis setzen. Bezüg- 
lich einer derart ermittelten „Löschquote“ ließe sich die These entwickeln, dass 
eine vergleichsweise geringe Quote gegen ein Overblocking spreche, hingegen 
ein besonders hoher Anteil erfolgter Entfernungen von beschwerdegegen- 
ständlichen Inhalten ein Indiz für Overblocking begründen könnte. 


Entsprechend beruft sich die Bundesregierung darauf, dass die jeweils 
ermittelte Löschquote nicht für das Vorliegen von Overblocking spreche, da 
der überwiegende Anteil beschwerdegegenständlicher Inhalte gerade nicht 
gelöscht werde.” 


Auch in der Rechtsliteratur wird teilweise davon ausgegangen, dass eine 
Sperrung oder Löschung von 27%, 10% und 21% der beanstandeten Inhalte 
nicht zu der Annahme verleite, „die Online-Plattformen bemühten sich, 
möglichst viele Inhalte zu unterdrücken, um sich nicht angreifbar zu 
machen“. Sie ließen eher vermuten, „dass eine spezifische, an dem Schutz der 
Meinungsfreiheit orientierte Prüfung der Beanstandungen“ stattfinde.” Das 
Gegenteil könne nur angenommen werden, wenn jeweils im Einzelfall geprüft 
würde, ob Fehlentscheidungen zu Lasten der Meinungsfreiheit der Nut- 
zer*innen getroffen worden sind.” 


Im Rahmen der vom BMJV beauftragten Juristischen Evaluation kommt Eifert 
hingegen nicht zu der Einschätzung, dass aus der Löschquote Rückschlüsse 
auf das Vorliegen bzw. Nicht-Vorliegen von Overblocking gezogen werden 
könnten.” Allerdings wird in seiner Studie auch teilweise von einer Lösch- 
bzw. Entfernungsquote von „knapp zwei Dritteln“ ausgegangen.” Wie bereits 
dargelegt worden ist, sind die in der Juristischen Evaluation ermittelten 


25 Vgl. Bericht der Bundesregierung zur NetzDG-Evaluierung, 2020, S. 21. 
26 Vgl. Löber/Rofßnagel, MMR 2019, 71, 73. 

27  Löber/Roßnagel, MMR 2019, 71, 73. 

28 Vgl. Löber/Rofßnagel, MMR 2019, 71, 73. 

29 Vgl. Eifert, Evaluation des NetzDG im Auftrag des BMJV, 2020, S. sı. 
30 Vgl. Eifert, Evaluation des NetzDG im Auftrag des BMJV, 2020, S. sı. 


99 


V. Anhaltspunkte für Overblocking 


Anteile erfolgter Entfernungen an den beschwerdegegenständlichen Inhalten 
zum Teil fehlerhaft und weichen erheblich von den korrekten Quoten ab.” 


bb) Kritik 
Die Berücksichtigung der Löschquote als Indiz für oder gegen ein Overblo- 
cking unterliegt dennoch erheblichen Bedenken. Denn ein vergleichsweise 
niedriger Anteil von NetzDG-Entfernungen aufgrund eingegangener 
Beschwerden kann auf unterschiedliche Gründe zurückzuführen sein, die mit 
systematischem Over- oder Underblocking nicht in Zusammenhang stehen. 
Eifert benennt im Rahmen seiner Evaluation zutreffend den Umstand, dass die 
meisten Beschwerden von juristischen Laien eingereicht würden, und daher 
,Beschvverdeführer”innen zahlreiche Inhalte für rechtswidrig halten, deren 
Äußerung jedoch von der Meinungsfreiheit noch gedeckt ist“ Vor diesem 
Hintergrund wäre aber auch denkbar, dass trotz einer niedrigen Entfer- 
nungsquote gleichwohl ein Overblocking vorliegt, wenn namentlich nur den 
zahlreichen Beschwerden über offensichtlich rechtskonforme Inhalte keine 
Folge gegeben wird, im Übrigen aber eine Löschung im Zweifelsfall erfolgt. 


Die in den Halbjahresberichten der Sozialen Netzwerke angegebenen Anteile 
gesperrter/gelöschter Inhalte an gemeldeten Inhalten hängen erheblich von 
den jeweils zugrunde gelegten Ausgangswerten ab. Überwiegend werden nur 
solche Sperrungen berücksichtigt, welche über NetzDG-Meldeformulare ein- 
gegangen sind und/oder aufgrund von StGB-Tatbeständen nach dem NetzDG 
erfolgen, hingegen wird die ganz überwiegende Zahl der vorrangig nach AGB 
geprüften und gelöschten Inhalte” nicht oder nur zum Teil berücksichtigt. 
Andere Soziale Netzwerke geben in den Halbjahresberichten die Gesamtzahl 
aller eingegangen Beschwerden sowohl wegen NetzDG als auch behaupteten 
AGB-Verstößen undifferenziert an, wobei die Richtigkeit der von den 
Beschwerdeführer*innen gemachten Angaben ungeprüft übernommen wer- 
den.” Überprüfungen zur Korrektheit der Nutzer*innenangaben deuten indes 
auf zum Teil erhebliche Fehlerquoten hin.” 


31 Siehe hierzu oben TILıb). 

32 Vgl. Eifert, Evaluation des NetzDG im Auftrag des BMJV, 2020, S. sı. 

33 Siehe hierzu auch Il.5.b) und c) sowie V.2.d) und 3.a)dd). 

34 Vgl. 2. HİB 2020 Twitter, S. 18, wo zu den Angaben zur undifferenzierten Gesamtzahl aller 
eingegangenen Beschwerden ausgeführt wird: „Alle Daten basieren auf den von 
Beschwerdeführern selbst angegebenen Informationen. Alle Beschwerden werden mit- 
gezählt, ohne Rücksicht auf den von den Beschwerdeführern gewählten Meldeweg oder 
die Kategorie“. 


100 


2. Eruierung von Overblocking-Kriterien 


Vor diesem Hintergrund ließen sich verlässliche Ableitungen aus den Ent- 
fernungsquoten allenfalls dann ableiten, wenn von den Sozialen Netzwerken 
jeweils differenziert die berücksichtigten/unberücksichtigten Meldewege, die 
Beschwerdebegründungen und die vorgenommenen Entfernungen jeweils 
differenziert nach Community-Standards und nach NetzDG-Fällen dargelegt 
würden. Dies ist jedoch bei den meisten Sozialen Netzwerken nicht der Fall. 
Schon bei den Zahlen zu den Anteilen gesperrter/gelöschter Inhalte bei den 
hier untersuchten drei Anbietern Facebook, YouTube und Twitter werden 
jeweils unterschiedliche Prämissen bei ihren Basiswerten zugrunde gelegt.” 
Entsprechend ergibt sich für das ı. Halbjahr 2020 bei Facebook eine Entfer- 
nungsquote von 38,22%, hingegen bei YouTube — bezogen auf die nach 
NetzDG gesperrten Inhalte — von 0,89%. 


Doch auch innerhalb der halbjährlichen Zahlen einzelner sozialer Netzwerke 
ergeben sich zum Teil erhebliche dynamische Schwankungen. Während etwa 
der Anteil gesperrter/gelöschter Inhalte an gemeldeten Inhalten bei Facebook 
im 2. Halbjahr 2019 bei 24,40% lag, kam es im ı. Halbjahr 2020 zu einem 
erheblichen Anstieg auf 38,22%. Die Bundesregierung müsste hiernach ebenso 
wie ein Teil der Rechtsliteratur” in der Folge ihrer Prämissen also von einem 
Anstieg der Wahrscheinlichkeit von Overblocking aufgrund des Anstiegs der 
angegebenen Entfernungsquote ausgehen. Dies ist freilich aufgrund der 
breiten denkbaren Ursachenvarianz weder naheliegend noch wissenschaftlich 
begründbar. 


Aufgrund der vergleichsweise hohen Zahlen von Löschungen und Sperrungen 
von Millionen Einzelinhalten insgesamt nach AGB und NetzDG” sind 
Löschquoten von ca. 20% als Argument gegen Overblocking auch nicht 
plausibel. Ebenso verböten sich etwa Rückschlüsse auf die Rechtsstaatlichkeit 


35 So führt etwa Twitter in dem im Januar 2021 veröffentlichten Halbjahresbericht in Bezug 
auf die Anzahl der Beschwerden von Beschwerdestellen aus: „Wie oben beschrieben, 
basieren alle Daten auf den von Beschwerdeführern selbst angegebenen Informationen. 
Durch eine genauere Analyse der Beschwerden bei denen „Für eine Beschwerdestelle“ 
ausgewählt wurde, stellen wir fest, dass nur 0,7% dieser Meldungen von tatsächlichen 
Beschwerdestellen stammen“; vgl. 2. HJB 2020 Twitter, S. 18. 

36 Siehe die tabellarische Übersicht oben IV.ı.a). 

37 Vgl. Löber/Rofßnagel, MMR 2019, 71, 73. 

38 Siehe insbesondere zu den ganz überwiegend proaktiv erfolgenden Inhaltsentfernungen 
oben Il.5.b). 
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und Achtung der Meinungsfreiheit in der Türkei aus einem ermittelten Fak- 
tum, dass 98% aller Journalist*innen nicht im Gefängnis sitzen.” 


Vollumfänglich unberücksichtigt wird bei den nur aus NetzDG-Halbjahres- 
berichten ermittelten „Löschquoten‘, dass die tatsächlich — in zunehmendem 
Maße proaktiv vor einer Nutzer*innenbeschwerde - erfolgenden Löschungen 
aufgrund Verstoßes gegen Community-Richtlinien wesentlich höher sind. 
Facebook hat nach eigenen Angaben im 3. Quartal 2020 über 36 Millionen 
Inhalte entfernt, davon 98,2% vor einer Nutzer”innenbesehvverde.” YouTube 
hat im 3. Quartal 2020 nach eigenen Angaben 7.872.684 Videos wegen Ver- 
stoßes gegen Community-Richtlinien entfernt, davon 93,9% durch automa- 
tische Erkennung. Im gleichen Zeitraum wurden 1.140.278.887 Kommentare 
auf YouTube entfernt.” Twitter hat im ı. Halbjahr 2020 insgesamt 1.927.063 
Inhalte wegen Verstößen gegen ihre Twitter Regeln entfernt und zusätzlich 
925.744 Accounts gesperrt.” Diese Entfernungen von Inhalten werden in den 
Halbjahresberichten und den hieraus ermittelten „Löschquoten“ zum Großteil 
nicht berücksichtigt. 


cc) Ergebnis 

Der Juristischen Evaluation im Auftrag das BMJV ist im Ergebnis darin bei- 
zupflichten, dass der prozentuale Anteil von erfolgten NetzDG-Entfernungen 
an eingegangenen Beschwerden bzw. beschwerdegegenständlichen Inhalten 
(„Löschquote“) kein geeignetes Kriterium und kein Anhaltspunkt für oder 
gegen das Vorliegen von Overblocking ist. Dies gilt umso mehr, als die 
zugrunde gelegten Werte aus den Halbjahresberichten der Sozialen Netzwerke 
bislang nicht alle hinreichend differenzieren jeweils nach berücksichtigten 
Meldewegen, Beschwerdegründen und Entfernungen aufgrund von Commu- 
nity-Standards (AGB) und NetzDG. 


Doch auch unter diesen Voraussetzungen bleibt unklar und spekulativ, ob und 
inwieweit vergleichsweise niedrige Löschquoten auch auf andere Ursachen 
wie z.B. unsachgemäße Beschwerden durch juristische Laien zurückzuführen 


39 Die in diesem argumentum ad absurdum angenommenen Zahlen sind fiktiv. 

40 Vgl. Community Standards Enforcement Report Facebook. 

4 Vgl. Transparenzbericht ,YouTube-Community-Richtlinien und ihre Anwendung‘. 
42 Vgl. Twitter Transparenz Bericht „Durchsetzung der Regeln“. 
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sind.” Schließlich ignorieren die lediglich auf den Angaben der NetzDG- 
Halbjahresberichte ermittelten „Löschquoten“ die millionenfachen proaktiven 
Entfernungen der Sozialen Netzwerke aufgrund — v.a. ohne Nutzer”innen- 
beschwerde - festgestellten AGB-Verstößen. 


Vor diesem Hintergrund bleiben die von den Sozialen Netzwerken in den 
Halbjahresberichten angegebenen, erheblich divergierenden und dynamisch 
schwankenden Entfernungsquoten als Kriterium für Overblocking nachfol- 
gend außer Betracht. 


d) Verhältnis AGB- zu NetzDG-Löschungen 


aa) Ansatz und Methodik 

Bei dem Sozialen Netzwerk Facebook erfolgten im 2. Halbjahr 2020 selbst bei 
den explizit nach dem gesonderten NetzDG-Meldeformular eingegangenen 
Beschwerden nur 12,07 % aller Inhaltsentfernungen aufgrund des NetzDG. In 
87,93% Fällen erfolgte die Entfernung aufgrund Verstoßes gegen die vorrangig 
geprüften Facebook Gemeinschaftsstandards.” Der Video-Sharing-Dienst 
YouTube hat im ersten Halbjahresbericht 2019 82%, im zweiten Halbjahres- 
bericht 2019 ca. 95% aller Entfernungen aufgrund der eigenen Community- 
Standards vorgenommen. Bezogen auf alle Löschungen und Sperrungen in 
dem gesamten Zeitraum 2018 bis 2019 gibt Twitter an, 75% aufgrund eines 
Verstoßes gegen die eigenen AGB und 25% der Inhalte aufgrund eines 
NetzDG-Verstoßes gelöscht zu haben.” 


43 In diesem Zusammenhang ist auch bei den nach $ 3 Abs. s NetzDG durchgeführten 
Monitorings unklar, ob die untersuchungsgegenständlichen Meldungen auf fachjuristi- 
schen Bewertungen der „eindeutigen Rechtswidrigkeit“ beruhen; siehe oben IIl.2.c)aa). 

44 2. HİB 2020 Facebook, S. ız: „Von den 1.276 gelöschten oder gesperrten Inhalten wurden 
1122 Inhalte wegen eines Verstoßes gegen unsere Gemeinschaftsstandards weltweit 
gelöscht. 154 Inhalte haben nicht gegen unsere Gemeinschaftsstandards verstoßen, 
wurden jedoch wegen eines Verstoßes gegen eine im NetzDG aufgeführte Bestimmung 
des deutschen Strafgesetzbuchs in Deutschland gesperrt“. 

45 Vgl. Qualitative Befragung Twitter, S. 9 (Frage 20) sowie Qualitative Befragung YouTube, 
S. 15 (Frage 20). Indes führt Twitter im ə. HİB 2020 auch aus: „Bei Inhalten, die gemäß den 
NetzDG-Paragraphen zur Bildung krimineller Vereinigungen ($$ 129 und ıəga) sowie zur 
Verbreitung, Erwerb und Besitz kinderpornographischer Schriften ($ ı84b) gemeldet 
wurden, waren in 98,1% der entfernten Inhalte Verletzungen unserer AGB oder Twitter 
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Zugleich geben alle drei untersuchten Netzwerke an, vorrangig eingehende 
Beschwerden nach Community-Standards zu prüfen und erst subsidiär in 
einem zweiten Schritt — nur im Falle einer festgestellten AGB-Konformität — 
eine NetzDG-Prüfung nach den einschlägigen Straftatbeständen vorzuneh- 
men.” Vor diesem Hintergrund ist möglich, dass sich der überwiegende Anteil 
der Entfernungen von Beschwerdeinhalten nach AGB zum einen aus der 
Vorrangprüfung und zum anderen daraus erklärt, dass Allgemeine 
Geschäftsbedingungen bzw. Community-Standards Tatbestände uner- 
wünschter Inhalte weiter fassen” als die inhaltlich korrespondierenden 
Straftatbestände nach $ 1 Abs. 3 NetzDG. 


Auf diese Weise könnte gleichsam eine „Abschöpfung“ von strafrechtlich 
schwierig zu entscheidenden Zweifelsfällen durch die vorgelagerte AGB-Prü- 
fung mit weiter gefassten Unzulässigkeitstatbeständen in Community-Stan- 
dards erfolgen. Durch eine solche „Flucht in AGB“ würden zugleich Risiken der 
Bußgeldahndung durch das Bundesamt für Justiz nach dem NetzDG gesenkt. 


Auch im Rahmen der Juristischen Evaluation im Auftrag des BMJV wird es als 
„durchaus plausibel“ angesehen, dass „Bußgeldandrohungen des NetzDG dazu 
anreizen“ könnten, „gegebenenfalls verstärkt auf Grundlage der Gemein- 
schaftsstandards zu löschen“.” Eine weitere Plausibilisierung könnte insoweit 
im Rahmen einer Untersuchung zu folgenden Fragestellungen erreicht wer- 
den: 


e Entsprechen Unzulässigkeitstatbestände in Community-Standards der drei 
untersuchten Sozialen Netzwerke thematisch den in $ı Abs. 3 NetzDG 
referenzierten Straftatbeständen? Sind solche inhaltlich kongruenten AGB- 
Tatbestände hinsichtlich ihres Anwendungsbereichs weiter gefasst als die 
korrespondierenden NetzDG-Strafnormen? 


e Erfolgt bei den drei untersuchten Sozialen Netzwerken eine vorrangige 
Prüfung nach Community-Standards (AGB) und erst subsidiär eine NetzDG- 
Prüfung? 


Regeln die Grundlage dieser Maßnahme. Lediglich 1,9% der entfernten Inhalte wurden 
wegen Verletzung des NetzDG zurückgezogen“. 

46 Siehe hierzu IV.ı.b)bb). 

47 So Schwartmann/Mühlenbeck, ZRP 2020, 170. 

48 Vgl. Eifert, Evaluation des NetzDG im Auftrag des BMJV, 2020, S. 53, wobei jedoch 
ausgeführt wird, dass dies „mit dem vorliegenden Material nicht näher aufgeklärt werden“ 
könne. 
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e Ergibt sich ggf. aus der vorrangigen AGB-Prüfung ein weit überwiegender 
Anteil von Löschungen nach Community-Standards und ein vergleichsweise 
geringer Anteil von nachgeordneten Sperrungen nach dem NetzDG? 


bb) Kritik 

Nicht nur in der Rechtsprechung und der Rechtsliteratur wird mit guten 
Gründen vertreten, dass Soziale Medien berechtigt seien, über die gesetzlichen 
Grenzen (straf-)rechtswidriger Inhalte hinaus im Rahmen Allgemeiner 
Geschäftsbedingungen extensivere Verbotsfälle oder Löschungsvorbehalte zu 
regeln.” Auch der Vorschlag eines Digital Services Act der EU-Kommission 
unterscheidet mehrfach zwischen Maßnahmen „auf der Grundlage des 
Gesetzes“ einerseits und Maßnahmen auf der Grundlage „der Geschäftsbe- 
dingungen des Anbieters“ andererseits.’ Besonders deutlich wird dies im 
Rahmen der Begründungspflicht für Entfernungen nach Art. 15 Abs. 2 (d) und 
(e) DSA-Vorschlag, wonach die EU-Kommission es grundsätzlich als zulässig 
erachtet, entweder Anbieterentscheidungen bezüglich „mutmaßlich rechts- 
widriger Inhalte“ auf die betreffende „Rechtsgrundlage“ zu stützen,” oder 


49 Vgl. z.B. OLG Nürnberg, Urt. v. 4.8.2020-3 U 3641/19, GRUR-RR 2020, 543, 546 Abs. 62 ff.; 
OLG Dresden NJW 2018, şın ff. = MMR 2018, 756, 758 Rz. 18, OLG Dresden, Urt. v. 12.5. 
2020-4 U 1523/19, MMR zozu, 64, 65f; OLG Karlsruhe, Beschl. v. 25.6.2018-15 W 86/18, 
NJW 2018, 3110 f. = MMR 2018, 678 (m. Anm. Mafi-Gudarzi); OLG München NJW 2018, 3115, 
3117 = MMR 2018, 753 in Bezug auf AGB-Regeln mit „objektivierbaren Kriterien“ (Hass- 
rede), ebenso OLG München, Urt. v. 18.2.2020-18 U 3465/19, MMR 2o21, 71, 73; siehe aber 
auch OLG München, Urt. v. 7.1.2020 -18 U 1491/19; OLG Oldenburg, Urt. v. 1.7.2019-13 W 
16/19, MMR 2020, 41, 42; OLG Stuttgart, Beschl. v. 6.9.2018-4 W 63/18, NJW-RR 2019, 35, 
37 = MMR 2019, no, OLG Schleswig, Urt. v. 26.2.2020 -9 U 125/19; LG Frankfurt/M. v. 10.9. 
2018-2-03 O 310/18, MMR 2018, 770; siehe auch LG Frankenthal, Urt. v. 8.9.2020-6 O 
23/20 — Verdachtslöschung, MMR 2021, 85f. m. Anm. Zipfel; Beurskens, NJW 2018, 3418, 
3420; Friehe, NMV 2020, 1697, insb. 1699f.; Knoke/Krüger, in: Gersdorf/Paal, BeckOK 
Informations- und Medienrecht, 30. Edition 2020, $ 3 NetzDG Rn. 3o ff. mwN.; Spindler, 
CR 2019, 238 ff, s.a. Elsaß/Labusga/Tichy, CR 2017, 234; a.A. LG Karlsruhe v. 12.6.2018-11 O 
54/18, BeckRS 2018, 20324; LG Frankfurt/M. v. 14.5.2018-2-03 O 182/18, MMR 2018, 545 
Rz. 14 m. Anm. Müller-Riemenschneider/Specht; Schwartmann/Mühlenbeck, ZRP 2020, 170. 

50 Vgl. z.B. Art. iş Abs. í (b) DSA-Vorschlag der EU-Kommission vom 15.12.2020 — 
COM(2020) 825 final, S. so: „by differentiating whether the action was taken on the basis 
of the law or the terms and conditions of the provider“; siehe auch Art. ı7 Abs. 1 und 3 
DSA-Vorschlag. 

51 Art. ış Abs. 2 (d): „where the decision concerns allegedly illegal content, a reference to the 
legal ground relied on and explanations as to why the information is considered to be 
illegal content on that ground“. 
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alternativ auf eine ,Unvereinbarkeit der Information mit den Geschäftsbe- 


o 52 


dingungen des Anbieters“. 


Jedoch steht die Annahme grundsätzlicher Rechtskonformität bzw. Legiti- 
mität von Inhaltslöschungen und -sperrungen, die neben gesetzlichen Ver- 
boten auf ggf. weitergehende Community-Standards (AGB) gestützt werden, 
nicht der Annahme entgegen, dass gesetzliche Compliance-Vorgaben des 
NetzDG mit engen Löschfristen und hohen Buf$gelddrohungen ein verstärktes 
Ausweichen in weit gefasste — ggf. auch rechtskonforme — Community- 
Standards und hiernach vorrangig erfolgende Entfernungen befördert. 


Vielmehr könnte gerade in der grundsätzlich möglichen vertragsbasierten 
Ausweitung von Verbotstatbeständen über die gesetzlichen Grenzen hinaus 
eine Möglichkeit für Soziale Medien erblickt werden, eine „überschießende 
Löschpraxis“” legal zu etablieren, und dadurch die Gefahr von NetzDG- 
Bußgeldern zu beschränken, die nur auf die engeren StGB-Tatbestände 
gerichtet sind.”” Es würde sich insoweit zwar möglicherweise um eine Form 
„zivilrechtskonformen Overblockings“ handeln. Gleichwohl wäre dies mit 
Blick auf die verfassungsrechtlichen Grundfreiheiten nach Art. 5 Abs. 15.1 GG 
vor allem dann in gleicher Weise den in der Rechtsliteratur vorgetragenen 
Bedenken ausgesetzt, wenn ein solches AGB-bedingtes Overblocking gerade 
durch die engen Vorgaben für Löschfristen und die hierauf bezogenen Buß- 
gelddrohungen tendenziell befördert würde. Hierfür könnte indes eine 
inhaltlich mit den StGB-Tatbeständen des $ 1 Abs. 3 NetzDG korrespondie- 
rende weite Fassung von AGB-Unzulässigkeitsfällen sprechen, wenn diese mit 
einer Vorrangprüfung nach den AGB (Community-Standards) verknüpft wird. 


Davon zu unterscheiden ist die Fragestellung, ob bereits die Fassung und 
Etablierung weiter Community-Standards (AGB) gerade durch das NetzDG 


52 Art. ı5 Abs. 2 (e): „where the decision is based on the alleged incompatibility of the 
information with the terms and conditions of the provider, a reference to the contractual 
ground relied on and explanations as to why the information is considered to be 
incompatible with that ground“. 

53 So wohl Friehe, NJW 2020, 1697, 1698. 

54 Vgl. auch Schwartmann/Mühlenbeck, ZRP 2020, 170: „Gefahr, dass anhand der gegenüber 
dem NetzDG inhaltlich weiteren Gemeinschaftsstandards eine Vielzahl von Inhalten 
gesperrt oder gelöscht wird“. Dabei sehen die Autor*innen freilich schon die Rechts- 
konformität eines solchen „faktischen Vorrang[s] der Gemeinschaftsstandards“ per se 
kritisch; insoweit wird die Normierung eines Vorrangs des NetzDG als erforderlich 
angesehen. 
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verursacht worden ist. Dies erscheint jedenfalls für große, international 
agierende Soziale Netzwerke zweifelhaft, welche ihre Gemeinschafts-Richtli- 
nien in der Regel mit weltweiter Geltung etablieren, sodass nationalgesetzli- 
che Restriktionen wie das NetzDG die Fassung der konkreten AGB-Regeln 
allenfalls im Einzelfall (z.B. Anpassungen der Hassrede-AGB mit Blick auf den 
in Deutschland ausdifferenzierten $ igo StGB) zu beeinflussen in der Lage 
sind. Gleichwohl erscheint möglich, dass besonders restriktive und bußgeld- 
bewehrte Löschvorgaben in engen Fristen bezogen auf nationalgesetzlich 
strafbewährte Inhalte zumindest Ausweichbewegungen im Sinne der 
beschriebenen Vorrangprüfung und Abschöpfung nach eigenen AGB beför- 
dern können oder in der Folge auch eine Löschung von lediglich AGB-wid- 
rigen Inhalten innerhalb der engen nationalgesetzlichen Fristen (24 Stunden 
gemäß $ 3 Abs. 2 Nr. 2 NetzDG) erfolgt, zulasten umfassender Prüfung und 
sorgfältiger Abwägungen mit Verfassungsbelangen der Meinungsäußerungs- 
freiheit. 


cc) Ergebnis 

Das Verhältnis von AGB- zu NetzDG-Entfernungen kann nach der hier ver- 
tretenen Auffassung ein geeigneter Untersuchungsgegenstand sein mit Blick 
auf die Fragestellung, ob das NetzDG ein Overblocking im Sinne eines Aus- 
weichens in gegenüber dem StGB weiter gefasste und vorrangig geprüfte 
Community-Standards befördert. 


e) Zeitraum zw. Beschwerdeeingang und Löschung 


aa) Ansatz und Methodik 

Des Weiteren kommt in Betracht, aus dem Zeitraum zwischen Beschwerde- 
eingang und dem Entfernen eines beschwerdegegenständlichen Inhaltes 
Rückschlüsse auf ein tendenzielles Overblocking annehmen zu können. Dies 
basiert auf der These, dass ein Gutteil beschwerdegegenständlicher Inhalte 
aufgrund komplexer Auslegungsfragen zu Straftatbeständen, der Prüfung 
etwaiger Sozialadäquanzfälle oder der Abwägung zur Herstellung praktischer 
Konkordanz zwischen Schutzbelangen (z.B. Persönlichkeitsrecht) und der 
Meinungsfreiheit einen längeren Zeitraum für eine sorgfältige Bearbeitung 
benötigen. Eine demgegenüber sehr kurze Bearbeitungszeit in einer Vielzahl 
von Fällen könnte demgegenüber darauf hindeuten, dass auch in Zweifels- 
fällen auf eine hinreichend sorgfältige Prüfung zugunsten einer Einhaltung 
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gesetzlicher Löschfristen und der Vermeidung etwaiger Bußgeldrisiken ver- 
zichtet wird. 


Ging also der NetzDG-Gesetzgeber etwa davon aus, dass ein Zeitraum von 
7 Tagen in der Regel für eine sorgfältige Prüfung von Beschwerdeinhalten 
ohne Zeitdruck ausreicht,” und nur „seltene Inhalte“ mit offensichtlicher 
Rechtswidrigkeit innerhalb von 24 Stunden eine Löschung erfolgen muss, so 
könnte als Indiz für ein Overblocking angesehen werden, wenn in Umkehrung 
des Regel-Ausnahmeverhältnisses die überwiegende Mehrzahl der 
Beschwerdeinhalte in der engen 24-Stunden-Frist entfernt würden. Je höher 
mithin der Anteil von schnellen Löschungen innerhalb von 24 Stunden ist und 
je geringer die Zahl der Fälle, in denen man eine zeitaufwändigere Prüfung in 
7 Tagen vorgenommen hat, umso wahrscheinlicher ist, dass bei schnell 
erfolgten Löschungen keine hinreichend sorgfältige Prüfung von solchen 
rechtlichen Aspekten (z.B. Abwägung mit der Meinungsäußerungsfreiheit, 
Sozialadäquanz) stattgefunden haben könnte, welche einer Entfernung des 
Inhaltes entgegenstehen. 


bb) Kritik 
Der dargelegten These könnte entgegengehalten werden, dass ein hoher Anteil 
von innerhalb von 24 Stunden erfolgten Entfernungen nicht zwingend für eine 
zu schnelle Zweifelsfall-Löschung in rechtlich nicht eindeutigen Fällen spre- 
chen muss. Vielmehr könnte auch angenommen werden, dass es sich bei den 
meisten der beschwerdegegenständlichen Inhalte um Fälle einer „offensicht- 
lichen“ Rechtswidrigkeit i.S.d. $ 3 Abs. 2 Nr. 2 handelt, die gerade innerhalb 
der kurzen Frist von 24 Stunden problemlos gelöscht werden können. Ver- 
einzelt wird in der Rechtsliteratur eine Vielzahl von Entfernungen innerhalb 
von 24 Stunden explizit damit begründet, dass die schnell gesperrten bzw. 
gelöschten Inhalte „auf Grund ihrer Evidenz keiner vertieften Prüfung“ bedurft 
hätten.” Dies basiert freilich schon auf der Fehlannahme, dass die Löschungen 
innerhalb von 24 Stunden tatsächlich wegen (offensichtlichen) Verstößen 
gerade gegen die in $ı Abs. 3 NetzDG genannten Straftatbestände erfolge; 
richtigerweise werden die meisten Löschungen in Tagesfrist nach den vor- 


55 Vgl. BT-Drs. 18/12356, S. 23. 
56 So ausdrücklich Schwartmann, GRUR-Prax 2017, 317, 318. 
57 Vgl. Löber/Roßnagel, MMR 2019, 71, 74. 
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rangig geprüften Community-Richtlinien vorgenommen” und können schon 
deshalb nicht als Beleg für eine Evidenz von Verstößen gegen StGB/NetzDG 
dienen. 


Dessen ungeachtet bewertet auch die Bundesregierung die „schnelle“ Prüfung 
sogar als „Indiz für die Praktikabilität der Fristvorgaben des NetzDG“.” Zu 
einer gegenteiligen Einschätzung kommen die im Rahmen der qualitativen 
Studie befragten Sozialen Netzwerke selbst, insbesondere Twitter und You- 
Tube. Der Anbieter Twitter gibt in Übereinstimmung mit Schwartmann”” an, 
dass es „nicht viele“ offensichtliche Fälle gebe, sondern überwiegend solche, 
bei denen eine Offensichtlichkeit einer (Straf-)Rechtsverletzung gerade nicht 
vorliege. Auch YouTube gelangt zu der Einschätzung, dass die engen Fristen 
starke Anreize dafür setzten, Inhalte auf bloßen Zuruf im Zweifel und damit in 
fast allen Fällen zu sperren, da die Feststellung der Rechtswidrigkeit der 
meisten Straftatbestände nicht ohne Zweifel möglich sei.” 


Ebenso stellt das Bundesamt für Justiz bei den dort anhängig werdenden 
Prüfungen zur Rechtswidrigkeit von Inhalten nach dem NetzDG fest, dass es 
sich bei der „weit überwiegenden Anzahl“ der Meldungen nicht um offen- 
sichtliche, sondern vielmehr um „Zweifelsfälle“ handele.“ Für die Bearbeitung 
wird dort indes auch ein aufwändiges mehrstufiges Prüfverfahren als erfor- 
derlich angesehen, das in 24 Stunden eher nicht umgesetzt werden kann. Zum 
eigenen Aufwand für Prüfungen der Rechtswidrigkeit führt das Bundesamt für 
Justiz vielmehr wie folgt aus (Hervorhebungen d. Verf.): 


„Die meisten Meldungen im Bereich des Beschwerdemanagements sind dadurch veranlasst, 
dass die Nutzer dem sozialen Netzwerk einen defizitären Umgang mit Beschwerden über 
rechtswidrige Inhalte vorwerfen. Möchte das Bf] hierauf ein Bußgeldverfahren gründen, ist 


58 Im 2. Halbjahr 2020 wurden von dem Sozialen Netzwerk YouTube 88,16% der gelöschten 
und gesperrten Inhalte innerhalb von 24 Stunden nach Erhalt einer Beschwerde gelöscht. 
„Größtenteils“ wurden diese Inhalte indes aufgrund eines Verstoßes gegen die vorrangig 
geprüften, eigenen Community-Richtlinien entfernt; vgl. 2. HİB 2020 YouTube, S. 12; siehe 
auch unten V.3.a)cc) und dd). 

59 Vgl. Bericht der Bundesregierung zur NetzDG-Evaluierung, 2020, S. zo. 

60 Schwartmann, GRUR-Prax 2017, 317, 318: Nur „seltene Inhalte“ mit offensichtlicher 
Rechtswidrigkeit. 

61 Qualitative Befragung Twitter, S. ıo (Frage 25). 

62 Qualitative Befragung YouTube, S. ı8 (Frage 25). 

63 Vogl. Schriftliche Stellungnahme des Bundesamts für Justiz für die öffentliche Anhörung 
am 17. Juni 2020 zur Änderung des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes (NetzDG), 15.6.2020, 
S. 5. 
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in jedem gemeldeten Einzelfall zunächst festzustellen, dass der Inhalt, den der Nutzer 
ursprünglich an das soziale Netzwerk gemeldet hatte, tatsächlich rechtswidrig war und 
dementsprechend nach dem NetzDG hätte entfernt werden müssen. Die weit überwie- 
gende Anzahl der Meldungen, die das Bf/ erhält, betrifft sogenannte „Zweifelsfälle“. Die 
Äußerungstatbestände, die diesen Meldungen zugrunde liegen, sind keine offensichtlich 
rechtswidrigen Inhalte im Sinne von $ 3 Absatz 2 Nummer 3 NetzDG, deren Rechtswid- 
rigkeit oder strafrechtliche Unbedenklichkeit sich ohne Weiteres erschließt. Vielmehr 
erfordern alle Inhalte eine eingehende juristische Prüfung. Jede Meldung, die das Bf] 
erhält, wird daher im Rahmen einer juristischen gutachterlichen Stellungnahme 
umfassend geprüft und bewertet. Prüfmaßstab ist dabei jeder Straftatbestand nach $ 1 
Absatz 3 NetzDG, den der Sachverhalt aufgrund des Inhalts und des Kontexts erfüllen 
könnte. Die Inhalte sind mit Blick auf die Meinungsfreiheit überwiegend grundrechts- 
relevant. Es erfolgt daher außerdem eine grundrechtliche Güterabwägung. In einem 


dritten Schritt enthält jedes Gutachten einen Behandlungsvorschlag“.* 


Der dem widersprechende Rückschluss einzelner Vertreter*innen der 
Rechtsliteratur” und auch der Bundesregierung“, dass hohe Anteile von Lö- 
schungen innerhalb von 24 Stunden auf einen entsprechend hohen Evidenz- 
Anteil schließen ließen, erscheint demgegenüber insbesondere dann fraglich, 
wenn danach insgesamt nahezu keine Fälle vorhanden wären, in denen 
Soziale Netzwerke überhaupt länger als 24 Stunden für eine (straf-)rechtliche 
Prüfung in Anspruch genommen haben. Dies gilt vor allem für solche NetzDG- 
relevanten Strafdelikte, welche im Kontext verfassungsrechtlich geschützter 
Belange regelmäßig eine umfassende Abwägung erfordern. Eine solche ist 
etwa bei Beleidigungen i.S.d. $ 185 StGB im Spannungsfeld der grundrechtlich 
geschützten Meinungsäußerungsfreiheit nach Art.5 Abs.ı S.ı GG nahezu 
immer anzustellen.” Hinzu kommt die Beachtung der Auslegungsvorgaben 
des BVerfG z.B. bei mehrdeutigen Aussagen.” Im Rahmen der $$ 86, 86a, 130 
StGB muss die Sozialadäquanz nach $ 86 Abs. 3 StGB geprüft werden, ebenso 
die Tatbestandsausschlussklausel im Rahmen des $ 131 Abs. 2 StGB. 


Zu berücksichtigen sind ebenso rechtlich-ökonomische Zwänge bei dem 
Aufbau einer Prüfungs- und Lösch-Compliance bei den Unternehmen der 


64 Vgl. Schriftliche Stellungnahme des Bundesamts für Justiz vom 15.6.2020, aaO., S. s. 

65 Vgl. Löber/Rofsnagel, MMR 2019, 71, 74. 

66 Vgl. Bericht der Bundesregierung zur NetzDG-Evaluierung, 2020, S. zo: Überwiegend 
schnelle Prüfung als „Indiz für die Praktikabilität der Fristvorgaben des NetzDG“. 

67 St. Rspr., vgl. etwa zuletzt BVerfG, Beschl. v. 16.10.2020-1ı BvR 2805/19, Rn. 2of. 

68 Vgl. etwa zu $ 130 StGB: BVerfG, Beschl. v. 12.11.2002-1 BvR 232/97, NStZ 2003, 655 mwN. 
Ist eine Äußerung mehrdeutig, so haben die Gerichte, wollen sie die zur Verurteilung 
führende Deutung ihrer rechtlichen Würdigung zu Grunde legen, andere Auslegungsva- 
rianten mit nachvollziehbaren Gründen auszuschließen. 
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Sozialen Netzwerke. Gibt $ 3 Abs. 2 Nr. 2 NetzDG vor, dass „offensichtlich 
rechtswidrige“ Inhalte innerhalb von 24 Stunden zu entfernen sind, so muss 
ausnahmslos jeder beschwerdegegenständliche Inhalt so schnell begutachtet 
und geprüft werden, dass er innerhalb der engen gesetzlichen Frist ggf. 
gelöscht werden könnte. Ist aber der Inhalt bereits prüfungsgegenständlich, so 
wäre es für Unternehmen im Hinblick auf die Optimierung von Arbeitspro- 
zessen und den Einsatz kostenintensiven qualifizierten Personals unökono- 
misch, den Prüfvorgang aufgrund von schwierigen und komplexen Prü- 
fungserfordernissen und Abwägungsfragen wieder aus der Hand zu geben und 
innerhalb von 7 Tagen ($ 3 Abs. 2 Nr. 3 NetzDG) im Rahmen eines zweiten, 
erneut zu initiierenden Prüfungsvorgangs dann ausführlicher zu prüfen.” 


Vor diesem Hintergrund würde ein extrem hoher Anteil an Entfernungen 
beschwerdegegenständlicher Inhalte innerhalb von 24 Stunden und ein ver- 
schwindend geringer Anteil an Löschungen nach zeitaufwändigeren Prüfun- 
gen dafür sprechen, dass derart schnell erfolgte Löschungen und Entfernungen 
nicht in jedem Fall den insbesondere durch das Verfassungsrecht implizierten, 
teils diffizilen und komplexen Prüfungserfordernissen Rechnung getragen 
werden kann. Dies wäre vielmehr eher als Anhaltspunkt für als gegen das 
Vorliegen von Overblocking zu deuten. 


Zwar könnte dem entgegengehalten werden, dass ein verschwindend geringer 
Anteil von Löschungen nach längerer Prüfzeit als 24 Stunden auch ein Indiz 
dafür sei, dass problematische, komplexe Fälle, welche einen längeren 7-Tage- 
Prüfungszeitraum erfordert hätten, im Ergebnis von Sozialen Netzwerken 
möglicherweise systemisch gar nicht entfernt werden (Underblocking). Wäre 
dies indes zutreffend, so müssten hierauf bezogen zumindest einzelne Buß- 
geldverfahren des Bundesamts für Justiz wegen Verstoßes gegen $ 4 Abs. ı 
Nr. 2 i.V.m. $ 3 Abs. 2 Nr. 3 NetzDG anhängig sein. Indes hat das Bf] seit 2017 in 
keinem einzigen Fall eine Bußgeldahndung wegen systemischen Nicht-Lö- 


69 Vgl. etwa die Expertise der Leiterin Regulierung, Verbraucher- und Jugendschutz der 
Google Germany GmbH im Rahmen des Fachgesprächs der CDU-CSU-BT-Fraktion vom 
29.11.2019: „Im Alltag und im Prozess ist es [...] so: Wenn wir einmal eine Beschwerde 
bearbeiten und anfassen, dann bearbeitet man sie auch zu Ende und sagt nicht: „Da sind 
wir uns nicht ganz so sicher, also legen wir sie weg und kommen eine Woche später 
darauf zurück“. 
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schens von rechtswidrigen Inhalten in 7-Tages-Frist oder in 24 Stunden-Frist 
vorgenommen.” 


cc) Ergebnis 

Je höher der Anteil von innerhalb von 24 Stunden erfolgten Entfernungen 
beschwerdegegenständlicher Inhalte und je geringer der Anteil der 
beschwerdegegenständlichen Inhalte, in denen die Strafrechtsprüfung ein- 
schließlich erforderlicher Abwägungsvorgänge länger als 24 Stunden in 
Anspruch genommen haben, umso eher kann nach der hier dargelegten 
Ansicht davon ausgegangen werden, dass die enge Fristvorgabe des $ 3 Abs. 2 
Nr. 2 NetzDG (24 Stunden) zumindest zum Teil ursächlich für eine Compli- 
ance der Sozialen Netzwerke ist, wonach problematische Inhalte im Zweifel 
innerhalb der engen Frist entfernt werden, um einen Konflikt mit dem 
NetzDG und etwaigen Bußgeldsanktionen zu vermeiden. Dies würde eher für 
als gegen das Vorliegen von Overblocking sprechen, wenn die vom Gesetz- 
geber als notwendig und ausreichend erachtete Zeit von 7 Tagen für eine 
sorgfältige und Verfassungsbelange der Meinungsfreiheit berücksichtigende 
Prüfung aufgrund der Fristvorgabe des $ 3 Abs. 2 Nr. 2 NetzDG nahezu nicht 
in Anspruch genommen würde. 


f) Absenz von Bußgeldahndungen wegen Nicht- 
Löschungen 


aa) Ansatz und Methodik 

Ferner könnte in Betracht gezogen werden, aus der Bußgeldahndungspraxis 
nach $ 4 Abs. ı Nr. 2 NetzDG Rückschlüsse auf das Vorliegen eines Overblo- 
ckings oder Underblockings zu ziehen. Nach dem Bußgeldtatbestand handelt 
ordnungswidrig, „wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen $ 3 Abs. ı Satz 2 ein 
dort genanntes Verfahren für den Umgang mit Beschwerden von Beschwer- 
destellen oder Nutzern, die im Inland wohnhaft sind oder ihren Sitz haben, 
nicht, nicht richtig oder nicht vollständig vorhält“. Da das „richtige“ Vorhalten 
indes gemäß $ 3 Abs. 2 Nr. 2 und 3 NetzDG gerade voraussetzt, dass rechts- 


70 Vgl. Schriftliche Stellungnahme des Bundesamts für Justiz für die öffentliche Anhörung 
am 17. Juni 2020 zur Änderung des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes (NetzDG), 15.6.2020, 
insb. S. s, Bericht der Bundesregierung zur NetzDG-Evaluierung, 2020, S. 39 ff, siehe auch 
nachfolgend V.3.c) und oben Il.z.e). 
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widrige Inhalte innerhalb der vorgegebenen Fristen gelóscht oder gesperrt 
werden, könnten sich hieraus prima vista folgende Deutungsalternativen 
ableiten lassen: 


e Je mehr Bußgeldahndungen gem. $ 4 Abs. ı Nr. 3 NetzDG gegen Soziale 
Netzwerke aufgrund nicht (fristgerechter) erfolgter Entfernungen rechts- 
widriger Inhalte ergehen, umso eher kann von einer (systemischen) Nicht- 
Löschung bzw. Nicht-Entfernung (Underblocking) ausgegangen werden. 


e Erfolgen umgekehrt über einen längeren Zeitraum nur wenige oder gar 
keine Bußgeldahndungen wegen unterlassener Inhaltsentfernungen, so ist 
dies umgekehrt eher als Indiz für ein tendenzielles systemisches Overblo- 
cking durch Soziale Netzwerke als für ein Underblocking zu werten. 


bb) Kritik 
(1) Dem dargestellten Ansatz könnte mit einem Teil der Literatur” zunächst 
entgegengehalten werden, dass $ 4 Abs. ı Nr. 2 NetzDG nicht nur Underblo- 
cking i.S.d. nicht (rechtzeitigen) Entfernung rechtswidriger Inhalte mit Buß- 
geld bedrohe, sondern auch ein Overblocking im Sinne eines Zu-viel-Löschens 
auch legaler Inhalte. Denn auch dies sei von dem Wortlaut des „nicht rich- 
tigen“ Bereitstellens eines Beschwerdeverfahrens umfasst.” Dann aber könnte 
allein aus der Zahl der Bußgeldahndungen ohne nähere Betrachtung des 
genauen Verstoßvorwurfs nichts für ein Underblocking oder Overblocking 
hergeleitet werden. 


Der Literaturauffassung, welche auch ein Overblocking nach dem Buftgeld- 
tatbestand des $ 4 Abs. ı Nr. 2 NetzDG als tatbestandsmäßig erachtet, über- 
sieht zunächst, dass die Löschpraxis bei beschwerdegegenständlichen Inhal- 
ten ganz überwiegend durch eigene AGB-Bestimmungen dominiert wird, 
welche zum Teil weit über die Tatbestandsmäßigkeit der in $ ı Abs. 3 NetzDG 


vı Vgl. Eifert, in: Eifert/Gostomzyk (Hrsg.), Netzwerkrecht, S. o, 35f.; Schiff, MMR 2018, 366, 
369: a.A. Feldmann, K&R 2017, 292, 295; Lang, AöR 143 (2018), 220, 234; Nolte, ZUM 2017, 
552, 558; Wimmers/Heymann, AfP 2017, 93, 98. 

72 So wohl Eifert, in: Eifert/Gostomzyk (Hrsg.), Netzwerkrecht, S. o, 35£.; Schiff, MMR 2018, 
366, 369; Eifert übernimmt diese Rechtsansicht auch im Rahmen der Evaluation des 
NetzDG im Auftrag des BMV, 2020, S. 52 zur Verneinung von Anreizen für Overblocking, 
legt dabei aber irrtümlich den falschen Bußgeldtatbestand des $ 4 Abs. ı Nr. 3 NetzDG 
zugrunde, siehe hierzu oben Ill.ı.b). 
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genannten Strafdelikte hinausgehen.” Angesichts der von der obergerichtli- 
chen Rechtsprechung ganz überwiegend als grundsätzlich rechtskonform 
bestätigten Löschung von Inhalten über den Bereich strafbarer Inhalte des $ ı 
Abs. 3 NetzDG hinaus’' wird von den Befürwortern der Bußgeldsanktionie- 
rung von Overblocking nicht beantwortet und erscheint auch fernliegend, dass 
in solchen Fällen Soziale Netzwerke bei AGB-rechtskonformer Löschung 
NetzDG-beschwerdegegenständlicher Inhalte einer Bußgelddrohung in Mil- 
lionenhöhe ausgesetzt sein sollen. Hierfür ergibt sich auch nichts aus den 
Bußgeldleitlinien des Bundesamts für Justiz,”” und der bisherigen Anwen- 
dungspraxis, ebenso wenig aus den Gesetzesmaterialien zu $ a Abs. 2 und $ 4 
Abs. 1 Nr. 3 NetzDG.” 


Darüber hinaus hat die obergerichtliche Rechtsprechung eine „analoge 
Anwendung“ von NetzDG-Bestimmungen auf Overblocking-Konstellationen — 
konkret $ s NetzDG (Zustellungsbevollmächtigte) — sogar außerhalb der 
strengen Bestimmtheitsanforderungen des Art. ı03 Abs. 2 GG bereits abge- 


73 Vgl. hierzu V.3. 

74 Vgl. z.B. OLG Nürnberg, Urt. v. 4.8.2020-3 U 3641/19, GRUR-RR 2020, 543, 546 Abs. 62 ff.; 
OLG Dresden NJW 2018, şın ff. = MMR 2018, 756, 758 Rz. 18, OLG Dresden, Urt. v. 12.5. 
2020-4 U 1523/19, MMR 202ı, 64, 65f; OLG Karlsruhe, Beschl. v. 25.6.2018-15 W 86/18, 
NJW 2018, 3110 f. = MMR 2018, 678 (m. Anm. Mafi-Gudarzi); OLG München NJW 2018, 3115, 
317 = MMR 2018, 753 in Bezug auf AGB-Regeln mit „objektivierbaren Kriterien“ (Hass- 
rede), ebenso OLG München, Urt. v. 18.2.2020-18 U 3465/19, MMR 2o21, 71, 73; siehe aber 
auch OLG München, Urt. v. 7.1.2020 -18 U 1491/19; OLG Oldenburg, Urt. v. 1.7.2019-13 W 
16/19, MMR 2020, 41, 42; OLG Stuttgart, Beschl. v. 6.9.2018-4 W 63/18, NJW-RR 2019, 35, 
37 = MMR 2019, no, OLG Schleswig, Urt. v. 26.2.2020 -9 U 125/19; LG Frankfurt/M. v. 10.9. 
2018-2-03 O 310/18, MMR 2018, 770; siehe auch LG Frankenthal, Urt. v. 8.9.2020-6 O 
23/20 — Verdachtslöschung, MMR 2021, 85f. m. Anm. Zipfel; Beurskens, NJW 2018, 3418, 
3420; Friehe, NMV 2020, 1697, insb. 1699f.; Knoke/Krüger, in: Gersdorf/Paal, BeckOK 
Informations- und Medienrecht, 30. Edition 2020, $ 3 NetzDG Rn. 3o ff. mwN.; Spindler, 
CR 2019, 238 ff.; s.a. Elsaß/Labusga/Tichy, CR 2017, 234; a.A. LG Karlsruhe v. 12.6.2018-11 O 
54/18, BeckRS 2018, 20324; LG Frankfurt/M. v. 14.5.2018-2-03 O 182/18, MMR 2018, 545 
Rz. 14 m. Anm. Müller-Riemenschneider/Specht; Schwartmann/Mühlenbeck, ZRP 2020, 170. 

75 Vgl. die Leitlinien zur Festsetzung von Geldbußen im Bereich des Netzwerkdurchset- 
zungsgesetzes (NetzDG) vom 22. März 2018; dies einräumend Eifert, Evaluation des 
NetzDG im Auftrag des BMJV, 2020, S. 52f. 

76 Vgl. insb. BT-Drs. 18/13013, S. 24f,, wonach der Anwendungsbereich des Bußgeldtatbe- 
stands für die Bewertung von Sachverhalten bei der Einzelfallprüfung eröffnet ist, „die 
regelmäßig dazu führen, dass rechtswidrige Inhalte nicht gesperrt oder nicht gelöscht 
werden“. 
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lehnt.” Denn der entscheidungsgegenständliche $ 5 NetzDG ist — ebenso wie 
vorliegend $ 3 Abs. 2 Nr. 2 und 3 i.V.m. $ 4 Abs. ı NetzDG - „nach Wortlaut, 
Willen des Gesetzgebers, Systematik und Normzweck nur auf die Verhinde- 
rung der Verbreitung rechtswidriger Inhalte i.S.d. $ ı Abs. 3 NetzDG“ und 
mithin die Verhinderung von Underblocking gerichtet.” Für eine Okkupation 
der Vorschriften in einer Rechtsanalogie für gegenteilige Phänomenologien 
des Overblockings besteht kein Raum. Eine solche wäre auch mit denen im 
Ordnungswidrigkeitenrecht geltenden hohen Anforderungen an das Analo- 
gieverbot und das Bestimmtheitsgebot (vgl. $ 3 OWiG, Art. ı03 Abs. 2 GG) 
nicht vereinbar.” 


(2) Gewichtiger erscheint demgegenüber ein eher methodisch-logischer Ein- 
wand gegen eine Deutung fehlender Bußgeldahndungen nach $ 4 Abs. ı Nr. 2 
NetzDG als Indiz für Overblocking. Denn insoweit wäre auch denkbar, dass 
durch alle sozialen Netzwerke gerade „richtig“ gelöscht wird, also weder ein 
Overblocking noch ein Underblocking vorliegt und mithin auch keine Buß- 
geldsanktionen im Rahmen der Aufsicht der zuständigen Behörde ausgelöst 
werden. Vor diesem Hintergrund können Ableitungen aus der Absenz von 
Bußgeldverfahren im Bereich des Beschwerdemanagements nur einge- 
schränkt derart angestellt werden, dass mit einem tatsächlichen Overblocking 
regelmäßig einhergeht, dass keine Bußgeldahndungen nach $ 4 Abs. ı Nr. 2 
NetzDG erfolgt sind. Hieraus kann aber nicht im Umkehrschluss zwingend 
gefolgert werden, dass fehlende Bußgeldahndungen ein Overblocking indi- 
zieren. 


cc) Ergebnis 

Mit phänomenologischem Overblocking geht regelmäßig einher, dass keine 
Buf$geldsanktionen nach $ 4 Abs. ı Nr. 2 NetzDG wegen von dem Bf] fest- 
stellbarem Underblocking (Nichtlöschung rechtswidriger Inhalte nach $ 3 


77 Vgl. KG, Beschl. v. 6.3.2019-10 W ı92/18, NJW 2019, 2624f. m. Anm. Höch; OLG Köln, 
Beschl. v. 1.1.2019-15 W 59/18 und 15 W ı/ıg, Abs. 23. 

78 Vgl. KG, Beschl. v. 6.3.2019-10 W 92/18, NJW 2019, 2624f. m. Anm. Höch; OLG Köln, 
Beschl. v. 1.1.2019-15 W 59/18 und 15 W ı/ıg, Abs. 23. 

79 Unklar in diesem Zusammenhang der Verweis von Schiff, MMR 2018, 366, 369 in Fn. sı 
auf BVerfG NJW zon, 3020, Rn. əz ff, dessen Entscheidungskonstellation nicht der des 
vorliegenden Bußgeldtatbestandes entspricht, welcher nach Wortlaut und Wortsinn 
eindeutig nur die in $ 3 Abs. 2 NetzDG ausschließlich auf Löschpflichten in engen Fristen 
begrenzten rechtswidrigen Inhalte in Bezug nimmt. 
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Abs. 2 Nr. 2 und 3 NetzDG) gegen Soziale Netzwerke erfolgen. Die Absenz 
solcher Bußgeldverfahren über einen längeren Zeitraum lässt die Möglichkeit 
des Vorliegens von Overblocking zu, sie indiziert ein solches Overblocking 
aber nicht zwingend im Sinne einer erhöhten Wahrscheinlichkeit ihres Vor- 
liegens. 


g) Prüfung der Wirksamkeit von Overblocking- 
Gegenmaßnahmen 


aa) Ansatz und Methodik 

Darüber hinaus könnte eine Analyse solcher gesetzlichen Vorkehrungen und 
Maßnahmen mit Blick auf das Vorliegen eines Overblockings hilfreich sein, die 
von Seiten des Gesetzgebers und einem Teil der Rechtsliteratur gerade als 
Gegenmechanismen zur Verhinderung von übermäßigen schnellen Zweifels- 
fall-Löschungen angesehen werden.” Insoweit würde eine breite Frequen- 
tierung und Nutzung dieser Gegenmechanismen im Rahmen der Compliance 
Sozialer Netzwerke eher gegen das Vorliegen von Overblocking sprechen. 
Umgekehrt könnte indes eine Nichtnutzung und ein Leerlaufen der Gegen- 
mechanismen in der Praxis als Anhaltspunkt dafür gedeutet werden, dass 
Overblocking-Tendenzen und -Anreizen des NetzDG kein wirksames regula- 
torisches Gegengewicht gegenübersteht und mithin Overblocking als wahr- 
scheinlicher zu bewerten wäre als wenn die vorgesehenen gesetzlichen 
Gegenmaßnahmen griffen. 


bb) Beschränkung der Bußgelddrohung auf „systemisches“ 
Fehlverhalten 


Als gesetzlich vorgesehene Gegenmaßnahme zur Verhinderung von Overb- 
locking wird von der Bundesregierung und einem Teil der Rechtsliteratur die 
Beschränkung der Bußgelddrohung auf systemisches Fehlverhalten angese- 
hen.“ Insbesondere wird argumentiert, dass die Bußgeldtatbestände „erst 
durch ein systemisches Versagen und nicht durch einen einzelnen Verstoß 


80 Vgl. Bericht der Bundesregierung zur NetzDG-Evaluierung, 2020, S. 22; Schwartmann, 
GRUR-Prax 2017, 317, 218 f.; siehe auch oben \V.ı1.d). 

8 Vgl. Eifert, Evaluation des NetzDG im Auftrag des BMJV, 2020, S. 53f.; Bericht der Bun- 
desregierung zur NetzDG-Evaluierung, 2020, S. 22; Schwartmann/Mühlenbeck, ZRP 2020, 
170. 
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gegen die Pflichten des NetzDG ausgelöst werden und daher bei einzelnen 
Verstößen der Bußgeldtatbestand gar nicht erfüllt ist“.‘” Somit könnten die 
Bußgeldtatbestände auch nicht zu einem Overblocking führen.“ Denn den 
Anbietern der sozialen Netzwerke drohe bei Fehlentscheidungen im Einzelfall 


kein Bußgeld.“ 


Vor diesem Hintergrund ist zu prüfen, ob die Abmilderung der Bußgelddro- 
hung auf bloße Fälle „systemischen“ Fehlverhaltens in geringerem Maße 
Anreize für ein Overblocking durch Soziale Netzwerke zur Verhinderung von 
Bußgeldahndungen zu setzen geeignet ist. Zentrale Frage hierfür ist, welche 
Anforderungen an die behördliche Feststellung eines „systemischen Versa- 
gens“ gestellt werden und ob nicht auch insoweit bestehenden Risiken einer 
Bußgeldahndung durch ein Overblocking seitens der Sozialen Netzwerke 
wirksam begegnet werden könnte.” Sofern letzteres der Fall ist, kann in 
Zweifel gezogen werden, ob eine Begrenzung der Bußgelddrohung auf ,sys- 
temisches“ Fehlverhalten tatsächlich als wirksamer gesetzgeberischer 
Mechanismus gegen Overblocking anzusehen ist. 


cc) Flexibilisierung von Fristvorgaben in der Praxis 

Des Weiteren wird die insbesondere in $ 3 Abs. 2 Nr. 3 a) und b) NetzDG 
vorgesehene, erst spät im Gesetzgebungsverfahren eingefügte” Öffnung der 
starren 7-Tage-Löschfrist als Gegenmaf$nahme zur Verhinderung von Overb- 
locking bewertet.” Hiernach kann die Frist von 7 Tagen überschritten werden, 
wenn „a) die Entscheidung über die Rechtswidrigkeit des Inhalts von der 
Unwahrheit einer Tatsachenbehauptung oder erkennbar von anderen tat- 
sächlichen Umständen abhängt; das soziale Netzwerk kann in diesen Fällen 
dem Nutzer vor der Entscheidung Gelegenheit zur Stellungnahme zu der 
Beschwerde geben“, oder „b) das soziale Netzwerk die Entscheidung über die 
Rechtswidrigkeit innerhalb von 7 Tagen nach Eingang der Beschwerde einer 


82  Schwartmann/Mühlenbeck, ZRP 2020, 170; ebenso Schiff, MMR 2018, 366, 369. 

83 Vgl. Schwartmann/Mühlenbeck, ZRP 2020, 170; Schiff, MMR 2018, 366, 369; siehe auch V.2. 
der NetzDG-Bußgeldleitlinien vom 22.3.2018. 

84 Vgl. Bericht der Bundesregierung zur NetzDG-Evaluierung, 2020, S. zə. 

85 Hierzu unten V.3.d)cc). 

86 Vgl. BT-Dıs. 18/13013, S. zo. 

87 Vgl. Bericht der Bundesregierung zur NetzDG-Evaluierung, 2020, S. 22; Schwartmann, 
GRUR-Prax 2017, 317, 318. 
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nach den Absätzen 6 bis 8 anerkannten Einrichtung der Regulierten Selbst- 
regulierung überträgt und sich deren Entscheidung unterwirft“. 


Auch der Rechtsausschuss des Bundestags ist davon ausgegangen, dass die 
„entsprechende Erweiterung des Spielraumes“ in $3 Abs. 2 Nr. 3 NetzDG 
gerade Befürchtungen eines „Overblockings“ entgegenwirken sollte. Insoweit 
wird ausgeführt: 


„Die Erweiterung des zeitlichen Spielraums in $ 3 Absatz 2 Nummer 3 NetzDG-E trägt dazu 
bei, dass die sozialen Netzwerke nicht aus Zeitnot gemeldete Inhalte, die eine genauere 


strafrechtliche Prüfung erfordern, im Zweifel entfernen oder den Zugang zu ihnen sperren 
«88 


(sogenanntes Overblocking)“. 
Ebenso sieht schließlich die Bundesregierung die Flexibilisierung der Fris- 
tenvorgaben zum Entfernen oder Sperren von Inhalten hinsichtlich der 
Überschreitung der Regelfrist ausdrücklich als Teil der „Sicherungsmecha- 
nismen zum Schutz vor Overblocking“ an.” Indes wird von der Bundesre- 
gierung im Rahmen des Evaluierungsberichts 2020 die festgestellte, praktisch 
kaum vorhandene Bedeutung dieses Sicherungsmechanismus gegen Overb- 
locking („seltene Fälle“) nicht als Anhaltspunkt dafür interpretiert, dass er ins 
Leere laufe und schnelle Zweifelsfall-Löschung gerade nicht verhindere. 
Vielmehr bewertet die Bundesregierung die fehlende praktische Bedeutung 
des gegen Overblocking eingesetzten Sicherungsmechanismus gegenteilig als 
„Indiz für die Praktikabilität der Fristvorgaben des NetzDG“.” 


Diese Wertung der Bundesregierung erscheint nicht plausibel. Etabliert der 
Gesetzgeber gerade zur Entlastung von zeitlichem Druck und zur Verhinde- 
rung zu schneller Zweifelsfall-Löschentscheidungen Fristausnahmen in $ 3 
Abs. 2 Nr. 3 NetzDG als Mittel gegen Overblocking, so kann die Nicht-Nutzung 
dieses Mittels zugunsten schnell vollzogener Löschungen nicht als Indiz für 
die Zulänglichkeit der engen, bußgeldsanktionierten Fristvorgaben interpre- 
tiert werden. Im Rahmen dieser Argumentationslogik könnte gerade auch ein 
praktiziertes Overblocking als „Indiz für die Praktikabilität der Fristvorgaben 
des NetzDG“ gedeutet werden. Vielmehr liegt der umgekehrte Schluss nahe, 
dass der Sicherungsmechanismus zur Verhinderung schneller Zweifelsfall- 
Löschungen keinen Effekt hat. Dies gilt vor allem dann, wenn die fehlende 


88 BT-Dıs. 18/13013, S. zo. 
89 Vgl. Bericht der Bundesregierung zur NetzDG-Evaluierung, 2020, S. 22. 
90 Vgl. Bericht der Bundesregierung zur NetzDG-Evaluierung, 2020, S. 22. 
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praktische Anwendung des Sicherungsmechanismus mit einer tatsächlich 
hohen Zahl besonders schnell erfolgender Inhaltsentfernungen (innerhalb von 
24 Stunden”) einherginge. 


Vor diesem Hintergrund ist zu prüfen, ob die gesetzgeberisch gewährten 
Erweiterungen des zeitlichen Spielraums für Löschungen und Sperrungen im 
Sinne des in der Rechtsliteratur teilweise angenommenen Entgegenwirkens 
gegen Overblocking auch tatsächlich in Anspruch genommen werden. Sofern 
dies in der Anwendungspraxis der Sozialen Netzwerke nicht oder nur in 
geringem Maße genutzt wird, kann dies als Anhaltspunkt angesehen werden, 
dass der Gegenmechanismus zur Verhinderung schneller Zweifelsfall-Lö- 
schungen keine praktische Auswirkung im Hinblick auf eine Verhinderung 
von Overblocking zeitigt. 


dd) Partizipation von Selbstkontrollen 

Schließlich wird von der Mindermeinung in der Rechtsliteratur, welche keine 
verfassungsrechtlichen Bedenken wegen eines möglichen Overblockings 
gegen das NetzDG erhebt, auf die Möglichkeit der Konsultation der Regu- 
lierten Selbstregulierung abgehoben.” Dieses „im Jugendmedienschutzrecht 
bewährte“ Verfahren könne als „Mittel gegen übereilte Meinungsverkürzung“ 
angesehen werden.”’ Auch im Rahmen der parlamentarischen Debatte wurde 
von Seiten der Regierungsfraktion der CDU-CSU ausgeführt, dass es sich bei 
dem erst auf Empfehlung des Bundestagsrechtsausschusses eingeführten 
System der Regulierten Selbstregulierung mit Blick auf die Beachtung der 
Meinungsfreiheit um „die entscheidende Änderung in diesem Gesetzentwurf“ 
gehandelt habe.”* 


Vor diesem Hintergrund erscheint plausibel, die Wirksamkeit des Gegenme- 
chanismus „Regulierte Selbstregulierung“ mit Blick auf die Wahrscheinlichkeit 
von Overblocking zu überprüfen. Dabei kann davon ausgegangen werden, 
dass eine zahlenmäßig hohe Frequentierung einer anerkannten Einrichtung 
der Freiwilligen Selbstkontrolle gegen das Vorliegen von Overblocking spre- 
chen dürfte. Denn soweit Soziale Netzwerke in Zweifelsfällen die Entschei- 


gı Siehe hierzu oben V.2.e). 

92 Vgl. Schwartmann, GRUR-Prax 2017, 317, 318 f. 

93  Schwartmann, GRUR-Prax 2017, 317, 318 f. 

94 Redebeitrag der Bundestagsabgeordneten Nadine Schön (CDU/CSU) im Rahmen der 244. 
Sitzung des Deutschen Bundestags, Plenarprotokoll 18/244, S. 25121. 
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dung über die Inhaltsentfernung einer Selbstkontrolleinrichtung im Rahmen 
des $ 3 Abs. 2 Nr. 3 b) NetzDG überantworten, kann eher nicht davon aus- 
gegangen werden, dass systemisch eine Praxis schneller Zweifelsfall-Löschung 
aufgrund von Inhouse-Entscheidungen vorherrscht. Umgekehrt würde eine 
nur geringe Zahl von an die Selbstkontrolleinrichtung überantworteten Fällen 
dafür sprechen, dass dieser gesetzgeberische Gegenmechanismus zur Ver- 
hinderung von Overblocking keinen Effekt hat. 


ee) Ergebnis 

Die praktische Nutzung und Inanspruchnahme der Regulierten Selbstregu- 
lierung durch Soziale Netzwerke nach $ 3 Abs. 2 Nr. 3 b) NetzDG stellt ein 
taugliches Kriterium dar, um Indizien für oder gegen das Vorliegen von 
Overblocking abzuleiten. Insoweit ist zu prüfen, ob und inwieweit anerkannte 
Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle mit beschwerdegegenständli- 
chen Inhalten (Zweifelsfälle) betraut worden sind. 


h) Einschätzungen der Sozialen Netzwerke 


Schließlich können auch Aussagen und Einschätzungen der dem NetzDG 
unterfallenden Sozialen Netzwerke selbst als Anhaltspunkte für das Vorliegen 
von Overblocking gewertet werden. Auch im Rahmen der Juristischen Eva- 
luation des NetzDG im Auftrag des BMJV werden die Auskünfte der Sozialen 
Netzwerke als Anhaltspunkt für ein etwaiges Vorliegen von Overblocking 
grundsätzlich anerkannt. Allerdings wird in dem Evaluationsbericht ausge- 
führt, dass Netzwerkbetreiber nicht berichtet hätten, „dass sich Befürchtungen 
vor systemischem Overblocking realisiert hatten“.” Diesbezüglich erfolgt in 
der vorliegenden Untersuchung eine Auswertung der im Rahmen der quali- 
tativen Befragung gegebenen Antworten der drei Sozialen Netzwerke Face- 
book, YouTube und Twitter.” 


95 Eifert, Evaluation des NetzDG im Auftrag des BMJV, 2020, S. 54. 
96 Hierzu unten V.ş.e). 
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i) Zusammenfassung valider Overblocking-Kriterien 


Aus der vorstehenden Eruierung möglicher Anhaltspunkte für das Vorliegen 
von Overblocking ergeben sich folgende, in der weiteren Untersuchung 
zugrunde zulegende Kriterien: 


e Verhältnis AGB- zu NetzDG-Löschungen (hierzu nachfolgend 3.a); 
e Zeitraum zwischen Beschwerdeeingang und Löschung (hierzu 3.b); 
e Absenz von Bußgeldverfahren nach $ 4 Abs. 1 Nr. 2 NetzDG (hierzu 3.c); 


e Wirkung und Plausibilität gesetzlicher Gegenmechanismen zur Verhinde- 
rung von Overblocking (hierzu 3.d); 


e Selbsteinschätzung Sozialer Netzwerke (hierzu 3.e.). 


3. Subsumtion valider Overblocking-Kriterien 
a) Verhältnis AGB- zu NetzDG-Löschungen 


aa) These der „AGB-Institutionalisierung“ von Overblocking 
Wie bereits im Rahmen der allgemeinen methodischen Ausführungen erläu- 
tert,” könnten die strengen Löschvorgaben des NetzDG aus einer Kombina- 
tion enger Löschfristen und einer hohen Bußgelddrohung wegen „nicht 
richtigen“ Vorhaltens eines Beschwerdeverfahrens” Betreiber Sozialer Netz- 
werke anreizen, in eine vorgelagerte extensive Löschung nach selbst zugrunde 
gelegten Community-Standards (AGB) auszuweichen. Denn würde hiernach 
ein großer Anteil der beschwerdegegenständlichen Inhalte aufgrund weiter 
gefasster AGB-Tatbestände - innerhalb der strengen 24 Stundenfrist des $ 3 
Abs. 2 Nr. 2 NetzDG - abgeschöpft, sänke auch das Risiko, seitens des Bun- 
desamts für Justiz wegen unterlassener Löschungen nach dem NetzDG mit 
hohen Bufßgeldern belangt zu werden. 


Ein solcher durch NetzDG-Bußgelddrohungen bedingter Anreiz zur „ver- 
stärkten“ vorgelagerten Löschung nach Gemeinschaftsstandards wird auch im 


97 Siehe oben V.2.d). 
98 Vgl. zu den Anforderungen eines „systemischen Versagens“ im Rahmen der Bußgeld- 
ahndung nach dem NetzDG unten V.3.d)cc). 
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Rahmen der Juristischen Evaluation im Auftrag des BMJV als ,plausibel“ 
angesehen.” Dass die Fassung eigener, auch gegenüber dem StGB extensiverer 
Gemeinschaftsstandards zur Löschung von Inhalten durch Soziale Netzwerke 
von einem Gutteil der Rechtsprechung und Rechtsliteratur als rechtmäßig 
angesehen wird,” macht die Annahme noch plausibler, dass dieser mithin 
grundsätzlich legale Weg der „Flucht in die AGB“ vor Buf$gelddrohungen des 
NetzDG i.H.v. bis zu so Millionen Euro” auch genutzt wird. Dies gilt umso 
mehr, als obergerichtliche Rechtsprechung Soziale Netzwerke auch von pri- 
mären und sekundären Darlegungslasten im Falle von Löschungen nach AGB 
befreit und die Darlegungs- und Beweislast dafür, dass solche Sanktionen 
unberechtigt waren, grundsätzlich dem*der Nutzer”in auferlegt.” 


Den erheblichen Haftungsrisiken des NetzDG mit hohen Bußgelddrohungen 
und einer in der Folge gesteigerten Wahrscheinlichkeit einer sich anschlie- 
ßenden Strafverfolgung wg. StGB-Tatbeständen des $ 1 Abs. 3 NetzDG' steht 
also bei der Alternative vorgelagerter AGB-Löschungen ein marginales Haf- 


99 Eifert, Evaluation des NetzDG im Auftrag des BMJV, 2020, S. 53; allerdings könne dies „mit 
dem vorliegenden Material nicht näher aufgeklärt werden“. 

100 Vgl. z.B. OLG Nürnberg, Urt. v. 4.8.2020-3 U 3641/19, GRUR-RR 2020, 543, 546 Abs. 62 ff.; 
OLG Dresden NJW 2018, şın ff. = MMR 2018, 756, 758 Rz. 18, OLG Dresden, Urt. v. 12.5. 
2020-4 U 1523/19, MMR 202ı, 64, 65f; OLG Karlsruhe, Beschl. v. 25.6.2018-15 W 86/18, 
NJW 2018, 3110 f. = MMR 2018, 678 (m. Anm. Mafi-Gudarzi); OLG München NJW 2018, ans, 
317 = MMR 2018, 753 in Bezug auf AGB-Regeln mit „objektivierbaren Kriterien“ (Hass- 
rede), ebenso OLG München, Urt. v. 18.2.2020-18 U 3465/19, MMR 202ı, 71, 73; siehe 
auch LG Frankenthal, Urt. v. 8.9.2020-6 O 23/20 — Verdachtslöschung, MMR 2o02ı, 85 f. 
m. Anm. Zipfel; Beurskens, NJW 2018, 3418, 3420; Friehe, NJW 2020, 1697, insb. 1699f.; 
Knoke/Krüger, in: Gersdorf/Paal, BeckOK Informations- und Medienrecht, 30. Edition 
2020, $ 3 NetzDG Rn. 30 ff. mwN.; Spindler, CR 2019, 238 ff.; siehe im Übrigen oben V.2.d). 

101 Der nach $ 4 Abs. 2 NetzDG insbesondere für Abs. 1 Nrn. 1 bis 6 erhebliche Bußgeld- 
rahmen bis zu einer Höhe von 5 Millionen sowie die Möglichkeit der Verzehnfachung 
gemäß Satz 2 ($ 30 Abs. 2 S. 3 OWiG) wird in der damit gerechtfertigt, dass die Geldbuße 
gemäß $ ır Abs. 4 OWiG den wirtschaftlichen Vorteil aus der Ordnungswidrigkeit 
übersteigen soll (BT-Drs. 18/12356, S. 25); siehe auch die NetzDG-Bußgeldleitlinien vom 
22.3.2018, D.L-IV. 

102 Vgl. insb. OLG München, Urt. v. 18.2.2020-18 U 3465/19, MMR 202ı, 71, 74 Abs. 72 f. 

103 Insoweit ist davon auszugehen, dass rechtskräftige Bußgeldverfahren gegen Soziale 
Netzwerke wegen „systemischer“ Nichtlöschung strafbarer Inhalte nach den in $ ı Abs. 3 
NetzDG genannten StGB-Tatbeständen auch Ermittlungs- und Strafverfolgungsmaßnah- 
men nach sich ziehen, jedenfalls soweit dies Offizialdelikte betrifft. Zweifelhaft erscheint 
demgegenüber eine weitgehende Straflosstellung Sozialer Netzwerke im Falle der 
Nichtlöschung strafbarer Beiträge wegen fehlender Garantenstellung; so aber jüngst 
Eckel/Rottmeier, NStZ zozu, 1, 6. 
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tungsrisiko gegenüber, das sich im Wesentlichen auf mögliche zivilrechtliche 
Nutzer”innenansprüche in engem Rahmen beschränkt. Vor diesem Hinter- 
grund erschiene es aus Sicht der Sozialen Netzwerke hinsichtlich der Mini- 
mierung von Haftungs- und Sanktionsrisiken günstig, einen möglichst großen 
Anteil beschwerdegegenständlicher Inhalte durch eine Löschung nach Com- 
munity-Standards abzuschöpfen, um damit auch die Zahl möglicher Zwei- 
felsfälle in einer nachgelagerten NetzDG-Prüfung mit Blick auf enger gefasste 
StGB-Tatbestände klein zu halten. 


Damit erscheint aber jedenfalls nicht fernliegend, dass eine dynamische 
Korrelation zwischen AGB-Löschungen einerseits und NetzDG-Sperrungen 
andererseits besteht. Hingegen ist die Annahme einer isolierten, nachgerade 
dichotomischen Betrachtung der AGB-Löschpraxis einerseits und der Netz- 
DG-Sperrpraxis andererseits in dem Sinne, dass das eine nichts mit dem 
anderen zu tun habe,” jedenfalls dann kaum vertretbar, wenn die nach AGB 
(Community Richtlinien) untersagten Inhalte mit den StGB-Tatbeständen des 
$ 1 Abs. 3 NetzDG inhaltlich korrespondieren, indes weiter gefasst sind. Auch 
dass ein Großteil der in Halbjahresberichten des Sozialen Netzwerks YouTube 
aufgeführten AGB-Löschungen innerhalb der nur im NetzDG vorgegebenen 
24-Stunden-Frist'” erfolgt,” dürfte auf eine Kausalbeziehung zwischen den 
strengen Vorgaben des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes einerseits und der 
Löschpraxis aufgrund von Community-Richtlinien andererseits hindeuten. 


bb) Fassung StGB-kongruenter, weiter AGB-Tatbestände 

Im Bericht der Bundesregierung zur Evaluierung des NetzDG wird aus- 
drücklich eingeräumt, dass die von Sozialen Netzwerken auf der „ersten Stufe“ 
nach Gemeinschaftsstandards entfernten Inhalte auch „rechtswidrig im Sinne 
des NetzDG sein“ können und umgekehrt ein Inhalt „wegen eines Verstoßes 


104 So offenbar Schwartmann/Mühlenbeck, ZRP 2020, 170, die kein Overblocking „durch das 
NetzDG“ annehmen, wohl aber „durch Gemeinschaftsstandards“. Ein Zusammenhang 
derart, dass eine extensive Löschung nach Gemeinschaftsstandards gerade durch eine 
„Flucht“ vor den NetzDG-Repressionen evoziert werden könnte, wird nicht gesehen. 

105 Vgl. $3 Abs. 2 Nr. 2 NetzDG. 

106 Im ə. Halbjahr 2020 wurden von dem Sozialen Netzwerk YouTube 88,16% der gelöschten 
und gesperrten Inhalte innerhalb von 24 Stunden nach Erhalt einer Beschwerde gelöscht. 
„Größtenteils“ wurden diese Inhalte indes aufgrund eines Verstoßes gegen die vorrangig 
geprüften, eigenen Community-Richtlinien entfernt; vgl. 2. HİB 2020 YouTube, S. 12; siehe 
auch unten V.3.b). 
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gegen die Gemeinschaftsstandards entfernt“ werden kann, der „Inhalt aber 
nicht rechtswidrig im Sinne des NetzDG“ sein müsse.” 


Ebenso räumen die Sozialen Netzwerke in ihren NetzDG-Halbjahresberichten 
weitreichende inhaltliche Überschneidungen ihrer Gemeinschaftsrichtlinien 
mit nationalem (Straf-)Recht ein. Facebook etwa führt hierzu aus, dass ihre 
Gemeinschaftsstandards „in vielen Fällen abdecken, was gemäß deutschem 
Recht rechtswidrig ist“.”” Entsprechend kann ein Inhalt „sowohl einen Ver- 
stoß“ gegen „Community-Richtlinien als auch einen Rechtsverstoß im Rahmen 


des NetzDG darstellen“. 


Bestätigt wird eine erhebliche inhaltlich-thematische Überschneidung von 
AGB-untersagten Inhalten einerseits und den straftatbestandlich erfassten 
Inhalten i.S.d. $ ı Abs. 3 NetzDG auch durch eine vergleichende Analyse der 
Gemeinschaftsstandards mit den $$ 86, 86a, 89a, 9ı, 100a, 111, 126, 129 bis ızgb, 
130, 131, 140, 166, 184b, 185 bis 187, zora, 241 und 269 StGB."” Der Videosharing- 
Dienst YouTube fasst im Rahmen seiner Transparenzberichte sogar inhaltliche 
Rubriken, welche sowohl für die Kategorisierung der Gemeinschaftsstandards 
(AGB) als auch der StGB-Tatbestände nach $ ı Abs. 3 NetzDG angewendet 
werden. Diese Kategorien sind: 


e Hassrede oder politischer Extremismus ($ 130 StGB, $ 166 StGB), 

e Terroristische oder verfassungswidrige Inhalte ($$ 86, 86a, 89a, 9, 100a, 
129-129b, 140, 269 StGB), 

e Gewalt ($ ı3ı StGB), 

e Schädliche oder gefährliche Handlungen (SŠ ın, 126, 140, 241 StGB), 

e Persönlichkeitsrechtsverletzung oder Beleidigung ($ 185-187 StGB), 

e Privatsphäre (S 2oia StGB), 

e Pornografische Inhalte (SS ıSab, 140 i.V.m. 88 176 bis 178 StGB). 


107 Vgl. Bericht der Bundesregierung zur Evaluierung, S. 22, wobei ergänzend - freilich ohne 
Begründung - ausgeführt wird, dass dann „nicht automatisch ein Fall von Overblocking“ 
vorliege. 

108 Vgl. 2. HİB 2020 Facebook, S. 1. 

109 Vgl. 2. HJB 2020 YouTube, S. 12. 

no Vgl. die tabellarisch-synoptische Darstellung der Community-Standards von Facebook, 
YouTube und Twitter unten VII. Anhang 3. 

nı Vgl. 2. HİB 2020 YouTube, S. 15 ff. 
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Im Rahmen der Halbjahresberichte werden von YouTube die Entfernungen 
nach NetzDG und nach Community-Richtlinien nach diesen, jeweils identisch 
verwandten Kategorien dargestellt:”” 


Entfernung wegen eines Verstoßes gegen die Community-Richtlinien vs. NetzDG 


II Entfemt (NetzDG) Billi Entfemt (Commmunity-Richtlinien) 
22.000 
20,000 
18.000 
16.000 
14.000 
12.000 
10.000 
8.000 
6.000 
4.000 


2.000 


1⁄4 


‘- A w. = = xsi 
Privatsphäre Ungeeignete oder gefährliche Inhalte Terroristische oder verfassungswidrige ı Gewalt 
Persönlichkeitsrechtsverletzung oder Bel Pormnografische Inhalte Hassrede oder politischer Extremismus 


Juli 2020 bis Dez. 2020 4 


Abb. ı2: Entfernung wegen eines Verstoßes gegen die Community-Richtlinien vs. NetzDG, 
2. Halbjahr 2020 (YouTube) 


Die hiernach ersichtliche ganz überwiegende (vorrangige) Löschung nach 
Community-Richtlinien und die demgegenüber kaum erfolgte (nachrangige) 
Entfernung nach dem NetzDG deuten bereits darauf hin, dass die nach AGB 
untersagten Inhalte weiter gefasst sind als der tatbestandliche Rahmen der 
StGB-Normen in $ı Abs. 3 NetzDG. Auch in der Rechtsliteratur wird von 
„gegenüber dem NetzDG inhaltlich weiteren Gemeinschaftsstandards“ aus- 
gegangen.” 


Bestätigt wird dies auch durch eine exemplarische Analyse der Weite von 
AGB-Tatbestanden gegenüber den inhaltlich korrespondierenden Straftatbe- 
ständen. Die nach Ziff. II.ız der Gemeinschaftsstandards von Facebook 
untersagte „Hassrede“ wird beispielsweise deutlich weiter definiert als Merk- 
male im strafrechtlichen Diskriminierungstatbestand des $ ı30 Abs. 2 StGB. 


n2 https://storage.googleapis.com/transparencyreport/legal/netzdg/YT-NetzDG-TR- 
Bundesanzeiger-latest.pdf 
nə Vgl. Schwartmann/Mühlenbeck, ZRP 2020, 170. 
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Dies ergibt sich nicht unbedingt aus dem personellen Schutzbereich, der auch 
strafrechtlich weit gefasst ist („Teile der Bevölkerung‘“)."* Allerdings stehen den 
straftatbestandlich geforderten, engen Aussageinhalten der „Aufstachelung zu 
Hass“, des „Aufforderns zu Gewalt- und Willkürmaßnahmen“ sowie des 
„Menschenwürdeangriffs‘ durch ,Beschimpfen“, „böswilliges Verächtlich-ma- 
chen“ oder „Verleumden“"” vergleichsweise entgrenzte Definitionen der 
Hassrede in den Facebook-Gemeinschaftsstandards gegenüber. Denn danach 
wird „Hassrede“ als jeder „direkte Angriff auf Personen aufgrund geschützter 
Eigenschaften“ angesehen, wobei Angriffe u.a. bereits allgemein „gewalttätige 
oder menschenverachtende Sprache“, „schädliche Stereotypisierung“ oder 
„Aufrufe, Personen auszugrenzen oder zu isolieren“ umfassen soll.” 


Schließlich werden die Gemeinschaftsstandards der untersuchten drei 
Sozialen Netzwerke kontinuierlich aktualisiert und erweitert. Dabei erfährt 
auch der Anwendungsbereich der AGB, welche zu einer Entfernung von 
Inhalten führen können, tendenziell eine Extension.” 


cc) Vorrang der AGB-Prüfung vor NetzDG-Prüfung 

Gemäß der Analyse der in dieser Untersuchung betrachteten Sozialen Netz- 
werke Facebook, YouTube und Twitter werden die Beschwerden zunächst 
nach den eigenen Community-Standards und erst anschließend gegebenen- 
falls nach dem NetzDG geprüft. Dies bedeutet, dass bei einer vorrangigen 
Löschung nach den Gemeinschaftsrichtlinien (AGB) das Erfordernis einer 
weiteren Prüfung und ggf. erforderlichen Sperrung aufgrund des NetzDG 
entfällt. Die von den Sozialen Netzwerken in ihren Halbjahresberichten 
bestätigte Praxis der vorrangigen Prüfung und Löschung nach weiten AGB- 


114 Vgl. hierzu: Kühl in: Lackner/Kühl, StGB — Kommentar, 29. Aufl. 2018, $ ıgo Rn. 2; 
Sternberg-Lieben/Schittenhelm, in: Schönke/Schröder, StGB — Kommentar, 30. Aufl. 2019, 
$ 130 Rn. 3 fÉ; Schäfer, in: Münchener Kommentar zum StGB, 3. Aufl. 2017, $ 130 Rn. şo ff.; 
aus der Rspr. jüngst OLG Köln, Urt. v. 9.6.2020-1ı RVs 77/20 — Frauen; siehe auch BGH 
NStZ 2015, 512, 513 und BGH, Urt. v. 3.4.2008-3 StR 394/07. 

u5 Vgl. zu den einzelnen genannten Tathandlungen etwa Kühl in: Lackner/Kühl, StGB - 
Kommentar, 29. Aufl. 2018, $ ıgo Rn. 3ff.; Sternberg-Lieben/Schittenhelm, in: Schönke/ 
Schröder, StGB — Kommentar, 30. Aufl. 2019, $ igo Rn. 5ff.; Schäfer, in: Münchener 
Kommentar zum StGB, 3. Aufl. 2017, $ 130 Rn. 40ff. 

16 Vgl. Ziff. HI. ı2. der Facebook Gemeinschaftsstandards, https:/ /de-de.facebook.com/ 
communitystandards/hate_speech, zuletzt abgerufen am 1.2. 2021. 

17 Vgl. etwa 2. HİB 2020 Twitter, S. 2 zu „Aktualisierungen“ der Twitter Regeln „gegen Hass 
schürendes Verhalten“. 
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Standards wird auch im Evaluierungsbericht der Bundesregierung und teil- 
weise auch in der Rechtsliteratur konstatiert. 


Die Sozialen Netzwerke sehen eine vorrangige Prüfung nach den eigenen 
Gemeinschaftsstandards selbst dann vor, wenn die Beschwerde explizit und 
gesondert über ein NetzDG-Meldeformular eingegangen ist. Insoweit wird 
etwa in dem im Januar 2o21 veröffentlichten NetzDG-Halbjahresbericht von 
Facebook ausgeführt: 


„Sobald jemand das NetzDG-Meldeformular (über einen der zuvor beschriebenen Wege) 
ausgefüllt hat und auf „Senden“ klickt, erhalten wir die Beschwerde automatisch über ein 
internes Prüf-Tool, ohne dass eine weitere Handlung des Beschwerdeführers erforderlich 
ist. Wir verfolgen dann einen zweistufigen Ansatz zur Überprüfung von Inhalten, die uns 
über das NetzDG-Meldeformular gemeldet werden. Zunächst prüfen wir den gemeldeten 
Inhalt auf eine Verletzung unserer Gemeinschaftsstandards hin. Wenn er gegen unsere 
Gemeinschaftsstandards verstößt, stellen wir sicher, dass er weltweit von der Plattform 
entfernt wird. Wenn der gemeldete Inhalt nicht gegen unsere Gemeinschaftsstandards 
verstößt, prüfen wir anschließend anhand der in der Beschwerde bereitgestellten Infor- 
mationen seine Rechtmäßigkeit. Konkret prüfen wir, ob der gemeldete Inhalt gegen die 
entsprechenden im NetzDG aufgeführten Bestimmungen des deutschen Strafgesetzbuchs 
verstößt. Wenn wir den gemeldeten Inhalt als rechtswidrig im Sinne des NetzDG erachten, 
sperren wir den Zugang zu dem Inhalt in Deutschland (...)“."” 


m dem von dem Sozialen Netzwerk Twitter im Januar 2021 veröffentlichten 
Halbjahresbericht wird entsprechend ausgeführt, das „jede erhaltene NetzDG- 
Beschwerde (...) zuerst anhand der Twitter Allgemeinen Geschäftsbedingun- 
gen („AGB“) und Twitter Regeln überprüft“ vverde."” Erst die hiernach ggf. noch 
„verbleibenden Inhalte werden dann hinsichtlich des NetzDG überprüft‘. 
Auch das Soziale Netzwerk YouTube prüft Inhalte, die im Rahmen des NetzDG 
gemeldet werden, zunächst nach eigenen Community-Richtlinien.”" 


dd) Überwiegende Löschung nach AGB 

Der Vorrang der Prüfung nach eigenen Gemeinschaftsstandards vor einer 
NetzDG-Prüfung führte bei Facebook für das 2. Halbjahr 2020 dazu, dass selbst 
bei den explizit nach dem gesonderten NetzDG-Meldeformular eingegangen 
Beschwerden nur 12,07% aller Inhaltsentfernungen aufgrund des NetzDG 
erfolgten. In 87,93% Fällen erfolgte die Entfernung aufgrund Verstoßes gegen 


118 Vgl. 2. HİB 2020 Facebook, S. 4. 
19 2. HJB 2020 Twitter, S. 18. 

120 Vgl. 2. HJB 2020 Twitter, S. 18. 
ızı Vgl. 2. HİB 2020 YouTube, S. ı 
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die vorrangig geprüften Facebook Gemeinschaftsstandards.”” Hinzu kommen 
mehrere Millionen von Löschungen pro Halbjahr, welche nicht über ein 
NetzDG-Meldeformular anhängig werden und welche Soziale Netzwerke 
direkt und aufgrund automatischer Erkennung wegen Verletzung ihrer 
Gemeinschaftsstandards vornehmen.” Diesen stehen insgesamt lediglich 154 
gelöschte Inhalte nach dem NetzDG im 2. Halbjahr 2020 gegenüber. 


Entsprechend marginal sind Inhaltsentfernungen nach dem NetzDG bei dem 
Sozialen Netzwerk Twitter, da auch hier die Prüfung nach den eigenen Twitter 
Regeln vorrangig sind und sich auf die entsprechenden Maßnahmen auswir- 
ken. Bezogen auf Nutzer*innenbeschwerden, die sich explizit auf die in Şı 
Abs. 3 NetzDG genannten StGB-Tatbestände der $$ 129, 129a und $ 1ı84b StGB 
bezogen haben, führt das Soziale Netzwerk Twitter in ihrem im Januar 2021 
veröffentlichten Halbjahresbericht im Wortlaut aus: 


„Bei Inhalten, die gemäß den NetzDG-Paragraphen zur Bildung krimineller Vereinigungen 
($$ 129 und ı29a) sowie zur Verbreitung, Erwerb und Besitz kinderpornographischer 
Schriften ($ i84b) gemeldet wurden, waren in 98,1% der entfernten Inhalte Verletzungen 
unserer AGB oder Twitter Regeln die Grundlage dieser Maßnahme. Lediglich 1,9% der 
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entfernten Inhalte wurden wegen Verletzung des NetzDG zurückgezogen“. 


Bezogen auf alle Löschungen und Sperrungen in dem gesamten Zeitraum 2018 
bis 2019 gibt Twitter an, 75% aufgrund eines Verstoßes gegen die eigenen AGB 
und 25% der Inhalte aufgrund eines NetzDG-Verstoßes gelöscht zu haben. ° 


YouTube weist in ihren Transparenzberichten das Verhältnis zwischen den 
gelöschten Inhalten aufgrund eines Verstoßes gegen die eigenen AGB sowie 
gegen das NetzDG differenziert aus und vermerkt in der Befragung zutreffend, 
dass dies auf freiwilliger Basis geschehe, da „dies keine rechtliche Verpflich- 


122 2. HİB 2020 Facebook, S. iz: „Von den 1.276 gelöschten oder gesperrten Inhalten wurden 
1122 Inhalte wegen eines Verstoßes gegen unsere Gemeinschaftsstandards weltweit 
gelöscht. 154 Inhalte haben nicht gegen unsere Gemeinschaftsstandards verstoßen, 
wurden jedoch wegen eines Verstoßes gegen eine im NetzDG aufgeführte Bestimmung 
des deutschen Strafgesetzbuchs in Deutschland gesperrt“. 

123 Facebook hat nach eigenen Angaben im 3. Quartal 2020 über 36 Millionen Inhalte 
entfernt, davon 98,2% vor einer Nutzer*innenbeschwerde; vgl. Community Standards 
Enforcement Report Facebook. 

124 Vgl. 2. HJB 2020 Twitter, S. 4. 

125 Vgl. Qualitative Befragung Twitter, S. g (Frage zo) sowie Qualitative Befragung YouTube, 
S. 15 (Frage 20). 
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tung nach dem NetzDG ist.“ Hiernach hat YouTube im ersten Halbjahres- 
bericht 2019 82%, im zweiten Halbjahresbericht 2019 ca. 95% aufgrund der 
eigenen Community-Standards gelöscht. In 2020 ergibt sich keine hiervon 
abweichende Tendenz. In der praktisch bedeutsamen Kategorie „Hassrede 
oder politischer Extremismus“ erfolgten für das 2. Halbjahr 2020 insgesamt 
20.954 Löschungen nach den Community-Richtlinien, hingegen nur 347 
Sperrungen nach NetzDG. Dies entspricht einem Anteil der vorrangigen AGB- 
Löschungen von 98,37%. Hierbei unberücksichtigt sind die pro Quartal mil- 
lionenfach entfernten Videos und über ı Milliarde entfernten Kommentare, 
überwiegend aufgrund automatischer Erkennung von Verstößen gegen 
Community-Richtlinien.”” 


Eine Tendenz der stetig fortschreitenden Marginalisierung von NetzDG-Lö- 
schungen gegenüber den immer dominanteren AGB-Löschungen lässt sich bei 
den nur durch YouTube differenziert ermittelbaren „Löschquoten“ über den 
Zeitraum vom 1. Halbjahr 2018 bis zum ə. Halbjahr 2020 ersehen. Während der 
Anteil entfernter Inhalte an den insgesamt wegen behauptetem NetzDG- 
Verstoß gemeldeten Inhalte weitgehend konstant zwischen 21% und 27% 
schwankt, hat der Anteil der wegen NetzDG erfolgten Sperrungen gegenüber 
den AGB-Löschungen kontinuierlich abgenommen. 


Zeitraum Anteil Löschungen nach AGB Anteil Sperrungen nach NetzDG 


1. HJ 2018 19,61% 7,53% 


2. HJ 2018 16,62% 5,15% 


Tabelle 6: Anteil gesperrter/gelöschter Inhalte an gemeldeten Inhalten bei YouTube 


126 Qualitative Befragung YouTube, S. ış (Frage 20). 

127 YouTube hat im 3. Quartal 2020 nach eigenen Angaben 7.872.684 Videos wegen Verstoßes 
gegen Community-Richtlinien entfernt, davon 93, 88% durch automatische Erkennung; 
Kommentare auf YouTube wurden im gleichen Zeitraum 1.140.278.887 entfernt; vgl. 
Transparenzbericht „YouTube-Community-Richtlinien und ihre Anwendung“. 
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Wurden im 1. Halbjahr 2018 immerhin noch 7,53% aller beschwerdegegen- 
ständlichen Inhalte nach dem NetzDG entfernt, so waren es im 2. Halbjahr 
2020 noch 0,57%. 


ee) Ergebnis 

Aus der vorstehenden Analyse ergibt sich, dass die drei untersuchten Sozialen 
Netzwerke Facebook, YouTube und Twitter Inhaltsentfernungen ganz über- 
wiegend nach den vorrangig geprüften, eigenen Community-Standards vor- 
nehmen. Demgegenüber sind Sperrungen beschwerdegegenständlicher 
Inhalte nach dem nur subsidiär geprüften NetzDG vergleichsweise marginal 
und haben angesichts der Gesamtzahl der von den Sozialen Netzwerken 
millionenfach vorgenommenen, überwiegend proaktiven Löschungen (v.a. 
außerhalb der über NetzDG-Meldeformulare prüfgegenständlichen Inhalte)” 
kaum eine praktische Bedeutung. 


Die Befunde stützen indes die auch im Rahmen der Juristischen Evaluation im 
Auftrag des BMJV für „plausibel“ erachtete”” These eines durch der NetzDG 
angereizten bzw. beförderten Ausweichens in ein vermehrtes Löschen nach — 
im Vergleich zu den StGB-Tatbeständen weiter gefassten — Community- 
Richtlinien. Für eine solche durch das NetzDG mitverursachte „Flucht in AGB- 
Löschungen“ spricht zunächst, dass alle untersuchten Sozialen Netzwerke 
einen klaren Prüfvorrang nach ihren eigenen Gemeinschaftsstandards selbst 
für solche Inhalte implementieren, welche von Nutzer”innen über das Netz- 
DG-Meldeformular, also unter Bezugnahme auf die in $ı Abs. 3 NetzDG 
genannten Straftatbestände eingereicht werden. Durch ein solches Vorgehen 
ist wahrscheinlich, dass eine Vielzahl von AGB-entfernten Inhalten gleichsam 
„abgeschöpft“ wird, welche bei einer Prüfung nach NetzDG/StGB zumindest 
Zweifelsfälle begründen könnten und tiefgreifendere Prüfungs- und Abwä- 
gungsvorgänge nach sich zögen. 


128 Facebook hat nach eigenen Angaben im 3. Quartal 2020 über 36 Millionen Inhalte 
entfernt, davon 98,2% vor einer Nutzer*innenbeschwerde; vgl. Community Standards 
Enforcement Report Facebook. YouTube hat im 3. Quartal 2020 nach eigenen Angaben 
7.872.684 Videos wegen Verstoßes gegen Community-Richtlinien entfernt, davon 93, 88% 
durch automatische Erkennung; Kommentare auf YouTube wurden im gleichen Zeitraum 
1.140.278.887 entfernt; vgl. Transparenzbericht „YouTube-Community-Richtlinien und ihre 
Anwendung“. Twitter hat im ı. Halbjahr 2020 insgesamt 1.927.063 Inhalte wegen Ver- 
stößen gegen ihre Twitter Regeln entfernt und zusätzlich 925.744 Accounts gesperrt; Vgl. 
Twitter Transparenz Bericht „Durchsetzung der Regeln“. 

129 Vgl. Eifert, Evaluation des NetzDG im Auftrag des BMJV, 2020, S. 53. 
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Vor diesem Hintergrund kann nach diesseitiger Bewertung davon ausgegan- 
gen werden, dass die Bußgelddrohungen und engen Löschfristen des NetzDG 
mit dazu beigetragen haben, dass Soziale Netzwerke eine gegenüber dem 
NetzDG vorrangige Prüfung und Löschung nach weit gefassten AGB-Standards 
mit dynamischen Extensionstendenzen des Anwendungsbereichs etabliert 
haben und selbst bei explizit mit NetzDG-Bezug eingehenden Beschwerden 
umsetzen. Denn durch diese Compliance-Strategie werden Risiken der Buß- 
geldahndung nach $ 4 NetzDG aufgrund Nicht-Löschungen von Inhalten, 
welche das Bundesamt für Justiz nachträglich als (straf-Jrechtswidrig einstu- 
fen könnte, weitgehend minimiert. 


b) Zeitraum zw. Beschwerdeeingang und Löschung 


aa) These der schnellen Zweifelsfall-Entfernung von Inhalten 
Im Rahmen der bereits dargestellten methodischen Eruierung einzelner Kri- 
terien für Overblocking”” wurde angenommen, dass einem hohen Anteil 
erfolgter Inhaltsentfernungen innerhalb nur eines Tages ein gewisser indizi- 
eller Aussagewert zukommt. Je höher hiernach der Anteil von innerhalb von 
24 Stunden erfolgten Entfernungen beschwerdegegenständlicher Inhalte und 
je geringer der Anteil der beschwerdegegenständlichen Inhalte ist, in denen 
die Strafrechtsprüfung einschließlich erforderlicher Abwägungsvorgänge län- 
ger als 24 Stunden in Anspruch genommen haben, umso eher kann davon 
ausgegangen werden, dass die enge Fristvorgabe des $ 3 Abs. 2 Nr. 2 NetzDG 
(24 Stunden) zumindest zum Teil ursächlich für eine Compliance der Sozialen 
Netzwerke ist, wonach problematische Inhalte im Zweifel innerhalb der engen 
Frist entfernt werden, um einen Konflikt mit dem NetzDG und etwaigen 
Buf$geldsanktionen zu vermeiden. Dies würde eher für als gegen das Vorliegen 
von Overblocking sprechen, sollte die vom Gesetzgeber als notwendig und 
ausreichend erachtete Zeit von 7 Tagen für eine sorgfältige und Verfas- 
sungsbelange der Meinungsfreiheit berücksichtigende Prüfung aufgrund der 
Fristvorgabe des $ 3 Abs. 2 Nr. 2 NetzDG nahezu nicht in Anspruch genom- 
men werden. 


130 Siehe hierzu oben V.2.e). 
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bb) Bewertung der Halbjahresberichte 

Aus den NetzDG-Halbjahresberichten der drei untersuchten Sozialen Netz- 
werke Facebook, YouTube und Twitter ergibt sich, dass der ganz überwie- 
gende Anteil, namentlich ca. 80-95% aller über den NetzDG-Meldeweg 
eingegangen und entfernten Inhalte innerhalb von 24 Stunden entfernt wor- 
den sind. 


Ausweislich des Berichts von Facebook für das 2. Halbjahr 2020 erfolgte bei 
den 1.117 über das NetzDG-Meldeformular eingegangenen Beschwerden, die zu 
einer Sperrung oder Löschung geführt haben, die letzte Maßnahme zur 
Sperrung/Löschung 1.031 mal innerhalb von 24 Stunden. Mithin wurden 92,3% 
aller Entfernungen innerhalb von 24 Stunden vorgenommen. 35mal wurde 
innerhalb von 48 Stunden entfernt, qomal innerhalb von 7 Tagen und lediglich 
in n Fällen später als nach 7 Tagen.” 


Im 2. Halbjahr 2020 wurden von dem Videosharing-Dienst YouTube 88,16 % 
der gelöschten und gesperrten Inhalte innerhalb von 24 Stunden nach Erhalt 
einer Beschwerde gelöscht.” „Größtenteils‘ wurden diese Inhalte aufgrund 
eines Verstoßes gegen die eigenen Community-Richtlinien entfernt.”” Letz- 
teres stützt die Vermutung, dass die nach $ 3 Abs. 2 Nr. 2 NetzDG eigentlich 
nur für „offensichtlich“ strafrechtswidrige Inhalte vorgesehene enge Löschfrist 
von 24 Stunden sich auch auf die Prüfung und Löschung nach Community- 
Richtlinien (AGB) unmittelbar auswirkt. 


Die Angaben im 2. Halbjahresbericht 2020 von Twitter weisen ebenfalls einen 
überwiegenden Anteil erfolgter Maßnahmen innerhalb von 24 Stunden aus. 
Allerdings seien die Zahlen nach Angaben des Sozialen Netzwerks durch einen 
Sicherheitsvorfall in der zweiten Jahreshälfte 2020 beeinflusst. Die insoweit 
gegenüber den vorherigen Berichtszeiträumen ausgewiesene Zunahme der 
Meldungsbearbeitungen erst nach einer Woche wird „hauptsächlich auf 
Arbeitssoftware- und Zugriffsprobleme“ zurückgeführt, die „direkt aus dem 


Sicherheitsvorfall hervorgehen, den Twitter am ış. Juli 2020 festgestellt hat“.”" 


ığı 2. HİB 2020 Facebook, S. 13. 
132 2. HJB 2020 YouTube, S. 12. 
133 2. HJB 2020 YouTube, S. 12. 
134 2. HJB 2020 Twitter, S. 26. Zur weiteren Begründung wird ausgeführt: „Während dieses 


Vorfalls haben Hacker eine kleine Anzahl von Mitarbeitern durch eine Telefon-Spear- 
Phishing-Attacke angegriffen. (...) Die frühen Maßnahmen, die Twitter ergriffen hat, um 
den Zugang zu internen Tools und Systemen zu beschränken, haben zu Verzögerungen 
bei der Überprüfung von Supportanfragen durch Benutzer geführt. Dies betraf auch 
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Die Angaben von Twitter zum 1. Halbjahr 2020 (89,3%)”” sowie davor im 
2. Halbjahr 2019 (85,61%) weisen aber auf eine ähnliche Lösch-/Sperrpraxis 
überwiegend innerhalb von 24 Stunden hin, wie bei den beiden anderen 
Sozialen Netzwerken Facebook und YouTube. 


cc) Ergebnis 

Der mit ca. 80%-95% hohe Anteil von erfolgten Löschungen/Sperrungen 
innerhalb von 24 Stunden kann auf der Grundlage der rechtlichen und 
rechtstatsächlichen Analyse” insofern als Anhaltspunkt für ein mögliches 
Vorliegen von Overblocking gedeutet werden, als hiernach die nach Ein- 
schätzung des Gesetzgebers regelmäßig für die sorgfältige Prüfung der 
Rechtswidrigkeit von Inhalten nach dem NetzDG erforderliche Zeit von 
7 Tagen fast nicht in Anspruch genommen wird. 


c) Absenz von Bußgeldverfahren nach $ 4 Abs. 1 Nr. 2 
NetzDG 


Wie im Rahmen der Eruierung von Anhaltspunkten für Overblocking darge- 
legt,” geht mit solchem regelmäßig einher, dass keine oder nur eine geringe 
Zahl von Bußgeldsanktionen nach $ 4 Abs. ı Nr. 2 NetzDG wegen von dem Bf] 
feststellbarem Underblocking (Nichtlöschung rechtswidriger Inhalte nach $ 3 
Abs. 2 Nr. 2 und 3 NetzDG) gegen Soziale Netzwerke erfolgen. Die Absenz 
solcher Bußgeldverfahren über einen längeren Zeitraum lässt die Möglichkeit 
des Vorliegens von Overblocking zu, sie indiziert ein solches Overblocking 
aber nicht zwingend im Sinne einer erhöhten Wahrscheinlichkeit ihres Vor- 
liegens. 


Meldungen unter dem Netzwerkdurchsetzungsgesetz. In Folge kam es zu einem Rück- 
stand bei den Meldungsbearbeitungen, der den in den obigen Tabellen beobachteten 
Anstieg verursachte. Von allen Meldungen, die nach einer Woche bearbeitet wurden, 
waren 99,8% eindeutig mit dem durch den Sicherheitsvorfall verursachten Rückstand 
verbunden. (...)“. 

135 Vgl. i. HİB 2020 Twitter: < 24 h: 109.151 Beschwerden, < 48 h: 10.768 Beschwerden, < 
7 Tage: 2.237 Beschwerden, > 7 Tage: zı Beschwerden. 

136 Vgl. 2. HJB 2019 Twitter: < 24 h: 117.437 Beschwerden, < 48 h: 17.739 Beschwerden, < 
7 Tage: 1.767 Beschwerden, > 7 Tage: 227 Beschwerden. 

137 Siehe oben V.2.e). 

138 Siehe hierzu oben V.2.f). 
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Seitens des Bundesamts für Justiz seit Inkrafttreten des NetzDG 2017 bis zum 
Abschluss dieses Evaluationsberichts ist gegen kein einziges Soziales Netzwerk 
ein Bußgeldbescheid aufgrund $ 4 Abs. ı Nr. 2 NetzDG erlassen worden.” In 
einer Stellungnahme des BfJ vom 15.6.2020 zum NetzDGÄndG wird ausge- 
führt, dass es zu solchen Verfahren, welche zusätzlich ein gerichtliches Vor- 
abentscheidungsverfahren nach $ 4 Abs. 5 NetzDG”” erfordern, „bisher nicht 
gekommen“ sei.” 


d) Wirkung und Plausibilität von „Gegenmechanismen“ 


aa) Beteiligung/Konsultation der externen Selbstregulierung 
Wie dargelegt, wird die Möglichkeit der Konsultation der Regulierten Selbst- 
regulierung gerade als wichtiger Mechanismus gegen Overblocking bzw. als 
„Mittel gegen übereilte Meinungsverkürzung“ angesehen.” Vor diesem Hin- 
tergrund wurde im Rahmen der methodischen Eruierung von Anhaltspunkten 
für Overblocking die praktische Nutzung und Inanspruchnahme der Regu- 
lierten Selbstregulierung durch Soziale Netzwerke nach $ 3 Abs. 2 Nr. 3 b) 
NetzDG als taugliches Kriterium qualifiziert, um Indizien für oder gegen das 
Vorliegen von Overblocking abzuleiten.” Insoweit ist in der nachfolgenden 
Subsumtion zu prüfen, ob und inwieweit anerkannte Einrichtungen der 
Freiwilligen Selbstkontrolle mit beschwerdegegenständlichen Inhalten 
(Zweifelsfälle) betraut worden sind. 


Hierbei ist zunächst zu berücksichtigen, dass in den ersten beiden Jahren nach 
Inkrafttreten des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes keine Einrichtung der 
Freiwilligen Selbstkontrolle seitens des Bundesamts für Justiz nach $ 3 Abs. 6 
und 7 NetzDG anerkannt worden ist. In diesem Zeitraum bestand mithin von 
vornherein keine Möglichkeit der Nutzung des vom Gesetzgeber gegen 
Overblocking vorgesehenen Gegenmechanismus. Erst am 13. Januar 2020 ist 
die Freiwillige Selbstkontrolle Multimedia-Diensteanbieter (FSM) als Selbst- 


139 Siehe hierzu bereits oben ILs.e). 

ıqo Hierzu Höld, MMR 2017, 791ff. 

141 Vgl. Stellungnahme des Bf] zum NetzDGÄndG v. 15.6.2020, S. 14. 

142 Siehe oben V.2.g) sowie Bericht der Bundesregierung zur NetzDG-Evaluierung, 2020, S. 22; 
Schwartmann, GRUR-Prax 2017, 317, 318f.; s.a. Redebeitrag der Bundestagsabgeordneten 
Nadine Schön (CDU/CSU) im Rahmen der 244. Sitzung des Deutschen Bundestags, 
Plenarprotokoll 18/244, S. 25121. 

143 Siehe oben V.2.g). 
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kontrolle nach dem NetzDG anerkannt worden. Wie stark die Selbstkon- 
trolleinrichtung von den drei vorliegend untersuchten Sozialen Netzwerken 
genutzt wird, kann daher vornehmlich durch die Halbjahresberichte des 
Zeitraums 1.7.2020 bis 31.12.2020 ausgewertet werden. Hierbei bleibt auch 
eine mögliche vorherige Verzerrung durch Einarbeitungs- und Etablierungs- 
zeit der FSM von April bis Juni 2020 unberücksichtigt. 


e Der Video-Sharing-Dienst YouTube hat die Selbstkontrolle im 2. Halbjahr 
2020 am häufigsten, insgesamt in 8 Fällen konsultiert.' Dies entspricht bei 
einer Gesamtzahl von zwischen 1.7.2020 und 31.12.2020 erfolgten 71.477 
Inhaltsentfernungen”” einem Anteil von 0,01%. 


e Das Soziale Netzwerk Facebook hat im Zeitraum zwischen 1.7.2020 und 
31.12.2020 lediglich ı NetzDG-Beschwerde an die Freiwillige Selbstkontrolle 
Multimedia-Diensteanbieter zur Entscheidung über die Rechtmäßigkeit der 
gemeldeten Inhalte weitergeleitet.‘ Bei insgesamt 1.276 im 2. Halbjahr 2020 
angegebenen gelöschten/gesperrten Inhalten nach NetzDG-Beschwerden 
entspricht dies einem Anteil von 0,08%. 


e Der Dienst Twitter ist nach eigenen Angaben nicht Mitglied der FSM und 
hat im 2. Halbjahr 2020 keinen Fall an die FSM weitergeleitet. Dies ent- 
spricht einem Anteil an den insgesamt nach NetzDG-Beschwerden ent- 
fernten Inhalten von 0,0%. 


Hiernach ergibt sich der Befund, dass eine Konsultation einer anerkannten 
Einrichtung der Selbstkontrolle gemäß $3 Abs.2 Nr.3 b) NetzDG seit 
Inkrafttreten des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes durch die großen Sozialen 
Netzwerke bisher nahezu nicht stattfindet. 


bb) Fristverlängerungen nach $ 3 Abs. 2 Nr. 3 NetzDG 
Wie dargelegt, wird auch die in $ 3 Abs. 2 Nr. 3 a) NetzDG vorgesehene Öff- 
nung der starren 7-Tage-Löschfrist als Gegenmaßßnahme zur Verhinderung von 


144 Vgl. Pressemitteilung der FSM vom 3.3.2020 „FSM beginnt Arbeit als Selbstkontrolle nach 
NetzDG“, abrufbar unter https://www.fsm.de/de/presse-und-events/fsm-als-netzdg- 
selbstkontrolle. 

145 Vgl. 2. HJB 2020 YouTube, S. 9. 

146 Vgl. 2. HJB 2020 YouTube, S. 5. 

147 Vgl. 2. HİB 2020 Facebook, S. 10. 
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Overblocking bewertet.” Hiernach kann die Frist von 7 Tagen überschritten 
werden, wenn „die Entscheidung über die Rechtswidrigkeit des Inhalts von der 
Unwahrheit einer Tatsachenbehauptung oder erkennbar von anderen tat- 
sächlichen Umständen abhängt; das soziale Netzwerk kann in diesen Fällen 
dem Nutzer vor der Entscheidung Gelegenheit zur Stellungnahme zu der 
Beschwerde geben“. 


Vor diesem Hintergrund wurde im Rahmen der methodischen Eruierung von 
Anhaltspunkten für Overblocking die praktische Nutzung und Inanspruch- 
nahme dieser Möglichkeit nach $ 3 Abs. 2 Nr.3 a) NetzDG als taugliches 
Kriterium qualifiziert, um Indizien für oder gegen das Vorliegen von Overb- 
locking abzuleiten.” 


e Das Soziale Netzwerk Facebook hat ausweislich des im Januar 2021 veröf- 
fentlichen Berichts im 2. Halbjahr 2020 insgesamt in 2 Fällen die Mög- 
lichkeit der Kontaktaufnahme mit dem*der Nutzer”in i. S. d. $ 3 Abs. 2 Nr. 3 
a) NetzDG wahrgenommen. Dies entspricht bei insgesamt 1.276 im 
2. Halbjahr 2020 angegebenen gelöschten/gesperrten Inhalten nach Netz- 
DG-Beschwerden einem Anteil von 0,16%.” 


e Der Dienst Twitter gibt für denselben Berichtszeitraum als Anzahl der 
Beschwerden, bei denen Maßnahmen ergriffen worden sind und bei denen 
dem*der Nutzer”in vor der Entscheidung Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
der Beschwerde gegeben wurde insgesamt 438 Fälle an. Dies entspricht bei 
insgesamt im 2. Halbjahr von Maf$nahmen betroffenen 118.797 Inhalten 
einem Anteil von 0,37%.” 


e Der Video-Sharing-Dienst YouTube gibt als Gesamtzahl der Inhalte, die 
YouTube an den Uploader weitergeleitet hat, um seine Sicht auf die 
betreffende Beschwerde zu erhalten, insgesamt 58 Fälle für das 2. Halbjahr 


148 Vgl. Bericht der Bundesregierung zur NetzDG-Evaluierung, 2020, S. 22; Schwartmann, 
GRUR-Prax 2017, 317, 318; auch der Rechtsausschuss des Bundestags ist davon ausge- 
gangen, dass die „entsprechenden Erweiterung des Spielraumes“ in $3 Abs. 2 Nr. 3 
NetzDG gerade Befürchtungen eines „Overblockings“ entgegenwirken sollte, vgl. BT- 
Drs. 18/13013, S. 20. 

149 Siehe oben V.2.g). 

150 Vgl. 2. HJB 2020 Facebook, S. 12. 

ışı Vgl. 2. HİB 2020 Twitter, S. 22 
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2020 an.” Dies entspricht bei einer Gesamtzahl von zwischen 1.7.2020 und 
31.12.2020 erfolgten 71.477 Inhaltsentfernungen”” einem Anteil von 0,08%. 


Allerdings ist zu berücksichtigen, dass von vornherein eine Nutzerkonsulta- 
tion zur Sachverhaltsklärung i. S. d. $ 3 Abs. 2 Nr. 3a) NetzDG (Unwahrheit 
einer Tatsachenbehauptung oder erkennbar von anderen tatsächlichen 
Umständen abhängt) nur bei den wenigsten der insgesamt in $ı Abs. 3 
NetzDG genannten Straftatbestände in Betracht kommt.”" Dennoch erscheint 
vorliegend eine Kontextualisierung der Konsultationsfälle der drei Netzwerke 
zu der Gesamtzahl der in den NetzDG-Berichten angegebenen Inhaltsentfer- 
nungen gerade mit Blick auf die praktische Gesamtrelevanz als Gegenme- 
chanismus zur Verhinderung von Overblocking methodisch legitim und 
signifikant. 


Denn hiernach hat der Gegenmechanismus der Nutzerkonsultation i. S. d. $ 3 
Abs. 2 Nr. 3 a) NetzDG zur Verhinderung schneller Zweifelsfall-Löschungen in 
praxi eher keine Auswirkung im Hinblick auf eine Verhinderung von Overb- 
locking. 


cc) Bußgeldbeschränkung auf „systemisches Versagen“ 

(1) Schließlich wird von der Bundesregierung und dem Bundesamt der Justiz 
sowie in der Juristischen Evaluation im Auftrag des BMJV und von einem Teil 
der Rechtsliteratur vertreten, dass die Bußgelddrohungen nach $ 4 Abs. ı 
NetzDG keine übermäßigen Anreize für Overblocking setzten.”” Es wird 
argumentiert, dass die Bußgeldandrohung des $ 4 Abs. 1 Nr. 2 NetzDG sich nur 
auf das „Vorhalten“ eines Beschwerdeverfahrens beziehe und damit gerade 
nicht am Einzelfall ansetze, sondern „systemische Mängel“ im Beschwerde- 
verfahren sanktioniere.”” Somit könnten die Bußgeldtatbestände auch nicht 


152 Vgl. 2. HJB 2020 YouTube, S. 8. 

153 Vgl. 2. HJB 2020 YouTube, S. 5. 

154 Insbesondere bei $$ 186, 187 StGB, vgl. hierzu Liesching, in: Spindler/Schmitz, TMG - 
Kommentar, 2. Aufl. 2018, $ 3 NetzDG Rn. zı, siehe zu einer allgemeinen „Flexibilisierung“ 
der Regelfristen in $ 3 Abs. 2 Nr. 3 NetzDG: Knoke/Krüger, in: Gersdorf/Paal, BeckOK 
Informations- und Medienrecht, 30. Edition 2020, $ 3 NetzDG Rn. 44 mwN. 

155 Vgl. Bericht der Bundesregierung zur NetzDG-Evaluierung, 2020, S. 22; V.2. der NetzDG- 
Buf$geldleitlinien vom 22.3.2018; Eifert, Evaluation des NetzDG im Auftrag des BMJV, 
2020, S. 53f.; Schiff, MMR 2018, 366, 369; Schwartmann/Mühlenbeck, ZRP 2020, 170. 

156 Schiff, MMR 2018, 366, 369; Schwartmann/Mühlenbeck, ZRP 2020, 170. 
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zu einem Overblocking führen.” Denn den Anbietern der sozialen Netzwerke 
drohe bei Fehlentscheidungen im Einzelfall kein Bußgeld." 


Zutreffend ist hieran, dass eine Falschbewertung eines Sozialen Netzwerks in 
einem bloßen Einzelfall noch keine Bußgeldahndung nach $ 4 Abs. ı Nr. 2 
NetzDG begründen kann.” Somit kommt auch Eifert im Rahmen der Eva- 
luation 2020 nachvollziehbar zu der Einschätzung, dass eine unbillige 
Abwälzung des Risikos falscher Einordnung „einzelner komplexer Fälle“ auf 
die Netzwerkanbieter bei Berücksichtigung der Bußgeldleitlinien fernliegend 
, 160 
sei. 


(2) Allerdings bleibt in der vorstehend skizzierten Argumentation ungeklärt, 
ob nicht auch die Drohung mit Bußgeldern in Höhe von bis zu so Millionen 
Euro bei „systemischem“ Versagen geeignet ist, erhebliche Anreize für 
Overblocking i.S.e. Zweifelsfall-Löschung auch legaler Angebote im Grenzbe- 
reich zu setzen. Dies erscheint insbesondere dann naheliegend, wenn die 
Möglichkeit eines Vorhalts „systemischen Versagens“ seitens der Bußgeldbe- 
hörde aus Sicht der Sozialen Netzwerke kaum kalkulierbar oder angesichts der 
ihnen gegenüber kommunizierten Voraussetzungen eines „systemischen 
Versagens“ sogar wahrscheinlich sind. 


Vor diesem Hintergrund ist aber von Bedeutung, dass nach dem Regie- 
rungsentwurf der Bußgeldtatbestand des $ 4 Abs. 1 Nr. 2 NetzDG nur „in der 
Regel“ nicht bereits durch einen einmaligen Verstoß gegen die Pflicht, offen- 
sichtlich rechtswidrige Inhalte innerhalb von 24 Stunden nach Eingang der 
Beschwerde zu löschen oder zu sperren, erfüllt wird,” also hiernach m.a.W. in 
bestimmten Ausnahme-Konstellationen ein Einzelfallverstoß schon ausrei- 
chen kann. Demgegenüber ist in der Beschlussempfehlung des BT-Rechts- 


157 Vgl. Schwartmann/Mühlenbeck, ZRP 2020, 170; siehe auch V.2. der NetzDG-Bußgeldleit- 
linien vom 22.3.2018, wonach „nur schuldhafte Verstöße gegen die organisatorische 
Vorgabe, ein Verfahren im Sinne des $3 Absatz ı Satz ı NetzDG (Umgang mit 
Beschwerden) vorzuhalten‘“, zu einem Bußgeld führen können. 

158 Vgl. Bericht der Bundesregierung zur NetzDG-Evaluierung, 2020, S. zə. 

159 Insoweit deutlich in V.2. der NetzDG-Bußgeldleitlinien vom 22.3.2018: „Dem sozialen 
Netzwerk droht bei einer Fehlentscheidung im Einzelfall kein Bußgeld“. 

160 Vgl. Eifert, Evaluation des NetzDG im Auftrag des BMJV, 2020, S. saf. 

161 BT-Dıs. 18/12356, S. 24. Siehe auch V.2. der NetzDG-Bußgeldleitlinien vom 22.3.2018, 
wonach nur „grundsätzlich“ nicht bereits aus einem einzelnen Verstoß gegen die Vor- 
gaben aus $ 3 Absatz 2 Nummer 2 und 3 NetzDG (Entfernung/Sperrung offensichtlich 
rechtswidriger Inhalte binnen 24 Stunden) eine Nichterfüllung der aus $ 3 Absatz ı 
NetzDG folgenden Pflichten folge. 
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ausschusses von einer ,systemisch falschen Entscheidungspraxis“ als buß- 
geldauslösend die Rede, „die mit einer überschaubaren Zahl von falschen 
Einzelfallentscheidungen“ begründet werden könne.” Ob eine Überschau- 
barkeit bei 2, 4 oder ıo Fällen gegeben sein kann, ist für die Normadressaten 
nicht erkennbar. 


Und auch aus den Bufsgeldleitlinien erschließt sich nicht, wie viele Einzelfälle 
die Bußgeldbehörde sammeln muss, um den Vorwurf eines „organisatori- 
schen“ Fehlverhaltens bzw. eines „systemischen Versagens“ zu begründen. 
Sicher ist hiernach lediglich, dass allein das Sammeln von mehreren Einzel- 
fällen durch das Bundesamt für Justiz für eine Bußgeldahndung ausreichen 
kann, namentlich bei ,zeit- und sachnah wiederholt auftretenden Verfeh- 
lungen gegen die Vorgaben aus $ 3 Absatz 2 NetzDG (insb. Nicht-Löschungen 
innerhalb vorgegebener Fristen)‘.“® Weiter wird in den Bußgeldleitlinien 
ausgeführt, dass eine „Häufung von Fehlentscheidungen innerhalb eines 
überschaubaren Zeitraums“ eine „Indizwirkung“ für die Erfüllung des Buß- 
geldtatbestands des $ 4 Abs. ı Nr. 2 NetzDG begründen könne. Auch hierbei 
bleibt offen, ob eine „Häufung“ in einem Umfang von 2, 5, 10 oder 20 Ein- 
zelfällen bereits als hinreichend für eine Tatbestandsverwirklichung angese- 
hen werden könnte. 


(3) Angesichts dieser rechtstatsächlichen Situation ist fraglich, ob es aus Sicht 
der Sozialen Netzwerke als Normadressaten einen Unterschied macht, ob die 
erhebliche Bußgelddrohung von bis zu 50 Millionen Euro bei „nicht richtigem“ 
Vorhalten des Beschwerdeverfahrens schon bei einem Einzelfall der „Nicht- 
Löschung“ oder erst bei mehreren, seitens der Bußgeldbehörden gesammelten 
Einzelfällen virulent wird. Dies gilt umso mehr, als angesichts der enormen 
Fallzahlen"” allein der pro Halbjahr eingehenden Beschwerden es möglich 
erscheint, schon bei kursorischer Inhaltsprüfung mehrere Einzelfälle der 
Nicht(-rechtzeitigen)-Löschung zu sammeln“ und hieraufhin ,zeit- und 


162 Vgl. BT-Dıs. 18/13013, S. 24. 

163 Vgl. V.2. der NetzDG-Bußgeldleitlinien vom 22.3.2018, S. 7f. 

164 Vgl. V.2. der NetzDG-Bußgeldleitlinien vom 22.3.2018, S. 8. 

165 Vgl. hierzu IV.ı.b). Siehe auch die Schriftliche Stellungnahme des Bundesamts für Justiz 
für die öffentliche Anhörung am ı7. Juni 2020 zur Änderung des Netzwerkdurchset- 
zungsgesetzes (NetzDG) v. 15.6.2020. 

166 Vgl. auch die Monitoring-Berichte nach $ 3 Abs. 5 NetzDG für den Zeitraum 1.1.2019 bis 
30.6.2020, im Rahmen derer insgesamt ca. 3.000 Fälle „eindeutig rechtswidriger“ Ein- 
zelfälle allein durch „manuelle Suche“ ermittelt wurden und nach Meldung lediglich in 
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sachnah wiederholt auftretenden Verfehlungen“ i.S.d. Bußgeldleitlinien als 
Verstoßvorwurf zu begründen. 


Ausweislich der Stellungnahme des Bundesamts für Justiz vom 15.6.2020 
verfährt die Bußgeldbehörde in diesem Sinne: Ist danach ein der Behörde 
gemeldeter Einzelfall strafrechtlich relevant, unterzieht das BfJ ihn „in 
Gesamtschau mit anderen gleich gelagerten Sachverhalten der Prüfung, ob 
sich Anhaltspunkte für ein systemisches Versagen ergeben“. Diese laufenden 
Prüfungen von „Komplexen möglichen systemischen Versagens“ seien aber 
noch nicht abgeschlossen.” 


Die Frage, ob Bußgelder nach $ 4 Abs. 1 Nr. 2 NetzDG schon bei dem Vorhalt 
lediglich einer einzelnen Fehlentscheidung der Nicht-Löschung eines rechts- 
widrigen Inhaltes oder einer Sammlung von mehreren einzelnen Fehlent- 
scheidungen droht, scheint aus Sicht der Normadressaten jedenfalls hin- 
sichtlich der Anreizwirkung für die Etablierung von Overblocking-Strukturen 
unerheblich. Denn systemische Zweifelsfall-Löschungen in 24 Stunden 
schützen in beiden Fällen gleichermaßen vor den nach $ 4 Abs. ı Nr. 2 i.V.m. 
Abs. 2 NetzDG drohenden Bußgeldern i.H.v. bis zu so Millionen Euro. 


Vor diesem Hintergrund erscheint das als Mechanismus gegen Overblocking 
angeführte Argument der lediglich auf „systemisches Versagen“ begrenzten 
Bußgelddrohung des $ 4 Abs. ı Nr. 2 NetzDG nicht plausibel. Eine mögliche 
Verwirklichung des Bußgeldtatbestands nach Sammeln mehrerer Einzelfälle 
als Grundlage eines behördlichen Verstoßvorwurfs setzt für Normadressaten 
eine erhebliche Anreizwirkung der Etablierung von Zweifelsfalllöschungen 
beschwerdegegenständlicher Inhalte (Overblocking), um die Wahrschein- 
lichkeit solcher Verstoßvorwürfe und Bußgeldahndungen zu minimieren. 


dd) Ergebnis 

Die seitens der Bundesregierung und von einem Teil der Rechtsliteratur als 
regulatorische Mechanismen gegen Overblocking angeführten Flexibilisie- 
rungen der Löschfristen nach $ 3 Abs. 2 Nr. 3 a) und b) NetzDG einschließlich 
der Möglichkeit der Konsultation einer anerkannten Einrichtung der freiwil- 
ligen Selbstkontrolle haben in der Anwendung des NetzDG bislang keine 


etwa der Hälfte der Fälle eine Inhaltsentfernung durch die untersuchten Sozialen Netz- 
werke erfolgt sein soll, ausführl. hierzu oben IILə.. 
167 BfJ-Stellungnahme vom 15.6.2020, S. 6 und 14. 


140 


3. Subsumtion valider Overblocking-Kriterien 


praktische Bedeutung. Sie können mithin keine Auswirkungen im Sinne der 
Verhinderung oder Minimierung von Tendenzen des Overblockings haben. 


Die Einschränkung der Bußgelddrohung des $4 Abs.ı Nr. z NetzDG auf 
„systemisches Versagen“ bei Fehlentscheidungen der Nicht-Löschung rechts- 
widriger Inhalte ist nicht geeignet, Anreize bei den Normadressaten (Soziale 
Netzwerke) für eine breite und schnelle Zweifelsfall-Löschung beschwerde- 
gegenständlicher Inhalte mit Blick auf die Vermeidung von Bußgeldahndun- 
gen zu begrenzen. 


e) Selbsteinschätzung Sozialer Netzwerke 


Soweit die Sozialen Netzwerke im Rahmen der qualitativen Untersuchung 
Angaben im Kontext der vorstehenden Overblocking-Aspekte gemacht 
haben, ° deuten diese eher darauf hin, dass die Problematik einer durch das 
NetzDG bedingten übereilten Prüfung beschwerdegegenständlicher Inhalte 
und einer Tendenz zur Löschung im Zweifelsfall gesehen wird. 


Die drei Sozialen Netzwerke wurden mit Blick auf Befürchtungen eines „Ov- 
erblockings“”” befragt, ob aufgrund der massiven Bußgelddrohung ($ 4 
NetzDG) Soziale Netzwerke Inhalte im Zweifel auch dann löschen könnten, 
wenn diese noch nicht strafbar, sondern noch von der Meinungsäußerungs- 
freiheit gedeckt sind. 


YouTube und Facebook führen übereinstimmend aus, dass versucht werde, 
Overblocking zu vermeiden, es jedoch nicht auszuschließen sei.”” Das soziale 
Netzwerk Facebook führt in diesem Zusammenhang aus, dass für private 
Unternehmen eine strafrechtliche Prüfung naturgemäß gerade im Bereich von 
Äußerungsdelikten und unter den sehr strengen Zeitvorgaben „nicht trivial“ 
sei, zumal im Gesetz eine Definition fehle, „wann genau ein Inhalt »offen- 
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sichtlich< rechtswidrig ist“. 


168 Die Antworten der drei befragten Sozialen Netzwerke Facebook, YouTube und Twitter 
sind im Anhang unter VII. im Volltext dokumentiert. 

169 Siehe hierzu auch oben IL2. 

170 Vgl. Qualitative Befragung Facebook, S. 2 sowie Qualitative Befragung YouTube. S.7 
(Frage 5). 

ırı Qualitative Befragung Facebook, S. 2 und 3. 
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YouTube teilt die Sorge, dass die Struktur des NetzDG zu einer übermäßigen 
Sperrung von legitimen Inhalten führen könnte.” Die Rechtmäßigkeit der auf 
YouTube geteilten Inhalte sei oft schwer zu beurteilen und solle in der Regel 
besser von den zuständigen Gerichten beurteilt werden. YouTube weist darauf 
hin, dass sie bei der Prüfung der gemeldeten Inhalte mit „größtmöglicher 
Sorgfalt“ vorgehen, die „innerhalb der kurzen Fristen möglich“ sei.”” Zu den 
ca. 90% nach 24 Stunden gelöschten Inhalten wird im Wortlaut ausgeführt 
(Hervorhebungen der Verf.): 


„In Kombination mit empfindlichen Geldbußen setzen starre und enge Fristen starke 
Anreize, Inhalte auf bloßen Zuruf im Zweifel und damit in fast allen Fällen zu sperren. 
Denn die Feststellung der Rechtswidrigkeit ist in der Regel im Hinblick auf die meisten 
vom Anwendungsbereich umfassten Straftatbestände nicht ohne Zweifel möglich. 


Dies bestätigt die Praxis. Im zweiten Halbjahr 2019 hat YouTube beispielsweise über 92% 
der entfernten Inhalte innerhalb der erst 24 Stunden entfernt. Dies bedeutet nicht, dass die 
Inhalte „offensichtlich“ rechtswidrig waren, sondern lediglich dass YouTube eine umge- 
hende Bearbeitung - auch in Zweifelsfällen — vorzog, um mögliche hohe Geldbußen zu 


vermeiden“. ”* 


Twitter verweist im Kontext von „Overblocking“ auf die Lumen Datenbank. 
Auf dieser Plattform könne von Fall zu Fall überprüft werden, ob eine Art des 
Overblockings stattgefunden habe.”” Die meisten Maßnahmen werden nach 
Angaben des Dienstes innerhalb der ersten 24 Stunden getroffen, spätestens 
innerhalb von 48 Stunden nach Erhalt einer Beschwerde. Als Grund hierfür 
wird explizit genannt, „dass sog. »offensichtlich rechtswidrige Inhalte« 
innerhalb von 24 Stunden begutachtet werden sollen.” Gleichzeitig wird 
indes eingeräumt, dass es im Bereich der in $ı Abs. 3 NetzDG genannten 
Straftatbestände nicht viele „offensichtliche“ Fälle und die „Offensichtlichkeit“ 
einer Rechtsverletzung „bei dem weit überwiegenden Teil der Beschwerden 


gerade nicht vorliegt“. 


172 Qualitative Befragung YouTube. S.7 (Frage s). 

173 Vgl. Qualitative Befragung YouTube, S.7 (Frage 5). 

174 Vgl. Qualitative Befragung YouTube, S.i8 (Frage 25). 

175 Vgl. Qualitative Befragung Twitter, S.4 (Frage 5). 

176 Qualitative Befragung Twitter, S. (Frage 28). 

77 Vgl. Qualitative Befragung Twitter, S.ıo (Frage 25). Überdies wird in diesem Zusam- 
menhang ausgeführt, dass es sich bei den Straftatbeständen aus dem Bereich der Ehr- 
verletzungs- und Äußerungsdelikte ‚um hochgradig auslegungsbedürftige Normen“ han- 
dele. 
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Alle drei befragten Sozialen Netzwerke äußern sich in Bezug auf die engen 
zeitlichen Vorgaben des NetzDG mit Blick auf eine hinreichende Straf- 
rechtsprüfung vor allem bezüglich der diffizilen und auslegungsbedürftigen 
Äußerungsdelikten kritisch. Hierbei wird zum Teil deutlich eingeräumt, dass 
eine rechtliche Inhaltsprüfung in kurzer Zeit nicht möglich sei, indes die nach 
dem NetzDG vorgegebenen 24 Stunden zu schnellen Prüf- und Entschei- 
dungsabläufen zwängen. Der Video-Sharing-Dienst YouTube räumt sogar 
explizit ein, dass die erheblichen Geldbußen und die engen Fristen des 
NetzDG einen „starken Anreiz“ setzten, Inhalte in fast allen Fällen im Zweifel 
zu löschen und der Dienst auch in der Anwendungspraxis eine umgehende 
Bearbeitung (auch in Zweifelsfällen) zur Vermeidung möglicher hoher Geld- 
bußen vorgezogen hat. 


Der in der Juristischen Evaluation im Auftrag des BMJV 2020 ausgeführte 
Befund, dass Netzwerkbetreiber nicht berichten, „dass sich Befürchtungen vor 
systemischem Overblocking realisiert hütten“,”” kann daher nicht bestätigt 
werden. 


4. Gesamtbewertung 


Die Subsumtion der als Anhaltspunkte für Overblocking eruierten Kriterien 
deutet insgesamt eher darauf hin, dass das Netzwerkdurchsetzungsgesetz in 
dem von den Wissenschaftlichen Diensten des Bundestags”” und der herr- 


schenden Rechtsliteratur"” befürchteten Sinne Anreize für eine schnelle Lö- 


schung von beschwerdegegenständlichen Inhalten auch in Zweifelsfällen 
setzt, die sich in der Anwendungspraxis realisiert haben könnten. Insgesamt 
sind für ein Overblocking im geschilderten Sinne mehr Anhaltspunkte 


178 Eifert, Evaluation des NetzDG im Auftrag des BMJV, 2020, S. 54. 

179 WD 10-3000 -037/17, S. 17. 

180 h.M,, vgl. z.B. Feldmann, K&R 2017, 292, 295f.; Hain/Ferreau/Brings-Wiesen, K&R 2017, 
433, 435; Heidrich/Scheuch, DSRITB 2017, 305, 315 f.; Kalscheuer/Hornung, NVwZ 2017, 1721, 
1723; Koreng, GRUR-Prax 2017, 203, 204; Ladeur/Gostomzyk, K&R 2017, 390 ff.; Liesching in: 
Spindler/Schmitz, 2018, $ı NetzDG Rn. 22ff.; Lüdemann, in Eifert/Gostomzyk, Netz- 
werkrecht, 2018, 153, 156 ff, Müller-Franken, AfP 2018, ı, 9; Nolte, ZUM 2017, 552, 555 ff.; 
Papier, NJW 2017, 3025, 3030; Wimmers/Heymann, AfP 2017, 93, 98; s.a. Frenzel, JuS 2017, 
414, 415; Guggenberger, ZRP 2017, 98, 100; Hoven/Gersdorf in: Gersdorf/Paal, BeckOK 
Informations- und Medienrecht, 2019, $ı NetzDG Rn. o mwN.; a.A. Eifert, in Eifert/ 
Gostomzyk, Netzwerkrecht, 2018, 9, 35; Schwartmann, GRUR-Prax 2017, 317. 
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ersichtlich als dafür, dass sich kein Overblocking im geschilderten Sinne 
zumindest teilweise etabliert hat. 


Dabei wird eine zielgenaue Untersuchung allerdings dadurch erschwert, dass 
in der von der Bundesregierung beauftragten Evaluation des NetzDG keine 
empirische Untersuchung mit Blick auf das Vorliegen von Overblocking vor- 
genommen worden ist"" und die insgesamt drei seitens des Bundesamts für 
Justiz beauftragten Monitoring-Berichte i.S.d. $3 Abs. 5 NetzDG auf einer 
unzureichend dargelegten Methodik und zu geringen Fallzahlen basieren.” 
Daher fehlt es weiterhin an einer hinreichend validen Datenlage, welche im 
Rahmen dieser unabhängigen Teilevaluation nicht nachgeholt werden kann. 


Überdies wird die methodische Analyse der Anwendungspraxis des 
Beschwerdemanagements und der Lösch-Compliance großer Sozialer Netz- 
werke dadurch erschwert, dass ein „Overblocking“ im Sinne eines „Zu-viel- 
Entfernens“ strafrechtskonformer Inhalte durch die bei allen Netzwerken 
dominierenden und ebenfalls als grundsätzlich rechtskonform"” angesehenen 
Löschungen bei Verstößen gegen die eigenen (teils sehr weiten) Community 
Richtlinien konterkariert wird. Vor diesem Hintergrund ist die These der 
bußgeldgetriebenen „Flucht vor dem NetzDG in die AGB“ zwar plausibel” 
und angesichts der dargestellten Vorrangprüfung eigener Standards vor den 


181 Vgl. Eifert, Evaluation des NetzDG im Auftrag des BMJV, 2020, S. sı: „im Rahmen dieser 
Evaluation mangels überprüfbaren Entscheidungsmaterials nicht leistbar“. 

182 Siehe hierzu oben Il.;.d) und IIl.2.c). 

183 Vgl. z.B. OLG Nürnberg, Urt. v. 4.8.2020-3 U 3641/19, GRUR-RR 2020, 543, 546 Abs. 62 ff.; 
OLG Dresden NJW 2018, şın ff. = MMR 2018, 756, 758 Rz. 18, OLG Dresden, Urt. v. 12.5. 
2020-4 U 1523/19, MMR zozu, 64, 65f; OLG Karlsruhe, Beschl. v. 25.6.2018-15 W 86/18, 
NJW 2018, 3110 f. = MMR 2018, 678 (m. Anm. Mafi-Gudarzi); OLG München NJW 2018, 3115, 
3117 = MMR 2018, 753 in Bezug auf AGB-Regeln mit „objektivierbaren Kriterien“ (Hass- 
rede), ebenso OLG München, Urt. v. 18.2.2020-18 U 3465/19, MMR zozi 71, 73; siehe aber 
auch OLG München, Urt. v. 7.1.2020 -18 U 1491/19; OLG Oldenburg, Urt. v. 1.7.2019-13 W 
16/19, MMR 2020, 41, 42; OLG Stuttgart, Beschl. v. 6.9.2018-4 W 63/18, NJW-RR 2019, 35, 
37 = MMR 2019, no, OLG Schleswig, Urt. v. 26.2.2020 -9 U 125/19; LG Frankfurt/M. v. 10.9. 
2018-2-03 O 310/18, MMR 2018, 770; siehe auch LG Frankenthal, Urt. v. 8.9.2020-6 O 
23/20 — Verdachtslöschung, MMR 2021, 85f. m. Anm. Zipfel; Beurskens, NJW 2018, 3418, 
3420; Friehe, NJW 2020, 1697, insb. 1699f.; Spindler, CR 2019, 238ff.; s.a. Elsaß/Labusga/ 
Tichy, CR 2017, 234; a.A. LG Karlsruhe v. 12.6.2018-1ı1 O 54/18, BeckRS 2018, 20324; LG 
Frankfurt/M. v. 14.5.2018-2-03 O 182/18, MMR 2018, 545 Rz. 14 m. Anm. Müller-Rie- 
menschneider/Specht; Schwartmann/Mühlenbeck, ZRP 2020, 170. 

184 Eine Plausibilität in diesem Sinne wohl auch befürwortend: Eifert, Evaluation des NetzDG 
im Auftrag des BMJV, 2020, S. 53. 
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Straftatbeständen des $ 1 Abs. 3 NetzDG auch wahrscheinlich."” Sie lässt sich 
allerdings aufgrund der geschilderten Ambivalenz gegenläufiger Prüf- und 
Löschregime nach AGB und NetzDG nur schwer empirisch nachweisen. 


Die vor diesem Hintergrund kaum mögliche exakte Nachweisbarkeit mit 
wissenschaftlichen Methoden erlaubt jedoch noch nicht den Schluss, dass 
aufgrund fehlender empirischer Untersuchung die These des Overblockings 
„bloße Spekulation“ sei.” Vielmehr verlangt eine seriöse rechtswissenschaft- 
liche Befassung umso mehr die hilfsweise Entwicklung anderer Instrumen- 
tarien und Parameter, welche als Indizien für oder gegen das Vorliegen eines 
Overblockings bewertet werden können. Als solche wurden die obigen Kri- 
terien (i. Verhältnis AGB- zu NetzDG-Löschungen,"” 2. Zeitraum zvvischen 
Beschvverdeeingang und Löschung, 3. Absenz von Bußgeldverfahren nach 
$ 4 Abs. ı Nr. z NetzDG,”” 4. Wirkung und Plausibilität gesetzlicher Gegen- 
mechanismen zur Verhinderung von Overblocking,”” 5. Selbsteinschätzung 
Sozialer Netzwerke”) systematisch eruiert und subsumiert. 


185 Siehe hierzu sowie zu den stark überwiegenden AGB-Löschungen im Vergleich zu 
NetzDG-Sperrungen oben V.2.d). und V.3.a). 

186 So Eifert, Evaluation des NetzDG im Auftrag des BMJV, 2020, S. 54. 

187 Siehe hierzu oben V.2.d). und V.3.a). 

188 Siehe hierzu oben V.2.e). und V.3.b). 

189 Siehe hierzu oben V.2.f). und V.3.c). 

190 Siehe hierzu oben V.2.g). und V.3.d). 

ıgı Siehe hierzu oben V.2.h). und V.3.e). 
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VI. Anhang 1: Analyse der 
Halbjahresberichte im Einzelnen 


1. Anstrengungen zur Unterbindung strafbarer 
Handlungen 


a) Gesetzliche Berichtspflicht (Ş 2 Abs. 2 Nr. i NetzDG) 


Der Halbjahresbericht muss zunächst „allgemeine Ausführungen“ enthalten, 
„welche Anstrengungen der Anbieter des sozialen Netzwerks unternimmt, um 
strafbare Handlungen auf den Plattformen zu unterbinden“. Aufgrund der 
unscharfen und tendenziell weiten Fassung des Wortlauts bestehen Zweifel 
einer hinreichenden Bestimmtheit der Norm. Die vage Gesetzesfassung wird 
durch die Entwurfsbegründung kaum konkretisiert, soweit dort lediglich auf 
die bereits vor Inkrafttreten des NetzDG geltende und von der Strafjustiz zu 
gewährleistende Rechtssituation hingewiesen wird, dass das Internet „kein 
rechtsfreier Raum“ sei.” Auch die wiederholend und ohne Nennung von 
Belegen aufgestellte Vermutung einer „gegenwärtig festzustellenden massiven 
Veränderung des gesellschaftlichen Diskurses hin zu einer aggressiven, ver- 
letzenden und hasserfüllten Debattenkultur in sozialen Netzwerken“ spezifi- 
zieren die geforderten allgemeinen Ausführungen zu Anstrengungen des 
Netzwerkbetreibers ebenso wenig wie der Appell an eine gerade eher 
außerhalb gesetzlicher Verpflichtung stehende „gesellschaftliche Verantwor- 
tung“ der Diensteanbieter.’ 


Gemäß $ 7 Abs. 2 S. i TMG (sowie Art. ış Abs. ı ECRL) sind Diensteanbieter 
nach $ io TMG zudem nicht verpflichtet, die von ihnen gespeicherten Infor- 
mationen zu überwachen oder nach Umständen zu forschen, die auf eine 
rechtswidrige Tätigkeit hinvveisen.“ Eine Auslegung der Berichtspflicht im 


ı Vgl. Liesching in: Spindler/Schmitz, TMG — Kommentar, 2. Aufl. 2018, $ 2 NetzDG Rn. io. 
BT-Drs. 18/12356, S. 20. 
So die Ausführungen der Entwurfsbegründung BT-Drs. 18/12356, S. 20; zum Fehlen der 
Erkenntnisgrundlagen für den vom Gesetzgeber angenommenen Befund einer Verände- 
rung des gesellschaftlichen Diskurses siehe Liesching in: Spindler/Schmitz, TMG - 
Kommentar, 2. Aufl. 2018, $ ı NetzDG Rn. 6. 

4 Zu der in der Praxis gleichwohl zunehmend proaktiven Löschungen aufgrund automa- 
tisierter Erkennung siehe oben Il.5.b). 
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Sinne eines materiell-rechtlichen Anhaltens zu „Anstrengungen“ zur präven- 
tiven Vermeidung rechtswidriger Handlungen auf den Netzwerkplattformen, 
die im Ergebnis einer anlassunabhängigen, generellen („proaktiven“) Über- 
wachungs- und Nachforschungspflicht gleichkommt, wäre unionsrechtswidrig 
und damit unzulässig.’ Daher wird hinsichtlich der „allgemeinen Ausführun- 
gen“ keine hohe Informationsdichte gefordert sein.“ 


b) Berichtsangaben von Facebook 


Das soziale Netzwerk Facebook gibt in den Halbjahresberichten an, einen 
eigenen Gemeinschaftsstandard definiert zu haben, der nicht nur die freie 
Meinungsäußerung und persönliche Sicherheit schützen soll, sondern auch 
Inhalte verbietet, die anstößig oder schädlich sind.” Zu diesen Inhalten 
gehören laut Facebook Inhalte, die: 


e „gewalttätiges und kriminelles Verhalten fördern, 
ə die Sicherheit anderer bedrohen, 

e als Hassrede gelten, 

e als drastische Gewaltdarstellung gelten, 

e als Spam eingestuft werden, 


° Minderjährige schaden“.‘ 


Diese Gemeinschaftsstandards gelten nach Angaben des sozialen Netzwerks 
auf der ganzen Welt und werden durch spezielle Teams zusammengestellt, 
welche wiederum durch weitere Teams bestehend aus Expert*innen und 
Organisationen verschiedener Bereiche beraten werden. Besonders genannt 
werden hierbei die Fachbereiche „Kindersicherheit, Hassrede und Terroris- 


5 Hoffmann in: Spindler/Schuster, Recht der elektronischen Medien, 3. Aufl. 2015, $ 7 TMG 
Rn. 35. 

6 BT-Drs. 19/22610, S. 85; Knoke/Krüger, in: Gersdorf/Paal, BeckOK Informations- und 
Medienrecht, 30. Edition 2020, $ 2 NetzDG Rn. ış mwN. 

7 Vgl. 1. HİB 2018 Facebook, S. 1; ebenso in 2. HİB 2018 Facebook, S. 1; i. HİB 2019 Facebook, 
S. 2; 2. HİB 2019 Facebook, S. 2; i. HİB 2020 Facebook, S. 1 und 2. HİB 2020 Facebook, S. ı. 

8 HİB 2018 Facebook, S. 1; ebenso in 2. HİB 2018 Facebook, S. x; i. HİB 2019 Facebook, S. 1; 
2. HJB 2019 Facebook, S. 1; i. HİB 2020 Facebook, S. 1 und 2. HİB 2020 Facebook, S. 1. 
Anmerkung: Im 2. HJB 2020 wird der Punkt „Minderjährige schaden“ durch den Inhalt 
„als Mobbing oder Belästigung eingestuft werden“ ersetzt 
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mus“, auf die auch in anderen Kapiteln verwiesen wird. Im Vergleich zum 
ersten Halbjahresbericht 2018 von Facebook wurde in den folgenden Halb- 
jahresberichten der Aspekt zu den internen und externen Prüfer*innen 
ergänzt.” 


Nach Angaben von Facebook werden Technologien eingesetzt, mit denen 
Inhalte wie terroristische Inhalte und Bilder von Kindesmissbrauch automa- 
tisiert erkannt werden können.” 


Werden Inhalte erkannt, die gegen nationales Recht verstoßen, können sie 
lokal für Deutschland gesperrt werden. Bei Verstoß gegen die Gemein- 
schaftsstandards werden diese weltweit entfernt.” 


Das soziale Netzwerk gibt weiterhin an, auf die Hilfe der Nutzer*innen 
angewiesen zu sein, die durch verschiedene Meldeformulare Verstöße anzei- 
gen können.” In diesem Zusammenhang benennt Facebook Formulare, mit 


denen rechtsverletzende Inhalte durch Nutzer”innen gemeldet werden kön- 


nen." 


c) Berichtsangaben von YouTube 


YouTube überschreibt seine Ausführungen zu $ 2 Abs. z Nr.ı NetzDG als 
„Allgemeine Ausführungen zum Umgang mit angeblich rechtswidrigen 
Inhalten“”. In diesem Zusammenhang wird ausgeführt, dass das soziale 


9 2. HJB 2018 Facebook, S. 1; ebenso in ı. HİB 2019 Facebook, S. ı; 2. HİB 2019 Facebook, S. 1; 
1. HJB 2020 Facebook, S. 1 und 2. HJB 2020 Facebook, S. 1. 

10 2. HİB 2018 Facebook, S. ıf.; ebenso in i. HİB 2019 Facebook, S. ıf.; 2. HİB 2019 Facebook, 
S. 1f.; 1. HİB 2020 Facebook, S. if: und 2. HİB 2020 Facebook, S. ıf. 

n Vgl 1. HİB 2018 Facebook, S. 1; ebenso in 2. HİB 2018 Facebook S. 2; ı. HİB 2019 Facebook, 
S. 2; 2. HJB 2019 Facebook, S. 2; i. HJB 2020 Facebook, S. 2 und 2. HJB 2020 Facebook, S. 2. 

ı2 Vgl. ı. HİB 2018 Facebook, S. 1; ebenso in 2. HİB 2018 Facebook, S. 2; i. HİB 2019 Facebook, 
S. 2; 2. HİB 2019 Facebook, S. 2; i. HİB 2020 Facebook, S. 2 und 2. HİB 2020 Facebook, S. 2. 

13 Freilich werden zunehmend Inhalte automatisiert und unabhängig von Nutzer*innen- 
beschwerden gelöscht, siehe oben Il.5.b). 

14 Vgl. i. HİB 2018 Facebook, S. ı; ebenso in 2. HİB 2018 Facebook, S. 2f.; ı. HİB 2019 
Facebook, S. 2f.; 2. HİB 2019 Facebook, S. 2; i. HİB 2020 Facebook, S. 2 und 2. HİB 2020 
Facebook, S. 2. 

15 1. HİB 2018 YouTube, S. 2; ebenso in 2. HİB 2018 YouTube, S. 2; i. HİB 2019 YouTube, S. 2; 2. 
HJB 201g, S. 2; ı. HİB 2020 YouTube, S. 1 und 2. HİB 2020 YouTube, S. 1. 
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Netzwerk in seinen Community-Richtlinien Inhalte wie ,pornografische 
Inhalte, Spam, Hassrede, Belästigung und Anstiftung zur Gewalt“ untersage." 


Bei einem Entfernungsersuchen eines bestimmten Inhalts wird nach Angaben 
des ı. und 2. Halbjahresberichts 2018 zunächst geprüft, ob der Inhalt gegen die 
Community-Richtlinien verstößt. Erst dann wird das Vorliegen eines 
„rechtswidrigen Inhaltes“ nach dem NetzDG untersucht und zuletzt ein 
etwaiger Verstoß gegen ein lokales Gesetz. Verstößt der Inhalt gegen die 
Community-Richtlinien, wird dieser weltweit entfernt, bei einem Verstoß 
gegen das NetzDG oder ein lokales Gesetz wird der Inhalt für Deutschland 
gesperrt.” Ab dem ı. Halbjahresbericht 2019 gibt es an dieser Stelle lediglich 
den Hinweis, dass Inhalte, die gegen ein lokales Gesetz verstoßen, lokal 
gesperrt werden.” 


YouTube gibt an, mit bereichsübergreifenden Teams zusammenzuarbeiten, 
um eine funktionierende Online-Gesellschaft aufzubauen. Außerdem infor- 
miert das Soziale Netzwerk darüber, dass ein „Mensch-Maschine-Ansatz“ 
angewandt wird, der die Durchsetzung der Community-Richtlinien unter- 
stützt.” 


Die Angaben von YouTube zu $ 2 Abs. 2 Nr.ı NetzDG sind im 1. und 2. 
Halbjahresbericht 2018 identisch. Im Vergleich dazu wurden im ı. und 2. 
Halbjahresbericht 2019 die Informationen zu den Verstößen gegen die Com- 
munity-Richtlinien unter diesem Berichtspunkt entfernt. 


16 1 HİB 2018 YouTube, S. 2; ebenso in 2. HİB 2018 YouTube, S. 2; i. HİB 2019 YouTube, S. 2 
und 2. HJB 2019, S. 2; 1. HJB YouTube, S. ı und 2. HJB 2020 YouTube, S. ıf. 

17 Vgl. i. HİB 2018 YouTube, S. 2; ebenso in 2. HİB 2018 YouTube, S. 2. 

18 Vgl. ı. HİB 2019 YouTube, S. if, ebenso in 2. HİB 2019 YouTube, S. ıf.; i. HİB YouTube 2020, 
S. ıf. und 2. HJB 2020 YouTube, S. 2. 

19 Vgl. ı. HİB 2018 YouTube, S. 2; ebenso in 2. HİB 2018 YouTube, S. 2; i. HİB 2019 YouTube, 
S. 2 und 2. HJB 2019 YouTube, S. 2;. HJB YouTube 2020, S. 2 und 2. HJB 2020 YouTube, 
S. 2; siehe hierzu auch oben Il.5.b). 
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d) Berichtsangaben von Twitter 


Nach eigenen Angaben veröffentlicht Twitter bereits seit 2012 einen soge- 
nannten ,Transparenzbericht“”. Dieser Bericht wurde um die Berichtsanga- 
ben des NetzDG erweitert. 


In den Twitter-Regeln wurde festgelegt, dass die Plattform nicht für rechts- 
widrige oder illegale Zwecke verwendet werden darf. Zu diesen illegalen 
Zwecken zählen beispielsweise die Förderung von Terrorismus und sexuellen 
Missbrauchs. Diese Inhalte können Twitter zufolge auch mithilfe von Tools 
und bestimmten Technologien identifiziert werden.” 


Es werden nach den Berichtsangaben von Twitter Inhalte entfernt, die die 
sexuelle Ausbeutung von Kindern beinhalten oder fördern. Außerdem werden 
entsprechende Inhalte dem National Center for Missing and Exploited Chil- 
dren” gemeldet.” Des Weiteren gibt Twitter an, sich aktiv bei der Terroris- 
musbekämpfung zu engagieren, indem es bei dem Global Internet Forum zur 
Terrorismusbekämpfung”* teilnimmt, bei welchem der Dienst als eines der 
Gründungsmitglieder gilt.” 


Im zweiten Halbjahresbericht 2018 von Twitter wurden die Informationen 
zum Transparenzbericht in Bezug auf angewandte Tools und zum Engage- 
ment gegen Ausbeutung von Kindern und zur Terrorismusbekämpfung 
ergänzt. Der erste Halbjahresbericht 2019 beinhaltet darüber hinaus „High- 
lights“ zu den Veränderungen, die Twitter getroffen hat, um „konstruktive 


zo 1 HİB 2018 Twitter, S. ı, ebenso in 2. HJB 2018 Twitter, S. ı, i. HİB 2019 Twitter, S. 2; 2. HİB 
2019 Twitter, S. 3; ı. HİB 2020 Twitter, S. 3 und 2. HJB 2020 Twitter, S. 4. 

zı Vgl. 2. HİB 2018 Twitter, S. 1; ähnlich in ı. HJB 2018 Twitter, S. ı; ı. HİB 2019 Twitter, S. ıf.; 
2. HJB 2019 Twitter, S. ıf.; i. HİB 2020 Twitter, S. 3 und 2. HİB 2020 Twitter, S. 3f. 

22 National Center for Missing and Exploited Children (aus dem engl. übersetzt „Das 
Nationale Zentrum für vermisste und ausgebeutete Kinder“) ist eine private, gemein- 
nützige Organisation, die zuständigen Strafverfolgungsbehörden Informationen zur Ver- 
fügung stellt, um Ermittlungen und Strafverfolgungsmaf$nahmen zu erleichtern. 

23 Vgl. 2. HİB 2018 Twitter, S. 1; ebenso in ı. HJB 2019 Twitter, S. 2; 2. HİB 2019 Twitter, S. 2; 1. 
HJB 2020 Twitter, S. 3 und 2. HJB 2020 Twitter, S. 3. 

24 Global Internet Forum zur Terrorismusbekämpfung ist eine im Juli 2017 gegründete 
Unternehmensgruppe, die das Ziel verfolgt, terroristischen Missbrauch auf digitalen 
Plattformen zu unterbinden. 

25 Vgl. 2. HİB 2018 Twitter, S. 2; ebenso in ı. HİB 2019 Twitter, S. 2; 2. HJB 2019 Twitter, S. 2; ı. 
HJB 2020 Twitter, S. 3 und 2. HJB 2020 Twitter, S. 3. 

26 1. HJB 2019 Twitter, S. 1. 
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Debatten zu unterstützen und deren Qualität und Offenheit weltweit zu 
fördern“.”” Zu den sogenannten „Highlights“ zählen zum Beispiel die Aktua- 
lisierung der Twitter-Regeln, der Christchurch Call und weitere Richtlinien- 
änderungen.” Im 2. Halbjahresbericht 2019 wurden die Angaben zu den 
„Highlights“ entsprechend aktualisiert. Der Fokus im ə. Halbjahresbericht 2019 
lag beispielsweise auf dem Datenschutz und der Aktualisierung der Regeln 
und Richtlinien zu Hass schürendem Verhalten und politischen Werbe- 
inhalten.” Im ı. Halbjahresbericht 2020 wurden zusätzliche Aktualisierungen 
vorgenommen: 


Aktualisierung der „Regeln gegen Hass schürendes Verhalten‘;” 


, 


Aktualisierung der „Richtlinien zu synthetischen und manipulierten Medien“? 


Übergang zum Work-from-Home-Modell zum Schutz der Mitarbeiter”innen:” 


Aktualisierung der „Richtlinien gegen irreführende Informationen“? 


, 


, 


Erweiterung der „Leitlinien zu unverifizierten Behauptungen“** 


„Globale Erweiterung des COVID-ıg-search prompt“.” 


Im zweiten Halbjahresbericht 2020 veröffentlichte Twitter eine Auflistung 
folgender Punkte: 


27 
28 
29 
30 
31 
32 
33 
34 
35 
36 
37 
38 
39 
40 
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. HJB 2020 Twitter, S. 
. HJB 2o2o Twitter, S. 
. HJB 2020 Twitter, S. 
. HJB 2020 Twitter, S. 
. HJB 2020 Twitter, S. 


od : “36 
„Einführung des neuen Tvvitter-Transparenz-Zentrums ə 


Aktualisierung der „Regeln gegen Hass schürendes Verhalten“/” 


, 


„Ansatz bei irreführenden Informationen zu COVID-19-Impfstoffen“;* 


, 


„Ergänzung neuer Konversations-Einstellungen“;” 


, 


„Erweiterung der Ressourcen für #SuizidPrävention auf Twitter‘;" 


, 


. HİB 2019 Twitter, S. 1. 

. HİB 2019 Twitter, S. ıf. 
. HİB 2019 Twitter, S. ıf. 
. HJB 2020 Twitter, S. 
. HJB 2020 Twitter, S. 
. HJB 2020 Twitter, S. 
. HJB 2020 Twitter, S. 


HJB 2020 Twitter, S. 
HJB 2020 Twitter, S. 


b b b p b bb b pp yən 
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1. Anstrengungen zur Unterbindung strafbarer Handlungen 


e Erweiterung der „Richtlinien zum weiteren Schutz staatsbürgerlicher Prozesse"," 


a 42 


e „Ergänzung neuer Labels auf Accounts staatlicher und staatsnaher Medien“. 


Angaben zur Prüfreihenfolge (zuerst AGB und Twitter-Regeln mit der Folge 
globaler Entfernung, dann NetzDG-Prüfung ggf. mit der Folge der Sperrung für 
Deutschland), werden an anderer Stelle der Halbjahresberichte gemacht, 


namentlich unter dem Punkt „Entscheidungskriterien“.” 


e) Vergleichende Analyse 


Alle drei Sozialen Netzwerke weisen zur ersten Berichtsvorgabe gemäß $ 2 
Abs. 2 Nr. ı NetzDG auf ihre Allgemeinen Geschäftsbedingungen bzw. ihre 
Community-Standards hin. Diese werden bei den drei untersuchten Sozialen 
Netzwerken jeweils unterschiedlich bezeichnet (Facebook: „Gemeinschafts- 
standards“, YouTube: ,YouTube-Community-Richtlinien“, Twitter: „Twitter- 
Regeln“). Die Bedingungen sind aber inhaltlich in vielerlei Hinsicht ver- 
gleichbar. Alle AGB weisen etwa Verbote zu den Bereichen Hassrede, Gewalt 
und nicht jugendfreier Inhalte auf.“ 


Facebook und YouTube erwähnen jeweils Beispiele von Inhalten, die auf ihrer 
Plattform verboten sind. Bei beiden werden dabei Hassrede und die Anstiftung 
zur Gewalt als eigenständige Bereiche benannt." Twitter bezog sich lediglich 
allgemein auf die Nutzung ihrer Dienste für „rechtswidrige oder illegale 
Zwecke“. Besonders herausgestellt werden bei Twitter aber die Inhalte in den 
Bereichen Kindesmissbrauch und Terrorismus. Auch bei Facebook wurde der 


Umgang mit diesen Inhalten thematisiert. 


Weiterhin geben Facebook und YouTube an, dass sie mit Teams aus ver- 
schiedenen Fachbereichen zusammenarbeiten, die dafür verantwortlich seien, 


4 2. HJB 2020 Twitter, S. 3. 

42 2. HJB 2020 Twitter, S. 3. 

43 Vgl. ı. HİB 2018 Twitter, S. 6; ebenso in 2. HİB 2018 Twitter, S. nf i. HİB 2019 Twitter, S. 12; 
2. HJB 2019 Twitter S. 12; i. HİB 2020 Twitter, S. ış und 2. HJB 2020 Twitter, S. 18. 

44 Siehe auch die synoptisch-tabellarische Darstellung unten VIII. Anhang 3. 

45 Vgl. ı. HİB 2018 Facebook, S. 1; ebenso in 2. HİB 2018 Facebook, S. 1; 1. HİB 2019 Facebook; 
2. HJB 2019 Facebook, S. ı; i. HİB 2020 Facebook, S. r, 2. HİB 2020 Facebook, S. x; i. HİB 
2018 YouTube, S. 2; 2. HJB 2018 YouTube, S. 2; ı. HJB 2019 YouTube, S. 2; 2. HJB 2019 
YouTube, S. 2; i. HJB 2020 YouTube, S. 1 und 2. HJB 2020 YouTube, S. ıf. 

46 ı. HJB 2018 Twitter, S. 1; ebenso in 2. HJB 2018 Twitter, S. 1. 
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die rechtswidrigen Inhalte zu erkennen und zu analysieren. Twitter hingegen 
geht hierauf jedenfalls unter den Berichtsangaben zu den allgemeinen „An- 
strengungen“ gemäß $ 2 Abs. 2 Nr. ı NetzDG nicht explizit ein. 


Facebook und Twitter erwähnen in ihren Halbjahresberichten, dass sie zur 
Ermittlung rechtswidriger Inhalte „Tools“ und „Technologien“ anwenden. Um 
welche Mechanismen und Funktionen es sich dabei genau handelt, wird nicht 
erläutert. 


Facebook und YouTube machen bereits bei den Ausführungen zu $ 2 Abs. 2 
Nr. ı NetzDG Angaben dazu, wie mit rechtswidrigen Inhalten umgegangen 
wird, wenn sie gegen die Allgemeinen Geschäftsbedingungen oder ein lokales 
Gesetz verstoßen. Bei Twitter erfolgen die Angaben zur Prüfreihenfolge erst 
bei den Ausführungen zu $ 2 Abs. 2 Nr. z NetzDG.” Nach Angaben aller 
Sozialen Netzwerke werden Beschwerden in einem zweistufigen Verfahren“ 
wie folgt geprüft: 


(1) Im ersten Schritt wird geprüft, ob eine Verletzung der Allgemeinen Geschäftsbedin- 
gungen bzw. der Community-Standards vorliegt. Bei der Feststellung eines Verstoßes 
würden die Sozialen Netzwerke den Inhalt gänzlich von der Plattform entfernen. 


(2) Im zweiten Schritt werden die noch verbleibenden Inhalte hinsichtlich des NetzDG 


geprüft. Wird festgestellt, dass ein Verstoß gegen NetzDG vorliegt, werden die Inhalte 


für Deutschland gesperrt bzw. ,zurückgezogen".”” 


Insgesamt ist zu erkennen, dass sich die Angaben der Plattformen trotz der 
unscharfen Formulierung zur Berichtsvorgabe in $ 2 Abs. 2 Nr. ı NetzDG auf 
ähnliche bzw. vergleichbare Gesichtspunkte beziehen. Twitter konzentriert 
sich bei seinen Angaben im Vergleich zu den anderen beiden Sozialen Netz- 
werken auf die Vorkehrungen zur Verhinderung von Kindesmissbrauch und 
Terrorismus, während Facebook und YouTube auch andere Punkte aus 
nachfolgenden Berichtsangaben bereits vorweg kursorisch darstellen (z.B. 
Angaben zur der Darstellung von Mechanismen zur Übermittlung von 
Beschwerden, $ 2 Abs. 2 Nr. 2 NetzDG und Organisation, personelle Ausstat- 
tung, fachliche und sprachliche Kompetenzen, $ 2 Abs. 2 Nr. ı NetzDG). 


47 Siehe Punkt 2.d). 

48 So auch MA HSH-Auswertung der Transparenzberichte nach NetzDG, 1.6.2019, S. ıf. 

49 1. HJB 2018 Twitter, S. 6; ebenso in 2. HJB 2018 Twitter, S. n f.; i. HİB 2019 Twitter, S. 12; 2. 
HJB 2019 Twitter, S. ız, ı. HİB 2020 Twitter, S. ı3 und 2. HİB 2020 Twitter, S. 13. 
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2. Mechanismen zur Beschwerdeübermittlung / 
Kriterien 


a) Gesetzliche Berichtspflicht ($ 2 Abs. 2 Nr. 2 NetzDG) 


Der Halbjahresbericht muss auch die „Darstellung der Mechanismen zur 
Übermittlung von Beschwerden über rechtswidrige Inhalte und der Ent- 
scheidungskriterien für Löschung und Sperrung von rechtswidrigen Inhalten“ 
enthalten. 


Die „Mechanismen zur Übermittlung“ können insoweit vor allem die konkrete 
technische, gestalterische und organisatorische Umsetzung des Beschwerde- 
systems von den konkreten Meldemöglichkeiten für Nutzer”innen (Be- 
schwerdeformulare, Kontaktangaben wie E-Mail-Adressen oder Telefon-Hot- 
lines) umfassen bis hin zu der Entgegennahme und Bearbeitung durch das mit 
der Prüfung beauftragte Personal des Netzvverkbetreibers.”” Dabei kann auch 
angegeben werden, ob Beschwerden ausschließlich bei der Verwendung eines 
vorgegebenen formellen Weges bearbeitet werden (Beschwerdeformular) oder 
auch im Falle eines anderen Kommunikationsweges. Sofern der Netzwerk- 
betreiber differenziert zwischen Beschwerdemechanismen nur für straf- 
rechtlich relevante Inhalte nach $ ı Abs. 3 NetzDG einerseits und anderwei- 
tigen Übermittlungswegen bei sonstigen Beschwerden, sind zumindest nach 
dem Wortlaut („rechtswidrige Inhalte“) nur Erstere nach Nr. 2 darzustellen.” 


Auch die weiterhin darstellungspflichtigen Entscheidungskriterien für die 
Löschung und Sperrung sind nach dem Gesetzeswortlaut ausschließlich 
bezogen auf „rechtswidrige Inhalte“ i.S.d. $ ı Abs. 3 NetzDG. Unklar ist inso- 
weit die in der Entwurfsbegründung gefasste Formulierung, dass hierdurch 
„nachvollziehbar“ werde, ob Soziale Netzwerke „rechtswidrige Inhalte anhand 
nationaler Strafvorschriften oder anhand ihrer Community-Standards löschen 


so  Liesching in: Spindler/Schmitz, TMG - Kommentar, 2. Aufl. 2018, $ 2 NetzDG Rn. ış, siehe 
aber auch Knoke/Krüger, in: Gersdorf/Paal, BeckOK Informations- und Medienrecht, 30. 
Edition 2020, $2 NetzDG Rn. 16: „allenfalls eine überblicksartige Beschreibung der 
bestehenden Mechanismen und der grundlegenden Abläufe“. 

sı Vgl. Liesching in: Spindler/Schmitz, TMG - Kommentar, 2. Aufl. 2018, $ 2 NetzDG Rn. ış, 
siehe aber auch Knoke/Krüger, in: Gersdorf/Paal, BeckOK Informations- und Medienrecht, 
30. Edition 2020, $ 2 NetzDG Rn. 17, wonach mit „Blick auf die in der Gesetzesbegrün- 
dung“ (BT-Drs. 18/12356, S. 20) aus Vorsichtsgründen anzuraten sei, „auch auf die Frage 
der Löschung anhand der Gemeinschaftsstandards einzugehen“. 
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u 52 


oder sperren“.” Denn nach dem Wortlaut gefordert werden abschließend nur 
die nach den in $ı Abs. 3 NetzDG genannten nationalen Strafvorschriften 
maßgeblichen Entscheidungskriterien. Vorzulegen sind daher nach dem 
Gesetzeswortlaut eher nur Bewertungsvorgaben und Richtlinien, welche bei 
der Auslegung der $$ 86, 86a, 89a, or, 100a, 111, 126, 129 bis 129b, 130, 131, 140, 
166, ı84b i.V.m. 184d, 185 bis 187, 201a, 241 oder 269 StGB und der hierauf 
basierenden Bewertung und Löschentscheidung zugrunde gelegt worden 
sind.” 


In der Literatur werden aufgrund der Halbjahresberichtsangaben zu Mecha- 
nismen zur Beschwerdeübermittlung diese als rechtlich unzulänglich ange- 
sehen mit der Folge, dass einzelne Soziale Netzwerke insoweit bislang gegen 
ihre entsprechende Pflicht aus $ 3 Abs. 1 S. 2 NetzDG”' verstießen.” Erhebliche 
Unterschiede bei der Zahl der eingegangenen Beschwerden bei Facebook, 
YouTube und Twitter werden insbesondere damit erklärt, „dass es in Facebook 
erheblich schwerer ist, »NetzDG-Meldungen« zu erstatten, als in YouTube und 
Twitter“. Auf Facebook sei — anders als bei den beiden anderen Netzwerken - 
ein gesondertes Meldeformular vorgesehen, das nicht in den am meisten 
genutzten Meldeweg (Link neben dem zu meldenden Inhalt) integriert ist; 
zudem müsse der/die Nutzer*in viele Angaben machen.” 


b) Berichtsangaben von Facebook 


Facebook gibt in seinem 2. Halbjahresbericht 2018 an, dass es ein gesondertes 
Meldeformular zu Verstößen des NetzDG gebe, welches für registrierte und 
nicht registrierte Nutzer”innen im Hilfebereich verfügbar sei. Über den Link 


52 BT-Dıs. 18/12356, S. zo. 

53 Ergänzend kann angegeben werden, ob und ggf. welche einschlägige (strafgerichtliche) 
Rechtsprechung und/oder strafrechtlichen Erläuterungswerke (Gesetzeskommentare) bei 
der Auslegung und Bewertungsentscheidung herangezogen worden sind; vgl. Liesching in: 
Spindler/Sehmitz, TMG — Kommentar, ə. Aufl. 2018, $ 2 NetzDG Rn. 14; richtigerweise ist 
dies nicht verpflichtend, zu Recht daher: Knoke/Krüger, in: Gersdorf/Paal, BeckOK 
Informations- und Medienrecht, 30. Edition 2020, $ 2 NetzDG Rın. 18. 

54 „Leicht erkennbares" und „unmittelbar erreichbares‘ Verfahren zur Übermittlung von 
Meldungen. 

55 Vgl. Löber/Rofßnagel, MMR 2019, 71, 72; siehe auch Spindler, GRUR 2018, 365, 373. 

56 Löber/Roßnagel, MMR 2019, 71, 72; siehe auch MA HSH-Auswertung der Transparenz- 
berichte nach NetzDG, 1.6.2019, S. 4. 
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„Impressum/AGB/NetzDG“ erreichten Nutzer”innen den NetzDG-Hilfebe- 
reich. Hierüber erhalten Nutzer”innen über den Link „Meldung einreichen“ 
direkt das Meldeformular zum NetzDG. Mithilfe des Formulars würden die 
Nutzer*innen nach und nach durch den Beschwerdegang geführt.’ 


Der NetzDG-Hilfebereich ist Facebook zufolge auch über interne und externe 
Suchmaschinen zu erreichen.” 


Facebook weist überdies die Informationen auf, die ein*e Beschwerdefüh- 
rer*in bei der Einreichung einer Beschwerde angeben muss: 


e „vollständige Kontaktinformationen, einschließlich der Angabe, ob der Beschwerde- 
führer eine Beschwerdestelle im Sinne des NetzDG ist, 


e Links zu dem konkreten Inhalt auf Facebook, der Gegenstand der Beschwerde ist, sofern 
verfügbar, 

e den/die Paragrafen des deutschen Strafgesetzbuchs, der/die angeblich durch den 
gemeldeten Inhalt verletzt wird/werden, 

e die konkreten Aussagen oder Bilder in dem gemeldeten Inhalt, die angeblich „rechts- 
widrig“ im Sinne des NetzDG sind, 


e die Gründe, warum diese Aussagen oder Bilder angeblich ‚rechtswidrig‘ im Sinne des 
NetzDG sind, 


e ggf. eine gerichtliche Entscheidung, 


e eine elektronische Unterschrift‘. 


Nachdem der”die Beschvverdeführer”in das Formular abgesendet hat, wird die 
Beschwerde nach Angaben von Facebook nach einem zweistufigen Ansatz 
verifiziert, wie es bereits oben“ vergleichend für alle sozialen Netzwerke 
ausgeführt worden ist. Im Wesentlichen ähnlich zu YouTube und Twitter wird 
auch bei Facebook zunächst eine Verletzung der Gemeinschaftsstandards 
geprüft. Liegt ein Verstoß gegen die Gemeinschaftsstandards vor, wird der 
Inhalt weltweit von der Website entfernt. Verstößt die Beschwerde im zweiten 


57 Vgl. 2. HİB 2018 Facebook, S. 2; ähnlich in ı. HİB 2018 Facebook, S. 2; ebenso in i. HJB 2019 
Facebook, S. 3; 2. HİB 2019 Facebook, S. 3; ı. HİB 2020 Facebook, S. 3 und 2. HİB 2020 
Facebook, S. 3. 

58 Vgl. 2. HİB 2018 Facebook, S. zf. 

59 1.HJB 2018 Facebook, S. 2; ebenso in 2. HİB 2018 Facebook, S. 3; i. HİB 2019 Facebook, S. 3; 
2. HİB 2019 Facebook, S. 3; i. HİB 2020 Facebook, S. 3 und 2. HİB 2020 Facebook, S. 3. 

60 Siehe oben Vl.ı.e). 
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Prüfschritt gegen das NetzDG, wird der gemeldete Inhalt nach Angaben von 
Facebook nur für Deutschland gesperrt.” 


Über ergriffene oder nicht ergriffene Maßnahmen (Löschung oder Sperrung) 
wird der”die Beschwerdeführer*in am Ende der Bearbeitung der Beschwerde 
informiert.” 


Im 2. Halbjahresbericht 2019 gibt Facebook an, neue Optionen zu testen, bei 
denen ein Link zu jedem Inhalt verfügbar sei, welcher dann direkt zum 
NetzDG-Meldeformular führen solle.” Im ı. Halbjahresbericht 2020 wird 
berichtet, dass die Option weiter getestet werde, um sie gegebenenfalls im 
zweiten Halbjahr 2020 zu veröffentlichen. Nach Angaben des zweiten 
Halbjahresberichtes 2020 wurde damit begonnen, die zusätzliche Meldeop- 
tion von Facebook bereitzustellen. Im ersten Halbjahr 2021 solle diese Option 
für Nutzer”innen in Deutschland verfügbar sein. In diesem Fall müssten die 
Nutzer*innen den Link zum Inhalt oder Profil nicht kopieren, diese würden 
automatisch übertragen.” 


c) Berichtsangaben von YouTube 


In den Halbjahresberichten wird zum Ablauf des Meldeverfahrens allgemein 
ausgeführt, dass angemeldete Nutzer”innen ein Video, das rechtswidrige 
Inhalte enthält, über das sogenannte „Flagging“ (Menüausvvahl „Melden“) 
gegenüber dem Sozialen Netzwerk anzeigen können. Es öffne sich daraufhin 
ein Fenster, bei dem dann je nach ausgewählter Kategorie die Option „Meines 
Erachtens nach sollte dieser Inhalt gemäß dem Netzwerkdurchsetzungsgesetz 
gesperrt werden. Weitere Informationen.“ erscheint. In dem darauffolgenden 
Formularfeld sollen dann alle anderen notwendigen Informationen zur 
Überprüfung eingetragen werden. Diese Informationen werden in den Halb- 


6 Vgl. ı. HİB 2018 Facebook, S. 2; ebenso in 2. HİB 2018 Facebook, S. 3; i. HİB 2019 Facebook, 
S. 3f.; 2. HİB 2019 Facebook, S. 4; i. HİB 2020 Facebook, S. 4 und 2. HİB 2020 Facebook, 
S. 3. 

62 Vgl. 2. HİB 2018 Facebook, S. 3; ebenso in i. HİB 2019 Facebook, S. 4; 2. HİB 2019 Facebook, 
S. 4; 1. HJB 2o2o Facebook, S. 4 und 2. HJB 2o2o Facebook, S. 3. 

63 Vgl. 2. HİB 2019 Facebook, S. 3. 

64 Vgl. i. HİB 2020 Facebook, S. 3. 

65 Vgl. 2. HİB 2020 Facebook, S. af. 

66 1. HİB 2018 YouTube, S. ig, ebenso in 2. HİB 2018 YouTube, S. 10; 1. HİB 2019 YouTube, S. 11; 
2. HJB YouTube, S. 10; ı. HİB 2020 YouTube, S. ig und 2. HİB 2020 YouTube, S. 14. 
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jahresberichten jedoch nicht explizit genannt.” Daneben gibt es ausweislich 
der Halbjahresberichte ein Programm mit dem Namen „Trusted Flagger“, in 
dem NGOs, Behörden und private Personen regelmäßig Inhalte prüfen und 
melden. Diese würden sich nach Angaben des Sozialen Netzwerks besonders 
durch ihre Erfahrung mit rechtswidrigen Inhalten auszeichnen.“ 


Weiterhin wird in den Halbjahresberichten die Möglichkeit benannt, über ein 
NetzDG-Meldeformular im YouTube-Impressum Inhalte zu melden. Es wird 
ebenfalls erwähnt, dass alle YouTube-Nutzer*innen auch andere, nicht im 
NetzDG enthaltene, Rechtsverletzungen melden können.” Seit dem ı. Halb- 
jahresbericht 2019 ist es außerdem möglich, eine Beschwerde über das You- 
Tube Hauptmenü unter dem Link ,NetzDG Beschwerden“ einzureichen.” 


Der”die Beschwerdeführer*in hat beim Meldeverfahren sieben Inhaltskate- 
gorien zur Auswahl, die die 21 Straftatbestände des NetzDG kategorisieren 
sollen.” So werden etwa mit der Kategorie ,Hassrede und politischer Extre- 
mismus“ die Straftatbestände gemäß $$ ı30 StGB und 166 StGB erfasst.” 


Begründet wird diese Kategorisierung einerseits damit, dass hierdurch die 
Auswahl der Strafbestände für „juristische Laien“” vereinfacht werden solle 


67 Vgl. ı. HİB 2018 YouTube, S. 13; ebenso in 2. HJB 2018 YouTube, S. 10; i. HİB 2019 YouTube, 
S. ır 2. HİB YouTube, S. 10; 1. HİB 2020 YouTube, S. iş und 2. HİB 2020 YouTube, S. 14. 

68 Vel. ı. HİB 2018 YouTube, S. 15; ebenso in 2. HİB 2018 YouTube, S. 12; i. HİB 2019 YouTube, 
S. ıq: 2. HİB YouTube, S. 14; 1. HİB 2020 YouTube, S. ı8f. und 2. HİB 2020 YouTube, S. 20. 

69 Vgl. ı. HİB 2018 YouTube, S. ış, ebenso in 2. HİB 2018 YouTube, S. 12; i. HİB 2019 YouTube, 
S. 15; 2. HİB 2019 YouTube, S. 14; 1. HİB 2020 YouTube, S. i9 und 2. HİB 2020 YouTube, 
S. 20f. 

70 Vgl. ı. HİB 2019 YouTube, S. ri, iş, ebenso in 2. HİB 2019 YouTube, S. no, 14; 1. HİB 2020 
YouTube, S. 14, 19 und 2. HJB 2020 YouTube, S. 20. 

7ı Anmerkung: Im ersten und zweiten Halbjahresbericht 2018 erwähnt YouTube 22 Straf- 
tatbestände, für den ersten und zweiten Halbjahresbericht 2019 aktualisiert YouTube die 
Zahl der Straftatbestände nach NetzDG auf zı. Vgl. ı. HİB 2019 YouTube, S. 1; ebenso in 2. 
HJB 2019 YouTube, S. x; i. HİB 2020 YouTube, i. Berichtsblatt (nicht paginiert) u. S. ı und 
2. HJB 2020 YouTube, S. ı 

72 Vgl. ı. HİB 2019 YouTube, S. iz, ebenso in 2. HİB 2019 YouTube, S. r, i. HİB 2020 YouTube, 
S. ış und 2. HİB 2020 YouTube, S. is. 

73 HİB 2018 YouTube, S. zi, ebenso in 2. HİB 2018 YouTube, S. 17; ı. HİB 2019 YouTube, S. u; 
2. HJB 2019 YouTube, S. 10; ı. HİB 2020 YouTube, S. iq und 2. HİB 2020 YouTube, S. iş. 


159 


VI. Anhang 1: Analyse der Halbjahresberichte im Einzelnen 


und andererseits damit, dass manche beschwerdegegenständlichen Inhalte 
unter mehrere Strafbestände fallen können.” 


Um eine ordnungsgemäße Prüfung durchzuführen, sind nach Angaben in den 
Halbjahresberichten ausreichende Informationen zum beanstandeten Inhalt 
und Beschwerdegrund notwendig. Fehlende Informationen, die eventuell für 
die Entscheidung und Weiterverarbeitung der Beschwerde notwendig sind, 
werden von dem”der Beschvverdeführer”in erbeten.” YouTube beschreibt 
außerdem, wie die Beschwerde nach Einreichen behandelt wird, insbesondere 
dass der*die Beschvverdeführer”in und Uploader*in über die Entscheidung 
informiert wird und dass sie*er, falls die Meldung nicht zur gewünschten 
Maßnahme führe, eine erneute Überprüfung einleiten könne.” 


Des Weiteren gibt das Soziale Netzwerk unter der Überschrift „Sonstige 
Meldemechanismen“ an, automatisierte Meldemechanismen zu verwenden. 
Dazu gehöre der automatisierte maschinelle Abgleich „Hashes“. Dieser funk- 
tioniere nach Angaben des Sozialen Netzwerks wie „Fingerabdrücke für Bilder 
und Videos“ und verhindere somit den Re-Upload von bereits entfernten 
Inhalten. Verwendet würde dieser vor allem, um Kindesmissbrauch und 
mögliche Rekrutierungen von Terroristen zu erkennen und zu unterbinden.” 
Außerdem würde maschinelles Lernen eingesetzt werden, um gewalttätige 
extremistische Inhalte zu kennzeichnen. Die Entscheidung über eine mögliche 
Sperrung oder Löschung müsse jedoch manuell durch einen Menschen 


74 Vgl. ı. HİB 2018 YouTube, S. 21; ebenso in 2. HİB 2018 YouTube, S. 17; ähnlich in ı. HJB 2019 
YouTube, S. ır, 2. HİB 2019 YouTube, S. 10; 1. HİB 2020 YouTube, S. iq und 2. HİB 2020 
YouTube, S. 15. 

75 Vgl. ı. HİB 2018 YouTube, S. 15f.; ebenso in 2. HİB 2018 YouTube, S. 12; ähnlich in 1. HJB 
2019 YouTube, S. ış, 2. HİB 2019 YouTube, S. 14; 1. HİB 2020 YouTube, S. ı9g und 2. HİB 
2o2o YouTube, S. 2o. 

76 Vgl.1. HİB 2018 YouTube, S. 14; ebenso in 2. HİB 2018 YouTube, S. n; ähnlich in ı. HJB 2019 
YouTube, S. ış, 2. HİB 2019 YouTube, S. 12; i. HİB 2020 YouTube, S. ir und 2. HİB 2020 
YouTube, S. 18. 

77 Vgl. ı. HİB 2018 YouTube, S. iş, ebenso in 2. HİB 2018 YouTube, S. u; i. HİB 2019 YouTube, 
S. 14; 2. HİB 2019 YouTube, S. 13; ı. HİB 2020 YouTube, S. 18 und 2. HİB 2020 YouTube, 
S. 19. 

78 Vgl. i. HİB 2018 YouTube, S. ı4f.; ebenso in 2. HİB 2018 YouTube, S. uf.; ı. HİB 2019 
YouTube, S. 14; 2. HİB 2019 YouTube, S. 13; i. HİB 2020 YouTube, S. 18 und 2. HİB 2020 
YouTube, S. 19. Hinweis: Seit dem ı. HJB 2020 wird diese Methode vorrangig verwendet, 
um Inhalte die zu „Hass und Hetze aufrufen und Kinder ausbeuten“ zu finden. 
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getroffen werden.” Zu den sonstigen Meldemechanismen gehört auch das 
Programm der „Trusted Flagger“. 


Bei der Auslegung des Prüfverfahrens nach $ 2 Abs 2 Nr. 2 NetzDG unter- 
scheidet YouTube drei Arten von Beschwerden: Meldungen der YouTube 
Gemeinschaft, rechtliche Beschwerden und Beschwerden nach NetzDG.” 
Unter Meldungen der YouTube Gemeinschaft wird erwähnt, dass Inhalte, die 
über das Flagging gemeldet werden, erst anhand der Community-Richtlinien 
geprüft werden. Diese Richtlinien verböten „Inhalte, die auch für das NetzDG 
von Relevanz sind“. 


Weiterhin erklärt YouTube im Rahmen der Berichtsvorgabe nach $ 2 Abs. 2 
Nr. 2 NetzDG unter der Zwischenüberschrift „Beschwerden nach NetzDG“, 
dass diese im ersten Prüfschritt nach den Community-Richtlinien und im 
zweiten auf einen Verstoß gegen die Strafbestände des NetzDG geprüft wer- 
den.” Inhalte, die gegen ihre Community-Richtlinien verstoßen, werden 
daraufhin weltweit entfernt und Inhalte, die gegen nationales Recht versto- 
ßen, lokal gesperrt.” YouTube gibt dabei an, dass „die Prüfung der 
Beschwerden [...] oft nicht einfach‘ sei, da „einige Strafbestände [...] selbst 
für Juristen kaum greifbar“ seien.” Das Soziale Netzwerk weist im Folgenden 
darauf hin, wie umfangreich eine Untersuchung und Beurteilung diesbezüg- 


79 Vgl. ı. HİB 2018 YouTube, S. 23; ebenso in 2. HİB 2018 YouTube, S. 18; i. HİB 2019 YouTube, 
S. zı, 2. HİB 2019 YouTube, S. 20; i. HİB 2020 YouTube, S. 26 f. und 2. HİB 2020 YouTube, 
S. 28. 

80 Im ı. HJB 2018 YouTube und ə. HİB 2018 YouTube erfolgte lediglich die Untergliederung 
des Prüfverfahrens nach Rechtlichen Beschwerden und Beschwerden nach NetzDG. Die 
Inhalte zu Meldungen der YouTube Gemeinschaft waren jedoch bereits in den HJBen von 
2018 vorhanden. Für den 1. HJB 2019, den ə. HJB 2019, den ı. HİB 2020 und den 2. HİB 
2020 wurde der Paragraph lediglich neu überschrieben. 

8ı 1 HİB 2019 YouTube, S. 16; ebenso in 2. HJB 2019 YouTube, S. 15; 1. HİB 2020 YouTube, 
S. 20 und 2. HJB 2020 YouTube, S. 21. 

82 Vgl. ı. HİB 2018 YouTube, S. 20f.; ebenso in 2. HJB 2018 YouTube, S. iy, 1. HİB 2019 
YouTube, S. 18; 2. HİB 2019 YouTube, S. 17; i. HİB 2020 YouTube, S. 22f. und 2. HİB 2020 
YouTube, S. 24. 

83 Vgl. i. HİB 2018 YouTube, S. ı, ebenso in 2. HİB 2018 YouTube, S. ı; ı. HİB 2019 YouTube, 
S. 18; 2. HİB 2019 YouTube, S. 17; i. HİB 2020 YouTube, S. 22f. und 2. HİB 2020 YouTube, 
S. 24. 

84 ı. HİB 2019 YouTube, S. 18; ebenso in 2. HİB 2019 YouTube, S. 17; 1. HİB 2020 YouTube, 
S. 23 und 2. HJB 2020 YouTube, S. 24. 

85 nı, HİB 2019 YouTube, S. 18; ebenso in 2. HİB 2019 YouTube, S. 17; 1. HİB 2020 YouTube, 
S. 23 und 2. HJB 2020 YouTube, S. 24. 
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lich sein könne, wenn nicht genügend Informationen vorlägen.“ Des Weiteren 
wird beschrieben, wie das Prüfteam bei komplexen Beschwerden vorgehe: Ist 
die Beschwerde für eine”n Prüfer*in zu komplex, wird diese an die nächst- 
höhere Instanz gegeben. Die höchste Instanz wäre die Rechtsabteilung der 
Google Germany GmbH, die dann die Möglichkeit habe, auch externe Berater 
hinzuzuziehen. Nach eigenen Angaben würde dieser Prozess etwa sieben Tage 
in Anspruch nehmen.” Im Folgenden beschreibt YouTube außerdem seinen 
Qualitätssicherungsprozess.“ 


d) Berichtsangaben von Twitter 


Nach Angaben im ersten und zweiten Halbjahresbericht 2018 bietet Twitter 
registrierten und nicht registrierten Nutzer”innen verschiedene Möglichkei- 
ten, um Beschwerden zum NetzDG einzureichen. Nutzer*innen können 
demnach in der App ein NetzDG-Beschwerdeformular verwenden oder über 
das Twitter Hilfe-Center oder das Impressum Beschwerden bezüglich NetzDG 
einreichen.” 


Bei der Verwendung des Meldeformulars oder bei der Übermittlung der 
Beschwerde über die App werden nach den Angaben der Halbjahresberichte 
folgende Informationen von dem*der Beschvverdeführer”in angefordert: 


e „Den Grund für die Meldung des Inhalts 
e Die relevante Vorschrift des Strafgesetzbuches als Grundlage für die Beschwerde 


© Gegen wen der Inhalt gerichtet ist 


“ 90 


e Für wen sie die Meldung erstatten“. 


86 Vgl. ı. HİB 2019 YouTube, S. 18; ebenso in 2. HİB 2019 YouTube, S. 17; 1. HİB 2020 YouTube, 
S. 23 und 2. HJB 2020 YouTube, S. 25; ähnlich in ı. HJB 2018 YouTube, S. 22 und 2. HJB 
2018 YouTube, S. 18. 

87 Vgl. i. HİB 2019 YouTube, S. ı9.; ebenso in 2. HİB 2019 YouTube, S. 18; ı. HİB 2020 
YouTube, S. 24 und 2. HJB 2020 YouTube, S. 26. 

88 Vgl. i. HİB 2019 YouTube, S. ig, ebenso in 2. HİB 2019 YouTube, S. 18 und ı. HİB 2020 
YouTube, S. 24 und 2. HJB 2020 YouTube, S. 26. Diese Ausführungen könnten jedoch auch 
der Berichtspflicht nach $ 2 Abs 2 Nr. 4 NetzDG zugeordnet werden, da der Fokus auf der 
Organisation sowie personellen und fachlichen Kompetenz der Arbeitseinheiten liegt, die 
für die Bearbeitung der Beschwerden zuständig sind. 

89 Vgl. ı. HJB 2018 Twitter, S. 1; ebenso in 2. HİB 2018 Twitter, S. 3. 

go 2. HJB 2018 Twitter, S. 1; ähnlich in 2. HJB 2018 Twitter, S. 3; ı. HİB 2019 Twitter, S. 3; 2. HİB 
2019 Twitter, S. 3; ı. HİB 2020 Twitter, S. 4 und 2. HJB 2020 Twitter, S. 4. 
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Für angemeldete Nutzer”innen gebe es die Möglichkeit, einen Inhalt unmit- 
telbar zu melden, d.h. diese*r könne direkt über den Beitrag das NetzDG- 
Meldeformular aufrufen. Nachdem die Option „Tweet melden“ oder „Account 
melden“ von dem/der Nutzer*in ausgewählt wurde, erscheine die Option 
„Fällt unter das Netzwerkdurchsetzungsgesetz“.” Nicht angemeldete Nut- 
zer*innen mussten bisher bei diesem Beschwerdeweg zuerst „Link zum Tweet 
kopieren“ wählen, bevor die Option „Tweet melden“ erschien.” Seit Juli 2019 
wurde dieses Verfahren für nicht angemeldete Nutzer”innen nach Angaben 
des Dienstes vereinfacht. Mit Auswahl der Option „Verstoß gegen das NetzDG 
melden“ gelange der”die Beschvverdeführer”in direkt zum NetzDG-Berichts- 
formular. Seit März 2020 wird dabei automatisch der Tvveet-Link eingefügt.” 


Im 2. Halbjahresbericht 2020 dokumentiert Twitter, dass nach der Auswahl 
, Nveet melden“, die Optionen „Identitätsbetrug“, „Belästigung“, „Private 
Informationen“ und „Fällt unter das Netzwerkdurchsetzungsgesetz“ die Nut- 
zer*innen zum NetzDG-Meldeformular führen könnten.” Dabei führten die 
Auswahlpunkte „Belästigung“ und „Fällt unter das Netzwerkdurchsetzungs- 
gesetz“ direkt zum NetzDG-Meldeformular, die beiden anderen Optionen 
führten zunächst zu weiteren Formularen. So muss bei der Auswahl „Identi- 
tätsbetrug“ im nächsten Formular „Ein Account diffamiert mich“ ausgewählt 
werden, um zum NetzDG-Meldeformular geführt zu werden. Bei Auswahl der 
Option „Private Informationen“ führt die Auswahl „Verletzung des höchst- 
persönlichen Lebensbereichs“ zum NetzDG-Beschwerdeformular.” 


Der*die Beschwerdeführer*in wird nach Angaben des Sozialen Netzwerks 
anschließend durch den Meldeprozess geleitet. Twitter verwendet hiernach 
zunächst übergreifende Kategorien für die Strafbestände nach dem Strafge- 
setzbuch und listet die Gesetze erst vollständig nach den entsprechenden 
Paragraphen auf, nachdem eine Kategorie gewählt worden sei.” 


9 Vgl. 2. HİB 2018 Twitter, S. 4; ähnlich in ı. HİB 2018 Twitter, S. 2; i. HİB 2019 Twitter, S. 8; 2. 
HJB 2019 Twitter, S. 8; ı. HİB 2020 Twitter, S. g und 2. HİB 2020 Twitter, S. 12. 

92 Vgl. ı. HİB 2019 Twitter, S. 3f.; ebenso in 2. HJB 2019 Twitter, S. 4. 

93 Vgl. ı. HİB 2020 Twitter; S. 4 und 2. HİB 2020 Twitter, S. s. 

94 2. HJB 2020 Twitter, S. 6. 

95 2. HJB 2020 Twitter, S. 7. 

96 Vgl. ı. HJB 2018 Twitter S. 3; ebenso in 2. HJB 2018 Twitter, S. 5; i. HİB 2019 Twitter, S. o; 2. 
HJB 2019 Twitter, $.9; ı. HİB 2020 Twitter, S. io und 2. HİB 2020 Twitter, S. 13. 
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Weitere Möglichkeiten für eine Beschwerde gäbe es im Impressum, dort 
könnten über eine E-Mail-Adresse oder über das Ausfüllen eines Online- 
Formulars NetzDG-Beschwerden übermittelt werden.” 


Der erste Halbjahresbericht 2018 nimmt keine Unterscheidung zwischen 
angemeldeten und nicht angemeldeten Nutzer”innen vor, während der zweite 
Halbjahresbericht 2018 in „Beschwerdegang für angemeldete Nutzer“ und 
„Beschwerdegang für angemeldete und nicht-angemeldete Nutzer“ unter- 
scheidet.” Im ı. Halbjahresbericht 2019 wird erstmals der Meldeweg für nicht 
angemeldete Nutzer”innen ausführlicher beschrieben. Darin gibt Twitter an, 
dass es für angemeldete und nicht angemeldete Nutzer*innen möglich sei, 
eine NetzDG Beschwerde unmittelbar an dem zu beanstandeten Inhalt zu 
melden oder über das Twitter Hilfe Center oder das Impressum einzurei- 
chen.” Es ist anzunehmen, dass das Melden unmittelbar am Inhalt für nicht 
registrierte Nutzer”innen eine Neuerung ist, da diese Option in den Halb- 
jahresberichten 2018 nur für angemeldete Nutzer”innen beschrieben wird. 


Wie bereits oben ausgeführt,” erfolgt bei der Entscheidung, ob ein Inhalt 
gelöscht oder gesperrt werden soll, zunächst eine Prüfung der Twitter Allge- 
meinen Geschäftsbedingungen und der Twitter Regeln. Grundsätzlich werden 
alle Inhalte, die gegen eines der beiden oder beide verstoßen, von der Platt- 
form entfernt. Im zweiten Schritt werden die verbleibenden Inhalte auf einen 
Verstoß gegen Straftatbestände des NetzDG überprüft und bei Verstoß lokal 
für Deutschland gesperrt. Weiterhin gibt Twitter an, dass Anträge, die zur 
Sperrung führten, in dem öffentlichen Archiv „Lumen“ eingesehen werden 
könnten.” 


Nachdem eine Entscheidung über den gemeldeten Inhalt getroffen wurde, 
werden der”die Beschwerdeführer*in und der”die Nutzer”in, der”die den 


97 Vgl. 2. HJB 2018 Twitter, S. 10; ähnlich in ı. HJB 2019 Twitter, S. 6, uf.; 2. HJB 2019 Twitter, 
S. 6, 12; 1. HİB 2020 Twitter, S. 7 + 13 und 2. HİB 2020 Twitter, S. 10 + 17. 

98 Vgl. i. HİB 2018 Twitter, S. 1-5; 2. HİB 2018 Twitter, S. 3-11. 

99 Vgl. i. HİB 2019 Twitter, S. 3-12; ebenso in 2. HİB 2019 Twitter, S. 3-12; 1. HİB 2020 
Twitter, S. 4-13 und 2. HJB 2020 Twitter, S. 5-17. 

100 Siehe oben VL..e). 

101 Vgl. ı. HİB 2018 Twitter, S. 6; ebenso in 2. HİB 2018 Twitter, S. uf.; i. HİB 2019 Twitter, S. 12; 
2. HJB 2019 Twitter, S. ız, ı. HİB 2020 Twitter, S. ış und 2. HİB 2020 Twitter, S. 18. 
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betreffenden Inhalt hochgeladen hatte, ausweislich der Halbjahresberichte 
informiert.” 


e) Vergleichende Analyse 


Grundsätzlich beschreiben alle drei sozialen Netzwerke die „Mechanismen zur 
Übermittlung“ nach $ 2 Abs. 2 Nr. 2 NetzDG. Bei YouTube und Twitter besteht 
ausweislich der Berichtsangaben die Möglichkeit, den angeblich rechtswid- 
rigen Inhalt unmittelbar zu melden (Flagging). Bei Facebook muss die URL des 
Inhalts in einem gesonderten Meldeformular hinterlegt werden, was den 
Meldevorgang für manche Nutzer”innen erschweren könnte, da es einen 
größeren Aufwand bedeutet, den Link zu kopieren und an die entsprechende 
Stelle einzufügen, anstatt direkt den Beitrag zu „flaggen“. Hierauf könnte das 
geringere Beschwerdeaufkommen bei Facebook zum Teil zurückzuführen 
sein.” Nach Angaben des zweiten Halbjahresberichts 2019 sowie des ersten 
Halbjahresberichts 2020 entwickelt und testet Facebook bereits einen Weg zur 
unmittelbaren Meldung von Beschwerden, welcher den direkteren Melde- 
wegen bei Twitter und YouTube entsprechen könnte.”” Facebook hat gemäß 
ihrem 2. Halbjahresbericht 2020 begonnen, diese Möglichkeit bereitzustellen. 
Ab dem ersten Halbjahr 2021 soll dies für deutsche Nutzer”innen verfügbar 
sein.” 


Bei allen drei Plattformen ist ein gesondertes Meldeformular für NetzDG- 
Beschwerden vorhanden, wobei freilich alle hierüber gemeldeten Inhalte von 
den Plattformen zunächst auf ihre eigenen Allgemeinen Geschäftsbedingun- 
gen und/oder Regeln hin überprüft werden. 


Weitgehend unerläutert bleibt in den Halbjahresberichten, weshalb bzw. in 
welchen Fällen nach dem ersten Prüfungsschritt eines Verstoßes gegen AGB/ 
Community-Standards noch Inhalte verbleiben, welche dann gegen die in der 
Regel restriktiveren Straftatbestände nach Si Abs.3 NetzDG verstoßen. 
Umgekehrt ergibt sich aus den Berichtsangaben aller drei Sozialen Netzwerke 
die Fragestellung, weshalb Inhalte, die im 2. Prüfschritt wegen Volksverhet- 


102 1. HİB 2018 Twitter, S. 6; ähnlich in 2. HJB 2018 Twitter, S. ız, ı. HJB Twitter, S. 19; 2. HİB 
2019 Twitter, S. 19; ı. HJB 2020 Twitter, S. zo und 2. HJB 2020 Twitter, S. 27. 

103 Siehe auch MA HSH-Auswertung der Transparenzberichte nach NetzDG, 1.6.2019, S. 4. 

104 Vgl. 2. HJB 2019 Facebook, S. 3; ebenso in ı. HJB 2020 Facebook, S. 3. 

105 Vgl. 2. HİB 2020 Facebook, S. af: 
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zung oder sogar Kinderpornographie gesperrt worden sind, nicht schon auf 
der ersten Prüfebene gegen die — in der Regel weiteren — AGB/Community- 
Standards verstoßen haben. Insgesamt bleibt unklar, in welchen Fällen 
NetzDG-relevante Beschwerdefälle schon im ersten Prüfschritt und welche 
erst im zweiten Prüfschritt entfernt bzw. gesperrt werden. 


Facebook und Twitter gehen in ihren Halbjahresberichten darauf ein, dass 
sowohl registrierte als auch nicht-registrierte Nutzer*innen eine Meldung 
vornehmen können. YouTube nimmt keine Unterscheidung zwischen regis- 
trierten und nicht-registrierten Nutzer*innen vor, die Ausführungen beziehen 
sich auf „alle Nutzer in Deutschland“. 

Nach Angaben im 2. Halbjahresbericht 2018 gibt es bei Twitter neben dem 
formellen Meldeweg (Beschwerdeformular) auch einen anderen Kommuni- 
kationsweg über eine E-Mail-Adresse, die im Impressum hinterlegt ist. 


Twitter und Facebook geben ausführlich in ihren Halbjahresberichten an, 
welche Informationen der*die Beschvverdeführer”in angeben muss, um eine 
Beschwerde einzureichen, YouTube hingegen nicht. 


YouTube macht in seinem Halbjahresbericht unter der Berichtsvorgabe des 
$ 2 Abs. 2 Nr. 2 NetzDG nicht nur Angaben zu den Mechanismen zur Über- 
mittlung von Beschwerden, sondern darüber hinaus auch Angaben zu sons- 
tigen automatisierten Meldemechanismen. 


Bei allen drei Plattformen wird ein gemeldeter Inhalt von der Plattform ent- 
fernt, wenn dieser gegen die AGB oder interne Plattform-Regeln verstößt. 
Wenn der Inhalt gegen einen Strafbestand nach NetzDG verstößt, wird der 
Inhalt nur lokal für Deutschland gesperrt. Wie bereits oben ausgeführt, bleibt 
in diesem Zusammenhang nach den Angaben der Halbjahresberichte bei allen 
drei Sozialen Netzwerken unklar, inwieweit es inhaltliche Parallelen zwischen 
den eigenen Regeln der Sozialen Netzwerke und den Strafbeständen des 
NetzDG gibt, und welcher Verstoß letztendlich in die Zahlen der Halbjah- 
resberichte aufgenommen wird oder nicht.” 


Nach einer kursorischen eigenen Nutzungsanalyse der Autor*innen ergibt 
sich, dass bei Facebook 21-22, bei YouTube o und bei Twitter ıq Aktionen 


106 1. HİB 2018 YouTube, S.14; ebenso in 2. HİB 2018 YouTube, S. u; i. HİB 2019 YouTube, S. u; 
2. HJB 2019 YouTube, S. 10; ı. HİB 2020 YouTube, S. iq und 2. HİB 2020 YouTube, S. 14. 

107 Siehe aber die Angaben der drei Sozialen Netzwerke im Rahmen der Befragung der 
diesseitigen qualitativen Studie, hierzu oben IV.2. sowie unten VIII. Anhang 3. 
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vorgenommen werden müssen, um einen Inhalt zu melden. Demnach ist der 
Meldevorgang bei Facebook mit dem vergleichsweise größten Aufwand ver- 
bunden, da hier insbesondere der unmittelbare Meldeweg durch das „Flag- 
ging“ fehlt.” Wie bereits ausgeführt worden ist, erweitert Facebook jedoch 
nach eigenen Angaben die Meldemöglichkeiten mit Wirkung zum Jahresbe- 
ginn 2021.” 


3. Eingegangene Beschwerden über rechtswidrige 
Inhalte 


a) Gesetzliche Berichtspflicht ($ 2 Abs. 2 Nr. 3 NetzDG) 


Die Berichtspflicht umfasst nach $ 2 Abs. 2 Nr. 3 NetzDG auch die „Anzahl der 
im Berichtszeitraum eingegangenen Beschwerden über rechtswidrige Inhalte, 
aufgeschlüsselt nach Beschwerden von Beschwerdestellen und Beschwerden 
von Nutzern und nach dem Beschwerdegrund“. Ab Eingang der Beschwerde in 
den Machtbereich des Sozialen Netzwerkes (z.B. E-Mail-Eingang) beginnt der 
Erfassungszeitraum, nicht etwa erst mit beispielsweise der Entscheidung über 
die Löschung oder Sperrung eines Inhaltes.”” 


Aufzunehmen für die Berechnung der Beschwerdegesamtzahl sind nach dem 
Gesetzeswortlaut nur „Beschwerden über rechtswidrige Inhalte“, sodass 
zunächst Beschwerden über andere Rechtsverletzungen wie Urheberrechts- 
verletzungen, begangene Vermögensdelikte oder Verstöße gegen Community 
Richtlinien nicht der Berichtspflicht unterfallen." Im Übrigen ergeben sich 
aber aufgrund der unklaren rechtlichen Vorgaben angesichts der in praxi 
durch die Sozialen Netzwerke ausdifferenzierten Meldewege zahlreiche 
strittige Fragestellungen.” 


108 Siehe auch MA HSH-Auswertung der Transparenzberichte nach NetzDG, 1.6.2019, S. 4. 

109 Vgl. 2. HİB 2020 Facebook, S. af: 

no Vgl. Spindler, ZUM 2017, 473, 480. 

nı Zutreffend Knoke/Krüger, in: Gersdorf/Paal, BeckOK Informations- und Medienrecht, 30. 
Edition 2020, $ 2 NetzDG Rn. 20. 

nız Vgl. BT-Drs. 19/22610, 2ıff. und Knoke/Krüger, in: Gersdorf/Paal, BeckOK Informations- 
und Medienrecht, 30. Edition 2020, $ 2 NetzDG Rın. 21.1 und 21.2. 
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Fraglich ist insbesondere, ob materiell unbegründete Beschwerden in Bezug 
auf Inhalte, welche nicht nach $ ı Abs. 3 NetzDG „rechtswidrig“ sind, auch 
mitzuzählen sind, selbst wenn der”die Beschvverdeführer”in irrtümlich auf 
einen der dort genannten Straftatbestände verweist. Letzteres ist zwar mit 
dem Wortlaut des $ 2 Abs. 2 Nr. 3 NetzDG bei weiterer Auslegung mögli- 
cherweise zu vereinbaren, würde aber die Aussagekraft der Berichtszahlen 
desavouieren, wenn unklar bliebe, welcher Anteil der Beschwerden sich irr- 
tümlicherweise auf rechtskonforme oder lediglich nach den Community- 
Standards zu entfernenden Inhalte bezogen hat."” 


Überdies ist nach dem Gesetzeswortlaut auch der jeweilige „Beschwerde- 
grund“ anzugeben. Nach $ ı Abs. 3 NetzDG erscheint die Aufschlüsselung in 
der Regel nach den unterschiedlichen Straftatbeständen der $$ 86, 86a, 89a, 
91, 100a, 111, 126, 129 bis 129b, 130, 131, 140, 166, 184b i.V.m. 184d, 185 bis 187, 201a, 
241 und 269 StGB sinnvoll."” Andererseits mindert dies die Transparenz der 
Berichte für Nutzer”innen, welche in der Regel ohne Recherche und juristi- 
schen Hintergrundinformationen nur wenig Aussagegehalt den bloßen Para- 
graphen und den dazugehörigen Tatbeständen entnehmen können. 


b) Berichtsangaben von Facebook 


aa) Ausführungen in den Halbjahresberichten 

Alle Halbjahresberichte von Facebook beinhalten unter anderem zwei 
Tabellen zur Unterscheidung der gemeldeten Beschwerden, welche die 
Berichtspflichten nach $ 2 Abs. 2 Nr. 3 NetzDG wiedergeben. Hierzu zählt zum 
einen eine tabellarische Darstellung aller über das NetzDG-Meldeformular 
eingegangenen Beschwerden mit entsprechender Differenzierung nach der 
„Art des Beschwerdeführers“”, d.h. nach Beschwerdestellen sowie Nut- 


nə Hieraus begründete Redundanzen zu Abs. 2 Nr. 7 sind den Unzulänglichkeiten der 
Gesetzesformulierung geschuldet und müssen ggf. durch den Gesetzgeber korrigiert bzw. 
aufgehoben werden, vgl. Liesching in: Spindler/Schmitz, TMG — Kommentar, ə. Aufl. 2018, 
S 2 NetzDG Rn. 16. 

114 Vgl. Liesching in: Spindler/Schmitz, TMG - Kommentar, 2. Aufl. 2018, $ 2 NetzDG Rn. 18; 
a.A. Knoke/Krüger, in: Gersdorf/Paal, BeckOK Informations- und Medienrecht, 30. Edition 
2020, $ 2 NetzDG Rn. 22f. 

u5 1. HİB 2018 Facebook, S. 3; ebenso in 2. HİB 2018 Facebook, S. 4; 1. HİB 2019 Facebook, S. 4; 
2. HİB 2019 Facebook, S. 4; 1. HİB 2020 Facebook, S. 4f. und 2. HİB 2020 Facebook, S. 5. 
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zer*innen. Zum anderen werden die Beschwerden wie gefordert nach den 
Beschwerdegründen nach Tatbeständen des Strafgesetzbuchs aufgeschlüsselt. 
In diesem Fall findet eine Differenzierung entsprechend der Straftatbestände 
des $ ı Abs. 3 NetzDG statt. Anzumerken ist hierbei, dass die $$ ı29 bis ızob 
StGB zusammengefasst werden." Der Tabelle ist nicht nur zu entnehmen, wie 
viele Beschwerden entsprechend dem Beschwerdegrund eingegangen sind, 
sondern auch, wie viele dieser Beschwerden durch Nutzer*innen bzw. 
Beschwerdestellen gemeldet worden sind. Es wird in diesem Zusammenhang 
darauf verwiesen, dass sich die dargestellten Zahlen auf die durch den”die 
Beschvverdeführer”in angegebenen Straftatbestände des deutschen Strafge- 
setzbuches beziehen.” Dabei sei zu berücksichtigen, „dass in einer NetzDG- 
Beschwerde möglicherweise mehrere Gründe für Rechtswidrigkeit angeführt 
werden“, sodass die Gesamtzahl der ausgewiesenen Beschwerdegründe die 
Gesamtzahl der eingegangenen Beschwerden übersteigen kann." 


Die in den Tabellen aufgeführten Zahlen beziehen sich dabei gemäß allen 
Halbjahresberichten explizit auf „über das NetzDG-Meldeformular übermit- 


o 120 


telte[...] Beschwerden“. Es wird zudem darauf verwiesen, „dass Beschwer- 
destellen und Nutzer mehrere Inhalte in einer einzigen NetzDG-Beschwerde 


ul 


anführen können“.” Diese fließen jedoch nicht einzeln in die Gesamtzahl 
übermittelter Beschwerden ein. Dementsprechend beziehen sich die darge- 
stellten Zahlen in allen Halbjahresberichten von Facebook „auf übermittelte 


16 Vgl. i. HİB 2018 Facebook, S. 4f.; ebenso in 2. HİB 2018 Facebook, S. 4f.; ı. HİB 2019 
Facebook, S. s, 2. HİB 2019 Facebook, S. s fi, i. HİB 2020 Facebook, S. sf. und 2. HİB 2020 
Facebook, S. sf: 

n7 Vgl. ı. HİB 2018 Facebook, S. 3; ebenso in 2. HİB 2018 Facebook, S. 4; 1. HİB 2019 Facebook, 
S. 4f.; 2. HİB 2019 Facebook, S. 5; ı. HİB 2020 Facebook, S. 5 und 2. HİB 2020 Facebook, 
S. 5. 

n8 1.HJB 2018 Facebook, S. 3; ebenso in 2. HJB 2018 Facebook, S. 4; 1. HİB 2019 Facebook, S. 5; 
2. HJB 2019 Facebook, S. s, ı. HİB 2020 Facebook, S. 5 und 2. HİB 2020 Facebook, S. 5. 

no Vgl. ı. HİB 2018 Facebook, S. 3; ebenso in 2. HİB 2018 Facebook, S. 4; 1. HİB 2019 Facebook, 
S. 5; 2. HJB 2019 Facebook, S. 5; i. HJB 2020 Facebook, S. 5 und 2. HJB 2020 Facebook, S. 5. 

120 1, HİB 2018 Facebook, S. 3; ebenso in 2. HJB 2018 Facebook, S. 3; i. HİB 2019 Facebook, S. 4; 
2. HJB 2019 Facebook, S. 4; 1. HJB 2020 Facebook, S. 4 und 2. HJB 2020 Facebook, S. 4. 

121 2. HJB 2018 Facebook, S. 3f.; ähnlich in ı. HJB 2018 Facebook, S. 3; ebenso in ı. HJB 2019 
Facebook, S. 4; 2. HİB 2019 Facebook, S. 4; ı. HİB 2020 Facebook, S. 4 und 2. HİB 2020 
Facebook, S. 4. 
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Beschwerden und nicht auf einzelne in den Beschwerden beanstandete 


«122 


Inhalte“. 


bb) Aufkommen gemeldeter Inhalte in 2018 bis 2020 

Facebook weist mehrere Inhalte einer Beschwerde in der Aufschlüsselung 
nach dem*der Beschvverdeführer”in nicht einzeln aus, sondern zählt sie 
entsprechend ihrer Zugehörigkeit zu einer Beschwerde als eine Beschwerde. 
Dies geschieht auch bei der Aufschlüsselung nach dem Beschwerdegrund, 
jedoch können hier einer Beschwerde mehrere Straftatbestände zugeordnet 
werden. 


Um einen Vergleich mit den anderen Sozialen Netzwerken anstellen zu 
können, soll in den folgenden Analysen für diese Berichtspflicht alternativ 
zum Beschwerdeaufkommen die Zahl gemeldeter Inhalte betrachtet werden. 


Abbildung ı3 visualisiert entsprechend die Zahl gemeldeter Inhalte für die 
Jahre 2018 bis 2020 für das Soziale Netzwerk Facebook. Hierbei handelt es sich 
laut allen Halbjahresberichten nur um solche beanstandeten Inhalte, die als 
Beschwerde ausschließlich über das NetzDG-Meldeformular eingegangen 
sind.” 


Der Darstellung ist zu entnehmen, dass im zweiten Halbjahresbericht 2018 die 
Zahl der gemeldeten Inhalte von zuvor 1.704 (1. HJB 2018) auf 1.048 Inhalte 
gesunken ist. Dies entspricht einem Rückgang um 38,5 %. Es kann keine 
Aussage hinsichtlich der Gründe für diese Abnahme getroffen werden, da sich 
insbesondere die Meldemechanismen in diesem Zeitraum nicht geändert 
haben und auch keine anderen Anhaltspunkte hierfür ersichtlich sind. Die 
Zahl gemeldeter Inhalte bleibt im ersten Halbjahresbericht 2019 mit 1.050 
Inhalten auf nahezu dem gleichen Stand wie im vorangegangenen Bericht. 
Signifikant ist hingegen der Anstieg, welcher den Zahlen aus dem zweiten 
Halbjahresbericht 2019 zu entnehmen ist. Mit 4.274 gemeldeten Inhalten hat 
sich die Anzahl der beschwerdegegenständlichen Inhalte somit vervierfacht. 


Der Anstieg an gemeldeten Inhalten setzt sich auch im ersten Halbjahr 2020 
fort (6.038 gemeldete Inhalte). Ein möglicher Grund hierfür könnten Neue- 
rungen im Meldeprozess sein. Facebook verweist darauf, dass seit dem 


122 1, HİB 2018 Facebook, S. 3; ebenso in 2. HİB 2018 Facebook, S. 4; 1. HİB 2019 Facebook, S. 4; 
2. HJB 2019 Facebook, S. 4; 1. HJB 2020 Facebook, S. 4 und 2. HJB 2020 Facebook, S. 4. 

123 Vgl. ı. HİB 2018 Facebook, S. 3; ebenso in 2. HİB 2018 Facebook, S. 4; 1. HİB 2019 Facebook, 
S. 4; 2. HJB 2019 Facebook, S. 4 und i. HJB 2020 Facebook, S. 4. 
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Anzahl der gemeldeten Inhalte Facebook 
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2018/01 2018/02 2019/01 2019/02 2020/01 2020/02 
Anzahl der gemeldeten Inhalte 1704 1048 1050 4274 6038 4401 


Abb. 13: Anzahl gemeldeter Inhalte bei Facebook im Zeitraum von 2018-2020 


zweiten Halbjahr des Jahres 2019 neue Optionen für Nutzer”innen getestet 
werden, um über einen direkten Link am Inhalt das Aufrufen des NetzDG- 
Meldeformulars zu ermöglichen.”* Im zweiten Halbjahr 2020 ist seit dem 
ersten Halbjahr 2019 erstmals wieder ein Rückgang an gemeldeten Inhalten zu 
verzeichnen. Dabei sinkt die Anzahl um 27,11 %. 


c) Berichtsangaben von YouTube 


aa) Ausführungen in den Halbjahresberichten 

In den Halbjahresberichten von YouTube werden die Gesamtzahlen der ein- 
gegangenen Beschwerden grafisch in Diagrammen dargestellt. Im Rahmen 
dieser Darstellungsform wird weiter nach Beschvverdeführer”in sowie nach 
Beschwerdegrund differenziert. 


In den Halbjahresberichten von YouTube werden lediglich Beschwerden in die 
Darstellungen einbezogen, welche „sich explizit auf das NetzDG bezogen 
haben.“” Es wird zudem auch in diesem Fall darauf verwiesen, dass „[e]ine 


124 Vgl. 2. HJB 2019 Facebook, S. 3; ebenso in ı. HJB 2020 Facebook, S. 3. 
125 1. HJB 2018 YouTube, S. 3; ebenso in 2. HJB 2018 YouTube, S. 2; ähnlich in ı. HJB 2019 
YouTube, S. 3: „Die hier aufgeführten Angaben betreffen nur Beschwerden über angeblich 
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einzelne Beschwerde |[...] mehrere Inhalte (z.B. mehrere Videos oder Kom- 
mentare) enthalten [kann]“.” Diese werden im Gegensatz zu Facebook 
jedoch nicht als eine Beschwerde (entsprechend dem Beschwerdeeingang) 


gezählt, sondern „jeweils einzeln als Inhalt“ ausgewiesen.” 


Dies zeigt sich auch bei der Betrachtung des ersten Diagramms, welches die 
Zahl „[g]emeldete[r] Inhalte“ differenziert nach Art des*der Beschwerde- 
führers”in (Beschwerdestelle und Nutzer”in) visualisiert.”” Die Anzahl der 
eingegangenen Beschwerden wird dabei nicht betrachtet. YouTube verweist 
im Zusammenhang mit dieser Darstellung zudem darauf, dass die „Daten İ...) 
allein auf der Auswahl des Beschwerdeführers bei Einreichung der 
Beschwerde [beruhen] und [...] nicht überprüfft] [werden kann], ob ein 
Beschwerdeführer, der „Beschwerdestelle“ auswählt, tatsächlich mit einer 
Beschwerdestelle in Verbindung steht.“” 


Das zweite Diagramm dient der Visualisierung gemeldeter Inhalte unterglie- 
dert nach dem jeweiligen Beschwerdegrund. YouTube verwendet eigene 
inhaltliche Kategorien als Beschvverdegrundlage. Beschwerdeführer*innen 
können hiernach aus den folgenden sieben Kategorien wählen, um ihre 
Beschwerde zu begründen?” 


e Hassrede oder politischer Extremismus, 

e Persönlichkeitsrechtsverletzung oder Beleidigung, 
e Pornografische Inhalte, 

e Ungeeignete oder gefährliche Inhalte, 


ə Gewalt, 


rechtswidrige Inhalte im Sinne des NetzDG.“, siehe auch 2. HJB 2019 YouTube, S. 3; i. HJB 
2020 YouTube, S. 3 und 2. HJB 2020 YouTube, S. 3. 

126 1. HİB 2018 YouTube, S. 3; ebenso in 2. HİB 2018 YouTube, S. 2; i. HİB 2019 YouTube, S. 3; 2. 
HJB 2019 YouTube, S. 3; ı. HİB 2020 YouTube, S. 3 und 2. HİB 2020 YouTube, S. 3. 

127 1, HİB 2018 YouTube, S. 3; ebenso in 2. HİB 2018 YouTube, S. 2; i. HİB 2019 YouTube, S. 3; 2. 
HJB 2019 YouTube, S. 3; ı. HİB 2020 YouTube, S. 3 und 2. HİB 2020 YouTube, S. 3. 

128 ı. HİB 2018 YouTube, S. 3; ebenso in 2. HİB 2018 YouTube, S. 3; i. HİB 2019 YouTube, S. 3; 2. 
HJB 2019 YouTube, S. 3; ı. HİB 2020 YouTube, S. 3 und 2. HİB 2020 YouTube, S. 3. 

129 Vgl. ı. HİB 2018 YouTube, S. 3; ebenso in 2. HJB 2018 YouTube, S. 3; i. HİB 2019 YouTube, 
S. 3; 2. HJB 2019 YouTube, S. 3; ı. HJB 2020 YouTube, S. 3 und 2. HJB 2020 YouTube, S. 3. 

130 1. HİB 2018 YouTube, S. 3; ebenso in 2. HİB 2018 YouTube, S. 3; i. HİB 2019 YouTube, S. 3; 2. 

HJB 2019 YouTube, S. 3; ı. HİB 2020 YouTube, S. 3 und 2. HİB 2020 YouTube, S. 3. 

1. HJB 2018 YouTube, S. 4; ebenso in 2. HJB 2018 YouTube, S. 3; i. HJB 2019 YouTube, S. 4; 

2. HİB 2019 YouTube, S. 4 und i. HİB 2020 YouTube, S. 4 und 2. HİB 2020 YouTube, S. 4. 


= 
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e Privatsphäre, 


e Terroristische oder verfassungswidrige Inhalte. 


Die Straftatbestände des $ 1 Abs. 3 NetzDG werden demnach in den Halb- 
jahresberichten von YouTube nicht einzeln differenziert. Eine Aufschlüsse- 
lung, welche dieser Straftatbestände den von YouTube verwendeten Inhalts- 
kategorien zuzuordnen sind, erfolgt seit Veröffentlichung des ı. Halbjahres- 
berichts 2019.” 


Der Darstellung kann nicht entnommen werden, wie viele der beanstandeten 
Inhalte mit entsprechendem Beschwerdegrund von Nutzer”innen oder von 
Beschwerdestellen eingereicht worden sind, da jeweils nur die Gesamtzahl 
aller beschwerdegegenständliche Inhalte ungeachtet der eingebenden Stelle 
ausgewiesen ist. 


bb) Aufkommen gemeldeter Inhalte in 2018 bis 2020 

Die folgende Abbildung 14 zeigt die Anzahl gemeldeter Inhalte im Zeitraum 
von 2018 bis 2020 für YouTube, welche sich aus der Summe gemeldeter Inhalte 
von Nutzern*innen und Beschwerdestellen ergibt. Auch in diesem Fall handelt 
es sich um Inhalte, die aufgrund einer NetzDG-Beschwerde (Beschwerde mit 
Weg über das Flagging oder NetzDG-Meldeformular) eingereicht worden 
sind.” 


Vom ersten Halbjahresbericht 2018 bis zum ersten Bericht des Jahres 2019 
zeigt sich eine kontinuierlich steigende Anzahl gemeldeter Inhalte. Im Ver- 
gleich der Zahlen der Berichte aus dem Jahr 2018 zeigt sich ein Anstieg um 
16,82 %. Dies entspricht einem Zuwachs um 36.130 beanstandete Inhalte im 
zweiten Halbjahresbericht 2018. Mit einer Steigerung um 21,31 % im Vergleich 
zum vorangegangenen Bericht hat das Beschwerdeaufkommen im ersten 
Halbjahresbericht 2019 weiter zugenommen. Im zweiten Halbjahresbericht 
2019 stellt sich hingegen ein Rückgang gemeldeter Inhalte ein. Der Wert fällt 
im Vergleich zum ersten Halbjahresbericht 2019 um 8,85 %, d.h. es wurden 
26.947 Inhalte weniger beanstandet. Anzumerken ist jedoch, dass dieser Wert 
dennoch weiterhin über dem Wert des zweiten Halbjahresberichts des Jahres 


132 Vgl. i. HİB 2019 YouTube, S. ı2f.; ebenso in 2. HİB 2019 YouTube, S. nf.; i. HİB 2020 
YouTube, S. ı5f. und 2. HJB 2020 YouTube, S. 15 ff. 

133 Vgl. ı. HİB 2018 YouTube, S. 3; ebenso in 2. HİB 2018 YouTube, S. 3; i. HİB 2019 YouTube, 
S. 3; 2. HİB 2019 YouTube, S. 3 und i. HİB 2020 YouTube, S. 3. 
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Anzahl der gemeldeten Inhalte Youtube 
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Anzahl der gemeldeten Inhalte 214827 250957 304425 277478 388824 323792 


Abb. 14: Anzahl gemeldeter Inhalte bei YouTube im Zeitraum von 2018-2020 


2018 liegt. Die Anzahl an gemeldeten Inhalten nimmt hingegen im ı. Halbjahr 
2020 wieder deutlich zu. Eine Steigerung um 140,13 % ist hierbei zu ver- 
zeichnen. Ein leichter Rückgang um 16,73 % ist im zweiten Halbjahr 2020 zu 
erkennen. Die Ursache für diese Trendabweichungen bleiben unklar, da sich — 
soweit ersichtlich — weder die Meldemechanismen geändert haben noch 
andere Anhaltspunkte hierfür gegeben sind.”" 


d) Berichtsangaben von Twitter 


aa) Ausführungen in den Halbjahresberichten 

Die Halbjahresberichte von Twitter ermöglichen in tabellarischer Form einen 
Überblick über die Anzahl eingegangener Beschwerden aufgeschlüsselt nach 
Art des*der Beschwerdeführers*in sowie nach dem Beschwerdegrund. 


In der ersten Tabelle wird die Gesamtzahl eingegangener Beschwerden sowie 
die Anzahl der Beschwerden, bei welchen eine Maßnahme ergriffen worden 


134 Siehe aber die Angaben der Sozialen Netzwerke zu Schwankungen im Rahmen der 
Befragung in der diesseitigen qualitativen Studie, hierzu oben IV.2.c)bb)(3) sowie unten 
VII. Anhang 2. 
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ist, nach Nutzer*innen sowie Beschwerdestellen aufgeschlüsselt. Twitter gibt 
in diesem Zusammenhang die folgenden Hinweise!” 


„Alle Daten basieren auf den von Beschwerdeführern selbst während des Ausfüllens der 
Beschwerde angegebenen Informationen. Alle Beschwerden werden mitgezählt, ohne 
Rücksicht auf die von Beschwerdeführern gewählte Kategorie. 

”"Maf$nahme” bedeutet in diesem Zusammenhang, dass der gemeldete Inhalt entweder 
(1) aufgrund eines Verstoßes gegen die Twitter Allgemeinen Geschäftsbedingungen oder 
die Twitter Regeln gänzlich von der Plattform entfernt wurde oder (2) in Deutschland 
zurückgezogen wurde, nachdem wir einen Verstoß gegen das NetzDG festgestellt haben.“ 


Damit wird deutlich, dass Twitter in den Halbjahresberichten alle 
Beschwerden zählt, unabhängig davon, ob diese gegen die Community- 
Standards oder gegen das NetzDG gerichtet sind. 


Ungeklärt bleibt in diesem Zusammenhang jedoch, welche Kategorie-Auswahl 
im ersten Absatz gemeint ist. So gibt es neben der übergeordneten Auswahl 
(z.B. Spam, missbräuchlich oder verletzend, NetzDG, usw.) auch diverse 
Unterkategorien, in denen der Beschwerdegrund genauer definiert werden 
kann.” 


Seit dem ersten Halbjahresbericht 2019 ergänzt Twitter die Betrachtung der 
Gesamtzahl eingegangener Beschwerden um einige Erläuterungen zur 
Trendentwicklung im Vergleich zu den vorangegangenen Halbjahresberich- 
ten.” Dies umfasst für den zweiten Halbjahresbericht 2020 die folgenden 
Informationen: 


„Im zweiten Halbjahr 2020 verzeichneten wir einen Anstieg der Nutzerbeschwerden um 
6,9% und eine Abnahme der Beschwerden von Beschwerdestellen um 5% gegenüber der 
Berichtsperiode Januar — Juni 2020. In 2019 hatte die Zahl der bei Twitter in beiden Jah- 
reshälften eingegangenen NetzDG-Meldungen stark zugenommen, mit einem Anstieg um 
68,9% allein im zweiten Halbjahr. Die Entwicklung des Beschwerdevolumens im Jahr 2020 
deutet eine Stabilisierung der eingehenden Beschwerden an: Nutzerbeschwerden sanken 
um 5,3% und Beschwerden von Beschwerdestellen stiegen um 23,7% im Vergleich zum 
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Vorjahr“. 


135 2. HİB 2018 Twitter, S. 13; ähnlich in ı. HJB 2019 Twitter, S. ız, 2. HİB 2019 Twitter, S. 12; 
1. HİB 2020 Twitter, S. 13 und 2. HİB 2020 Twitter, S. 18. Im ı. HJB 2018 sind diese 
Informationen noch nicht enthalten, vgl. ı. HİB 2018 Twitter, S. 7. 

136 Siehe auch oben V1.2.d). 

137 Vgl. ı. HİB 2019 Twitter, S. ı2f.; ähnlich in 2. HİB 2019 Twitter, S. 13; ı. HİB 2020 Twitter, 
S. 14 und 2. HİB 2020 Twitter, S. 18. 

138 2. HİB 2020 Twitter, S. 18. 
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Eine weitere Tabelle gewährt einen Überblick über die Anzahl eingegangener 
Beschwerden aufgeschlüsselt nach dem Beschwerdegrund.”” Hierbei wird 
nach Beschwerden von Nutzer”innen sowie Beschwerdestellen differenziert. 
Zudem wird auch die Anzahl der Beschwerden angegeben, die zu einer 
Mafnahme geführt haben. Die Aufschlüsselung der Beschwerdegründe ori- 
entiert sich hierbei an den Straftatbeständen, welche in S 1 Abs. 3 NetzDG 
genannt sind.” 


bb) Aufkommen gemeldeter Inhalte in 2018 bis 2020 

Abbildung ı5 visualisiert die Anzahl gemeldeter Inhalte für Twitter im Zeit- 
raum von 2018 bis 2020. Den Halbjahresberichten des Dienstes ist nicht zu 
entnehmen, ob in einer Beschwerde mehrere Inhalte gemeldet werden kön- 
nen. Nach Prüfung des Meldevorganges durch die Autor”innen ist jedoch 
davon auszugehen, dass eine Beschwerde einem gemeldeten Inhalt entspricht, 
da im Meldeverfahren nur ein beschwerdegegenständlicher Inhalt angegeben 
werden kann. 


Dem Diagramm ist zu entnehmen, dass sich die Anzahl gemeldeter Inhalte 
nach einem geringfügigen Rückgang im zweiten Halbjahr 2018 auf ein seit 
Ende 2019 ungefähr gleichbleibendes Niveau von ca. 800.000 beschwerdege- 
genständlichen Inhalten pro Halbjahr gesteigert hat. 


Mit Blick auf die gemeldeten Inhalte im zweiten Halbjahresbericht 2019 lässt 
sich im Vergleich zum vorangegangenen Bericht eine weitere deutliche Stei- 
gerung um 68,93 % feststellen. Hierfür bringt Twitter u.a. politische Märsche, 
Wahlen und gewaltsame Zwischenfälle (z.B. Halle) als mögliche Gründe für 
die weitere Erhöhung an.“ Im Gegensatz zu den zwei Jahreshälften in 2019 ist 
im ersten Halbjahr 2020 eine Minderung der Anzahl eingegangener 
Beschwerden zu erkennen. Dies deute „eine momentane Stabilisierung der 


139 Anmerkung: Ab ı. HJB 2019 hat sich freilich die inhaltliche Abfolge von Schwerpunkten 
geändert. Die Betrachtung der Themen „Team, Schulung und Ressourcen“ sowie „Bran- 
chenverbände“ erfolgt nun direkt nach der „Gesamtzahl der Beschwerden“. Dadurch ist 
der inhaltliche Zusammenhang zur Aufschlüsselung eingegangener Beschwerden nach 
dem Beschwerdegrund nicht mehr eindeutig gegeben, vgl. ı. HİB 2019 Twitter, S. ız fi, ə. 
HIB 2019 Twitter, S. ı3f. und ı HİB 2020 Twitter. S. ı4f. Im 2. HİB 2020 hat Twitter diesen 
Punkt weiter ausgebaut und beschrieben, vgl. 2. HİB 2020 Twitter, S. ıgff. 

140 Vgl. ı. HİB 2018 Twitter, S. 8ff.; ebenso in 2. HİB 2018 Twitter, S. ış ff.; i. HİB 2019 Twitter, 
S. ı6ff.; 2. HİB 2019 Twitter, S. ı6ff.; und ı. HJB 2020 Twitter, S. ızff. und 2. HİB 2020 
Twitter, S. 23 ff. 

ıqı Vgl. 2. HİB 2019 Twitter, S. 13. 
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Anzahl der gemeldeten Inhalte Twitter 
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Abb. ış: Anzahl gemeldeter Inhalte bei Twitter im Zeitraum von 2018-2020 

eingehenden Beschwerden an“.”” Im zweiten Halbjahr 2020 ist erneut eine 
Steigerung der gesamten Beschwerdeeingänge um ca. 6 % zu erkennen. Nach 
den Angaben des Sozialen Netzwerks sind dabei im Vergleich zum ı. Halb- 
jahresbericht 2020 die Nutzer”innenbeschvverden um 6,9% gestiegen, die 
Beschwerden über die Beschwerdestellen hingegen um 5% gesunken. Den- 
noch spricht Twitter in diesem Zusammenhang weiterhin von einer Stabili- 
sierung des Beschvverdevolumens. “” 


e) Vergleichende Analyse 


Die Berichtspflicht nach $ 2 Abs. 2 Nr. 3 NetzDG sieht die Darstellung der 
Anzahl der im Berichtszeitraum eingegangenen Beschwerden über rechts- 
widrige Inhalte vor. Sowohl Facebook als auch YouTube verweisen explizit 
darauf, dass sich die dargestellten Zahlen ausschließlich auf NetzDG-Be- 
schwerden beziehen. Twitter hingegen bezieht sowohl die Beschwerden gegen 
die eigenen Community-Standards sowie die Beschwerden gegen das NetzDG 
mit ein. 


142 1. HJB 2020 Twitter, S. 14. 
143 Vgl. 2. HJB 2020 Twitter, S. 18. 


177 


VI. Anhang 1: Analyse der Halbjahresberichte im Einzelnen 


Weiterhin ist festzuhalten, dass Facebook sowie Twitter in ihren Tabellen, wie 
in der gesetzlichen Berichtspflicht gefordert, die Anzahl eingegangener 
Beschwerden berücksichtigen und nicht einzelne Inhalte separat angeben. 
YouTube hingegen verweist darauf, dass in den entsprechenden Diagrammen 
jeweils die Inhalte einer Beschwerde einzeln ausgewiesen werden. Diese 
Umsetzung folgt demnach nicht dem engen Gesetzeswortlaut der Berichts- 
pflicht nach $ 2 Abs. 2 Nr. 3 NetzDG und erschwert die Vergleichbarkeit der 
vorgelegten Daten der drei Sozialen Netzwerke. Ebenfalls fehlen einheitliche 
Angaben darüber, welche Beschwerden aus welchen Meldeformularen her- 
vorgegangen und inwieweit Beschwerden aufgrund der eigenen Community- 
Standards gelöscht und somit eventuell aus den Gesamtzahlen herausge- 
rechnet oder den Zahlen hinzugerechnet worden sind. Allerdings ergibt sich 
die Erforderlichkeit einer solchen Differenzierung auch nicht aus den Vorga- 
ben des NetzDG. 


Bei Betrachtung der Umsetzung der Differenzierung nach dem*der 
Beschwerdeführer*in wird ersichtlich, dass alle drei Sozialen Netzwerke diese 
Aufschlüsselung gemäß des NetzDG vornehmen. Allerdings erfolgt — soweit 
ersichtlich — nur eine Übernahme der Angaben der Beschwerdeführer*innen 
ohne eigene Prüfung, ob die Angabe ,Beschvverdestelle“ bzw. „Nutzer“ 
zutreffend ist. 


Im Hinblick auf die Untergliederung der Beschwerdegründe zeigt sich, dass 
sich Facebook und Twitter auf die in $ ı Abs. 3 NetzDG genannten Straftat- 
bestände stützen und der Berichtspflicht in diesem Punkt nachkommen. 
Anzumerken ist lediglich, dass Facebook die $$ ı29 bis ı29b StGB als einen 
Beschwerdegrund zusammenfasst, wohingegen Twitter diese Straftatbestände 
einzeln ausweist. 


Einen hiervon abweichenden Ansatz verfolgt hingegen YouTube. Das Soziale 
Netzwerk definiert — wie ausgeführt — eigene Inhaltskategorien für die 
Beschvverdegründe. Weiterführende Informationen, welche der in $ 1 Abs. 3 
NetzDG genannten Straftatbestände den jeweiligen Kategorien zuzuordnen 
sind, stehen seit der Veröffentlichung des 1. HJB 2019 zur Verfügung. 


144 In den vorangegangenen Halbjahresberichten aus dem Jahr 2018 war eine entsprechende 
Aufschlüsselung noch nicht vorhanden, sodass bis zu diesem Zeitpunkteine verglei- 
chende Analyse mit den anderen Sozialen Netzwerken kaum möglich war. 
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In Bezug auf die Aufschlüsselung nach dem Beschwerdegrund ist für Facebook 
überdies zu bemerken, dass die dargestellten Zahlen von der Angabe der 
anderen beiden Netzwerke abweichen. Dies liegt darin begründet, dass es 
Facebook-Nutzer*innen möglich ist, bei Beschwerden mehrere Gründe für die 
Rechtswidrigkeit eines einzelnen angezeigten Inhaltes anzugeben, welche in 
die Gesamtbetrachtung der Beschwerdegründe einfließen. Infolgedessen 
besteht keine einheitliche Zahlengrundlage, um eine Vergleichbarkeit zwi- 
schen den drei untersuchten Sozialen Netzwerken herstellen zu können. 


Weiterhin ist anzumerken, dass alle Sozialen Netzwerke darauf verweisen, 
dass sich die dargestellten Zahlen der Beschwerdegründe auf die Angaben 
beziehen, welche die Beschvverdeführer”innen selbst im Meldevorgang 
gemacht haben. 


Ferner ergibt sich mit Blick auf die Umsetzung der Berichtspflicht, dass 
Facebook sowie Twitter hierfür in allen Halbjahresberichten Gesamtüber- 
sichten in Form einer Tabelle nutzen, aus denen sowohl die Aufschlüsselung 
nach Beschvverdeführer”in als auch nach dem Beschwerdegrund zu entneh- 
men ist. Das heifšt, es kann bei diesen beiden Netzwerken auch nachvollzogen 
werden, wie viele der unter einem bestimmten Beschwerdegrund eingegan- 
genen Beschwerden von einer Beschwerdestelle oder einem”r Nutzer*in 
eingereicht worden sind. Diese Umsetzung wird im Rahmen der Berichts- 
pflicht nach $ 2 Abs. 2 Nr. 3 NetzDG allerdings nicht explizit gefordert. You- 
Tube nutzt in diesem Zusammenhang Säulendiagramme, die gemeldete 
Inhalte nach Beschvverdeführer”innen differenziert aufschlüsseln. 


Für die Gesamtübersicht von Twitter ist mit Blick auf alle Halbjahresberichte 
festzustellen, dass neben der Angabe eingegangener Beschwerden auch die 
Anzahl der Beschwerden angeführt wird, für die eine Maßnahme ergriffen 
worden ist.” Es ist davon auszugehen, dass in dieser Übersicht die 
Berichtspflichten nach $ 2 Abs. 2 Nr. 3 sowie Nr. 7 NetzDG zusammengefasst 
werden. 


Abschließend werden die Zahlen gemeldeter Inhalte im Zeitraum von 2018 bis 
2020 für alle drei Sozialen Netzwerke (siehe Abb. ı6) vergleichend gegen- 
übergestellt. 


145 Vgl. ı. HİB 2018 Twitter, S. 7; ebenso in 2. HJB 2018 Twitter, S. 13; i. HİB 2019 Twitter, S. 12; 
2. HJB 2019 Twitter, S. 12; ı. HİB 2020 Twitter, S. ış und 2. HİB 2020 Twitter, S. 18. 
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Vergleich der gemeldeten Inhalte 


x | | 
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m 2013/01 1704 214827 
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Abb. 16: Vergleichende Darstellung — Anzahl (NetzDG-)gemeldeter Inhalte im Zeitraum von 
2018-2020 für Facebook, YouTube und Twitter 


Wesentliche Aspekte, die für das jeweilige Soziale Netzwerk mit Blick auf die 
zur Verfügung gestellten Zahlen zu berücksichtigen sind, wurden bereits in 
den Einzelauswertungen erläutert. Es ist indes erneut darauf hinzuweisen, 
dass die Daten von Facebook und YouTube auf gemeldeten Inhalten beruhen, 
die aufgrund einer NetzDG-Beschwerde eingegangen sind. Im Gegensatz dazu 
werden bei Twitter sowohl die Beschwerden wegen behaupteten Verstoßes 
gegen Community-Standards als auch gegen das NetzDG berücksichtigt. 
Weiter ist unklar, inwieweit Beschwerden gegen das NetzDG bereits mögli- 
cherweise aufgrund eines Verstoßes gegen die eigenen Community-Standards 
von den Netzwerken gelöscht und somit herausgerechnet wurden. Es ist 
jedoch aufgrund der Äußerungen in den Halbjahresberichten und der Ant- 
worten der Sozialen Netzwerke in der Befragung (qualitative Studie) davon 
auszugehen, dass auch Beschwerden, welche lediglich nach AGB verstoß 
begründet waren, bei den angegebenen Zahlen — sowohl Beschwerdeeingang 
als auch Inhaltsentfernung — berücksichtigt worden sind. 


Im direkten Vergleich zeigt sich, dass die Anzahl gemeldeter Inhalte bei 
Facebook über den gesamten Betrachtungszeitraum hinweg erheblich nied- 
riger ist, als bei YouTube und Twitter. Selbst die in der Einzelbetrachtung 
ersichtlichen, starken Anstiege im zweiten Halbjahresbericht 2019 und erstem 
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4. Organisatorische und strukturelle Angaben 


Halbjahresbericht 2020 führen in dieser Gegenüberstellung zu keiner 
wesentlichen Angleichung an die Zahlen der beiden anderen Sozialen Netz- 
werke. 


Die Zahlen von YouTube und Twitter liegen mit Blick auf die Werte aus den 
Halbjahresberichten des Jahres 2018 (blaue und rotfarbene Balken) noch 
weitestgehend auf gleichem Niveau. Ab dem ersten Halbjahresbericht 2019 
(grüne Balken) stellt sich hingegen bei Twitter ein signifikanter Anstieg 
gemeldeter Inhalte ein, der sich auch im darauffolgenden Halbjahresbericht 
(lila Balken) weiter fortsetzt. Es wird angenommen, dass diese erhebliche 
Steigerung unter anderem auf eine Anpassung des Meldeweges für nicht-an- 
gemeldete Nutzer”innen zurückzuführen ist. 


Übergreifend betrachtet kann für alle drei Sozialen Netzwerke kein einheit- 
licher Trend für die Entwicklung der Zahlen festgestellt werden. 


4. Organisatorische und strukturelle Angaben 
a) Gesetzliche Berichtspflicht ($ 2 Abs. 2 Nr. 4 NetzDG) 


aa) Organisation, Ausstattung und Kompetenz 

Die sozialen Netzwerke haben halbjährlich auch zu berichten über „Organi- 
sation, personelle Ausstattung, fachliche und sprachliche Kompetenz der für 
die Bearbeitung von Beschwerden zuständigen Arbeitseinheiten und Schulung 
und Betreuung der für die Bearbeitung von Beschwerden zuständigen Per- 
sonen“. 


Die Angaben zu Organisation und Ausstattung des betrauten Prüfpersonals 
bzw. der „Arbeitseinheiten“ umfassen die Zahl der insgesamt im Bereich des 
Beschwerdemanagements nach $3 NetzDG betrauten Mitarbeiter”innen 
sowie die Struktur der Befassung internen (angestellten) oder externen Per- 
sonals, etwa in ausgelagerten Organisationseinheiten oder (dienstvertraglich) 
beauftragten eigenständigen Gesellschaften, die sich auf Content-Prüfung von 
Telemedien spezialisiert haben. Zu den Arbeitseinheiten gehören hingegen 
nicht Einrichtungen der freiwilligen Selbstkontrolle oder im Einzelfall mit der 
Interessenvertretung oder rechtlichen Beratung beauftragte Rechtsanw- 
ält*innen. 


146 Vgl. Liesching in: Spindler/Schmitz, TMG — Kommentar, 2. Aufl. 2018, $ 2 NetzDG Rn. 19. 


181 


VI. Anhang 1: Analyse der Halbjahresberichte im Einzelnen 


Hinsichtlich der fachlichen Kompetenz kann auf die Ausbildung der Ange- 
hörigen der Arbeitseinheiten sowie Berufsabschlüsse und Teilnahmen an 
Fortbildungen und Schulungen, aber auch auf etwaige Einstellungsvoraus- 
setzungen und -tests eingegangen werden.'” Die in Nr. 4 weiterhin genannte 
Sprachkompetenz bezieht sich in erster Linie auf die Beherrschung der 
deutschen Sprache"” durch die Angehörigen der Arbeitseinheiten. Da maß- 
gebliche Beschwerdegegenstände auf deutsche Straftatbestände nach $ı 
Abs. 3 NetzDG beschränkt sind, wird die überwiegende Mehrzahl der 
Beschwerden durch Beschwerdestellen und Nutzer”innen auf Deutsch zu 
bearbeiten sein. Auch die vertiefte Auseinandersetzung mit der diffizilen 
Auslegung'” der einzelnen Straftatbestände erfordert gute Deutschkenntnisse, 
welche bei den oft länderübergreifend mit Beschwerden aus zahlreichen 
Staaten befassten Arbeitseinheiten in externen Gesellschaften nicht zwingend 
vorhanden sind. 


bb) Schulung und Betreuung 

Die Berichtspflicht bezüglich der Schulung und Betreuung der für die Bear- 
beitung von Beschwerden zuständigen Personen korrespondiert mit der ent- 
sprechenden Compliance-Pflicht des $ 3 Abs. 4 S. 3 NetzDG von regelmäßig, 
mindestens aber halbjährlich angebotenen deutschsprachigen Schulungs- und 
Betreuungsangeboten. Dies kann nicht nur die fachliche Qualifikation 
betreffen, sondern auch den Schutz der Mitarbeiterinnen aufgrund der mit 
Beschwerdeprüfungen und den zu sichtenden Inhalten verbundenen hohen 
psychischen Belastung und dem hohe und ständige Flexibilität erfordernden 
Arbeitsaufwand.” Im Rahmen des Berichts kann auch dargestellt werden, 
welche Angehörigen die Schulungs- und Betreuungsangebote tatsächlich 
wahrgenommen haben (ggf. auch durch Beifügung von Teilnahmelisten). 


147 Anders Knoke/Krüger, in: Gersdorf/Paal, BeckOK Informations- und Medienrecht, 30. 
Edition 2020, $ 2 NetzDG Rn. 27. 

148 Krit. Guggenberger, ZRP 2017, 98, 99; Knoke/Krüger, in: Gersdorf/Paal, BeckOK Informa- 
tions- und Medienrecht, 30. Edition 2020, $ 2 NetzDG Rın. 28. 

149 Siehe hierzu Liesching in: Spindler/Schmitz, TMG — Kommentar, 2. Aufl. 2018, $ ı NetzDG 
Rn. 76f. 

150 S.a. BT-Drs. 18/12356, S. 21; Knoke/Krüger, in: Gersdorf/Paal, BeckOK Informations- und 
Medienrecht, 30. Edition 2020, $ 2 NetzDG Rn. 29. 


182 


4. Organisatorische und strukturelle Angaben 


b) Berichtsangaben von Facebook 


Facebook gliedert die Berichtsangaben im 2. Halbjahresbericht 2018 in drei 
Bereiche auf: (1.) Organisation, (2.) Personelle Ausstattung und Kompetenzen 
und (3.) Schulung und Betreuung.” 


Im ersten Bereich wird die Organisation der zuständigen Teams derart spe- 
zifiziert, dass diese aus „geschulten Fachkräften und Juristen“ bestehen. Im 
zweiten Bereich wird auf die Anzahl der Mitarbeiter”innen eingegangen und 
wie diese sich über die einzelnen Teams verteilen. Im letzten Bereich wird das 
Thema der Aus- und Weiterbildungen der Prüfer*innen behandelt. 


Inhalte, die über das NetzDG-Formular gemeldet werden, gehen nach Anga- 
ben des ersten und zweiten Halbjahresberichts 2020 zuerst an das „Global 
Market Operations-Team“” bestehend aus internen und externen Mitarbei- 
ter*innen””. Dies entspricht den Angaben in den anderen Halbjahresberich- 
ten.” 


Eine erste Prüfung des gemeldeten Inhalts erfolge ausvveislich der Berichts- 
angaben beim „Vertragspartner|n] Majorel (zuvor „Arvato“) in Berlin und CCC 
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in Essen".”” Dort werde ein Verstoß gegen die Gemeinschaftsstandards geprüft 


151 Im ip HİB 2018 wird die Aufteilung noch vorgenommen in: ı. Organisation, Personelle 
Ausstattung und Kompetenzen und ə. Schulung und Betreuung. Vgl. 1. HİB 2018 Face- 
book, S. af. 

152 2. HJB 2018 Facebook, S. 5; ebenso in ı. HJB 2019 Facebook, S. 6; 2. HJB 2019 Facebook, 
S. 6; i. HJB 2020 Facebook, S. 6 und 2. HJB 2020 Facebook, S. 6; ähnlich in 1. HJB 2018 
Facebook, S. 4. 

153 1. HJB 2020 Facebook, S. 6 und 2. HJB 2020 Facebook, S. 6. 

154 Imı. und 2. HİB 2018 ist es noch das „Facebook Community Operations-Team"“, im i. HJB 
2019 das „Community Operations-Team“ und im ə. HJB 2019 das „Market Operations- 
Team“. Vgl. i. HİB 2018 Facebook, S. 4; ebenso in 2. HİB 2018 Facebook, S. 5; i. HİB 2019 
Facebook, S. 6; 2. HİB 2019 Facebook, S. 6; i. HİB 2020 Facebook, S. 6 und 2. HİB 2020 
Facebook, S. 6. 

155 Im ı. HJB 2018 wird noch im Vergleich detailliert auf die Sprachkenntnisse der einzelnen 
Prüfer*innen eingegangen. So handele es sich bei den Prüfer*innen der Firma Majorel 
ehemals Arvato hauptsächlich um Muttersprachler*innen. Sollte ein Inhalt in einer 
anderen Sprache verfasst sein, so bearbeitet ihn jemand, der die Sprache fließend 
beherrscht, vgl. ı. HİB 2018 Facebook, S. 4. 

156 ı. HİB 2019 Facebook, S. 6; ebenso in 2. HJB 2019 Facebook, S. 6; i. HİB 2020 Facebook, S. 6 
und 2. HJB 2020 Facebook, S. 6; ähnlich in ı. HJB 2018 Facebook, S. 4 und 2. HJB 2018 
Facebook, S. 5. 
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und der beschwerdegegenständliche Inhalt gegebenenfalls entfernt.” 
Beschwerden, die nicht gegen diese Standards verstoßen, würden an das 
„Legal Takedown Request Operations-Team“” weitergeleitet und dort einer 
mehrstufigen rechtlichen Prüfung unterzogen. 


Das entsprechende Team bestehe dabei aus Facebook-Mitarbeiter”innen der 
Büros in Dublin”, sowie externen Mitarbeiter*innen „die in den Facebook- 
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Büros in Dublin und Austin arbeiten“. Die Beschwerden werden den 
Angaben zufolge zuerst durch externe Angestellte geprüft, deren Aufgabe es 
sei, rechtswidrige Inhalte rechtzeitig zu sperren „sowie mit dem Beschwer- 
deführer zu kommunizieren“. 


Gearbeitet werde dabei auf Basis von Orientierungshilfen, die durch „unter- 
nehmensinterne Juristen und durch externe Rechtsanwälte“ entwickelt 
worden sind. Sollte eine genauere Prüfung erforderlich sein, wird der Inhalt 
nach den Angaben der Halbjahresberichte an eine”n interne”n Prüfer*in 
weitergeleitet, der*die ihn erneut untersuche und entsprechende Maßnahmen 
ergreife. 


Sollte danach die Rechtswidrigkeit immer noch unklar sein, geht die Prüfung 
ausweislich der Berichtsangaben in einer dritten Stufe an eine”n interne”n 


157 Imı. HİB 2018 wird noch einmal betont, dass es sich bei den Mitarbeiterinnen Majorels 
(vormals Arvato) um Leute handelt die die deutsche Sprache fließend beherrschen. Dies 
fehlt jedoch in den anderen Halbjahresberichten, Vgl. ı. HJB 2018 Facebook, S. 4; 2. HJB 
2018 Facebook, S. s, 1. HİB 2019 Facebook, S. 6; 2. HİB 2019 Facebook, S. 6; ı. HİB 2020 
Facebook, S. 6 und 2. HJB 2020 Facebook, S. 6. 

158 1, HİB 2018 Facebook, S. s, ebenso in 2. HİB 2018 Facebook, S. 5; i. HİB 2019 Facebook, S. 6; 
2. HİB 2019 Facebook, S. 6; ı. HİB 2020 Facebook, S. 6 und 2. HİB 2020 Facebook, S. 6. 

159 Im ı. HJB 2019 gehören, zusätzlich zu den internen Mitarbeiter*innen in Dublin, auch 
noch weitere Facebook Angestellte aus Mountain View zum Team bzw. im 2. HJB 2019, ı. 
HJB 2020 und 2. HİB 2020 wird das Team durch Prüfer*innen aus Sunnyvale ergänzt, vgl. 
1. HJB 2018 Facebook, S. 4; 2. HJB 2018 Facebook, S. 5; ähnlich in ı. HJB 2019 Facebook, 
S. 6; 2. HİB 2019 Facebook, S. 6; i. HİB 2020 Facebook, S. 6 und 2. HİB 2020 Facebook, S. 6. 

160 Im 2. HİB 2020 wird das externe Team durch Mitarbeiter”innen aus Texas ergänzt. 2. HJB 
2018 Facebook, S. 5; ähnlich in ı. HJB 2019 Facebook, S. 6; 2. HJB 2019 Facebook, S. 6; ı. 
HJB 2020 Facebook, S. 6 und 2. HJB 2020 Facebook, S. 6. 

161 2. HİB 2018 Facebook, S. 5; ebenso in ı. HJB 2019 Facebook, S. 6; 2. HİB 2019 Facebook, 
S. 6; i. HİB 2020 Facebook, S. 6 und 2. HİB 2020 Facebook, S. 7; ähnlich in ı. HİB 2018 
Facebook, S. 5. 

162 2. HJB 2018 Facebook, S. 6; ebenso in i. HİB 2019 Facebook, S. 6; 2. HİB 2019 Facebook, S. 6 
und ı. HİB 2020 Facebook, S. 7 und 2. HİB 2020 Facebook, S. 7; ähnlich in ı. HJB 2018 
Facebook, S. 5. 
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Juristen*in. Bei besonders komplexen Fällen würden noch zusätzliche externe 
Jurist*innen mit hinzugezogen. Sobald eine Entscheidung getroffen wurde, 
ergreift das „Legal Takedown Request Operations-Team“"” entsprechende 
Maßnahmen und kommuniziert diese mit dem”der Beschvverdeführer”in 
sowie dem*der Ersteller*in des Inhalts."" 


Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass in jeder Stufe der Prüfung eine 
intensive Kommunikation zwischen internen und externen Prüfpersonen 
stattfinde. Außerdem stellten die Facebook-Mitarbeiter”innen für jedes Team 
„Schulungen, zusätzliche Hilfestellungen und Fachwissen zu NetzDG-Fällen“ 
zur Verfügung.” Darüber hinaus würde mehrmals pro Woche mit internen 
Jurist*innen über besonders komplexe Fälle diskutiert und eine Übersicht 
über Beschwerdeaufkommen etc. des „Legal Takedown Request Operations- 
Team“ an ein funktionsübergreifendes internes Team gesendet. 


Im Weiteren erfolgt in allen Halbjahresberichten eine Erläuterung der per- 
sonellen Ausstattung und der Kompetenzen der einzelnen Teams. Das „Global 
Market Operations‘ Team erhalte eine dreiwöchige Schulung in der Über- 
prüfung der Inhalte auf Verstöße der Gemeinschaftsstandards, einzelne 
erfahrene Mitglieder erhielten zudem Schulungen im Bereich des NetzDG, um 
diese prüfen zu können.“ Das „Legal Takedown Request Operations‘ Team 
erhalte Schulungen zur Prüfung von Inhalten auf NetzDG-Verstöße sowie zur 
Kommunikation mit den Beschvverdeführer”innen und Inhaltsersteller*innen. 


In Intervallen von sechs Monaten erhalten sie eine Auffrischung und Aktua- 


lisierung ihres Wissens und der Abläufe“. Die Weiterbildungen fänden intern 


163 1. HİB 2018 Facebook, S. s, ebenso in 2. HİB 2018 Facebook, S. 6; i. HİB 2019 Facebook, S. 7; 
2. HJB 2019 Facebook, S. 7; ı. HİB 2020 Facebook, S. 7 und 2. HİB 2020 Facebook, S. 7. 

164 Vgl. zu dem in den Halbjahresberichten — soweit ersichtlich — nicht gegenständlichen 
Möglichkeiten der Überprüfung durch ein ,Oversight Board“ jüngst krit. Brosch, MMR 
2021, 26ff. 

165 2. HJB 2018 Facebook, S. 6; ebenso in ı. HJB 2019 Facebook, S. 7; 2. HJB 2019 Facebook, 
S. 7;1. HİB 2020 Facebook, S. 7 und 2. HİB 2020 Facebook, S. 6; ähnlich in ı. HİB 2018, S. 5. 

166 2. HJB 2018 Facebook, S. 6; ebenso in ı. HJB 2019 Facebook, S. 7; 2. HJB 2019 Facebook, 
S. 7; 1. HJB 2020 Facebook. S. 7 und 2. HJB 2020 Facebook, S. 7. 

167 Vgl. ı. HİB 2018 Facebook, S. 5; ebenso in 2. HİB 2018 Facebook, S. 7; i. HİB 2019 Facebook, 
S. 8; 2. HİB 2019 Facebook, S. 8; i. HİB 2020 Facebook, S. 8f. und 2. HİB 2020 Facebook, 
S. 9. 

168 Vgl. 2. HİB 2018 Facebook, S. 8; ebenso in ı. HİB 2019 Facebook, S. 9; 2. HİB 2019 Facebook, 
S. o; 1. HİB 2020 Facebook, S. 9 und 2. HİB 2020 Facebook, S. o; Anmerkung: im 1. HJB 
2o18 Facebook gibt es noch keine Information über das sechsmonatige Intervall, vgl. 1. 
HJB 2o18 Facebook, S. 5 
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durch die hauseigenen Jurist*“innen und extern durch die Mitglieder des Legal 
Teams statt. 


Außerdem werden ausweislich aller Halbjahresberichte für alle Teams psy- 
chologische Betreuung, Einzelsitzungen mit Psycholog*innen, Gruppenthe- 
rapien und Beratungsgespräche für das emotionale Wohlbefinden angeboten. 


c) Berichtsangaben von YouTube 


Nach den unter dem Punkt „Prüfteams“° gemachten Angaben im 2. HJB 2018 
besteht das Prüfpersonal aus „YouTube- und Google-Mitarbeitern oder 
externen Dienstleistern“”” sowie Jurist*innen. Die von diesem Team getrof- 
fenen Entscheidungen würden regelmäßig einer Qualitätsprüfung unterzo- 
gen” und den Bearbeiter”innen werde Feedback zu ihren Entscheidungen 
gegeben. 


Die Prüfteams „bestehen aus Tausenden von Mitarbeitern, die eine Vielzahl 
von Sprachen fließend beherrschen“””, darunter fänden sich auch deutsch- 
sprachige Mitarbeiterinnen, die auf lokale Gesetze geschult sind und die 
Möglichkeit hätten, sich mit der lokalen Google-Rechtsabteilung zu beraten. 
Bei Bedarf könnten noch weitere interne oder lokale externe Jurist*innen 
hinzugezogen werden. 


Die für den deutschen Raum zuständige Gruppe bestehe aus ca. 63 externen 
Prüfer”innen ” sowie einer variierenden Anzahl interner Mitarbeiter”innen, 


169 ı. HİB 2018 YouTube, S. 23; ebenso in 2. HİB 2018 YouTube, S. 18; i. HİB 2019 YouTube, 
S. 21; 2. HİB 2019 YouTube, S. zo, ı. HİB 2020 YouTube, S. 26 und 2. HİB 2020 YouTube, 
S. 28. 

170 ı. HJB 2018 YouTube, S. 23; ebenso in 2. HİB 2018 YouTube, S. 18; i. HİB 2019 YouTube, 
S. 21; 2. HİB 2019 YouTube, S. 20; ı. HİB 2020 YouTube, S. 27 und 2. HİB 2020 YouTube, 
S. 29. 

1⁄1 Wer diese Prüfung durchgeführt hat, wird nicht näher erläutert. In den HJBen wird nur 
von „Wir“ gesprochen, eine genauere Auskunft findet nicht statt, Vgl. ı. HJB 2018 You- 
Tube, S. 23; ebenso 2. HJB 2018 YouTube, S. 18; i. HİB 2019 YouTube, S. zi, 2. HİB 2019 
YouTube, S. zo, ı. HİB 2020 YouTube, S. 27 und 2. HİB 2020 YouTube, S. 29. 

172 1. HİB 2018 YouTube, S. 23; ebenso in 2. HİB 2018 YouTube, S. 19; ı. HİB 2019 YouTube, 
S. zı, 2. HİB 2019 YouTube, S. 21; 1. HİB 2020 YouTube, S. 27 und 2. HİB 2020 YouTube, 
S. 29. 

173 Die Anzahl der Prüfer*innen variieren in den einzelnen Halbjahresberichten zwischen 63 
im 2. HJB 2020 und 100 im ı. HİB 2018, Vgl. i. HİB 2018 YouTube, S.23; ähnlich in 2. HJB 
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die ausschließlich für NetzDG-Beschwerden über YouTube und Google+ 
zuständig seien. Die Mitglieder dieser Gruppe setzten sich ausweislich der 
Angaben in allen Halbjahresberichten zusammen aus Personen unterschied- 
lichster beruflicher Hintergründe, sie beherrschten diverse Sprachen und seien 
„zwischen zo und 60 Jahre[n] alt“. 


Das Prüfpersonal werde darüber hinaus einmal pro Halbjahr Schulungen zu 
Community-Richtlinien, sowie rechtlichen Weiterbildungen durch YouTube- 
bzw. Google-Mitarbeiter*innen, internen und externen Rechtsexpert”innen 
unterzogen.” Außerdem stünden ihnen „regelmäßige Beratungen durch 
Psychologen“"”, Ruheräume und Einzeltherapien zur Verfügung. 


d) Berichtsangaben von Twitter 


Gemäß dem 2. Halbjahresbericht 2020 besteht das Prüfteam bei dem Sozialen 
Netzwerk Twitter aus über i25 Personen”, die neben Deutsch auch über 
weitere Sprachkenntnisse verfügten z.B. Englisch, Französisch, Holländisch 
und Arabisch. Diese Mitarbeiterinnen würden regelmäßig geschult im Hin- 
blick auf die internen Richtlinien und dem „historischen und kulturellen 


o 178 


Kontext“. 


2018 YouTube, S. 19; i. HİB 2019 YouTube, S. 21; 2. HİB 2019 YouTube S. zi und i. HİB 2020 
YouTube, S. 27 und 2. HJB 2020 YouTube, S. 29. 

174 1. HİB 2019 YouTube, S. 21; ebenso in 2. HİB 2019 YouTube, S. zı, Anmerkung: ab dem 1. 
HİB 2020 wird die Altersspanne auf 20-61 Jahre gelegt, im i. HJB 2018 und ə. HİB 2018 ist 
ausschließlich von „unterschiedlichen Altersgruppen“ die Rede. Vgl. ı. HİB 2020 YouTube, 
S. 27; und 2. HİB 2020 YouTube, S. 29; ı. HİB 2018 YouTube, S. io und 2. HİB 2018 
YouTube, S. 23. 

175 Die Ausführungen bezüglich der Weiterbildung der Mitarbeiterinnen werden seit dem ı. 
HJB 2019 ausführlicher geschildert, Vgl. i. HJB 2019 YouTube, S.22; ebenso in 2. HİB 2019 
YouTube, S. 21; ı. HJB 2020 YouTube, S.28 und 2. HJB 2020 YouTube, S. 30; ähnlich in ı. 
HJB 2018 YouTube, S. 23 und 2. HİB 2018 YouTube S. 19. 

176 ı. HİB 2018 YouTube, S. 23; ebenso in 2. HJB 2018 YouTube, S. 19; ähnlich in ı. HJB 2019 
YouTube, S. 22f.; 2. HJB 2019 YouTube, S. 22; i. HJB 2020 YouTube, S. 29 und 2. HJB 2020 
YouTube, S. 31. 

177 Im ı. HJB 2018 sowie dem 2. HJB 2018 sind es noch so Mitarbeiter*innen; im ı. HJB 2019 
noch 65; im 2. HİB 2019 noch 70 und im ı. HİB 2020 noch ioo, vgl. i. HİB 2018 Twitter, 
S. 6; ebenso in 2. HJB 2018 Twitter, S. ız, ähnlich in ı. HJB 2019 Twitter, S. 13; 2. HİB 2019 
Twitter S. ış, ı. HİB 2020 Twitter, S. 14 und 2. HİB 2020 Twitter, S. 19. 

178 ı. HİB 2018 Twitter, S. 6; ebenso in 2. HJB 2018 Twitter, S. 12; ı. HİB 2019 Twitter, S. 13; 2. 
HIB 2019 Twitter, S. 13; i. HİB 2020 Twitter, S. 14 und 2. HİB 2020 Twitter, S. zo. 
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Neue Mitarbeiter”innen werden nach den Angaben in allen Halbjahresbe- 
richten über drei Wochen hinweg individuell eingeführt und systematisch zu 
bestimmten Themen eingearbeitet, z.B. AGB’s, lokales Recht und interne 
Prozesse. Die Teams könnten darüber hinaus während ihrer Tätigkeit jederzeit 
Hilfe von der internen Rechtsabteilung anfordern. Zusätzlich erfolgten auf 
wöchentlicher Basis Qualitätskontrollen der Beschwerden und Schulungen 
zum Thema NetzDG und interner Policy. 


Die Mitarbeiter”innen dieser Teams erhielten überdies „Zugang zu Ressourcen 
hinsichtlich ihrer Gesundheit und ihrem Wohlergehen“. Sollten im Laufe der 
Bearbeitung von NetzDG Beschwerden technische Probleme auftreten, 
„priorisieren“ ausweislich der Halbjahresberichte „die relevanten internen 
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Teams deren schnellstmögliche Behebung‘. 


e) Vergleichende Analyse 


Bezüglich der im $ 2 Abs. 2 Nr. 4 NetzDG geforderten Angabe der vorhan- 
denen Kenntnisse der deutschen Sprache der Teams, geben Twitter und 
YouTube an, dass in ihren Teams jeweils Menschen mit deutscher Sprach- 
kenntnis bzw. Muttersprachler”innen arbeiten. Twitter führt darüber hinaus 
dezidiert Sprachen auf, die von Teammitgliedern beherrscht werden. Face- 
book macht lediglich im ı. HİB 2018 Angaben zum Vorhandensein von 
Kenntnissen der deutschen Sprache, in den folgenden Berichten fehlt diese 
Angabe. 


Soweit es um die Darstellungen der Strukturen bzw. des Aufbaus der Teams 
geht, machen alle drei untersuchten Sozialen Netzwerke dezidierte und 
umfassende Angaben. 


Auch bei der Weiterbildung und Schulung wird in allen Halbjahresberichten 
der drei untersuchten Sozialen Netzwerke darauf eingegangen, welche 
Anstrengungen unternommen werden, um neue Mitarbeiterinnen an das 
Thema heranzuführen und Personal weiterzubilden. Hier geht im besonderen 


179 1. HİB 2018 Twitter, S. 6; ebenso in 2. HİB 2018 Twitter, S. 13; ı. HİB 2019 Twitter, S. 13; 2. 
HJB 2019 Twitter, S. 14; 1. HİB 2020 Twitter, S. ış und 2. HİB 2020 Twitter, S. zı. 

180 1. HİB 2018 Twitter, S. 7; ebenso in 2. HJB 2018 Twitter, S. 13; i. HİB 2019 Twitter, S. 13; 2. 
HJB 2019 Twitter, S. ıq und ı. HİB 2020 Twitter, S. 15. 
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Twitter vergleichsweise detailliert auf den Weiterbildungs- aber auch den 
Einstellungsvorgang ein. 


Schließlich enthalten die Halbjahresberichte aller drei Netzwerke Ausfüh- 
rungen zu den Betreuungsangeboten für die Mitglieder der Prüfteams. Inso- 
weit machen Facebook und YouTube konkretere Angaben zu den verschie- 
denen Bemühungen in diesem Bereich als das Soziale Netzwerk Twitter. 
Angaben dazu, in welchem Umfang diese Angebote von dem Prüfpersonal 
tatsächlich wahrgenommen werden, ergeben sich aus keinem der Halbjah- 
resberichte. 


5. Mitgliedschaften in Branchenverbänden 


a) Gesetzliche Berichtspflicht ($ 2 Abs. 2 Nr. 5 NetzDG) 


Die Berichtspflicht umfasst des Weiteren Angaben über die „Mitgliedschaft in 
Branchenverbänden mit Hinweis darauf, ob in diesen Branchenverbänden 
eine Beschwerdestelle existiert“. Anzugeben sind sämtliche Mitgliedschaften 
in Branchenverbänden wie z.B. Bitkom — Bundesverband Informationswirt- 
schaft, Telekommunikation und neue Medien e.V., eco — Verband der Inter- 
netwirtschaft e.V., BIU — Bundesverband Interaktive Unterhaltungssoftware 
e.V. oder VPRT - Verband Privater Rundfunk und Telemedien e.V. Hingegen 
sind Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle wie die FSM"" keine 
Branchenverbände i.S.d. Vorschrift.” 


Überdies ist auch darüber zu informieren, welche der Branchenverbände, in 
denen der Betreiber des sozialen Netzwerkes Mitglied ist, über eine (eigene) 
„Beschwerdestelle“ verfügt. Hiermit ist in erster Linie nicht eine juristisch 
gegenüber dem Verband eigenständige Stelle gemeint, sondern vielmehr eine 
in dem Verband vorhandene Organisationseinheit. Die Beschwerdestelle 
meint hier — enger als in Abs. 2 Nr. 3 — eine Stelle für „Meldungen von 


Hasskriminalität und anderen strafbaren Inhalten in sozialen Netzwerken“. 


181 Freiwillige Selbstkontrolle Multimedia-Diensteanbieter e.V. 

182 Liesching in: Spindler/Schmitz, TMG — Kommentar, 2. Aufl. 2018, Ş z NetzDG Rn. zə, 
ebenso Knoke/Krüger, in: Gersdorf/Paal, BeckOK Informations- und Medienrecht, 30. 
Edition 2020, $ 2 NetzDG Rn. 30. 

183 BT-Dıs. 18/12356, S. zı. 
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b) Berichtsangaben von Facebook 


Inallen Halbjahresberichten von Facebook wird dieser Bereich im Unterpunkt 
„5. Branchenverbinde“' erläutert. Dies geschieht in Form einer einfachen 
Aufzählung der drei deutschen Branchenverbände, in denen das Netzwerk 
Mitglied ist (Eco, Bitkom und BVsDW). Zusätzlich wird bei jedem Verband 
noch einmal gesondert angemerkt, ob eine interne Beschwerdestelle existiert. 


Überdies erfolgt eine Aufzählung weiterer Organisationen (FSM, DsiN und 
Jugendschutz.net), die sich mit der „Bekämpfung rechtswidriger Online-In- 
halte“ im Netz befassten, wobei Facebook insoweit entweder eine Mit- 
gliedschaft und/oder eine Zusammenarbeit unterhält. 


c) Berichtsangaben von YouTube 


In seinen Halbjahresberichten macht YouTube die geforderten Angaben, unter 
dem Menüpunkt „Mitgliedschaft in Industrieverbänden“." Es folgt eine Auf- 
zählung der verschiedenen Verbände (Eco, Deutschland sicher im Netz und 


Bitkom), des Weiteren auch der FSM, deren Angabe nicht gefordert ist. 


Danach geht das Netzwerk genauer auf die Beschwerde-Hotlines der FSM und 
Eco ein. Vermutet der Betreiber der Hotline eine Rechtswidrigkeit, so leitet er 
diese nach Angaben von YouTube an den entsprechenden Provider weiter. 
Nach einer Prüfung seitens des Netzwerkes würde der Stelle eine detaillierte 
Antwort über die Entscheidung bezüglich des beanstandeten Inhaltes zuge- 
sendet. 


Danach folgen im Bericht weitere optionale Angaben zum weiteren Bemühen 
des sozialen Netzwerkes, z.B. über die Zusammenarbeit mit verschiedenen 
Bürgerrechtsgruppen, der regelmäßigen Überprüfung der eigenen Richtlinien 
und Auslegungskriterien. Weiterhin würden Workshops angeboten, um 


184 1. HİB 2018 Facebook, S. 6; ebenso in 2. HJB 2018 Facebook, S. 8; ı. HİB 2019 Facebook, S. o, 
2. HJB 2019 Facebook, S. 9; ı. HİB 2020 Facebook, S. 9 und 2. HJB 2020 Facebook, S. 10. 

185 1, HİB 2018 Facebook, S. 6; ebenso in 2. HJB 2018 Facebook, S. 8; ı. HİB 2019 Facebook, S. o, 
2. HİB 2019 Facebook, S. 10; i. HİB 2020 Facebook, S. io und 2. HİB 2020 Facebook, S. 10. 

186 ı. HJB 2018 YouTube, S. 24; ebenso in 2. HJB 2018 YouTube, S. 19; 1. HİB 2019 YouTube, 
S. 23 , 2. HİB 2019 YouTube, S. 22; i. HİB 2020 YouTube, S. 30 und 2. HİB 2020 YouTube, 
S. 32 
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interne sowie externe Personen über Änderungen und Anpassungen im 
Umgang mit den diversen Google-Diensten zu informieren. 


d) Berichtsangaben von Twitter 


In den Halbjahresberichten von Twitter sind die geforderten Angaben im 
Bereich „Branchenverbände“” ausgeführt. In einem erläuternden Text werden 
die Branchenverbände (Eco, FSM, Jugendschutz.net) aufgezählt, mit denen 
man zusammenarbeite. Außerdem wird darauf hingewiesen dass alle drei 
über eine Beschwerdestelle verfügten. 


Überdies erfolgt eine kurze Erläuterung des „Trusted Reporters Programms“. 


Dabei handele es sich um Organisationen, die vom Netzwerk bevollmächtigt 
wurden, Inhalte zu melden, die gegen europäisches Recht verstoßen. Darüber 
hinaus wird ausgeführt, dass Twitter Mitglied der Verbände Eco und Bitkom 
._, 189 

ist. 


e) Vergleichende Analyse 


Alle drei Sozialen Netzwerke benennen entsprechend $ 2 Abs. 2 Nr. 5 NetzDG 
die Verbände, in denen sie entweder Mitglied sind oder mit denen sie 
zusammenarbeiten. Darüber hinausgehend wird auch dargelegt, mit wem die 
Sozialen Netzwerke zusätzlich kooperieren. 


Bei der Angabe, ob diese Einrichtungen über eine Beschwerdestelle verfügen, 
machen Facebook und Twitter detaillierte Angaben. Allerdings ist insoweit 
auch davon auszugehen, dass das Vorhandensein von Beschwerdestellen bei 
dem Verband Eco” und der Stelle jugendschutz.net’” aufgrund der von diesen 


187 1. HİB 2018 Twitter, S. 7; ebenso in 2. HİB 2018 Twitter, S. ış, i. HİB 2019 Twitter, S. 14, 2. 
HJB 2019 Twitter, S. 14; 1. HİB 2020 Twitter, S. ış und 2. HİB 2020 Twitter, S. 21. 

188 ı. HİB 2018 Twitter, S. 7; ebenso in 2. HİB 2018 Twitter, S. ış, i. HİB 2019 Twitter, S. 14; 2. 
HJB 2019 Twitter, S. 14; 1. HİB 2020 Twitter, S. ış und 2. HİB 2020 Twitter, S. zı. 

189 Die Aussage über die Mitgliedschaft in den Verbänden Eco sowie Bitkom sind im ı. HJB 
2018 sowie dem 2. HJB 2018 noch nicht zu finden, Vgl. 2. HİB 2018 Twitter, S. 13; ähnlich in 
1. HJB 2018 Twitter, S. 7. Vollständig vorliegend in ı. HJB 2019 Twitter, S. 14; 2. HJB 2019 
Twitter, S. 14; ı. HİB 2020 Twitter, S. ış und 2. HJB 2020 Twitter, S. 21. 

190 Vgl. z.B. Jahresbericht 2018 der eco Beschwerdestelle, beschwerdestelle.eco.de. 
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Institutionen selbst veröffentlichten Berichte als bekannt vorausgesetzt wer- 
den kann. 


6. Beschwerden mit Konsultation externer Stellen 


a) Gesetzliche Berichtspflicht ($ 2 Abs. 2 Nr. 6 NetzDG) 


Im Bericht anzugeben ist darüber hinaus die „Anzahl der Beschwerden, bei 
denen eine externe Stelle konsultiert wurde, um die Entscheidung vorzube- 
reiten“. 


Nach teleologischer und rechtssystematischer Auslegung könnte jedoch ver- 
treten werden, dass dies nur Beschwerden betrifft, bei denen „rechtswidrige 
Inhalte“ i.S.d. $ ı Abs. 3 NetzDG prüfgegenständlich gewesen sind. Denn die in 
$ 2 Abs. ı NetzDG statuierte Berichtspflicht bezieht sich nur auf den „Umgang 
mit Beschwerden über rechtswidrige Inhalte“ auf den Plattformen der sozialen 
Netzwerke.” Vor diesem Hintergrund wäre eine weitergehende Darstellung 
zu sämtlichen anderen beschwerdegegenständlichen Inhalten und der 
Befassung externer Stellen nicht erforderlich.”” 


Als externe Stellen können z.B. vom Netzwerkbetreiber beauftragte, eigen- 
ständige Gesellschaften angesehen werden, die sich auf Content-Prüfungen 
von Telemedien spezialisiert haben, darüber hinaus nach in der Literatur 
vertretener Ansicht auch Rechtsanwaltskanzleien.”' Die in der Entwurfsbe- 
gründung zugrunde gelegte Konstellation, dass nur aufgrund der Beschwer- 
dezahl sich „interne Ressourcen der Anbieter“ nicht als ausreichend erweisen 
— etwa aufgrund des „Umfangs oder der Komplexität der Beschwerde“ — ist 


ıgı Vgl. die Jahresberichte von jugendschutz.net, z.B. Bericht, 2018 „Jugendschutz im Inter- 
net“, https://www.jugendschutz.net/fileadmin/download/pdf/bericht2018.pdf. 

192 Vgl. aber die nunmehr im BMJV-Entwurf eines „Gesetzes zur Bekämpfung des Rechts- 
extremismus und der Hasskriminalität“ vom 12.12.2019 vorgesehene erweiternde Legal- 
definition, wonach eine Beschwerde über rechtswidrige Inhalte „jede Beanstandung eines 
Inhaltes“ sei „mit dem Begehren der Entfernung des Inhaltes oder der Sperrung des 
Zugangs zum Inhalt, es sei denn, dass mit der Beanstandung erkennbar nicht geltend 
gemacht wird, dass ein rechtswidriger Inhalt vorliegt“. 

193 Liesching in: Spindler/Schmitz, TMG — Kommentar, ə. Aufl. 2018, $ 2 NetzDG Rn. 24. 

194 Vgl. Knoke/Krüger, in: Gersdorf/Paal, BeckOK Informations- und Medienrecht, 30. Edition 
2020, $ 2 NetzDG Rn. 34 mwN. 

195 BT-Drs. 18/12356, S. 21. 


192 
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nicht zwingend. Insoweit ist auch denkbar und legitim, dass Netzwerkbe- 
treiber generell Prüfungsablšufe an externe Stellen delegieren, ungeachtet des 
Prüfaufkommens oder der Komplexität der Beschwerden. 


b) Berichtsangaben von Facebook 


In fast allen Halbjahresberichten von Facebook wird angegeben, dass ,keine 


externe Stelle konsultiert“ worden sei, „um die Entscheidung hinsichtlich 


3 š 6 & “ . 
einzelner Beschwerden vorzubereiten“.” Die Ausnahme bildet der zweite 


Halbjahresbericht 2020, in welchem angegeben wird, bezüglich einer 
Beschwerde die FSM konsultiert zu haben.” Dies resultiert daraus, dass die 
FSM erst 2020 nach dem NetzDG anerkannt worden ist.” 


Überdies verweist Facebook etwa im 2. HJB 2020 auf 6 Fälle”, in denen 
„externe Rechtsanwälte konsultiert“ worden seien, „um die Entscheidung 
hinsichtlich einzelner Beschwerden vorzubereiten‘. Diese Rechtsanw- 
alt”innen betrachtet Facebook nach eigenen Angaben jedoch nicht als externe 
Stellen, sondern „als Erweiterung [ihrer eigenen] Rechtsabteilung.“”” Es wird 
weiterhin ausgeführt, dass in all diesen Fällen externe Rechtsanwält*innen in 
Deutschland hinzugezogen worden seien.” Die Zusammenarbeit mit eben- 


196 ı. HJB 2018 Facebook, S. 6; ebenso in 2. HJB 2018 Facebook, S. o; 1. HJB 2019 Facebook, 
S. 10; 2. HİB 2019 Facebook, S. io und i. HJB 2020 Facebook, S. 10. 

Anmerkung: Im ı. HJB 2020 wird angemerkt, dass aufgrund der Vereinbarung mit FSM 
geplant würde, Fälle in der 2. Jahreshälfte an diese zu verweisen, vgl. i. HJB 2020 
Facebook, S. 10. 

197 Vgl. 2. HİB 2020 Facebook, S. 10. 

198 Siehe hierzu oben V.3.d)aa). 

199 Anmerkung: Von insgesamt 4211 eingegangenen Beschwerden, die zwischen dem 1. Juli 
2020 und 31. Dezember 2020 eingegangen sind, vgl. 2. HJB 2020 Facebook, S. 10. 

zoo 1. HJB 2018 Facebook, S. 6; ähnlich in 2. HİB 2018 Facebook, S. o; ı. HİB 2019 Facebook, 
S. 10; 2. HİB 2019 Facebook, S. 10; i. HİB 2020 Facebook, S. io und 2. HİB 2020 Facebook, 
S. 10. 

201 ı. HJB 2018 Facebook, S. 6; ähnlich in 2. HJB 2018 Facebook, S. o; ebenso in ı. HJB 2019 
Facebook, S. 10; 2. HİB 2019 Facebook, S. 10; i. HİB 2020 Facebook, S. io und 2. HİB 2020 
Facebook, S. 10. 

202 Vgl. i. HİB 2018 Facebook, S. 6; ähnlich in 2. HİB 2018 Facebook, S. 9; ebenso in ı. HJB 2019 
Facebook, S. 10; 2. HİB 2019 Facebook, S. 10; i. HİB 2020 Facebook, S. io und 2. HİB 2020 
Facebook, S. 10. 
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diesen erfolge „bei Bedarf [...], um die Rechtslage im Hinblick auf konkrete 


u 203 


Beschwerden zu klären“. 


c) Berichtsangaben von YouTube 


YouTube verweist in den Halbjahresberichten darauf, dass es Fälle gebe, „die 
spezifisches juristisches Fachwissen erfordern“””* und dass hierfür eine externe 
Stelle hinzugezogen werden könne. In den Halbjahresberichten wird hierbei 
zwischen zwei Möglichkeiten der Weiterleitung prüfungsrelevanter Inhalte an 
externe Stellen unterschieden und die entsprechenden Zahlen bereitgestellt. 
Zum einen die Einbeziehung einer ,anerkanntelnl Einrichtung der Regulier- 
ten Selbstregulierung””” und zum anderen die Weiterleitung „an eine auf 


au 20 


Strafrecht spezialisierte Anwaltskanzlei“. Erstmals waren es im zweiten 
Halbjahr 2020 8 Weiterleitungen an die Selbstkontrolleinrichtung der FSM”” 
und darüber hinaus zo Weiterleitungen an Kanzleien.” 


d) Berichtsangaben von Twitter 


Twitter gibt die Anzahl der Beschwerden an, „bei denen eine externe Stelle 
konsultiert wurde“? Es wird zusätzlich darauf verwiesen, dass es sich bei 


203 1. HİB 2018 Facebook, S. 6; ähnlich in 2. HJB 2018 Facebook, S. o; ebenso in ı. HJB 2019 
Facebook, S. 10; 2. HİB 2019 Facebook, S. 10; i. HİB 2020 Facebook, S. io und 2. HİB 2020 
Facebook, S. 10. 

204 1. HİB 2018 YouTube, S. 8; ebenso in 2. HJB 2018 YouTube, S. 6, ähnlich in ı. HİB 2019 
YouTube, S. 7; 2. HJB 2019 YouTube, S. 6; ı. HİB 2020 YouTube, S. o und 2. HİB 2020 
YouTube, S. 8 

205 1. HİB 2018 YouTube, S. 8; ebenso in 2. HJB 2018 YouTube, S. 6, i. HİB 2019 YouTube, S. 7; 
2. HJB 2019 YouTube, S. 6; ı. HİB 2020 YouTube, S. o und 2. HİB 2020 YouTube, S. o. 

206 1. HJB 2018 YouTube, S. 8; ebenso in 2. HJB 2018 YouTube, S. 6; i. HİB 2019 YouTube, S. 7; 
2. HİB 2019 YouTube, S. 6; ı. HİB 2020 YouTube, S. g und 2. HİB 2020 YouTube, S. o. 

207 Siehe oben V.3.d)aa). 

208 Vgl. 2. HİB 2020 YouTube, S. o. 

209 1. HİB 2018 Twitter, S. 7; ebenso in 2. HİB 2018 Twitter, S. 14; ı. HİB 2019 Twitter, S. 14; 2. 
HIB 2019 Twitter, S. 14; 1. HİB 2020 Twitter, S. ış und 2. HİB 2020 Twitter, S. 21. Seit i. HİB 
2019 hat sich die inhaltliche Abfolge geändert; die Angaben stehen jetzt nach „Bran- 
chenverbände“ (vgl. ı. HJB 2019 Twitter, S. 14; 2. HİB 2019 Twitter, S. 14; 1. HİB 2020 
Twitter, S. 15; 2. HJB 2020 Twitter, S. 21.) und nicht mehr nach „Aufschlüsselung der 
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7. Anzahl der Beschwerden mit Folge der Löschung oder Sperrung 


diesen Beschwerden um Fälle handelt, „in denen Twitter eine deutsche 


4 211 


Anwaltskanzlei konsultierte“. 


e) Vergleichende Analyse 


Die drei betrachteten Sozialen Netzwerke kommen in ihren Halbjahresbe- 
richten der Berichtspflicht nach $ 2 Abs. 2 Nr. 6 NetzDG nach. Sie geben 
jeweils die Beschwerdeanzahl an, zu deren Entscheidungsvorbereitung eine 
externe Stelle konsultiert worden ist. 


7. Anzahl der Beschwerden mit Folge der Löschung 
oder Sperrung 


a) Gesetzliche Berichtspflicht ($ 2 Abs. 2 Nr. 7 NetzDG) 


Zentral ist die Berichtspflicht nach Nr.7, nach der die „Anzahl der 
Beschwerden“ anzugeben ist, „die im Berichtszeitraum zur Löschung oder 
Sperrung des beanstandeten Inhalts führten, aufgeschlüsselt nach Beschwer- 
den von Beschwerdestellen und von Nutzern, nach dem Beschwerdegrund, ob 
ein Fall des $ 3 Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe a vorlag, ob in diesem Fall eine 
Weiterleitung an den Nutzer erfolgte sowie ob eine Übertragung an eine 
anerkannte Einrichtung der Regulierten Selbstregulierung nach $ 3 Absatz 2 
Nummer 3 Buchstabe b erfolgte“. 


Die Berichtspflicht der Vorschrift überschneidet sich zum Teil mit der in 
Abs.2 Nr.3 geforderten Darstellung eingegangener Beschwerden „über 


u 212 


rechtswidrige Inhalte“ Abweichungen können sich insoweit ergeben, als 
nach dem Wortlaut der Nr. 7 nur die Zahl solcher Beschwerden zu benennen 


Beschwerden gem. $ 3 (2) Nr. 3 (a) und (b) NetzDG“ (vgl. ı. HİB 2018 Twitter, S. 7; 2. HİB 
2018 Twitter, S. 14.) 

210 Dieser Verweis ist im ı. HJB 2018 noch nicht enthalten, vgl. dort, S. 7. 

zı 1, HİB 2019 Twitter, S. 14; ebenso 2. HİB 2018 Twitter, S. 14; 2. HİB 2019 Twitter, S. 14; 1. HİB 
2020 Twitter, S. ış und ähnlich in 2. HB 2020 Twitter, S. zı. 

212 Siehe aber auch die Entwurfsbegründung die zu Nr. 7 auch auf die Ausführungen zu Nr. 3 
verweist; vgl. BT-Drs. 18/12356, S. 21; ebenso wie hier: Knoke/Krüger, in: Gersdorf/Paal, 
BeckOK Informations- und Medienrecht, 30. Edition 2020, $ 2 NetzDG Rn. 36. 
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ist, welche zu einer betreiberseitigen Löschung oder Sperrung geführt haben. 
Fälle, in denen der Verbreiter des beschwerdegegenständlichen rechtsvvidri- 
gen Inhaltes (Nutzer”in) diesen freiwillig oder auf Betreiben einer Aufsichts- 
stelle (z.B. fugendschutz.net””) selbst entfernt hat, sind nur nach Abs. 2 Nr. 3”* 
aufzuführen. 


Die Berichtspflicht bezieht sich zudem nach dem Gesetzeswortlaut nur auf 
Löschungen nach dem NetzDG, also nur auf solche beschwerdegegenständ- 
lichen Inhalte, die aufgrund einer angenommenen Rechtswidrigkeit wegen 
Verstoßes gegen SS 86, 86a, 89a, 91, 100a, im, 126, 129 bis 129b, 130, 131, 140, 166, 
184b i.V.m. 184d, 185 bis 187, 201a, 241 und/oder 269 StGB entfernt worden sind. 
Nicht erfasst werden daher nach der gesetzlichen Vorgabe streng genommen 
Löschungen, welche „nur“ aufgrund Verstoßes gegen Community-Richtlinien 
oder AGB gelöscht oder gesperrt worden sind. Denn die in $ 2 Abs. ı NetzDG 
statuierte Berichtspflicht bezieht sich nur auf den „Umgang mit Beschwerden 
über rechtswidrige Inhalte“ auf den Plattformen der sozialen Netzwerke.”” 
Indes wird in der Rechtsliteratur davon ausgegangen, dass hier nicht diffe- 
renziert zu werden braucht und im Bericht nicht darauf einzugehen sei, „wie 
viele als rechtswidrig im Sinne des NetzDG gemeldete Inhalte im Ergebnis 
aufgrund von Verstößen gegen die Gemeinschaftsstandards der Netzwerke 
entfernt“ worden sind.”” Hierdurch wird die Aussagekraft der Berichtszahlen 
freilich weithin desavouiert. 


Weiterhin werden die Berichtspflichten durch Beschlussempfehlung des 
Bundestags-Rechtsausschusses dahin ergänzt, dass die erfassten Anbieter in 
ihren Berichten auch aufschlüsseln müssen, in wie vielen Fällen sie sich auf 
Ausnahmen zur 7-Tages-Frist i.S.d. $ 3 Abs. 2 Nr. 3 a) NetzDG wegen not- 
wendiger Klärung von Tatsachenbehauptungen oder anderer tatsächlicher 
Umstände sowie möglicher Gelegenheit zur Stellungnahme für betroffene 


213 Vgl. zu den Aufgaben der Länderstelle jugendschutz.net $ 18 JMStV. 

214 Siehe hierzu oben VI.ş. 

215 Vgl. aber die nunmehr im BMJV-Entwurf eines „Gesetzes zur Bekämpfung des Rechts- 
extremismus und der Hasskriminalität‘ vom 12.12.2019 vorgesehene erweiternde Legal- 
definition, wonach eine Beschwerde über rechtswidrige Inhalte „jede Beanstandung eines 
Inhaltes“ sei „mit dem Begehren der Entfernung des Inhaltes oder der Sperrung des 
Zugangs zum Inhalt, es sei denn, dass mit der Beanstandung erkennbar nicht geltend 
gemacht wird, dass ein rechtswidriger Inhalt vorliegt“. 

216 Knoke/Krüger, in: Gersdorf/Paal, BeckOK Informations- und Medienrecht, 30. Edition 
2020, $2 NetzDG Rn. 37 unter Verweis auf BT-Drs. 19/22610, os: „Überobligatorische 
Informationen“. 


7. Anzahl der Beschwerden mit Folge der Löschung oder Sperrung 


Nutzer*innen gestützt haben.” Zudem ist anzugeben, in wie vielen Fällen 
eine Weiterleitung an anerkannte Einrichtungen der Regulierten Selbstregu- 
lierung nach $ 3 Abs. 2 Nr. 3 b) NetzDG erfolgte. Letztere kann allerdings erst 
seit April 2020 mit der Anerkennung der FSM”" durch das BfJ umgesetzt 
werden. 


In der Literatur sind bislang für die ersten Halbjahresberichte kursorische Aus- 
und Bewertungen erfolgt, welche die Zahlen der erfolgten Löschungen und 
einer hieraus ermittelte Löschquote bei den drei Sozialen Netzwerken Face- 
book, YouTube und Twitter gegenüberstellen.”” Dass der Plattformanbieter 
YouTube in den ersten Halbjahresberichten keine konkreten Straftatbestände 
als Beschwerdegründe differenziert aufführt, sondern eigene inhaltliche 
Kategorien „Hassrede oder politischer Extremismus“ schafft, wird hierbei 
erwähnt, jedoch nicht kritisch hinsichtlich der Vergleichbarkeit mit den 
Zahlen der anderen sozialen Netzwerke eingeordnet oder hinsichtlich der 
Rechtskonformität mit Blick auf die gesetzliche Berichtspflicht bewertet.” 


b) Berichtsangaben von Facebook 


aa) Ausführungen des Berichts 

Im Hinblick auf die Berichtspflicht nach $ 2 Abs. 2 Nr. 7 NetzDG stellt Face- 
book eine Gesamtübersicht in Form einer Tabelle zur Verfügung, um die 
Beschwerdeanzahl auszuweisen, die zur Sperrung oder Löschung von Inhalten 
geführt hat. Hierbei findet die geforderte Aufschlüsselung nach Beschwerde- 
führer”innen (Beschwerdestellen und Einzelpersonen) sowie nach dem 
Beschwerdegrund statt. Die Beschwerdegründe entsprechen auch bei dieser 


217 BT-Drs. 18/13013, S. 21f. 

218 Freiwillige Selbstkontrolle Multimedia-Diensteanbieter e.V. 

219 Vgl. Löber/Rofsnagel, MMR 2019, 71, 73; ein Overblocking wird aufgrund der ausgewerteten 
Berichtszahlen eher verneint: „Eine Sperrung oder Löschung von 27%, 10% und 21% der 
beanstandeten Inhalte verleiten nicht zu der Annahme, die Online-Plattformen 
bemühten sich, möglichst viele Inhalte zu unterdrücken, um sich nicht angreifbar zu 
machen. Sie lassen eher vermuten, dass eine spezifische, an dem Schutz der Mei- 
nungsfreiheit orientierte Prüfung der Beanstandungen stattfindet“; siehe hierzu aber oben 
V.2.c); vgl. ferner: MA HSH-Auswertung der Transparenzberichte nach NetzDG, 1.6.2019, 
insb. S. 7. 

220 Siehe auch MA HSH-Auswertung der Transparenzberichte nach NetzDG, 1.6.2019, insb. 
S; 7. 
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Berichtsangabe den Straftatbeständen des $ 1 Abs. 3 NetzDG, Inhalte nach 
SS 129 bis ızgb werden indes zusammengefasst.” Die Tabelle enthält zudem 
eine zusätzliche Spalte, der die Gesamtanzahl von Sperrungen bzw. Lö- 
schungen entsprechend dem jeweiligen Beschwerdegrund zu entnehmen ist. 


Die geforderten Berichtspflichten nach $ 3 Abs. 2 Nrn. 3a) sowie 3b) werden, 
den Kontext der Berichtsvorgabe aufgreifend, direkt unter dieser Gesamt- 
übersicht in Textform ausgeführt.” 


Facebook verweist darauf, dass es sich bei den dargestellten Zahlen um 
Beschwerden handelt, die „über das NetzDG-Meldeformular übermittelt 
wurden.“ Weiterhin wird angemerkt, dass die Tabelle zeigt, „wie häufig eine 
Beschwerde gemäß den durch den Beschwerdeführer angeführten Bestim- 
mungen des deutschen Strafgesetzbuchs zur Löschung” oder Sperrung von 
Inhalten geführt hat.“”” 


Da NetzDG-Verstöße bei Facebook lediglich zur Sperrung der Inhalte in 
Deutschland führen und demgegenüber nur bei einer Verletzung von 
Gemeinschaftsstandards Inhalte gelöscht werden,” erscheint jedenfalls nicht 
ausgeschlossen, dass zumindest zum Teil inhaltliche Parallelen der im NetzDG 
genannten Straftatbestände zu Facebooks Gemeinschaftsstandards gegeben 
sind. Allerdings ist nicht genau nachzuvollziehen, ob auch vom NetzDG 
abweichende Verstöße auf Grundlage der Gemeinschaftsstandards von 


221 Vgl. i. HİB 2018 Facebook, S. 7; ebenso in 2. HİB 2018 Facebook, S. 10; 1. HİB 2019 
Facebook, S. u; 2. HİB 2019 Facebook, S. nf, ı. HİB 2020 Facebook, S. r f. und 2. HİB 2020 
Facebook, S. nf, 

222 Vgl. i. HİB 2018 Facebook, S. 7; ebenso in 2. HİB 2018 Facebook, S. 10; ı. HİB 2019 
Facebook, S. ır, 2. HİB 2019 Facebook, S. 12; ı. HİB 2020 Facebook, S.ı2; 2. HİB 2020 
Facebook, S. 12. 

223 1. HİB 2018 Facebook, S. 6; ebenso in 2. HİB 2018 Facebook, S. o; ı. HİB 2019 Facebook, 
S. 10; 2. HİB 2019 Facebook, S. 10; 1. HİB 2020 Facebook, S. ı0f. und 2. HİB 2020 Facebook, 
S. Tl, 

224 Im ersten HJB 2018 wird die Löschung entsprechender Inhalte nicht genannt: „Diese 
Tabelle zeigt, wie häufig eine Beschwerde dazu geführt hat, dass der Inhalt gemäß den 
Bestimmungen des deutschen Strafgesetzbuchs gesperrt wurde, die durch den 
Beschwerdeführer angeführt werden.“, ı. HJB 2018 Facebook, S. 6. 

225 1. HİB 2019 Facebook, S. 10; ebenso in 2. HİB 2018 Facebook, S. o; 2. HİB 2019 Facebook, 
S. 10; 1. HİB 2020 Facebook, S.ı und 2. HİB 2020 Facebook, S. u. 

226 Vgl. i. HİB 2019 Facebook, S. ıf.; ähnlich in.2. HİB 2018 Facebook, S. if. 2. HİB 2019 
Facebook, S. ıf.; i. HİB 2020 Facebook, S. 2 und 2. HİB 2020 Facebook, S. 2. Im i. HİB 2018 
wird an Stelle der Löschung vom Ergreifen entsprechender Maßnahmen gesprochen, 
vgl. ı. HİB Facebook. S. 1. 


7. Anzahl der Beschwerden mit Folge der Löschung oder Sperrung 


Facebook in Folge einer NetzDG-Beschwerde gelöscht worden und in die 
dargestellten Zahlen eingeflossen sind. Hiervon ist aber angesichts der erst- 
mals im 2. HJB 2020 erfolgenden Angaben eher auszugehen.” 


Zudem ist zu berücksichtigen, dass eine einzige NetzDG-Beschwerde mehrere 
beanstandete Inhalte enthalten kann.” Facebook verweist explizit darauf, 
dass sich die „dargestellten Zahlen [...] auf übermittelte Beschwerden und 
nicht auf einzelne in den Beschwerden erwähnte Inhalte [beziehen].“” 
Weiterhin stellt Facebook in diesem Zusammenhang die folgenden zusätzli- 
chen Informationen für den 2. Halbjahresbericht 2018 zur Verfügung?”” 


„Erwähnenswert ist, dass im Zeitraum zwischen ı. Juli 2018 und 31. Dezember 2018 159 
NetzDG-Beschwerden zu einer Löschung oder Sperrung von Inhalten führten. Dies machte 
insgesamt 369 gelöschte oder gesperrte Inhalte aus.“ 


Wichtig zu erwähnen ist, dass in einer Beschwerde einerseits mehrere zu 
beanstandende Inhalte gemeldet, andererseits für einen Inhalt auch mehrere 
Gründe zur Beanstandung angeführt werden können.” Facebook führt aus, 
dass im Falle einer Maßnahmendurchführung (Sperrung oder Löschung) der 
entsprechende Inhalt „unter jeder in der Beschwerde genannten Bestimmung 
aufgeführt İvvird1.“” Aus diesem Grund übersteige die Gesamtzahl der in der 
Tabelle dargestellten Löschungen sowie Sperrungen, die Summe eingegan- 


227 Vgl. 2. HJB 2020 Facebook, S. 12: „Von den 1.276 gelöschten oder gesperrten Inhalten 
wurden 1422 Inhalte wegen eines Verstoßes gegen unsere Gemeinschaftsstandards 
weltweit gelöscht. 154 Inhalte haben nicht gegen unsere Gemeinschaftsstandards ver- 
stoßen, wurden jedoch wegen eines Verstoßes gegen eine im NetzDG aufgeführte 
Bestimmung des deutschen Strafgesetzbuchs in Deutschland gesperrt“. 

228 Vgl. ı. HİB 2018 Facebook, S. 7; ebenso in 2. HİB 2018 Facebook, S. o; i. HİB 2019 Facebook, 
S. 10; 2. HİB 2019 Facebook, S. u; i. HİB 2020 Facebook, S. und 2. HİB 2020 Facebook, 
S. N. 

229 1. HJB 2018 Facebook, S. 7; ebenso in 2. HJB 2018 Facebook, S. o; ähnlich in ı. HJB 2019 
Facebook, S. 10; 2. HİB 2019 Facebook, S. 11; i. HİB 2020 Facebook, S.ı1 und 2. HİB 2020 
Facebook, S. ı1. 

230 1. HJB 2018 Facebook, S. 7; ähnlich in 2. HJB 2018 Facebook, S. o; ı. HİB 2019 Facebook, 
S. 10; 2. HİB 2019 Facebook, S. u; 1. HİB 2020 Facebook, S. und 2. HİB 2020 Facebook, 
S. m 

231 Vgl. ı. HİB 2018 Facebook, S. 7; ebenso in 2. HİB 2018 Facebook, S. 9; i. HİB 2019 Facebook, 
S. 10; 2. HİB 2019 Facebook, S. u; i. HİB 2020 Facebook, S. und 2. HİB 2020 Facebook, 
S. n. 

232 1. HJB 2018 Facebook, S. 7; ebenso in 2. HJB 2018 Facebook, S. o; 1. HJB 2019 Facebook, 
S. 10; 2. HİB 2019 Facebook, S. u; 1. HİB 2020 Facebook, S. und 2. HİB 2020 Facebook, 
S, Ni, 
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gener Beschwerden, welche zu einer Sperrung bzw. Löschung von Inhalten 
geführt haben.” 


bb) Löschungen/Sperrungen in 2018 bis 2020 

Im Folgenden soll die Anzahl gelöschter bzw. gesperrter Inhalte für Facebook 
im Zeitraum von 2018 bis 2020 (siehe Abb. ı7) betrachtet werden. Anzumer- 
ken ist, dass sich die dargestellten Zahlen auf Inhalte beziehen, die aufgrund 
einer NetzDG-Beschwerde eingereicht worden sind. 


In den Halbjahresberichten weichen die Angaben der Löschungen/Sperrun- 
gen von Inhalten zum Teil voneinander ab, insbesondere beim Vergleich 
zusammenfassender Ausführungen im Text mit der Summe der in den 
Tabellen angegebenen Zahlen. Im ersten HJB 2018 weist das Soziale Netzwerk 
etwa auf 362 gelöschte Inhalte im Text hin, die Aufsummierung der Zahlen aus 
der tabellarischen Übersicht ergeben jedoch 537 Löschungen.””* Auch in den 
folgenden Berichten finden sich Diskrepanzen, z.B. im 2. HJB 2018 (369 Inhalte 
laut Text, aber 377 Inhalte laut Tabelle””), im ı. HJB 2019 (349 Inhalte laut Text, 
aber 441 Inhalte laut Tabelle”), im 2. HJB 2019 (1043 Inhalte laut Text, aber 
1383 Inhalte laut Tabelle””), im ı. HJB 2020 (2308 Inhalte laut Text, aber 3913 
Inhalte laut Tabelle”” und im ə. HİB 2020 (1276 Inhalte laut Text, aber 2607 
Inhalte laut Tabelle)””. Diese Abweichungen könnten darauf zurückzuführen 
sein, dass mehrere Straftatbestände auf einen einzelnen Inhalt entfallen 
können. 


Bei Betrachtung der Anzahl an Löschungen bzw. Sperrungen, zeigt sich aus- 
gehend vom ersten Halbjahresbericht 2018 zum zweiten Bericht desselben 
Jahres eine geringfügige Erhöhung gelöschter Inhalte um 1,93 %. Um eine 
fundiertere Aussage zur Entwicklung dieser Zahlen treffen zu können, ist 
jedoch auch die Berücksichtigung gemeldeter Inhalte erforderlich. In diesem 
Zusammenhang zeigt sich, dass der prozentuale Anteil der Löschungen/ 


233 Vgl.ı. HİB 2018 Facebook, S. 7; ähnlich in 2. HİB 2018 Facebook, S. o; ebenso in ı. HİB 2019 
Facebook, S. 10; 2. HİB 2019 Facebook, S. r, i. HİB 2020 Facebook, S.ıı und 2. HİB 2020 
Facebook, S. r. 

234 Vgl. i. HİB 2018 Facebook, S. 7. 

235 Vgl. 2. HİB 2018 Facebook, S. o f. 

236 Vgl. i. HİB 2019 Facebook, S. 1of. 

237 Vgl. 2. HJB 2019 Facebook, S. uf. 

238 Vgl. i. HİB 2020 Facebook, S. nf. 

239 Vgl. 2. HJB 2020 Facebook, S. uf. 
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Anzahl der gesperrten bzw. gelöschten Inhalte in Relation zur 
Beschwerdeanzahl Facebook 


4000 
3000 
2000 
- İ 
0 = N = n a H 


2018/01 ə 2013/01 au 2020/1 2020/2 
m Anzahl der gemeldeten Inhalte 1704 1050 4274 6038 4401 
m Anzahl der gesperrten Inhalte 362 369 349 1043 2308 1276 


Abb. 17: Gegenüberstellung gemeldeter Inhalte zu gesperrten/gelöschten Inhalten bei Face- 
book im Zeitraum von 2018-2020 


Sperrungen mit Blick auf die gemeldeten Inhalte im ı. HJB 2018 bei 21,24 % 
liegt. Dieser Wert steigt im 2. HJB 2018 auf 35,21 % an, da die Zahl der Lö- 
schungen/Sperrungen trotz gesunkener Zahlen für gemeldete Inhalte wei- 
testgehend gleichbleibt. 


Mit Blick auf die Löschungen/Sperrungen des ersten Halbjahresberichtes 2019 
(349 Inhalte) zeigt sich ein geringfügiger Rückgang um 5,42 % im direkten 
Vergleich zum vorangegangenen Bericht (369 Inhalte). Hinsichtlich des pro- 
zentualen Anteils der Löschungen/Sperrungen an den gemeldeten Inhalten 
zeigt sich, dass der ı. HİB 2019 mit 33,24 % dennoch nahe am Wert des 2. HİB 
2018 (35,21 %) bleibt. 


Mit 1.043 gelöschten bzw. gesperrten Inhalten liegt der Wert des zweiten 
Halbjahresberichtes 2019 deutlich vor denen der vorangegangenen Berichte. 
Im Vergleich zum ı. HJB 2019 mit 349 Löschungen/Sperrungen zeigt sich 
demnach eine Steigerung um 198,85 %. Dabei ist anzumerken, dass sich die 
Zahl gemeldeter Inhalte in diesem Zeitraum signifikant erhöht hat und dies 
auch Auswirkungen auf die Zahl der Löschungen/Sperrungen nimmt. Eine 
deutliche Absenkung der Zahlen ist dem 2. HJB 2020 zu entnehmen. Mit 
1.276 Löschungen/Sperrungen ist dies ein Abfall um 44,71 % im Vergleich zum 
ı. HİB 2020, was auf die geringere Anzahl eigegangener Beschwerden 
zurückgeführt werden könnte. 
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Facebook gibt im zweiten Halbjahr 2o2o erstmalig an, wie viele Inhalte auf- 
grund von NetzDG Verstößen bzw. aufgrund von Verstößen gegen die Com- 
munity-Standards gelöscht oder gesperrt worden sind: 


„Von den 1.276 gelöschten oder gesperrten Inhalten wurden 1.122 Inhalte wegen eines 
Verstoßes gegen unsere Gemeinschaftsstandards weltweit gelöscht. 154 Inhalte haben 
nicht gegen unsere Gemeinschaftsstandards verstoßen, wurden jedoch wegen eines Ver- 
stoßes gegen eine im NetzDG aufgeführte Bestimmung des deutschen Strafgesetzbuchs in 
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Deutschland gesperrt“. 


c) Berichtsangaben von YouTube 


aa) Ausführungen des Berichts 
Die notwendigen Angaben zur Berichtspflicht nach $ 2 Abs. ı Nr. 7 NetzDG 
erfolgen bei dem Video-Sharing-Dienst YouTube im Bereich „Anzahl der 
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entfernten Inhalte“. 


Mittels Balkendiagrammen vverden die erfassten Zahlen visualisiert. Die 
Anzahl der entfernten Inhalte wird nach Beschvverdestellen und Nutzer”innen 
kategorisiert. Für die Darstellung des Beschvverdegrundes vverden von You- 
Tube eigens benannte Kategorien verwendet, die nicht den Straftatbeständen 
des $ı Abs. 3 NetzDG entsprechen und mehrere Paragrafen zusammenfas- 
sen. Eine genaue Aufschlüsselung der Zuordnung von Paragraphen findet 
sich erstmals im ı. Halbjahresbericht 2019.” Es wird darauf hingewiesen, dass 
lediglich Angaben des Beschwerdeformulars ohne Überprüfung der Korrekt- 
heit übernommen werden. Überdies wird angemerkt, dass der gemeldete 
Beschwerdegrund und der tatsächliche Grund für eine Maßnahme nicht 
übereinstimmen müssen. 


Die geforderten Angaben nach $ 3 Abs. 2 Nr.3 a) und b) NetzDG werden 
jeweils in Textform ausgeführt sowie konkrete Zahlen hervorgehoben. Die 
Ausführungen beginnen mit einem Überblick, über die Anzahl der gemeldeten 


240 2. HJB 2020 Facebook, S. 12. 

241 1. HJB 2018 YouTube S. s, ebenso in 2. HJB 2018 YouTube S. 4; i. HİB 2019 YouTube S. 5; 2. 
HJB 2019 YouTube, S. 4; ı. HİB 2020 YouTube, S. 6 und 2. HİB 2020 YouTube, S. 6. 

242 Vgl. ı. HİB 2018 YouTube S. 6; ebenso in 2. HİB 2018 YouTube S. 4; ı. HİB 2019 YouTube 
S. 6; 2. HİB 2019 YouTube, S. 5; i. HİB 2020 YouTube 6 und 2. HİB 2020 YouTube, S. 6. 

243 Vgl. ı. HİB 2019 YouTube S. 12; 2. HİB 2019 YouTube, S. u; i. HİB 2020 YouTube, S. 16 und 
2. HJB 2020 YouTube, S. 15 ff. 
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sowie gelöschten Inhalte, welche von einer bekannten Beschwerdestelle (FSM, 
Jugendschutz.net und Eco) beanstandet worden sind. Die in den meisten 
Halbjahresberichten angegebenen Zahlen bewegen sich konstant im einstel- 
ligen Bereich.” Ausnahmen bilden die ıı gemeldeten Inhalte von Jugend- 
schutz.net im ı. Halbjahresbericht zoıg”” sowie die 38 gemeldeten Inhalte von 
Jugendschutz.net im ə. Halbjahresbericht zozo.”” 


Im darauffolgenden Abschnitt wird ausgeführt, dass die Mehrheit der einge- 
reichten Beschwerden nicht ausreichend substantiiert gewesen sei und man 
deswegen keinen hinreichenden „Grund zur Kontaktaufnahme“ mit dem*- 
der Ersteller”in des Inhalts gesehen habe. Es folgt eine Darstellung der 
Gesamtzahl der Beschwerden, bei denen weitere Informationen von dem”der 
Beschvverdeführer”in benötigt worden sind bzw. eine externe Stelle konsul- 
tiert worden ist“. Ausvveislich der Halbjahresberichte wurden erstmals im 2. 
Halbjahresbericht 2019 Inhaltsersteller*innen kontaktiert.”” Die Anzahl der 
Inhalte, bei denen YouTube weitere Informationen benötigte stieg von 3.062 
im ersten Halbjahresbericht 2o18°° auf 8.713 im zweiten Halbjahr zoıg”” und 
im ersten Halbjahr 2020 auf 20.308 Inhalte.” Im zweiten Halbjahr 2020 
erhöhte sich die Gesamtzahl auf 28.248 Inhalte.” 


Danach folgt in den Halbjahresberichten 2018 und 2019 die Angabe, dass 
bisher keine Beschwerden an eine Einrichtung der Regulierten Selbstregulie- 
rung weitergeleitet worden sind”°*. Dies findet seine Ursache darin, dass eine 
Anerkennung der Selbstkontrolleinrichtung FSM erst in 2020 seitens des 


244 Vgl. ı. HİB 2018 YouTube S. 6; ebenso in 2. HJB 2018 YouTube S. 5;; 2. HİB 2019 YouTube, 
S. 5 und ı. HJB YouTube 2020, S.S. 

245 Vgl. ı. HİB 2019 YouTube S. 6. 

246 Vgl. 2. HJB 2020 YouTube, S. 7. 

247 1. HJB 2018 YouTube S. 7; ebenso in 2. HJB 2018 YouTube S. s, ı. HİB 2019 YouTube S. 7; 2. 
HJB 2019 YouTube, S. 6; i. HİB 2020 YouTube, S. 8 und 2. HİB 2020 YouTube, S. 7f. 

248 Vgl. 1. HİB 2018 YouTube S. 7; ebenso in 2. HİB 2018 YouTube S. 6; i. HİB 2019 YouTube 
S. 7; 2. HİB 2019 YouTube, S. 6 und i. HİB 2020 YouTube, S. 8f. und 2. HİB 2020 YouTube, 
S. 8f. 

249 Vgl. i. HİB 2018 YouTube S. 7; ebenso in 2. HİB 2018 YouTube S. 5; i. HİB 2019 YouTube 
S. 7; 2. HİB 2019 YouTube, S. 6; ı. HİB 2020 YouTube, S. 8 und 2. HİB 2020 YouTube, S. 8. 

250 Vgl. i. HJB 2018 YouTube S. 7. 

251 Vgl. 2. HJB 2019 YouTube S. 6. 

252 Vgl. i. HJB 2020 YouTube, S 8. 

253 Vgl. 2. HJB 2020 YouTube, S. 8 

254 Vgl. ı. HİB 2018 YouTube S. 8; ebenso in 2. HİB 2018 YouTube S. 6; i. HİB 2019 YouTube 
S. 7 und 2. HJB 2019 YouTube, S. 6. 
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Bundesamts für Justiz erfolgt ist.”” Erstmals wurden daher im Jahr 2020 
zunächst 5 Inhalte im ersten Halbjahr und 8 Inhalte im zweiten Halbjahr an 
die FSM als Einrichtung der regulierten Selbstregulierung weitergeleitet.” 


Im selben Abschnitt gibt YouTube die Auskunft, dass im ersten Halbjahres- 
bericht 2018 40 Inhalte an eine auf Strafrecht spezialisierte Kanzlei weiter- 
geleitet worden sind.” Diese Zahl ist im zweiten Bericht 2018 auf 145 
gestiegen,” im ersten Bericht 2019 auf 28 gesunken” und hat sich im zweiten 
Bericht 2019 erneut verringert auf 2 Inhalte.” Im ersten Bericht 2020 erhöhte 
sich die Zahl zunächst auf 8 Inhalte” und erreichte zo Inhalte im zweiten 
Bericht 2020.” 


bb) Löschungen/Sperrungen in 2018 bis 2020 

Im Folgenden wird die Anzahl der gelöschten bzw. gesperrten Inhalte von 
YouTube im Zeitraum von 2018 bis 2020 (siehe Abb. ı8) dargestellt. Wie 
bereits erläutert, gibt das Netzwerk diese Zahlen einerseits als Summe der 
Löschungen bzw. Sperrungen nach den Community-Richtlinien und NetzDG 
Verstößen an, andererseits erfolgt eine differenzierte Darstellung. 


Hinsichtlich der Anzahl der Löschungen bzw. Sperrungen zeigt sich, dass es 
vom ersten zum zweiten Halbjahresbericht 2018 zu einer Verringerung um 
3.653 gelöschter Inhalte kam. Mit Blick auf die Löschungen bzw. Sperrungen 
des ersten Halbjahresberichtes 2019 (71.168 Inhalte) zeigt sich eine Steigerung 
um etwa 30 % im Vergleich zum vorangegangenen Bericht (54.644 Inhalte). 
Mit 71.907 gelöschten bzw. gesperrten Inhalten liegt der Wert des zweiten 
Halbjahresberichtes 2019 vor denen der vorangegangenen Berichte. Im Ver- 
gleich zum ı. HJB 2019 (71168 Inhalte) zeigt sich eine Verringerung um etwa 
1 00. Dabei ist zu bedenken, dass sich die Anzahl der Beschwerden im Ver- 
gleich zum ı. HİB 2019 um 26.947 beanstandete Inhalte verringerte. Betrachtet 
man den prozentualen Anteil der Löschungen des 2. HJB 2019, ergibt sich eine 
Steigerung von 23,38 % im ı. HJB 2019 auf 25,91 %. 


255 Siehe hierzu oben V.3.d)aa). 

256 Vgl. i. HJB 2020 YouTube, S. 8; ebenso in 2. HJB 2020 YouTube, S. o. 
257 Vgl. ı. HİB 2018 YouTube S. 8. 

258 Vgl. 2. HJB 2018 YouTube S. 6. 

259 Vgl. ı. HİB 2019 YouTube S. 7. 

260 Vgl. 2. HJB 2019 YouTube S. 6. 

261 Vgl. ı. HİB 2020 YouTube, S. o. 

262 Vgl. 2. HJB 2020, YouTube S. 9. 
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Anzahl der gesperrten bzw. gelöschten Inhalte in Relation zur 
Beschwerdeanzahl Youtube 


250000 

200000 

150000 

100000 

er a Bu Bi Bu 
o MM m 


2018/01 2018/02 2019/01 2019/02 2020/01 2020/02 
m Anzahl der gemeldeten Inhalte 214827 250957 304425 277478 388824 323792 
m Anzahl der gesparrten Inhalte 58297 54544 71168 71907 90814 73477 


Abb. 18: Gegenüberstellung gemeldeter Inhalte zu gesperrten/gelöschten Inhalten bei YouTube 
im Zeitraum von 2018-2020 


Im ersten Halbjahr 2020 steigt die Zahl der gemeldeten Inhalte zum Vorjahr 
um 111.346 Inhalte auf 388.824. Die Zahl der entfernten Inhalte steigt auf 90.814 
Inhalte. Der prozentuale Anteil an Sperrungen von Meldungen sinkt auf 
23,36 %. Im zweiten Halbjahr 2020 sinkt die Anzahl an gemeldeten Inhalten 
auf 323.792 und die Anzahl an gesperrten Inhalten auf 73.477. Der prozentuale 
Anteil von Sperrungen zu den gemeldeten Inhalten liegt somit bei 22,69 %. 


d) Berichtsangaben von Twitter 


aa) Ausführungen des Berichts 

Twitter fasst alle notwendigen Angaben zur Berichtspflicht nach $ 2 Abs. 2 
Nr.7 NetzDG in der Übersicht „Aufschlüsselung der Beschwerden nach 
Beschvverdegrund“”” zusammen. In der Tabelle wird die Anzahl der 
Beschwerden, die zu einer „Maßnahme“ führten, nach dem Beschwerdegrund 
— also den Straftatbeständen des $ ı Abs. 3 NetzDG - aufgeführt. Hierbei wird 
unterschieden zwischen Beschwerden von Nutzer”innen und Beschwerden 
von Beschwerdestellen. Diese Spalten teilen sich wiederum in „Anzahl der 
eingegangenen Beschwerden“ und „Anzahl der Beschwerden, bei denen eine 
Maf$nahme ergriffen wurde.“ 


263 1. HJB 2018 Twitter, S. 8; ebenso in 2.HJB 2018 Twitter, S.i5; ı. HİB 2019 Twitter, S. 15; 2. HİB 
2019 Twitter, S. ış, ı. HİB 2020 Twitter, S. 16 und 2. HJB 2020 Twitter, S. 22. 
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Neben den Tabellen, in denen Twitter alle gelöschten/gesperrten Inhalte nach 
Beschwerdestelle und Nutzer”innen aufführt, gibt das Soziale Netzwerk in 
einer weiteren Tabelle auch die Informationen an, die nach $ 3 Abs. 2 Nr. 3 a) 
und b) NetzDG erforderlich sind, also die Anzahl der Fälle, bei denen Twitter 
die Frist von 7 Tagen überschritten hat. In der ersten Spalte wird in 
Beschwerden von Nutzer”innen und Beschwerden von Beschwerdestellen 
unterschieden. In der darauffolgenden Spalte wird die Gesamtzahl der ein- 
gegangenen Beschwerden aufgelistet, bei denen eine Maßnahme ergriffen 
worden ist. Des Weiteren ist in Fälle unterschieden worden, bei denen die 
Entscheidung über die Rechtswidrigkeit von der Unwahrheit einer Tatsa- 
chenbehauptung oder anderen Umständen abhing, bei denen dem”der Nut- 
zer*in die Möglichkeit eingeräumt worden ist, eine Stellungnahme zu der 
Beschwerde abzugeben und bei denen eine Beschwerde an eine anerkannte 
Einrichtung der Regulierten Selbstregulierung übertragen worden ist.” 


Die Anzahl der Beschwerden entsprechen den gelöschten bzw. gesperrten 
Inhalten, da es nach diesseitiger Recherche im Rahmen des Meldevorgangs bei 
Twitter nicht möglich ist, eine Mehrfachauswahl von Strafbeständen zu tref- 
fen. Lediglich in 2 Berichten unterscheiden sich diese Zahlen minimal. Es ist 
nicht bekannt, ob hier nur ein Fehler seitens des Sozialen Netzwerkes vorlag 
oder ob die Differenzen aus anderen Gründen herrühren.”” 


Einem Hinweis auf S. 18 des 2. Halbjahresberichts 2020 von Twitter ist zu 
entnehmen, dass „der gemeldete Inhalt entweder (1) aufgrund eines Verstoßes 
gegen die Twitter Allgemeinen Geschäftsbedingungen oder die Twitter Regeln 
gänzlich von der Plattform entfernt wurde oder (2) in Deutschland zurück- 
gezogen wurde, nachdem [..] [ein] Verstoß gegen das NetzDG festgestellt” 
worden ist. Da keine weitere Unterscheidung nach AGB bzw. Twitter Regeln 
und NetzDG erfolgt ist, kann nicht eindeutig entnommen werden, wie viele 
von den aufgeführten Beschwerden tatsächlich wegen eines Verstoßes gegen 
das NetzDG gelöscht bzw. gesperrt worden sind. 


264 Vgl.ı. HİB 2018 Twitter, S. 7; ebenso in 2. HİB 2018 Twitter, S.14; 1. HİB 2019 Twitter, S. 15; 2. 
HJB 2019 Twitter, S. ış, ı. HİB 2020 Twitter, S. 16 und 2. HİB 2020 Twitter, S. 22. 

265 2. Halbjahr 2018 S. 13 u. ış: Die Anzahl der Beschwerden von Nutzer*innen unterscheidet 
sich um eins. ı. Halbjahr 2019 S. ız u. 16: Die Anzahl der Beschwerden von Nutzer*innen, 
bei denen eine Maßnahme ergriffen wurde, unterscheiden sich um sechs. 

266 1. HİB 2018 Twitter, S. 7; ebenso in 2. HJB 2018 Twitter, S.i3; 1. HİB 2019 Twitter, S. 12; 2. 
HJB 2019 Twitter, S. ız, ı. HİB 2020 Twitter, S. ı3 und 2. HİB 2020 Twitter, S. 18. 
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Lediglich in der Einleitung der Berichte ab 2019 wird das Verhältnis der AGB- 
und NetzDG-Löschungen für die Straftatbestände $ı29, Şızob und $ı84b 
mitgeteilt. Demnach wurden im ı. Halbjahr 2019 98,6% nach AGB-, und nur 
1,4 % nach NetzDG-Richtlinien gelöscht. Im 2. Halbjahr 2019 waren es 96,36 % 
nach AGB und 3,64 % nach NetzDG. Im ersten Halbjahr 2020 wurden laut 
Twitter 96,14% nach AGB-Richtlinien und 3,86 % aufgrund von NetzDG 
Verstößen gelöscht. Im zweiten Halbjahr 2020 waren es 98,1 % nach AGB und 
1,9 % nach NetzDG.”” 


bb) Löschungen/Sperrungen in 2018 bis 2020 

Im Folgenden wird die Anzahl gelöschter bzw. gesperrter Inhalte für Twitter 
im Zeitraum von 2018 bis 2020 (siehe Abb. ıg) dargestellt. Dabei ist anzu- 
merken, dass sich die Zahlen auf Inhalte beziehen können, die aufgrund eines 
Verstoßes gegen Twitter-Regeln oder Twitter AGB gelöscht oder aufgrund 
eines Verstoßes gegen NetzDG gesperrt worden sind. 


Anzahl der gesperrten bzw. gelöschten Inhalte in Relation zur 
Beschwerdeanzahl Twitter 
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2018/01 2018/02 2019/01 2019/02 2020/01 2020/02 
m Anzahl der gemeldeten Inhalte 264818 256462 499346 843527 765715 811469 
sw Anzahl der gesperrten Inhalte 28645 23165 46702 137171 122302 118797 


Abb. 19: Gegenüberstellung gemeldeter Inhalte zu gesperrten/gelöschten Inhalten bei Twitter 
im Zeitraum von 2018-2020 


Auffallend ist das erhöhte Beschwerdeaufkommen der Halbjahresberichte 
Ende 2019 und 2020 im Vergleich zu den Halbjahresberichten 2018 und Anfang 
2019. Die Anzahl der Beschwerden, bei denen eine Maßnahme durchgeführt 
worden ist (orangefarbene Balken), sank im zweiten Halbjahresbericht 2018 
im Vergleich zum ersten Halbjahresbericht 2018 um 19,13 %. Im ersten 


267 Vgl. i. HJB 2019 Twitter, S. 2; ebenso in 2. HİB 2019 Twitter, S. 3; ı. HİB 2020 Twitter, S. 3 
und 2. HJB 2020 Twitter, S. 4. 
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Halbjahresbericht 2oio verdoppelte sich die Zahl der Beschwerden, denen 
eine Maßnahme folgte, wonach sie sich im zweiten Halbjahresbericht 2019 im 
Vergleich zum Vorjahr fast verdreifachte. Seit dem ı. Halbjahr 2020 ist wieder 
ein Rückgang der Anzahl an Beschwerden zu verzeichnen, bei denen eine 
Maßnahme ergriffen worden ist.’ 
Twitter gibt verschiedene Gründe für den signifikanten Anstieg an: Wahlen in 
Deutschland, politische Märsche und Demonstrationen, gewaltsame Zwi- 
schenfälle und andere aktuelle Ereignisse.” Möglich wäre nach Auffassung 
der Autor”innen aber auch, dass das erhöhte Beschwerdeaufkommen durch 
den zusätzlichen unmittelbaren Meldeweg für nicht angemeldete Nutzer*in- 
nen zustande gekommen ist, der seit dem ersten Halbjahresbericht 2019 mit 
aufgeführt wird. In der ersten Jahreshälfte 2020 stabilisiert sich die Zahl der 
Inhalte, bei denen eine Maßnahme ergriffen worden ist, auf 122.302. 


Um eine fundiertere Aussage zur Entwicklung dieser Zahlen treffen zu kön- 
nen, ist jedoch auch die Berücksichtigung gemeldeter Inhalte (blaue Balken) 
erforderlich. Im ersten und zweiten Halbjahr 2018 sowie im ersten Halbjahr 
2019 wurden von den eingegangenen Beschwerden etwa 9-11 % gesperrt bzw. 
gelöscht.”” So zeigt sich, dass der prozentuale Anteil der Löschungen/Sper- 
rungen im Hinblick auf die gemeldeten Inhalte weitestgehend gleich bleibt, 
trotz der Unterschiede bei der Zahl der eingereichten Beschwerden im Zeit- 
raum zwischen dem ı. Halbjahr 2018 und dem ı. Halbjahr 2019 (siehe oben). 


Im zweiten Halbjahr 2019 waren es 16,26 %, im ı. Halbjahr 2020 15,97 % und 
im 2. Halbjahr 2020 waren es 14,64 % von allen eingereichten Beschwerden, 
bei denen eine Maßnahme ergriffen wurde. Somit wurden im zweiten Halb- 
jahr 2019 mehr Löschungen bzw. Sperrungen vorgenommen als in den drei 
Halbjahren zuvor. Der höhere prozentuale Anteil der Löschungen/Sperrungen 
wurde im 2. Halbjahresbericht 2019 nicht erläutert.” 


268 1. HJB 2020: Rückgang um 10,84 % im Vergleich zum 2. HJB 2019. Im Vergleich zum 2. HJB 
2020 ist lediglich ein Rückgang um 2,87 % erfolgt. 

269 Vgl. i. HİB 2019 Twitter, S. ı2f.; ebenso in 2. HİB 2019 Twitter, S. 13. 

270 1. HİB 2018: 10,82 %; 2. HİB 2018: 9,03 %; ı. HİB 2019: 9,35 %. 

27ı Zur methodischen Plausibilität von derart ermittelten Löschquoten für das mögliche 
Vorliegen von sog. „Overblocking“ siehe oben V.2.c). 
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e) Vergleichende Analyse 


Nach dem Wortlaut des $2 Abs. 2 Nr.7 NetzDG ist die Anzahl der Be- 
schwerden maßgeblich, die zur Löschung oder Sperrung von Inhalten geführt 
haben. Dieser Berichtsvorgabe kommen Facebook und Twitter nach. YouTube 
hingegen gibt die Anzahl der Inhalte an, die aufgrund einer NetzDG-Be- 
schwerde gelöscht bzw. gesperrt worden sind. Dies beeinträchtigt zwar die 
Vergleichbarkeit der Berichtszahlen, erscheint aber nach Telos der gesetzli- 
chen Berichtsvorgabe noch vereinbar. Insoweit ist die Zahl der entfernten 
Inhalte ohnehin signifikanter und lässt mehr Rückschlüsse zu als die Anzahl 
der Beschwerden, insbesondere soweit eine Beschwerde sich auf mehrere 
Inhalte beziehen kann. Vor diesem Hintergrund ist von einer redaktionellen 
Unzulänglichkeit des Gesetzgebers auszugehen, der nicht hinreichend zwi- 
schen Beschwerden und beschwerdegegenständlichen Inhalten differenziert 
hat. Dies kann freilich nicht zulasten der Normadressaten gehen. 


Alle drei Netzwerke kommen in ihren Berichten der geforderten Aufschlüs- 
selung nach dem*der Beschvverdeführer”in korrekt nach. Twitter und Face- 
book nutzen hierfür eine Tabelle, in der sie neben dem*der Beschwerdefüh- 
rer”in auch den jeweiligen Beschvverdegrund im Sinne der in $ı Abs. 3 
NetzDG genannten Straftatbestände aufschlüsseln. Im Vergleich hierzu nutzt 
YouTube für Beschvverdeführer”innen und Beschwerdegrund jeweils ein 
separates Diagramm. Wie bereits ausgeführt, verwendet YouTube für die 
Auflistung der Beschwerdegründe eigens definierte Inhaltskategorien, welche 
die Transparenz der Zahlen beeinflussen und somit Auswirkungen auf die 
Vergleichbarkeit mit den anderen Sozialen Netzwerken haben. Seit dem ı. HJB 
2019 stellt YouTube jedoch eine Aufschlüsselung bereit, in welcher die 
Zuordnung der StGB-Paragraphen zu den Inhaltskategorien ersichtlich wird. 
Dennoch ist ein Vergleich nicht möglich, da z.B. $ ı40 StGB in mehreren 
Kategorien vertreten ist. 


Die Darstellung, ob und wie oft eine Frist von sieben Tagen nach $ 3 Abs. 2 
Nr. 3 NetzDG überschritten worden ist, weil die Entscheidung über die 
Rechtswidrigkeit von der Unwahrheit einer Tatsachenbehauptung abhing 
oder die Entscheidung an eine Einrichtung der Regulierten Selbstregulierung 
übertragen wurde, ist bei allen Sozialen Netzwerken an verschiedenen Stellen 
zu finden. Unterschiede lassen sich jedoch bei der Umsetzung feststellen. 


Im Hinblick auf die Transparenz der Zahlen von Facebook und Twitter bleibt 
weitgehend ungeklärt, welche Löschungen aufgrund eines Verstoßes gegen 
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AGB bzw. netzwerkeigene Regeln oder aufgrund einer Rechtswidrigkeit in 
Bezug auf das NetzDG erfolgt sind. Neuerdings wird im 2. HJB 2020 von 
Facebook erstmalig angegeben, wie viele Sperrungen aufgrund des NetzDG 
und Löschungen aufgrund der Community-Standards erfolgt sind.” Dies ist 
freilich nach $ 2 Abs. 2 Nr. 7 NetzDG nicht erforderlich. YouTube schlüsselt 
gleichwohl die Inhaltsentfernungen nach eigenen Richtlinien einerseits und 
nach NetzDG andererseits in einem zusätzlichen Diagramm auf. Überdies sind 
die Inhalte nach dem Beschwerdegrund gegliedert. 


Die Abbildung 20 stellt die Anzahl gelöschter bzw. gesperrter Inhalte von 
Facebook, YouTube und Twitter im Zeitraum von 2018-2020 vergleichend 


dar. 


Vergleich der gesperrten bzw. gelöschten Inhalte 


vi 
1 
š III! || 


Facebook Youtube Twitter 
m 2018/01 362 58297 28645 
m 2018/02 369 54644 23165 
2019/01 343 71168 46702 
m2019/01 1043 71907 137171 
m2020/01 2308 90814 122302 
m 2020/02 1276 73477 118797 


Abb. zo: Vergleichende Darstellung Anzahl gesperrter bzvv. gelöschter Inhalte im Zeitraum von 
2018 — 2020 


Bei der vergleichenden Darstellung der Anzahl der Beschvverden, die zu einer 
Löschung oder Sperrung des beanstandeten Inhalts führten (siehe Abb. zo), 
wird zunächst deutlich, dass sich bei Twitter seit dem 2. Halbjahr 2019 die 
meisten Löschungen/Sperrungen ergaben. Facebook weist im direkten Ver- 
gleich die wenigsten Löschungen/Sperrungen auf, während sich YouTube in 
der Mitte einordnet. 


272 Vgl. 2. HJB 2020 Facebook, S. 12. 
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Bei den Einzelanalysen war bei allen Sozialen Netzwerken nicht immer ein 
direkter Zusammenhang zwischen der Zahl der eingegangenen Beschwerden 
und den Beschwerden, die zu einer Löschung oder Sperrung führten, 
erkennbar. So ging beispielsweise bei Facebook die Zahl der eingegangenen 
Beschwerden im 2. Halbjahresbericht 2018 zurück, doch der prozentuale 
Anteil, bei dem eine Löschung oder Sperrung erfolgte, stieg. 


Bei den Zahlen ist kein einheitlicher Trend über die sechs Halbjahre hinweg zu 
erkennen. Bei Facebook stieg im zweiten Halbjahresbericht 2018 die Zahl der 
Löschungen/Sperrungen geringfügig an, um dann im ersten Halbjahresbericht 
2019 wieder zu sinken und bis zum im ersten Halbjahresbericht 2020 deutlich 
zu steigen. Im zweiten Bericht 2020 ist wieder eine fallende Tendenz 
erkennbar. Bei YouTube und bei Twitter wurden jeweils im zweiten Halb- 
jahresbericht 2019 die bisher meisten Löschungen/Sperrungen vorgenommen, 
bei Facebook zusammen mit dem 2. Bericht 2020 hingegen die wenigsten. 
Begründungen für etwaige Änderungen im Verlauf der einzelnen Sozialen 
Netzwerke sind den jeweiligen Einzelanalysen zu entnehmen. 


8. Zeiten zwischen Beschwerdeeingang und 
Löschung/Sperrung 


a) Gesetzliche Berichtspflicht ($ 2 Abs. 2 Nr. 8 NetzDG) 


Die sozialen Netzwerke haben weiterhin die „Zeit zwischen Beschwerdeein- 
gang beim sozialen Netzwerk und Löschung oder Sperrung des rechtswidrigen 
Inhalts” anzugeben, “aufgeschlüsselt nach Beschwerden von Beschwerdestel- 
len und von Nutzern, nach dem Beschwerdegrund sowie nach den Zeiträumen 
»innerhalb von 24 Stunden«/»innerhalb von 48 Stunden«/ »innerhalb einer 
Woche«/»zu einem späteren Zeitpunkt«“. 


Die Angabe hat einzeln für jeden der nach Abs. 2 Nr. 7 erfassten Beschwer- 
defälle in den genannten Kategorien „innerhalb von 24 Stunden“ / „innerhalb 
von 48 Stunden“ / „innerhalb einer Woche“ / „zu einem späteren Zeitpunkt“ zu 
erfolgen.” Nach dem Gesetzeswortlaut eher nicht ausreichend wäre eine 


273 Sinnvoll, aber gesetzlich nicht verlangt, erscheint eine Verknüpfung des jeweils im ein- 
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Beschwerdegrund-Aufschlüsselung nach anderen inhaltlichen Kategorien als 
sie $ ı Abs. 3 NetzDG (rechtswidrige Inhalte nach StGB-Tatbeständen) vorgibt. 
Denn insoweit wäre keine hinreichende Transparenz in Bezug auf den „Um- 
gang mit Beschwerden über rechtswidrige Inhalte“ gegeben, wie sie die 
Berichtspflicht nach $ 2 Abs. ı NetzDG ausdrücklich fordert. 


b) Berichtsangaben von Facebook 


aa) Ausführungen des Berichts 

Auch für die Darstellung der Zeiten zwischen Eingang einer NetzDG-Be- 
schwerde und Löschung bzw. Sperrung des rechtswidrigen Inhaltes wählt 
Facebook eine Gesamtübersicht in Form einer Tabelle. Die geforderte Auf- 
schlüsselung nach Beschwerdeführer*innen (Beschwerdestellen und Einzel- 
personen) sowie nach dem Beschwerdegrund wird umgesetzt. Die 
Beschwerdegründe basieren auch hierbei auf den Straftatbeständen des $ 1 
Abs. 3 NetzDG, wobei darauf zu verweisen ist, dass die $$ 129 bis ızob StGB 
auch in dieser Berichtsangabe zusammengefasst werden.” Auch die zeitliche 
Differenzierung in 24 Stunden, 48 Stunden, 7 Tage sowie zu einem späteren 
Zeitpunkt findet entsprechend der Berichtsvorgabe statt.”” Es ist in diesem 
Zusammenhang anzumerken, dass der Tabellenkopf für die Löschung oder 
Sperrung zu einem späteren Zeitpunkt eine verkürzte Schreibweise — 
„> 7 Tage“””° — vorsieht, welche durch eine zusätzliche Erläuterung” im vor- 
angehenden Beschreibungstext als „(d) zu einem späteren Zeitpunkt“”” 


zelnen Beschwerdefall angegebenen Zeitraums mit der in Abs. 2 Nr. 7 geforderten 
Pflichtangabe über Ausnahmen nach $ 3 Abs. 2 Nr. 3 a) und b). 

274 Vgl. i. HİB 2018 Facebook, S. 8f.; ebenso in 2. HİB 2018 Facebook, S. nf.; ı. HİB 2019 
Facebook, S. 13; 2. HİB 2019 Facebook, S. 13£.; i. HİB 2020 Facebook, S. ı3f. und 2. HİB 2020 
Facebook, S. 13f. 

275 Vgl.1. HİB 2018 Facebook, S. 8; ebenso in 2. HİB 2018 Facebook, S. 11; i. HİB 2019 Facebook, 
S. 13; 2. HİB 2019 Facebook, S. 13.; i. HİB 2020 Facebook, S. iş und 2. HİB 2020 Facebook, 
S. 13. 

276 ı. HİB 2018 Facebook, S. 8; ebenso in 2. HİB 2018 Facebook, S. u; i. HİB 2019 Facebook, 
S. 13; 2. HİB 2019 Facebook, S. 13; ı. HİB 2020 Facebook, S. ig und 2. HİB 2020 Facebook, 
S. 13. 

277 Anmerkung: Im ersten HJB 2018 wurde in dieser Erläuterung noch die verkürzte 
Schreibweise (> 7 Tage) genutzt, vgl. ı. HİB 2018 Facebook, S. 8. 

278 2. HJB 2018 Facebook, S. u; ebenso in ı. HİB 2019 Facebook, S. 12; 2. HİB 2019 Facebook, 
S. 12.; 1. HİB 2020 Facebook, S. iz und 2. HİB 2020 Facebook, S. 13. 
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beschrieben wird. Seit dem ersten Halbjahresbericht 2019 wurde diese 
Beschreibung der Zeiträume zudem geringfügig angepasst, indem die Zeit- 
angaben wie beispielsweise „(a) 24 Stunden“? wie folgt ergänzt wurden: 
„(a) innerhalb von 24 Stunden.“ 


Unter Berücksichtigung der bereits ausgeführten Überlegungen zu den Rah- 
menbedingungen der Sperrung sowie Löschung von Inhalten, kann auch für 
diese Berichtspflicht nicht eindeutig beurteilt werden, welche Löschungen in 
die ausgewiesenen Zahlen eingeflossen sind. Das heißt, ob in allen Halbjah- 
resberichten neben NetzDG-Verstößen auch reine Verstöße gegen die 
Gemeinschaftsstandards ohne inhaltliche Parallelen zu den Straftatbeständen 
des NetzDG einbezogen worden sind, ist nicht eindeutig ersichtlich. 


Facebook verweist darauf, dass es sich bei den dargestellten Zahlen um 
Beschwerden handelt, die über das NetzDG-Meldeformular übermittelt” und 
„als rechtswidrig im Sinne des NetzDG”” oder als Verstoß gegen İ...1 [die] 
Gemeinschaftsstandards eingestuft vvurdelnl“.”” Weiterhin ist im Hinblick auf 
den Beschwerdegrund zu berücksichtigen, dass der Straftatbestand bzw. die 
Straftatbestände des StGB, welche „durch den Beschwerdeführer in der 
Beschwerde angeführt vvurde(n)",”" die Grundlage der ausgewiesenen Zahlen 
bilden.” 


Wie bereits ausgeführt, ist es Facebook-Nutzer”innen zudem möglich, meh- 
rere Gründe für die Rechtswidrigkeit in einer einzelnen NetzDG-Beschwerde 
anzugeben. Gelöschte oder gesperrte Inhalte werden laut zweitem Halbjah- 


279 1. HİB 2018 Facebook, S. 8.; ebenso 2. HİB 2018 Facebook, S. u. 

280 1. HJB 2019 Facebook, S. 12; ebenso 2. HJB 2019 Facebook, S. 12.; i. HJB 2020 Facebook, S. 12 
und 2. HJB 2020 Facebook, S. 13. 

281 Vgl. ı. HİB 2018 Facebook, S. 8; ebenso in 2. HİB 2018 Facebook, S. u; i. HJB 2019 Facebook, 
S. 12; 2. HİB 2019 Facebook, S. 12; i. HİB 2020 Facebook, S. iz und 2. HİB 2020 Facebook, 
S. 12, 

282 Anmerkung: Dass sich die Rechtswidrigkeit auf das NetzDG bezieht, wird im ersten HJB 
2018 nicht genannt, vgl. ı. HİB 2018 Facebook, S. 8. 

283 2. HJB 2018 Facebook, S. u; ebenso in ı. HİB 2019 Facebook, S. 12; 2. HİB 2019 Facebook, 
S. 12; 1. HİB 2020 Facebook, S. iz und 2. HİB 2020 Facebook, S. 12. 

284 1. HİB 2018 Facebook, S. 8; ebenso in 2. HJB 2018 Facebook, S. u; ı. HİB 2019 Facebook, 
S. 12; 2. HİB 2019 Facebook, S. 12; i. HİB 2020 Facebook, S. iz und 2. HİB 2020 Facebook, 
S. 13. 

285 Vgl. ı. HİB 2018 Facebook, S. 8; ebenso in 2. HJB 2018 Facebook, S. u; i. HJB 2019 Facebook, 
S. 12; 2. HİB 2019 Facebook, S. 12; i. HİB 2020 Facebook, S. iz und 2. HİB 2020 Facebook, 
S. 13. 
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resbericht 2018 demnach „unter jeder in der Beschwerde genannten Bestim- 
mung [in der Tabelle] aufgeführt.“ Daher wird auch in diesem Zusam- 
menhang auf die höhere Gesamtzahl, der in der Tabelle ausgewiesenen Lö- 
schungen bzw. Sperrungen im Vergleich zu den insgesamt eingegangenen 
Beschwerden, die zu einer Maßnahme führten, verwiesen.” Facebook gibt 
dahingehend weiterhin folgende zusätzliche Informationen” mit Bezug auf 
den zweiten Halbjahresbericht 2018 an:”” 


„Erwähnenswert ist, dass bei den 159 Beschwerden, die zu einer Sperrung oder Löschung 
geführt haben, unsere letzte Maßnahme zur Sperrung/Löschung 108 Mal innerhalb von 
24 Stunden, rı Mal innerhalb von 48 Stunden, ı9 Mal innerhalb von 7 Tagen und zı Mal 
später als nach 7 Tagen erfolgte.“ 


Abschließend ist anzumerken, dass sich die dargestellten Zahlen „auf die Zeit 
zwischen der Übermittlung der Beschwerde und der letzten von [...] [Face- 
book] als Reaktion auf die Beschwerde ergriffenen Maßnahme“”” beziehen. Es 
wird weiterhin beispielhaft ausgeführt, was dies für eine Beschwerde mit zwei 
beanstandeten Inhalten bedeuten kann:”” 


„Wenn in einer Beschwerde beispielsweise zwei Inhalte angeführt werden und wir den 
einen Inhalt innerhalb von 24 Stunden und den anderen innerhalb von 7 Tagen bearbeitet 
haben, dann würde diese Beschwerde in der Tabelle als innerhalb von 7 Tagen bearbeitet 
aufgeführt.“ 


286 2. HİB 2018 Facebook, S. u; ebenso in ı. HİB 2018 Facebook, S. 8; ı. HİB 2019 Facebook, 
S. 12; 2. HİB 2019 Facebook, S. 13; i. HİB 2020 Facebook, S. ı3 und 2. HİB 2020 Facebook, 
S. 13. 

287 Vgl. ı. HİB 2018 Facebook, S. 8; ebenso in 2. HİB 2018 Facebook, S. u; i. HJB 2019 Facebook, 
S. 12; 2. HİB 2019 Facebook, S. 13; i. HİB 2020 Facebook, S. ig und 2. HİB 2020 Facebook, 
S. 13. 

288 Anmerkung: Diese zusätzlichen Angaben sind im ersten HJB 2018 noch nicht enthalten, 
vgl. ı. HİB 2018 Facebook, S. 8. 

289 2. HJB 2018 Facebook, S. u; ähnlich in ı. HİB 2019 Facebook, S. 12, in 2. HJB 2019 Facebook, 
S. 13; in ı. HİB 2020 Facebook, S. iş und 2. HİB 2020 Facebook, S. 13. 

290 1. HJB 2018 Facebook, S. 8; ebenso in 2. HİB 2018 Facebook, S. u; i. HİB 2019 Facebook, 
S. 12; 2. HİB 2019 Facebook, S. 12; i. HİB 2020 Facebook, S. ig und 2. HİB 2020 Facebook, 
S. 13. 

291 Vgl. ı. HİB 2018 Facebook, S. 8; ebenso in 2. HİB 2018 Facebook, S. u; i. HJB 2019 Facebook, 
S. 12; 2. HİB 2019 Facebook, S. 12; i. HİB 2020 Facebook, S. ig und 2. HİB 2020 Facebook, 
S. 13. 
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Demzufolge bilden die in der Tabelle aufgeführten Zahlen nicht die Inhalte ab, 
für die eine Maßnahme ergriffen worden ist, sondern beziehen sich auf jeweils 
bearbeitete Beschwerden im Sinne einer Bearbeitungseinheit. 


bb) Bearbeitungszeiten 2018 bis 2020 

Abbildung 2ı stellt die Bearbeitungszeiten für Beschwerden bei Facebook im 
Zeitraum von 2018 bis 2020 dar. Auch in diesem Fall handelt es sich lediglich 
um Beschwerden, die mittels des NetzDG-Meldeformulars eingereicht worden 
sind. Unter Berücksichtigung der vorangegangenen Erläuterungen ist darauf 
zu verweisen, dass nicht für alle Halbjahresberichte eindeutig geklärt ist, ob 
die Zahlen auch die Bearbeitungszeit von Löschungen enthalten, die lediglich 
aufgrund von Verstößen gegen die Gemeinschaftsstandards erfolgt sind. Dies 
ist aber — wie ausgeführt — anzunehmen. Weiterhin ist anzumerken, dass die 
Bearbeitungszeit bei Facebook die Bearbeitung aller Inhalte einer einzigen 
Beschwerde umfasst. 


Bearbeitungszeitraum bis zur Sperrung bzw. Löschung Twitter 


140000 
120000 
100000 


80000 


60000 

40000 

20000 l | N 
š N s. HH n_ =l 


2018/01 2015/02 2013/01 2919/02 2020/01 2020/02 
a Innerhalb von 24h 28044 22821 30880 117437 105151 73404 
innerhalb von aah 364 273 11068 17739 10768 5049 
a innerhalb von 7 Tagen 196 ö7 3187 1767 2237 10472 
Zu einem späteren Zeitpunkt 4 3 1565 227 71 28360 


Abb. zı: Bearbeitungszeiten für Beschwerden bei Facebook im Zeitraum von 2018-2020” 


Das Diagramm veranschaulicht deutlich, dass die Mehrzahl der Beschwerden 
in allen Berichtszeiträumen innerhalb von 24 Stunden bearbeitet worden ist. 
Dabei ist zudem ein steigender Trend auszumachen, der sich auch in der 
Betrachtung des prozentualen Anteils der jeweiligen Bearbeitungszeit 
widerspiegelt. Sind es im zweiten Halbjahresbericht 2018 demnach noch 


292 2. HJB 2018 Facebook, S. nı, ebenso in ı. HİB 2018 Facebook, S. 8; ı. HİB 2019 Facebook, 
S. ız und 2. HİB 2019 Facebook, S. ı3., sowie 1. HİB 2020 Facebook, S. 13 
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67,o2 % der Beschwerden, die innerhalb von 24 Stunden bearbeitet werden, 
steigt dieser Wert im 1. HJB 2019 bereits signifikant auf 85,36 % an und liegt 
auch im 2. HJB 2019 mit 86,83 % in einem sehr hohen Bereich. Im ersten 
Halbjahr 2020 steigt der Wert weiterhin auf 91,44 % und im zweiten Bericht 
2020 auf 92,3 % an. 


Für die Bearbeitung innerhalb von 48 Stunden zeigt sich für den 2. HJB 2018 
sowie für den ı.HİB 2019 zunächst ein nahezu gleichbleibender Wert, der erst 
im zweiten Halbjahresbericht 2019 stärker ansteigt. Auch in diesem Zusam- 
menhang ist auf die deutlich höheren Zahlen gemeldeter Inhalte für diesen 
Berichtszeitraum zu verweisen, die auch Auswirkungen auf die Bearbei- 
tungszeiten haben können. Wichtig ist auch hier die Betrachtung des pro- 
zentualen Anteils dieser Bearbeitungszeit an der Gesamtzahl bearbeiteter 
Beschwerden. Es zeigt sich demnach, dass die Bearbeitung innerhalb von 
48 Stunden vergleichsweise gleichbleibend gering ist. Für den 2. HJB 2018 liegt 
der Wert bei 6,92 %, dieser fällt im ı. HJB 2019 auf 5,02 % und steigt im 2. HJB 
2019 mit 6,96 % nahezu auf den gleichen Wert wie im zweiten Halbjahres- 
bericht 2018. Im ı. Halbjahr 2020 sinkt der prozentuale Anteil weiter auf 
4,46 % und im zweiten Halbjahr 2020 auf 3,13 %. 


Die Bearbeitung innerhalb von 7 Tagen stellt sich im Diagramm zunächst 
gleichbleibend und für den zweiten Halbjahresbericht 2019 leicht steigend dar. 
Betrachtet man hingegen den prozentualen Anteil dieser Bearbeitungszeit an 
allen eingegangenen Beschwerden, zeigt sich über die vier Berichte hinweg 
eine absinkende Tendenz. Im 2. HJB 2018 waren es noch 11,95 % der 
Beschwerden, die innerhalb von 7 Tagen bearbeitet worden sind. Dieser Wert 
fällt im ı. HİB 2019 bereits auf 7,53 % sinkt auch im 2. HİB 2019 weiter auf 5 % 
und befindet sich im ı. HİB 2020 nur noch bei 3,2 %. Dieser geringe Pro- 
zentsatz setzt sich auch im zweiten Halbjahr 2020 mit 3,58 % weiter fort. 


Für die Bearbeitungen, die zu einem späteren Zeitpunkt erfolgt sind, lässt sich 
dem Diagramm ein starker Rückgang vom zweiten Halbjahresbericht 2018 
(zı Beschwerden) zum ersten Halbjahresbericht 2019 (5 Beschwerden) ent- 
nehmen. Auch für den 2. HJB 2019 bleibt die Zahl bearbeiteter Beschwerden 
mit 5 Beschwerden weiter niedrig, steigt jedoch im ı. HJB 2020 wieder auf 
12 Beschwerden an. Dass dieser rückläufige Trend stark ausgeprägt ist, zeigt 
sich insbesondere bei der Betrachtung des prozentualen Anteils dieser Bear- 
beitungszeit. Demzufolge ergibt sich für den zweiten Halbjahresbericht 2018, 
dass 13,21 % der Beschwerden erst zu einem späteren Zeitpunkt bearbeitet 
worden sind. Dieser Wert ist für diesen Berichtszeitraum (2. HJB 2018) höher 
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als die Bearbeitung innerhalb von 48 Stunden (6,92 %) sowie innerhalb von 7 
Tagen (11,95 %). Im ersten Halbjahresbericht 2019 sinkt der Anteil von 
Beschwerden, die zu einem späteren Zeitpunkt bearbeitet wurden, erheblich 
auf 2,09% ab. Dieser Wert bildet den geringsten Anteil an den Bearbei- 
tungszeiten für diesen Berichtszeitraum. Dieser Trend setzt sich auch im 
zweiten Halbjahresbericht 2019 sowie im ersten Halbjahresbericht 2020 fort, 
in welchem der Wert für eine spätere Bearbeitung in beiden Zeiträumen nur 
noch bei 0,89 % liegt. Einen ähnlich geringen Anteil von 0,98 % weist das 
zweite Halbjahr 2020 auf. 


c) Berichtsangaben von YouTube 


aa) Ausführungen im Bericht 

Die notwendigen Angaben zur Berichtspflicht nach $ 2 Abs. ı Nr. 8 NetzDG 
stellt YouTube im Bereich „Vorgegebene Bearbeitungszeit“ in den Halbjah- 
resberichten 2018, sowie unter „Bearbeitungszeit“ in den Halbjahresberich- 
ten 2019 und 2020 zur Verfügung. 


Auch für die Darstellung der Zeit zwischen Eingang einer NetzDG-Beschwerde 
und der Löschung bzw. Sperrung des beanstandeten Inhalts wählt das Netz- 
werk eine Übersicht in Form von zwei Balkendiagrammen. Die geforderte 
Aufschlüsselung nach Beschwerdeführer*innen (Beschwerdestelle und Ein- 
zelperson) sowie nach dem Beschwerdegrund wird umgesetzt. Allerdings 
basieren die Beschwerdegründe auch hierbei nicht auf den Straftatbeständen 
des $ 1 Abs. 3 NetzDG, sondern auf den von YouTube erstellten Inhaltskate- 
gorien, in denen mehrere Paragrafen zusammengefasst werden.” Eine zeit- 
liche Differenzierung findet wie gefordert in den Kategorien 24 Stunden, 
48 Stunden, 7 Tage sowie zu einem späteren Zeitpunkt statt.” Exakte Zahlen 
werden in der ersten Darstellung noch direkt an den entsprechenden Balken 
ausgewiesen, in der zweiten Grafik auf der folgenden Seite fehlen diese jedoch 
vollständig. Stattdessen bietet YouTube eine weitere Aufschlüsselung nach 


293 1. HJB 2018 YouTube, S. of. und 2. HİB 2018 YouTube, S. 7f. 

294 1. HİB 2019 YouTube, S. 8f.; 2. HİB 2019 YouTube, S. 7f.; i. HİB 2020 YouTube, S. io und 2. 
HJB 2020 YouTube, S. 9. 

295 Vgl. ı. HİB 2018 YouTube S. 10; ebenso in 2. HİB 2018 YouTube S. 8; i. HİB 2019 YouTube 
S. 9; 2. HİB 2019 YouTube, S. 8; i. HİB 2020 YouTube, S. ni und 2. HİB 2020 YouTube, S. n. 

296 Vgl. i. HİB 2018 YouTube S. o; ebenso in 2. HJB 2018 YouTube S. 7; i. HİB 2019 YouTube 
S. 8; 2. HİB 2019 YouTube, S. 7; i. HİB 2020 YouTube, S. io und 2. HJB 2020 YouTube, S. o. 
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dem Beschwerdegrund in Form einer Tabelle an. Hier finden sich genaue 
Angaben zu den einzelnen Kategorien unter Berücksichtigung der geforderten 
zeitlichen Differenzierung. 


Erneut verweist das Netzwerk darauf, dass die dargestellten Zahlen sich aus 
den Angaben der Beschwerdeführer*innen zusammensetzten. Ob eine 
Beschwerde tatsächlich von einer Beschwerdestelle stammt, könne man nicht 
überprüfen.”” Ebenso könne der angegebene Beschvverdegrund nicht iden- 
tisch „mit dem tatsächlichen Grund der Entfernung oder Sperrung“ sein. 


bb) Bearbeitungszeiten 2018 bis 2020 

Die folgende Darstellung (siehe Abb. 22) zeigt den Bearbeitungszeitraum 
gemeldeter Inhalte im Zeitraum von 2018 bis 2020 bei YouTube. Anzumerken 
ist, dass die in den Halbjahresberichten angegebenen Zahlen zur Bearbei- 
tungszeit, welche als Grundlage dieser Darstellung dienen, keinen Unterschied 
machen zwischen Löschungen bzw. Sperrungen nach Verstößen gegen das 
NetzDG oder die Community-Richtlinien. Die hierfür genutzten Angaben 
setzen sich also aus der Summe der beiden Bereiche zusammen und ermög- 
lichen es somit nicht, differenzierte Angaben zur Bearbeitung von Netz-DG 
Beschwerden zu treffen. Dies ist allerdings nach $ 3 Abs. 2 Nr. 8 NetzDG auch 
nicht erforderlich. 


Wie die Grafik veranschaulicht, wird der Großteil der Inhalte in allen 
betrachteten Berichtszeiträumen innerhalb von 24 Stunden entfernt, dabei ist 
eine steigende Tendenz im zeitlichen Verlauf auszumachen. So schwankt der 
prozentuale Anteil zwischen 92,97 % im ı. HJB 2018 bei 54.199 Inhalten, steigt 
auf 95,21 % im 2. HİB 2018 mit 52.030 Inhalten, sinkt auf 87,81 % im ı. HJB 2019 
mit 62.492 Inhalten, steigt wieder auf 92,21% im 2. HİB 2019 mit 66.309 
Inhalten und fällt im ı. HJB 2020 geringfügig auf 92,17 % mit 83.706 Inhalten. 
Ein weiterer Abfall ist im zweiten Halbjahr 2020 zu erkennen. Dort liegt der 
prozentuale Anteil bei 88,16 %. Trotz stetig steigender Zahlen seit dem 2. HJB 


297 Vgl. ı. HİB 2018 YouTube S. o; ebenso in 2. HJB 2018 YouTube S. 7; i. HİB 2019 YouTube 
S. 8 und 2. HİB 2019 YouTube, S. 7., sowie ı. HİB 2020 YouTube, S. io und 2. HİB 2020 
YouTube, S. 10. 

298 1. HJB 2019 YouTube, S. o, 2. HİB 2019 YouTube, S. 8; i. HİB 2020 YouTube, S. ıı und 2. HİB 
2020 YouTube, S. nf, im ı. HJB 2018 YouTube S. io sowie dem 2. HİB 2018 YouTube S. 8 
fehlt hier der Hinvveis darauf, dass der angegebene Beschvverdegrund und der Grund der 
tatsachlichen Löschung nicht identisch sein können. 
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Bearbeitungszeitraum bis zur Sperrung bzw. Löschung Youtube 
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Abb. 22: Bearbeitungszeiten für Beschwerden bei YouTube im Zeitraum von 2018-2020 


2018 werden durchschnittlich 92,07 % aller Inhalte binnen 24 Stunden bear- 
beitet. 


Für die Bearbeitung innerhalb von 48 Stunden zeigt sich für den ı. HJB 2018 
sowie den 2. HJB 2018 zunächst eine vergleichsweise geringfügige Verringe- 
rung um 334 Inhalte. Dieser Wert erhöht sich jedoch im ı. HJB 2019 wieder um 
806 Inhalte, um dann im 2. HJB 2019 wieder geringfügig um 136 Inhalte zu 
sinken, die binnen 48 Stunden bearbeitet worden sind. Im ı. HJB 2020 steigt 
der Wert wiederum um 910 Inhalte. Eine beachtliche Steigerung der Inhalte 
mit Löschung innerhalb von 48 Stunden liegt im zweiten Bericht 2020 mit 
einer Steigerung um 1.685 auf 4.334 Inhalte vor. Der prozentuale Anteil an der 
Bearbeitungszeit zeigt die nur geringe prozentuale Beteiligung sowie erneut 
einen abwechselnd sinkenden und steigenden Trend. Für den ı. HJB 2018 liegt 
der Wert bei 2,41 %, dieser fällt im 2. HJB 2018 auf 1,96 %, steigt im ı. HJB 2019 
auf 2,63% und sinkt geringfügig im 2. HİB 2019 auf 2,42 %. Für das erste 
Halbjahr 2020 liegt der Wert bei 2,92 %, und ist somit wieder etwas gestiegen. 
Die Steigerung der gelöschten Inhalte innerhalb von 48 Stunden zeitigt auch 
Auswirkungen auf den prozentualen Anteil. Somit steigt dieser auf 5,9 % und 
liegt höher als in den bisherigen Halbjahren. 


Die Bearbeitung innerhalb von sieben Tagen zeigt vom ı. HJB 2018 zum 2. HJB 
2018 zunächst einen Abwärtstrend von 1.836 Inhalten auf 768. Mit dem ı. HJB 
2019 steigt er jedoch deutlich an auf 5.569 Inhalte, die binnen sieben Tagen 
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gelöscht/gesperrt worden sind. Im 2. HJB 201g halbiert er sich jedoch auf 2.735 
Entfernungen, sinkt im ı. HJB 2020 weiter auf 2.650 Inhalte und steigt im 
2. HİB 2020 wieder auf 2.923 Inhalte. Betrachtet man den prozentualen Anteil 
an allen bearbeiteten Inhalten, zeigt sich erneut eine im Wechsel stattfin- 
dende Steigerung und Verringerung des Anteils. Im ı.HJB 2018 sind es noch 
3,14 % der Inhalte, die innerhalb von sieben Tagen entfernt worden sind. 
Dieser Wert fällt im 2. HJB 2018 auf 1,41%, steigt im ı. HİB 2019 auf einen 
Höchstwert von 7,83 96. Anschließend sinkt der Wert im 2. HJB 2019 auf 
3,80 % und fällt im i. HİB 2020 weiter auf 2,92 %. Im zweiten Bericht 2020 ist 
ein erneuter Anstieg auf 3,98 % zu erkennen. 


Für die Bearbeitung zu einem späteren Zeitpunkt zeichnet sich, sowohl beim 
prozentualen als auch realen Anteil an der Bearbeitungszeit, erneut ein 
Wechsel aus sinkenden und steigenden Zahlen sowie gleichbleibend niedrigen 
Werten ab. Betrug der Anteil im ı. HJB 2018 noch 1,47 % (859 Inhalte), sank 
dieser im 2. HJB 2018 auf 1,42 % (777 Inhalte), erreichte im ı. HJB 2019 den bis 
dahin höchsten Wert von 1,73 % (1232 Inhalte) und sank im ə. HİB 2019 wieder 
auf 1,56 % (1124 Inhalte). Mit 1,99 % (1809 Inhalte) löste der ı. HJB 2020 den 
1. HJB 2019 mit dem Höchstwert ab. Mit 1,97 % bleibt der Wert auf einem 
annähernd gleichen Niveau im zweiten Halbjahr 2020. 


d) Berichtsangaben von Twitter 


aa) Ausführungen im Bericht 

Twitter nimmt eine Aufschlüsselung der Beschwerden nach Beschwerdestel- 
len und Nutzer*innen, nach dem Beschwerdegrund und nach den im NetzDG 
vorgeschriebenen Zeiträumen nach $ 2 Abs. 2 Nr. 8 NetzDG vor. Hierzu erfolgt 
jeweils zu den Beschwerden nach Beschwerdestellen und Nutzer*innen je 
eine Übersicht, in der dargestellt wird, bei wie vielen Beschwerden „innerhalb 
von 24 Stunden“, „zwischen 24 und 48 Stunden“, „zwischen 48 Stunden und 
einer Woche“ und „zu einem späteren Zeitpunkt“ eine Maßnahme ergriffen 
worden ist.” 


Es werden nicht die Zeit zwischen Beschwerdeeingang und der Löschung bzw. 
Sperrung des rechtswidrigen Inhalts dargestellt, sondern die Zeit zwischen 


299 1. HJB 2018 Twitter, S. gf.; ebenso in 2. HJB 2018 Twitter, S. 16 f.; ı. HİB 2019 Twitter, S. 17 fi, 
2. HJB 2019 Twitter, S. 7 f., ı. HİB 2020 Twitter, S. ı8f. und 2. HİB 2020 Twitter, S. 24f. 
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Eingang und Löschung bzw. Sperrung der Beschwerde. Grund hierfür ist, dass 
bei Twitter im Meldevorgang keine Mehrfachauswahl möglich ist. Die Anzahl 
der Beschwerden entspricht also der Anzahl der gemeldeten Inhalte. 


bb) Bearbeitungszeiten 

In der Abbildung 23 werden die Bearbeitungszeiten bei Twitter im Zeitraum 
von 2018 bis 2020 dargestellt. Es ist nicht eindeutig geklärt, ob lediglich 
gemeldete Inhalte aufgrund NetzDG-Beschwerden die Grundlage für die 
dargestellten Zahlen bilden. Außerdem ist anzumerken, dass die Zahlen 
Inhalte umfassen, die entweder aufgrund eines Verstoßes gegen Twitter 
Regeln gelöscht oder gesperrt worden sind oder weil sie gegen einen Straf- 
tatbestand des NetzDG verstoßen haben. 


In den Tabellen von Twitter zu den Bearbeitungszeiten sind unvollständige 
Angaben zu den Beschwerden gemacht worden. So stimmt an einigen Stellen 
das von Twitter aufgeführte Ergebnis der Beschwerden, bei denen eine 
Maßnahme ergriffen wurde (ganz linke Spalte) nicht mit der selbstständig 
errechneten Summe aus den einzelnen Zeitintervallen der restlichen vier 
Spalten überein. Zum einen fehlt im zweiten Halbjahresbericht 2018 eine 
Beschwerde von einem*einer Nutzer”in zu dem Straftatbestand $ i: Öf- 
fentliche Aufforderung zu Straftaten.” Im ersten Halbjahresbericht 2019 
unterscheiden sich zum Straftatbestand $ 186: Üble Nachrede zwei Tabellen in 
der Anzahl von Nutzer*innenbeschwerden um 6 Inhalte” Des Weiteren ist 
die Summe der Beschwerden von Beschwerdestellen zu $ 86: Verbreiten von 
Propagandamitteln verfassungswidriger Organisationen um 2 Inhalte fehler- 
haft und es fehlt eine Beschwerde von Beschwerdestellen zu $ 86a: Verwen- 
den von Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen sowie eine 
Beschwerde von Nutzer*innen zu $ 130: Volksverhetzung.”” Im zweiten 
Halbjahresbericht 2019 wird eine Beschwerde von Nutzer”innen unter $ 187: 
Verleumdung nicht mit aufgelistet.”” Ebenso fehlt im 1. Halbjahresbericht 
zozo eine Beschvverde von Nutzer”innen unter dem Straftatbestand $ 86: 
Verbreiten von Propagandamitteln verfassungswidriger Organisationen.”” 
Zum Straftatbestand $ ını: Öffentliche Aufforderung zu Straftaten gibt es in der 


300 Vgl. 2. HJB 2018 Twitter, S. 16. 
301 Vgl. ı. HİB 2019 Twitter, S. ı6f. 
302 Vgl. i. HJB 2019 Twitter, S. 16, 18. 
303 Vgl. 2. HJB 2019 Twitter, S. 17. 
304 Vgl. ı. HİB 2020 Twitter, S. 18. 
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Summe der Beschwerden von Nutzer”innen zu deren Aufschlüsselung nach 
dem genauen Zeitpunkt eine Differenz von gi Inhalten.”” Weiterhin weisen 
die Paragraphen 126, 166 und ı85 jeweils eine fehlende Beschwerde von 
Nutzer”innen auf, wohingegen für $ 186 die Aufsummierung der Nutzer”in- 
nenbeschwerden 2ı Inhalte zu viel ergibt, als es Twitter in der Tabelle vor- 
gibt.”° Auch die Beschwerden von Beschwerdestellen weisen im ı. HJB 2020 
unter $ 129a: Bildung terroristischer Vereinigungen einen Inhalt zu viel auf, für 
$ 129b ergibt die Summe wiederum vier Inhalte weniger und für Ş ı84b einen 
Inhalt weniger, als es Twitter angibt.” Die Aufsummierung bei Beschwerden 
von Beschwerdestellen im ı. HJB 2020 ergibt für $ ı85 zwei Inhalte und für 
$ 269 einen Inhalt zu viel.”” Im Bericht des 2. Halbjahres 2020 sind ebenfalls 
Unstimmigkeiten zu erkennen. So weisen $$ 89a, 186 und zora jeweils eine 
fehlende Beschwerde, $ 241 zwei fehlende Beschwerden, $ ı30 drei fehlende 
Beschwerden und $ 185 fünf fehlende Beschwerden von Nutzer”innen auf.” 
Hinsichtlich der Aufschlüsselung nach Beschwerdestellen kann bei $ 166 eine 
fehlende Beschwerde festgestellt werden.” 


Die fehlenden Beschwerden wirken sich aufgrund der Menge der Beschwer- 
den nur minimal auf die errechneten Werte der Analyse aus. Die Zahlen sind 
also trotz fehlender oder überschüssiger Werte repräsentativ. Vor diesem 
Hintergrund wird die gesetzliche Berichtspflicht eingehalten. 


Aus dem Diagramm wird deutlich, dass die meisten Beschwerden innerhalb 
von 24 Stunden bearbeitet worden sind. Im ersten Halbjahr 2018 werden von 
allen Beschwerden, bei denen eine Maßnahme durchgeführt worden ist, 
97,90 % innerhalb von 24 Stunden gelöscht. Im darauffolgenden Jahr steigt 
das prozentuale Verhältnis auf 98,52 %. Im ı. Halbjahr 2019 werden dann nur 
noch 66,12% von Beschwerden, die zu einer Löschung/Sperrung führten, 
innerhalb von 24 Stunden bearbeitet. Twitter gibt im ı. Halbjahresbericht 2019 
an, dass die Verringerung des Prozentsatzes durch die Zunahme der Anzahl 
der Meldungen zustande gekommen ist.” Im 2. Halbjahr 2019 steigt dieser 
Wert auf 85,61 % an und liegt somit wieder in einem vergleichsweise hohen 


305 Vgl. ı. HİB 2020 Twitter, S. 18. 
306 Vgl. ı. HİB 2020 Twitter, S. 18. 
307 Vgl. i. HİB 2020 Twitter, S. 19. 
308 Vgl. ı. HİB 2020 Twitter, S. 19. 


309 Vgl. 2. HJB 2020 Twitter, S. 24. 
310 Vgl. 2. HİB 2020 Twitter, S. 25. 
31 Vgl. i HİB 2019 Twitter, S. ı2f. 
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Bearbeitungszeitraum bis zur Sperrung bzw. Löschung Twitter 
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s Innerhalb von 7 Tagen 196 “ 3187 1767 2237 10472 


«Zu einem späteren Zeitpunkt 41 3 1565 227 . 28360 


Abb. 23: Bearbeitungszeiten für Beschwerden bei Twitter im Zeitraum von 2018-2020 


Bereich, obwohl im 2. Halbjahr 2019 mehr Beschwerden eingereicht worden 
sind als im ı. Halbjahr 2019. Im ı. HJB 2020 steigt der Prozentsatz trotz ins- 
gesamt weniger eingereichten Beschwerden im Vergleich zum 2. Halbjahr 2019 
weiterhin auf 89,16 %. Im 2. HJB 2020 hingegen sinkt der Anteil an Inhalten, 
welche innerhalb von 24 Stunden gelöscht worden sind, erheblich auf 61,79%, 
was nach Angaben von Twitter — wie bereits in der obigen Zusammenfassung 
erläutert — auf einen Sicherheitsvorfall vom 15.7.2020 zurückzuführen sei. 


Für die Bearbeitung innerhalb von 48 Stunden zeigt sich für den ı. HJB 2018 
sowie für den 2. HJB 2018 zunächst ein nahezu gleichbleibender Wert, der erst 
im zweiten Halbjahresbericht 2019 stärker ansteigt. Auch hier soll der pro- 
zentuale Anteil der Bearbeitungszeit von 48 Stunden an der Gesamtzahl aller 
eingegangenen Beschwerden gemessen werden: Für den ı. Halbjahresbericht 
2018 liegt der Wert bei 1,27%; dieser fällt im 2. Halbjahresbericht 2018 
geringfügig auf 1,18 % und steigt im ersten Halbjahresbericht 2019 signifikant 
auf 23,70 %; während dieser Wert im 2. Halbjahresbericht 2019 auf 12,93 % 
sinkt. Auch in diesem Zusammenhang ist auf die deutlich höheren Zahlen 
gemeldeter Inhalte für diesen Berichtszeitraum zu verweisen, die auch Aus- 
wirkungen auf die Bearbeitungszeiten haben können. Die sinkende Tendenz 
ist auch im ersten und zweiten Halbjahr 2020 weiter zu verzeichnen. So sank 
der prozentuale Anteil im ersten Halbjahr auf 8,80 %, im zweiten Halbjahr auf 
4,24 %. 


Ein ähnlicher Trend lässt sich für die Bearbeitungen innerhalb von 7 Tagen 
erkennen. Im ersten Halbjahresbericht 2018 beträgt der Anteil der 
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Beschwerden, der innerhalb von 7 Tagen bearbeitet wird, o,68 %; im zweiten 
Halbjahresbericht 2018 sind es 0,29 % und somit weniger als die Hälfte im 
Vergleich zum Vorjahr. Im ersten Halbjahresbericht 2019 steigt dieser Anteil 
auf 6,82 %, sinkt im zweiten Halbjahresbericht 2019 auf1,29 %, und wächst im 
ı. Halbjahresbericht 2020 wieder geringfügig auf 1,98% an. Ein deutlicher 
Anstieg ist im zweiten Halbjahr 2020 zu erkennen. Dort steigt der prozentuale 
Anteil auf 8,82 %. 


Der Verlaufstrend setzt sich in den Bearbeitungen, die zu einem späteren 
Zeitpunkt erfolgt sind, fort. Der Anteil der Beschwerden, der zu einem spä- 
teren Zeitpunkt bearbeitet wird, beträgt im ersten Halbjahresbericht 2018 
0,14 %. Im zweiten Halbjahresbericht 2018 sinkt der Anteil auf 0,01 %, steigt 
im zweiten Halbjahresbericht 2019 auf 3,35 % und fällt im zweiten Halbjah- 
resbericht 2019 auf 0,17 %. Zur Hälfte des Jahres 2020 beträgt der Anteil dieser 
Beschwerden noch 0,06 %. Das Verhältnis der Anzahl der Beschwerden, die 
zu einem späteren Zeitpunkt erfolgt sind, zu der Gesamtzahl der Beschwer- 
den, bei denen eine Maßnahme erfolgte, ist im ersten Halbjahresbericht 2018 
und zweiten Halbjahresbericht 2019 annähernd gleich, obwohl im zweiten 
Halbjahresbericht 2019 wesentlich mehr Beschwerden eingegangen sind. Eine 
deutliche Abweichung der Zahlen bringt der zweite Halbjahresbericht 2020. 
Dort ist ein signifikanter Anstieg auf 25,13 % zu verzeichnen. 


Aufgrund eines Sicherheitsvorfalls am 15.7.2020 kann im 2. Halbjahresbericht 
2020 „ein Anstieg der Meldungen beobachtet werden, die erst nach 24 Stun- 
den bearbeitet worden sind, mit einer besonders ausgeprägten Zunahme der 
Meldungsbearbeitungen nach einer Woche“.”” Dabei sorgte dieser Vorfall zu 
Verzögerungen bei den Prüfungen. Twitter selbst erklärt in dem Bericht: „Von 
allen Meldungen, die nach einer Woche bearbeitet wurden, waren 99,8% 
eindeutig mit dem durch den Sicherheitsvorfall verursachten Rückstand ver- 
bunden.“” Verschiedene Maßnahmen, wie die Erweiterung des Teams, 
ermöglichten es, den Rückstand am 27.9.2020 zu beheben.”* Aus diesem 
Grund muss der Bericht hinsichtlich dieser Zahlen gesondert betrachtet 
werden und kann nicht mit den Angaben der anderen Halbjahresberichten 
verglichen werden. 


312 2. HJB 2020 Twitter, S. 26. 
313 Ebd. 
314 Ebd. 
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Bei der einzelnen Betrachtung der anderen fünf Halbjahre ist festzustellen, 
dass ein Großteil der Beschwerden innerhalb von 24 Stunden bearbeitet 
worden ist. Die zweitgrößte Gruppe bilden die Beschwerden, die innerhalb 
von 48 Stunden bearbeitet worden sind, gefolgt von Beschwerden, bei denen 
man sich innerhalb von 7 Tagen für eine Maßnahme entschieden hat. Die 
wenigsten Bearbeitungen erfolgten zu einem späteren Zeitpunkt. 


Wie bereits ausgeführt worden ist, hat Twitter in den letzten Halbjahren das 
Team vergrößert, das die Beschwerden bearbeitet. Die Autor”innen nehmen 
an, dass die schnellere Bearbeitung im zweiten Halbjahr 2019 durch die 
Erweiterung des Teams auf „[m]ehr als zo Personen“? möglich geworden ist. 
Grund für diese Annahme ist, dass im ersten und zweiten Halbjahresbericht, 
als die Zahl der eingegangenen Beschwerden noch am geringsten war, mehr 
als so Personen für die Bearbeitung zuständig waren.” Im ersten Halbjah- 
resbericht 2019 sind es dann bereits „mehr als 65 Leute“.”” Im zweiten Halb- 
jahresbericht 2019 sind es schon mehr als 70 Personen und im ı. Halbjah- 
resbericht 2020 bereits mehr als ioo Personen." Gleichzeitig steigt im 
2. Halbjahresbericht 2019 der prozentuale Anteil von Bearbeitungen, die 
innerhalb von 24 Stunden erfolgen, im Vergleich zum ı. HJB 2019 wieder. 
Entgegen dieser Tendenz sinkt der prozentuale Anteil an Bearbeitungen 
innerhalb von 24 Stunden im zweiten Halbjahresbericht 2020, was jedoch auf 
den im HJB angegebenen Sicherheitsvorfall zurückzuführen ist.”” Weitere 
Erklärungen zu den Veränderungen in den Bearbeitungszeiten sind aus den 
Halbjahresberichten von Twitter nicht ersichtlich. 


e) Vergleichende Analyse 


Alle drei sozialen Netzwerke stellen in ihren Berichten den Beschwerdezeit- 
raum in den jeweils vorgegebenen Zeitkategorien (innerhalb 24 h, innerhalb 
48 h, innerhalb einer Woche und länger als eine Woche) korrekt dar. Wie 
bereits ausgeführt, verwendet YouTube für die Auflistung der Beschwerde- 
gründe eigens definierte Kategorien. Daher besteht auch im Hinblick auf diese 


315 2. HİB 2019 Twitter, S. 13. 

316 Vgl. i. HJB 2018 Twitter, S. 6; ebenso in 2. HJB 2018 Twitter, S. 12. 
317 1. HİB 2019 Twitter, S. 13. 

318 Vgl. i. HİB 2020 Twitter, S. 14. 

319 Vgl. 2. HİB 2020 Twitter, S. 26. 
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Berichtsvorgabe die Problematik, dass Transparenz und Vergleichbarkeit der 
von YouTube ausgewiesenen Zahlen in den Berichten aus dem Jahr 2018 nicht 
gegeben waren. Mit dem ı. Halbjahresbericht 2019 wurde jedoch eine Auf- 
schlüsselung dieser Kategorien implementiert”, ob diese jedoch auch auf die 
vorherigen Berichte anwendbar ist, kann dem Bericht nicht entnommen 
werden. 


Der Unterscheidung nach dem"”der Beschvverdeführer”in (Beschwerdestellen 
und Nutzer”innen) kommen die drei Sozialen Netzwerke wie gefordert nach. 


Im direkten Vergleich zeigt sich, dass die Halbjahresberichte der Sozialen 
Netzwerke auch im Hinblick auf die Berichtspflichten nach $ 2 Abs. 2 Nr. 8 
NetzDG inhaltliche sowie formale Abweichungen aufweisen. 


Abschließend werden die Bearbeitungszeiten im Zeitraum von 2018 bis 2020 
für alle drei Netzwerke (siehe Abb. 24) vergleichend gegenübergestellt. 


Facebook 
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Abb. 24: Vergleichende Darstellung der Bearbeitungszeit im Zeitraum von 2018-2020 


Wesentliche Aspekte bezüglich der zur Verfügung gestellten Zahlen wurden 
bereits in den jeweiligen Einzelauswertungen erläutert. Relevant für die 
nachfolgende Betrachtung ist jedoch der erneute Hinweis darauf, dass die 
Daten von YouTube auf der Bearbeitungszeit der entfernten Inhalte beruhen. 
Im Gegensatz dazu beruhen die Zahlen von Facebook auf der Bearbeitungszeit 
einer Beschwerde, wobei eine Beschwerde mehrere Inhalte beinhalten kann. 


320 Vgl. ı. HİB 2019 YouTube, S. iz, ebenso in2. HJB 2019 YouTube, S. n; i. HJB 2020 YouTube, 
S. ı5f. und 2. HİB 2020 Facebook, S. is ff. 
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Angegeben wird hierbei lediglich die Bearbeitungszeit des Inhaltes, welcher 
die längste Zeitspanne in Anspruch genommen hat. Die Daten des dritten 
betrachteten Netzwerkes Twitter beruhen auf der Zeit, die zur Bearbeitung 
einer Beschwerde benötigt worden ist. Wie bereits erläutert, ist davon aus- 
zugehen, dass eine Beschwerde einem Inhalt entspricht, da eine Mehrfach- 
nennung im Beschwerdeformular nicht möglich ist. Eine differenzierte Dar- 
stellung der Daten nach Verstößen gegen das NetzDG oder gegen 
Gemeinschaftsrichtlinien findet bei keinem der betrachteten Netzwerke statt. 
Daher ist eine Vergleichbarkeit der Zahlen nicht uneingeschränkt gegeben. 


Im direkten Vergleich zeigt sich, dass über den gesamten Betrachtungszeit- 
raum der Großteil der Inhalte bzw. Beschwerden innerhalb von 24 Stunden 
(blaue Balken) entfernt werden. Auch aus der Einzelbetrachtung erschließt 
sich, dass die niedrigste prozentuale Beteiligung im ı. HJB 2019 von Twitter 
immer noch bei über 60 % liegt. Trotz des unterschiedlichen Beschwerde- 
aufkommens der drei Netzwerke ist ersichtlich, dass im Durchschnitt über 
80 % aller Inhalte/Beschwerden binnen 24 Stunden entfernt worden sind.” 


Bei Betrachtung der nächsten beiden Zeiträume (innerhalb von 48 Stunden, 
innerhalb von sieben Tagen) über alle Netzwerke hinweg, wird deutlich, dass 
außerhalb von einzelnen Ausschlägen wie im ı. HJB 2019 und 2. HJB 2019 von 
Twitter nur ein vergleichsweise geringer Teil der Inhalte bzw. Beschwerden 
innerhalb von 48 Stunden entfernt worden ist. Im Vergleich dazu, wird vor 
allem bei Facebook ein Großteil der Daten, die nicht innerhalb der ersten 
24 Stunden bearbeitet werden konnten, im Zeitraum von einer Woche ent- 
fernt. 


Der letzte vorgegebene Zeitraum zu einem späteren Zeitpunkt weist, bis auf 
einen Ausreißer im 2. HJB 2018 von Facebook, über den gesamten Betrach- 
tungszeitraum und bei allen drei Netzwerken durchschnittlich den niedrigsten 
prozentualen Anteil an den bearbeiteten Inhalten bzw. Beschwerden auf.” 


321 Anmerkung: Mit Ausnahme des 2. HİB 2020 Twitter, dort liegt der prozentuale Anteil der 
Löschungen innerhalb von 24 Stunden bei 61,79 %. Dies ist allerdings auf den erläuterten 
Sicherheitsvorfall im Berichtszeitraum zurückzuführen und kann daher aus der 
Betrachtung ausgeschlossen werden. Vgl. 2. HJB 2020 Twitter, S. 26. 

322 Anmerkung: Einen Löschanteil in diesem Zeitraum von 25,13 % liefert der 2. HJB 2020 
Twitter, wobei dies auf den Hackerangriff zurückzuführen ist und daher aus der 
Gesamtbetrachtung ausgeschlossen werden kann. Vgl. 2. HJB Twitter, S. 26. 
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Übergreifend betrachtet kann für die drei Sozialen Netzwerke die Tendenz 
beobachtet werden, dass der Grofšteil aller Inhalte bzw. Beschwerden inner- 
halb von 24 Stunden bearbeitet wird - trotz eines teilweise stark ansteigenden 
Beschvverdeaufkommens.”” 


9. Maßnahmen zur Unterrichtung Beteiligter 
a) Gesetzliche Berichtspflicht ($ 2 Abs. 2 Nr. g NetzDG) 


Die Berichtspflicht umfasst schließlich auch Angaben zu „Maßnahmen zur 
Unterrichtung des Beschwerdeführers sowie des Nutzers, für den der bean- 
standete Inhalt gespeichert wurde, über die Entscheidung über die 
Beschwerde“. 


Die Vorschrift korrespondiert mit der Compliance-Verpflichtung des $ 3 Abs. 2 
Nr. 5 NetzDG. Im „Interesse der Transparenz, der Nachvollziehbarkeit und der 
Güte der Argumente“”* für die Löschung oder Sperrung eines rechtswidrigen 
Inhalts, seien die Maßnahmen zur Unterrichtung des*der Beschwerdefüh- 
rers”in sowie des”der Nutzers”in über die Entscheidung der Beschwerde 
darzulegen. Allerdings bezieht sich die Berichtspflicht nach dem Wortlaut nur 
auf die „Maßnahmen zur Unterrichtung“ hingegen nicht die Offenlegung der 
Unterrichtungsinhalte selbst, sodass es dem Netzwerkbetreiber frei steht, auch 
weitergehend inhaltliche Argumentationen für seine Entscheidungen darzu- 
legen oder nicht.” Die Darstellung der „Unterrichtungsmaßnahmen“ kann die 
Information beinhalten, auf welchem Kommunikationsweg (z.B. per E-Mail 
oder postalisch) und ggf. in welchem Zeitraum nach der Beschwerdebear- 
beitung eine Unterrichtung erfolgt ist. 


323 Zur Bearbeitungszeit als Indikator für sog. „Overblocking“ siehe oben V.2.e). 

324 So die Entwurfsbegründung, vgl. BT-Drs. 18/12356, S. 21. 

325 Vgl. Knoke/Krüger, in: Gersdorf/Paal, BeckOK Informations- und Medienrecht, 30. Edition 
2020, $ 2 NetzDG Rn. aş, Liesching in: Spindler/Schmitz, TMG - Kommentar, 2. Aufl. 2018, 
$ 2 NetzDG Rn. 27. 
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b) Berichtsangaben von Facebook 


Facebook verweist darauf, dass ihrerseits „eine Reihe an Maßnahmen [er- 
griffen werden], um mit Nutzer*innen die Inhalte über das NetzDG-Melde- 
formular melden und registrierten Nutzer”innen, deren Inhalte gemäß Netz- 
DG gelöscht oder gesperrt werden, zu kommunizieren.“ Im zweiten 
Halbjahresbericht 2018 werden die Berichtsangaben zu $2 Abs.2 Nr.g 
NetzDG mittels Teilüberschriften in zwei Abschnitte untergliedert.”” Diese 
Umsetzung findet sich auch in den darauffolgenden Halbjahresberichten. 


Im ersten Abschnitt wird die „Kommunikation mit dem Beschwerdeführer“ 


dargestellt. Den Ausführungen ist zu entnehmen, dass die Kommunikation 
sowohl per E-Mail als auch mittels des nutzereigenen „Facebook-Support- 
Postfach[s]“”° erfolgen kann. Letzteres ist jedoch nur möglich, sofern der*die 
Beschvverdeführer”in zum Zeitpunkt der Beschwerdeübermittlung bei Face- 
book angemeldet ist.” Ab dem zweiten Halbjahresbericht 2019 wird zudem 
ergänzt, dass hierfür neben der Anmeldung auch „eine diesem Konto zuge- 
ordnete E-Mail-Adresse“ bereitgestellt sein müsse. ”” 


Wird eine Beschwerde eingereicht, setzt Facebook den”die Beschwerdefüh- 


rer*in ,lulnmittelbar nach dem Erhalt“ mittels einer „automatische[n] 


326 2. HJB 2018 Facebook, S. ız, ebenso in ı. HJB 2019 Facebook, S. 14; ähnlich in ı. HİB 2018 
Facebook, S. o; 2. HİB 2019 Facebook, S. 14; 1. HİB 2020 Facebook, S. 14 und 2. HİB 2020 
Facebook, S. 14 

327 Anmerkung: Diese offensichtliche Untergliederung mittels Teilüberschriften war im ers- 
ten HJB 2018 noch nicht gegeben, vgl. ı. HİB 2018 Facebook, S. o. 

328 2. HJB 2018 Facebook, S. 12; ebenso in ı. HJB 2019 Facebook, S. 14; 2. HJB 2019 Facebook, 
S. 14 1. HİB 2020 Facebook, S. iq und 2. HİB 2020, S. 14. 

329 2. HJB 2018 Facebook, S. 12; ebenso in ı. HJB 2019 Facebook, S. 14; 2. HJB 2019 Facebook, 
S. ıq: 1. HİB 2020 Facebook, S. iq und 2. HİB 2020 Facebook, S. 14; Anmerkung: Im ı. HJB 
2018 findet sich noch kein Hinweis auf die Kommunikation über das Facebook-Support- 
Postfach, vgl. i. HJB 2018 Facebook, S. o. 

330 Vgl. 2. HİB 2018 Facebook, S. ız, ebenso in ı. HİB 2019 Facebook, S. 14; 2. HİB 2019 
Facebook, S. 14; 1. HİB 2020 Facebook, S. iq und 2. HİB 2020 Facebook, S şaf, 

331 2. HİB 2019 Facebook, S. 14.; ebenso in ı. HJB 2020 Facebook, S. iq und 2. HİB 2020 
Facebook, S. 14f. 

332 2. HJB 2018 Facebook, S. 12; 1. HİB 2019 Facebook, S. 14; 2. HİB 2019 Facebook, S. 14; 1. HİB 
2020 Facebook, S. 14 und 2. HİB 2020 Facebook, S. ış, Anmerkung: Dass die Benach- 
richtigung unmittelbar nach Erhalt erfolgt, ist dem ı. HİB 2018 nicht zu entnehmen, vgl. 1. 
HJB 2018 Facebook, S. o. 
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Antwort“ in Kenntnis, dass die Prüfung der Beschwerde erfolge. Diese 
Benachrichtigung enthält zudem „eine Referenznummer sowie einen Link 
zulm] [...] NetzDG-Hilfebereich“”” von Facebook. Ist es Facebook nicht 
möglich, innerhalb von 24 Stunden nach Beschwerdeeingang eine abschlie- 
ßende Entscheidung über eine Beschwerde zu treffen, wird der*die 
Beschvverdeführer”in informiert, dass die entsprechende Prüfung weiter 
andauert.”” Facebook verweist zudem darauf, dass auch weitere Informatio- 
nen von dem*der Beschwerdeführer*in angefordert werden, sollten diese zur 
Prüfung einer Beschwerde erforderlich sein.”” Im zweiten HJB 2018 wird 
weiterhin ausgeführt, dass „[s]obald [...] [Facebook] entscheide[t], ob eine 
bzw. welche Maßnahme bezüglich des gemeldeten Inhalts ergriffen wird, [...] 
dem Beschwerdeführer eine individuell zugeschnittene Benachrichtigung 
[zugesandt wird].“ Diese Benachrichtigung enthält Informationen zu den 
Gründen, weshalb eine bzw. keine Maßnahme im Hinblick auf den oder die 
gemeldeten Inhalte ergriffen worden ist.” 


Facebook geht im Speziellen auch auf die Gestaltung dieser Benachrichti- 
gungen ein,” welche — dem jeweiligen Prüfungsergebnis entsprechend — 


333 ı. HİB 2018 Facebook, S. o; ebenso in ı. HİB 2019 Facebook, S. 14; 2. HİB 2019 Facebook, 
S. 14; 1. HİB 2020 Facebook, S. iq und 2. HİB 2020 Facebook, S. iş, ähnlich in 2. HİB 2020 
Facebook, S. 12: „automatisch generierte Antwort“. 

334 2. HJB 2018 Facebook, S. ız, ebenso in i. HJB 2019 Facebook, S. 14; 2. HİB 2019 Facebook, 
S. 14; 1. HİB 2020 Facebook, S. 14 und 2. HİB 2020 Facebook, S. iş? Anmerkung: Diese 
Informationen sind im 1. HİB 2018 noch nicht enthalten, vgl. ı. HİB 2018 Facebook, S. 9. 

335 Vgl. i. HİB 2018 Facebook, S. o; ebenso in 2. HİB 2018 Facebook, S. ı2; ı. HİB 2019 
Facebook, S. 14; 2. HİB 2019 Facebook, S. 14; 1. HİB 2020 Facebook, S. iq und 2. HİB 2020 
Facebook, S. 15. 

336 Vgl. 2. HİB 2018 Facebook, S. ı2; ebenso in ı. HİB 2019 Facebook, S. 14; 2. HİB 2019 
Facebook, S. 14; 1. HİB 2020 Facebook, S. ı4f. und 2. HİB 2020 Facebook, S. 15; Anmerkung: 
Dieser Hinweis wird im ı. HJB 2018 nicht gegeben, vgl. ı. HJB 2018 Facebook, S. 9. 

337 2. HJB 2018 Facebook, S. ış, ebenso in ı. HİB 2019 Facebook, S. 14; 2. HİB 2019 Facebook, 
S. 14; 1. HİB 2020 Facebook, S. iş und 2. HİB 2020 Facebook, S. iş, Anmerkung: Eine 
ähnliche Formulierung findet sich im i. HJB 2018 Facebook, S. 9: „senden wir dem 
Beschwerdeführer eine E-Mail [...]. Diese E-Mail ist speziell auf die Beschwerde des 
Beschwerdeführers zugeschnitten [...].“ 

338 Vgl. i. HİB 2018 Facebook, S. o; ebenso in 2. HJB 2018 Facebook, S. 13; i. HİB 2019 
Facebook, S. 14; 2. HJB 2019 Facebook, S. 14; 1. HJB 2020 Facebook, S. ı5 und 2. HJB 2020 
Facebook, S. 15. 

339 Anmerkung: Die Erläuterungen bzgl. der vier Kategorien zur Gestaltung der Benach- 
richtigungen sind im 1. HİB 2018 noch nicht inbegriffen, vgl. ı. HİB 2018 Facebook, S. 9. 
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unterschiedlich umgesetzt wird.” Ausvveislich des zweiten Halbjahresbe- 
richts 2018 sind hierfür grundlegend vier Kategorien zu unterscheiden, deren 
Benachrichtigungsinhalt im Folgenden kurz erläutert werden soll: 


340 
341 
342 
343 
344 
345 


346 


„Der beanstandete Inhalt wird wegen eines Verstoßes gegen unsere Gemeinschafts- 
standards gelöscht.“ 


Der Beschwerdeführer wird über die Entfernung des von ihm beanstandeten Inhaltes 
informiert. Begründet wird dies mit einem Verstoß gegen die Gemeinschaftsstandards von 
Facebook. Weiterhin enthält die Benachrichtigung diverse Links (NetzDG-Hilfebereich 
sowie Gemeinschaftsstandards von Facebook), die dem Beschwerdeführer weitere Infor- 
mationen zum Thema zur Verfügung stellen.”” 


„Der beanstandete Inhalt wird wegen eines Verstoßes gegen eine im NetzDG aufge- 
führte Bestimmung des deutschen Strafgesetzbuchs gesperrt.“ 


Der Beschwerdeführer wird unter Nennung des festgestellten Straftatbestandes gemäß 
deutschem Strafgesetzbuch darüber informiert, dass der von ihm beanstandete Inhalt in 
Deutschland nicht mehr verfügbar ist. Zudem wird ein Link zum NetzDG-Hilfebereich von 
Facebook zur Verfügung gestellt, um weitere Informationen diesbezüglich abrufen zu 
können.” 


„Der beanstandete Inhalt verstößt weder gegen unsere Gemeinschaftsstandards noch 
gegen eine im NetzDG aufgeführte Bestimmung des deutschen Strafgesetzbuchs.“” 


Der Beschwerdeführer erhält die Information, dass die Beschwerde geprüft wurde, auf- 
grund nicht vorhandener Rechtswidrigkeit i.S.d. NetzDG jedoch keine Maßnahme (Ent- 
fernung des Inhaltes) ergriffen wurde. 


Vgl. 2. HİB 2018 Facebook, S. iş, ebenso in i. HİB 2019 Facebook, S. 14; 2. HİB 2019 
Facebook, S. ı4f.; 1. HİB 2020 Facebook, S. iş und 2. HİB 2020 Facebook, S. 15. 

2. HİB 2018 Facebook, S. 13; ebenso in 1. HİB 2019 Facebook, S. 14; 2. HİB 2019 Facebook, 
S. 15; 1. HİB 2020 Facebook, S. iş und 2. HJB 2020 Facebook, S. 15. 

Vgl. 2. HİB 2018 Facebook, S. iş, ebenso in i. HİB 2019 Facebook, S. 14; 2. HİB 2019 
Facebook, S. 15; 1. HİB 2020 Facebook, S. iş und 2. HİB 2020 Facebook, S. 15. 

2. HJB 2018 Facebook, S. 13; ebenso in 1. HJB 2019 Facebook, S. 14; 2. HJB 2019 Facebook, 
S. 15; 1. HİB 2020 Facebook, S. iş und 2. HİB 2020 Facebook, S. 15. 

Vgl. 2. HİB 2018 Facebook, S. 13; ebenso in i. HİB 2019 Facebook, S. 14; 2. HİB 2019 
Facebook, S. 15; 1. HİB 2020 Facebook, S. iş und 2. HİB 2020 Facebook, S. 15. 

2. HİB 2018 Facebook, S. 13; ebenso in 1. HİB 2019 Facebook, S. 14; 2. HİB 2019 Facebook, 
S. 15; 1. HİB 2020 Facebook, S. iş und 2. HJB 2020 Facebook, S. 15. 

Vgl. 2. HİB 2018 Facebook, S. iş, ebenso in i. HİB 2019 Facebook, S. 14; 2. HİB 2019 
Facebook, S. 15; 1. HİB 2020 Facebook, S. iş und 2. HİB 2020 Facebook, S. 15. 
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„Mehrere Maßnahmen wurden bezüglich der beanstandeten Inhalte ergriffen.“ 

In Fällen, in denen Beschwerdeführer mehrere Inhalte in einer Beschwerde beanstandet 
haben, werden diese Inhalte grundlegend individuell geprüft und dem Ergebnis entspre- 
chend gehandelt. Dabei ist hervorzuheben, dass erst nachdem jeder Inhalt geprüft und ggf. 
entsprechend gehandelt wurde, der Beschwerdeführer eine Benachrichtigung erhält, in 
welcher er über die getroffenen Maßnahmen bzw. Entscheidungen informiert wird.’ Dies 
soll laut zweitem HJB 2018 dazu beitragen, „die Menge der von [...] [Facebook] an den 
Beschwerdeführer gesendeten Benachrichtigungen gering zu halten.“ 


Werden im Rahmen einer Beschwerde verschiedene Maßnahmen für die beanstandeten 
Inhalte ergriffen, wird der Beschwerdeführer in einer Benachrichtigung mittels einer 
Kombination aus den bereits vorgestellten Kategorien über ebendiese informiert.” 


Abschließend wird in diesem Abschnitt noch einmal auf den NetzDG-Hilfe- 
bereich hingewiesen, welcher allen Nutzer”innen zur Verfügung steht:”" 


347 


348 


352 
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„Der NetzDG-Hilfebereich enthält Informationen zu Folgendem: (1) zur Art der Inhalte, die 
Nutzer gemäß NetzDG melden können, (2) dazu, was geschieht, nachdem ein Nutzer eine 
NetzDG-Beschwerde übermittelt, (3) wie Nutzer Inhalte melden können, die nach ihrer 
Ansicht unter das NetzDG fallen, (4) welche Informationen in einer NetzDG-Beschwerde 
enthalten sein müssen, (5) für welche Art von Verfahren der Zustellungsbevollmächtigte 
gemäß $ s Abs. ı NetzDG benannt worden ist (6) was die Unterschiede zwischen dem 
NetzDG und den Facebook-Gemeinschaftsstandards sind und (7) wo man unsere NetzDG- 
Transparenzberichte finden kann.“”” 


2. HİB 2018 Facebook, S. 13; ebenso in 1. HİB 2019 Facebook, S. 14; 2. HİB 2019 Facebook, 
S. 15; 1. HİB 2020 Facebook, S. iş und 2. HİB 2020 Facebook, S. 15. 

Vgl. 2. HİB 2018 Facebook, S. 13; ebenso in ı. HİB 2019 Facebook, S. ı4f.; 2. HİB 2019 
Facebook, S. 15; 1. HİB 2020 Facebook, S. iş und 2. HİB 2020 Facebook, S. is. 

2. HİB 2018 Facebook, S. 13; ebenso in ı. HJB 2019 Facebook, S. is, 2. HİB 2019 Facebook, 
S. 15; 1. HİB 2020 Facebook, S. iş und 2. HİB 2020 Facebook, S. 15. 

Vgl. 2. HİB 2018 Facebook, S. iş, ebenso in i. HİB 2019 Facebook, S. iş, 2. HİB 2019 
Facebook, S. 15; 1. HİB 2020 Facebook, S. iş und 2. HİB 2020 Facebook, S. is. 

2. HİB 2018 Facebook, S. 13; ähnlich in ı. HİB 2018 Facebook, S. 9; ı. HİB 2019 Facebook, 
S. 15; 2. HİB 2019 Facebook, S. 15; 1. HİB 2020 Facebook, S. is f. und 2. HİB 2020 Facebook, 
S. 16. 

2. HJB 2020 Facebook, S. ı3; In allen Halbjahresberichten ergeben sich teils andere 
Formulierungen. So u.a. im ı. HİB 2018, S. 9: „(5) welche Inhalte ein Nutzer dem 
Zustellungsbevollmächtigten gemäß $5 Abs. ı NetzDG melden kann und (6) zum 
Unterschied zwischen dem NetzDG und den Facebook-Gemeinschaftsstandards“; Punkt 
(5) wird dabei ähnlich auch in den HJBen für 2019 und 2020 verwendet, siehe ı. HJB 2019, 
S. ış, 2. HİB 2019, S. iş, ı. HİB 2020 Facebook, S. 16 und 2. HİB 2020 Facebook, S. 16. 
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Der zweite Abschnitt thematisiert die ,Kommunikation mit dem Nutzer, der 
den Inhalt gepostet hat“.”? Kommt es in Folge einer solchen Beschwerde 
aufgrund eines Verstoßes gegen die Gemeinschaftsstandards von Facebook 
zur Löschung des entsprechenden Inhaltes”*, wird der”die Nutzer*in „über 
sein Facebook-Support-Postfach von [...] [der] Maßnahme in Kenntnis [ge- 
setzt/“.”” Diese Benachrichtigung enthält neben der Information über die 
ergriffene Maßnahme auch die Begründung für diese Entscheidung, welche 
auf einem Verstoß gegen die Gemeinschaftsstandards von Facebook beruhe.”” 


Sperrt Facebook einen Inhalt aufgrund eines Verstoßes gegen einen der 
Straftatbestände, welche nach $ ı Abs. 3 NetzDG als rechtswidrig gelten,” 
wird der”die Nutzer”in „per E-Mail über [...] [die] Maßnahme sowie darüber, 
gegen welche konkrete Bestimmung des deutschen Strafgesetzbuchs der 
Inhalt verstoßen hat“ informiert.” 


Im zweiten Halbjahresbericht 2018 wird weiterhin ausgeführt, dass in Fällen, 
in denen eine Beschwerde zu keiner Maßnahme (Entfernung oder Sperrung 
des Inhaltes) führt, der”die Nutzer*in, vvelche”r den beanstandeten Inhalt 
gepostet hat, keine Benachrichtigung erhält.” 


353 2. HJB 2018 Facebook, S. 13; ebenso in ı. HJB 2019 Facebook, S. 15; 2. HJB 2019 Facebook, 
S. 16; 1. HİB 2020 Facebook, S. 16 und 2. HİB 2020 Facebook, S. 16. 

354 Vgl. 2. HİB 2018 Facebook, S. ı3f.; ebenso in ı. HİB 2019 Facebook, S. 15; 2. HİB 2019 
Facebook, S. 16; i. HİB 2020 Facebook, S. 16 und 2. HİB 2020 Facebook, S. 16. 

355 2. HİB 2018 Facebook, S. 13f.; ebenso in i. HİB 2019 Facebook, S. 15; 2. HİB 2019 Facebook, 
S. 16; 1. HİB 2020 Facebook, S. 16 und 2. HİB 2020 Facebook, S. 16. 

356 Vgl. 2. HİB 2018 Facebook, S. 14; ebenso in i. HİB 2019 Facebook, S. iş, 2. HİB 2019 
Facebook, S. 16; ı. HİB 2020 Facebook, S. 16 und 2. HİB 2020 Facebook, S. 16. 

357 Vgl. 2. HJB 2018 Facebook, S. 14; ebenso in ı. HJB 2019 Facebook, S. 15; 2. HJB 2019 
Facebook, S. 16; i. HİB 2020 Facebook, S. 16 und 2. HİB 2020 Facebook, S. 16. 

358 2. HJB 2018 Facebook, S. 14; ebenso in 2. HİB 2019 Facebook, S. 16; i. HİB 2020 Facebook, 
S. 16 und 2. HİB 2020 Facebook, S. 16; ähnlich in ı. HİB 2019 Facebook, S. ış: „[...] über das 
Facebook Support-Postfach [...]‘. Im ersten HİB 2018 findet noch keine Untergliederung 
der Berichtswege nach Verstößen gegen die Gemeinschaftsstandards bzw. dem NetzDG 
statt. Der Meldeprozess wird demzufolge für beide Fälle gleich beschrieben, d.h. die 
Benachrichtigung erfolgt sowohl bei Löschung als auch Sperrung des beanstandeten 
Inhaltes per E-Mail und mittels Benachrichtigungen auf Facebook, vgl. ı. HJB 2018 
Facebook, S. o. 

359 2. HİB 2018 Facebook, S. 14; ebenso in ı. HJB 2018 Facebook, S. 9; ı. HİB 2019 Facebook, 
S. ış, 2. HİB 2019 Facebook, S. 16; i. HİB 2020 Facebook, S. 16 und 2. HİB 2020 Facebook, 
S. 16. 
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Facebook verweist im Rahmen dieser Berichtsangaben zudem darauf, dass bei 
Meldung verleumderischer Inhalte eines”einer Nutzers”in auch „zusätzliche 


Fakten oder Nachweise [...] [von diesem Nutzer eingeholt werden], wenn dies 
«u 360 


für die Beurteilung der Rechtswidrigkeit des Inhalts erforderlich ist“. 


c) Berichtsangaben von YouTube 


Geht eine NetzDG-Beschwerde bei YouTube ein, „erhält der Beschwerdeführer 


eine Bestätigungs-E-Mail mit einer Referenznummer‘, aus der hervorgeht, 


dass die Beschwerde übermittelt worden sei und geprüft werde. Nach 
abschließender Prüfung wird der”die Beschvverdeführer”in per E-Mail über die 
Entscheidung bezüglich seiner Beschwerde informiert.’ Diese Benachrichti- 
gung könne „Informationen über eine Entfernung“ enthalten, „wenn sich der 
gerügte Inhalt für [...] [YouTube] als rechtswidrig darstellt oder er gegen [...] 
[die] Community-Richtlinien verstößt, oder aber auch Informationen über 


nicht getroffene Maf$nahmen mangels Rechtswidrigkeit oder eines Commu- 


nity-Richtlinienverstoßes“.’”? 


Auch der*die Nutzer”in, dessen*deren Inhalt entfernt’** wird, erhält eine 
Benachrichtigung, in welcher er”sie über die ergriffene Maßnahme informiert 
wird.” Diese enthält ‚im Falle einer Entfernung nach den Community- 


360 2. HJB 2018 Facebook, S. 14; ebenso in ı. HJB 2019 Facebook, S. 15; 2. HİB 2019 Facebook, 
S. 16; i. HİB 2020 Facebook, S. 16 und 2. HİB 2020 Facebook, S. 16; ähnlich in ı. HİB 2018 
Facebook, S. 9: „[...] Fakten oder Nachweise [...] anhand derer wir die Rechtswidrigkeit 
bzw. Rechtmäßigkeit des Inhalts beurteilen können.“ 

361 ı. HİB 2018 YouTube, S. 14; ebenso in 2. HİB 2018 YouTube, S. nu; i. HİB 2019 YouTube, S. 13; 
2. HJB 2019 YouTube, S. 12; i. HİB 2020 YouTube, S. ı7 und ə, HİB 2020 YouTube, S. 18. 

362 Vgl. ı. HİB 2018 YouTube, S. 14; ebenso in 2. HİB 2018 YouTube, S. u; ähnlich in den HJBen 
für 2019 und 2020, hier wird zusätzlich auf die Begründung der Entscheidung verwiesen, 
siehe ı. HJB 2019 YouTube, S. 13, 2. HJB 2019 YouTube, S. 12; i. HJB 2020 YouTube, S. 17 
und 2. HJB 2020 YouTube, S. 18. 

363 1. HİB 2018 YouTube, S. 14; ebenso in 2. HİB 2018 YouTube, S. u; i. HİB 2019 YouTube, S. 13; 
2. HJB 2019 YouTube, S. 12; i. HİB 2020 YouTube, S. ı7 und ə, HİB 2020 YouTube, S. 18. 

364 Die HJBe für das Jahr 2019 und 2020 benennen hier auch explizit die Sperrung, vgl. ı. HJB 
2019 YouTube, S. 13; 2. HİB 2019 YouTube, S. iə, i. HİB 2020 YouTube, S. ı7 und 2. HİB 
2020 YouTube, S. 18. 

365 Vgl. ı. HİB 2018 YouTube, S. 14; ebenso in 2. HİB 2018 YouTube, S. n; i. HİB 2019 YouTube, 
S. 13; 2. HİB 2019 YouTube, S. 12; i. HİB 2020 YouTube, S. ı7 und 2. HİB 2020 YouTube, 
S. 18. 
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Richtlinien” [...] Anweisungen, wie er einen Antrag für eine erneute Über- 
prüfung seines Inhalts stellen kann“.”” Weiterhin beinhaltet diese Mitteilung 
„zusätzliche Informationen über [...] [die] Nutzungsbedingungen [von You- 
Tube] oder lokales Recht, so dass in Zukunft keine derartigen Inhalte mehr 


hochgeladen werden“. 


Abschließend verweist YouTube auf die praktische Umsetzung bei Entfernung 
oder Sperrung eines beanstandeten Inhaltes. Anstelle des entsprechenden 
Inhaltes werden Nutzer”innen demnach mittels eines „öffentlich zugänglichen 


Hinweis[es darüber in Kenntnis gesetzt], dass der Inhalt nicht mehr verfügbar 


ist“ 369 


d) Berichtsangaben von Twitter 


Im zweiten Halbjahresbericht 2018 von Twitter wird bzgl. der Maßnahmen zur 
Unterrichtung der Beschwerdeführer*innen sowie Nutzer*innen ausgeführt, 
dass „In]achdem eine NetzDG-Beschwerde überprüft und eine Entscheidung 
über den gemeldeten Inhalt gefällt wurde, [...] diese sowohl dem Beschwer- 


deführer als auch dem betroffenen Nutzer innerhalb der gesetzlich festge- 


legten Fristen”” [...] mitgeteilt [wird ]“.”” 


366 Im ersten HJB 2018 ist der Hinweis auf zusätzliche Informationen für eine erneute 
Prüfung noch nicht an eine Entfernung aufgrund der Community-Richtlinien gebunden, 
Vgl. ı. HİB 2018 YouTube, S. 14. 

367 2. HJB 2018 YouTube, S. ır, ähnlich in ı. HJB 2019 YouTube, S. 13; 2. HİB 2019 YouTube, 
S. 12; i. HİB 2020 YouTube, S. iy und 2. HİB 2020 YouTube, S. 18: „[...] im Falle der 
Entfernung oder Sperrung [...] mit Anweisungen, wie er einen Antrag für eine erneute 
Überprüfung über ein spezielles Webformular stellen kann.“ 

368 1. HJB 2018 YouTube, S. 14; ebenso in 2. HİB 2018 YouTube, S. u; i. HİB 2019 YouTube, S. 13; 
2. HJB 2019 YouTube, S. 12; i. HİB 2020 YouTube, S. ir und 2. HİB 2020 YouTube, S. 18. 

369 1. HJB 2018 YouTube, S. 14; ebenso in 2. HJB 2018 YouTube, S. u; ähnlich in ı. HJB 2019 
YouTube, S. ı; 2. HİB 2019 YouTube, S. 12; ı. HİB 2020 YouTube, S. ız und 2. HİB 2020 
YouTube, S. 18: „dass das Video nicht mehr verfügbar ist.“ 

370 Anmerkung: Dass die Benachrichtigung innerhalb gesetzlich vorgegebener Fristen erfolgt, 
ist im 1. HJB 2018 sowie in den HJBen des Jahres 2019 und im ı. HJB 2020 nicht vermerkt, 
vgl. ı. HİB 2018 Twitter, S. 6; ebenso in ı. HİB 2019, S. 19; 2. HİB 2019, S. 19,1. HİB 2020 
Twitter, S. zo und ə. HJB 2020 Twitter, S. 27. 

37ı 2. HİB 2018 Twitter, S. 12. 
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Die Kommunikation mit dem*der Beschwerdeführer*in bzw. dem*der Nut- 
zer*in erfolgt dabei über die Twitter App oder per E-Mail.”” Ab dem ersten 
Halbjahresbericht 2019 wird zudem vergleichsweise ausführlich erläutert, 
wann die Twitter App bzw. E-Mails genutzt vverden:”” 


„In-App-Benachrichtigungen werden gesendet, wenn Tweets aufgrund von Verstößen 
gegen die Nutzungsbedingungen (AGB) von Twitter entfernt werden. E-Mail-Nachrichten 
werden verwendet, um den gemeldeten Nutzer über Accountsperrungen bei Verstößen 
gegen die Twitter AGB sowie über Maßnahmen zu informieren, die auf der Grundlage des 
NetzDG ergriffen wurden.“ 


Diese umfangreichen Erläuterungen werden ab dem zweiten Halbjahresbe- 
richt 2019 wesentlich gekürzt und es wird auf beide Meldewege (App und 
E-Mail) verwiesen, die genutzt werden, „um über ergriffene Maßnahmen zu 
informieren, die auf der Grundlage von Verstößen gegen die Twitter AGB oder 
das NetzDG ergriffen“ worden sind.”* 


In der entsprechenden Benachrichtigung werde dem”der Nutzer”in mitgeteilt, 
ob die Entscheidung auf einem Verstoß in Bezug auf das NetzDG oder die 
Twitter Allgemeinen Geschäftsbedingungen beruht.” 


Seit dem ersten Halbjahresbericht 2019 stellt Twitter zudem Beispiele zur 
Verfügung, die verdeutlichen, wie die Benachrichtigungen an Nutzer*innen 
bzw. Beschwerdeführer*innen aufgebaut sind.” Exemplarisch sollen im Fol- 
genden zwei Nachrichten mit Bezug auf das NetzDG dargestellt werden” 


372 Vgl. 2. HJB 2018 Twitter, S. ız, ebenso in ı. HİB 2018 Twitter, S. 6; ı. HİB 2019 Twitter, S. 19; 
2. HJB 2019 Twitter, S. 19; ı. HİB 2020 Twitter, S. zo und 2. HİB 2020 Twitter, S. 27. 

373 x HİB 2019 Twitter, S. io, ähnlich in 2. HJB 2019 Twitter, S. 19; ı. HİB 2020 Twitter, S. zo 
und 2. HJB 2020 Twitter, S. 27. 

374 2. HJB 2019 Twitter, S. 19; ebenso ini. HJB 2020 Twitter, S. zo, ähnlich in 2. HİB 2020 
Twitter, S. 27. 

375 Vgl. 2. HİB 2018 Twitter, S. ız, ähnlich in ı. HİB 2019 Twitter, S. 19; 2. HİB 2019 Twitter, 
S. 19; 1. HİB 2020 Twitter, S. zo (z.B. vormals ,NetzDG“ wird zu „lokales Recht“) und 2 HJB 
2020 Twitter, S. 27. Der erste HJB 2018 beinhaltet noch keinen Vermerk, der die 
Begründung der Entscheidung (Verstoß gegen das NetzDG oder die Twitter Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen) als Teil der Benachrichtigung darstellt, vgl. ı. HJB 2018 Twitter, 
S. 6. 

376 Vgl. i. HİB 2019 Twitter, S. ıgff.; 2. HİB 2019 Twitter, S. ıgff.; i. HİB 2020 Twitter, S. zo ff. 
und 2. HJB 2020 Twitter, S. 27 ff. 

377 x HJB 2019 Twitter, S. ıgf.; ähnlich in 2. HJB 2019 Twitter, S. ı9f; ı. HİB 2020 Twitter, 
S. 2o f. und 2. HJB Twitter 2020, S. 27f. 
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9. Mafšnahmen zur Unterrichtung Beteiligter 


Mitteilung an den Berichterstatter: Keine Verstöße gefunden 
„Hallo, 
wir haben deine Beschwerde über den Account @Account erhalten. 


Wir haben die gemeldeten Inhalte untersucht, jedoch keine Verstöße gegen die Twitter 
Regeln (https://twitter.com/rules) oder geltende Gesetze gefunden. Wir haben daher 
diesmal keine Maßnahmen ergriffen. 


[..]‘ 


Mitteilung an den gemeldeten Nutzer: Gemeldete Inhalte wurden zurückgezogen 
„Hallo, 


wir haben eine Beschwerde über die folgenden Inhalte auf deinem Account erhalten: 
[zurückgezogene Tweets] 


Gemäß den geltenden Gesetzen und unseren Richtlinien hat Twitter nun diese Inhalte in 
Deutschland zurückgezogen. 


Weitere Informationen über unsere Richtlinie zu in bestimmten Ländern zurückgezogenen 
Inhalten findest du auf dieser Seite: https://support.twitter.com/articles/20169222. 


bər 


e) Vergleichende Analyse 


Facebook stellt im Zusammenhang mit der Berichtspflicht des $ 2 Abs. 2 Nr. 9 
NetzDG insbesondere ab dem zweiten Halbjahresbericht 2018 vergleichsweise 
ausführliche und auch zusätzliche Informationen zur Verfügung. Der Umfang 
bereitgestellter Informationen hat sich bei Twitter seit der Veröffentlichung 
des ı. Halbjahresberichts für das Jahr 2019 aufgrund der Bereitstellung 
umfassender Beispiele deutlich erweitert. Auch YouTube hält neben den 
gesetzlich geforderten Berichtsangaben weiterführende Informationen in den 
Halbjahresberichten bereit. 


Twitter unterrichtet ausweislich seiner Halbjahresberichte Beschwerdefüh- 
rer”innen als auch Inhaltersteller*innen in jedem Fall über die Entscheidung 
der Beschwerde. Facebook und YouTube informieren den*die Nutzer*in, 
vvelche”r den beanstandeten Inhalt erstellt hat, lediglich dann über die Ent- 
scheidung, wenn auch eine Maßnahme (Löschung oder Sperrung) getroffen 
worden ist. Der*die Beschvverdeführer”in wird in jedem Fall, d.h. sowohl bei 
einer ergriffenen als auch bei einer unterlassenen Maßnahme, benachrichtigt. 
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Die Sozialen Netzwerke geben in ihren Benachrichtigungen an die Beteiligten 
jeweils auch die Begründung für ihre Entscheidung, z.B. die Sperrung auf- 
grund Rechtswidrigkeit in Bezug auf das NetzDG, an. Facebook stellt in die- 
sem Zusammenhang zudem ausführlich die Gestaltung der entsprechenden 
Benachrichtigungs-Varianten dar. Auch Twitter liefert seit dem ersten Halb- 
jahresbericht 2019 zahlreiche Beispiele, die die Benachrichtigungen an Nut- 
zer*innen und Beschwerdeführer*innen verdeutlichen. 


Alle drei Sozialen Netzwerke machen über die Berichtspflicht hinausgehende 
Angaben zu den genutzten Kommunikationswegen. Facebook führt zudem 
weitere Informationen zum NetzDG-Hilfebereich an. 


Facebook und YouTube stellen überdies den Bearbeitungsablauf bei 
Beschwerdeeingang ausführlicher dar. Hierzu gehören beispielsweise die 
Vergabe einer Referenznummer sowie eine Bestätigungsmail über die Bear- 
beitung der Beschwerde. Diese Angaben werden im Rahmen des $ 2 Abs. 2 
Nr. 9 NetzDG jedoch nicht gefordert. 
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VII. Anhang 2: Antworten befragter 
Sozialer Netzwerke 


1. YouTube 


Funke/Harmanrı [Kneschke/Liesching/Michnick/Nguyen/Prüssner/Rudolph NetzDG-Befragung 


A. Erlàuternder Hinweis zur Beantwortung der Fragen 


Die Befragung im Rahmen der qualitativen Studie erfolgt ohne formelle Vorgaben 
hinsichtlich des Umfangs und der Ausgestaltung der Antworten. Darüber hinaus 
können auch einzelne Fragen unbeantwortet belassen oder nur teilweise beantwortet 
werden, sofern eine Beantwortung z.B. mit Rücksicht auf laufende Gerichtsverfahren 
oder aus sonstigen Gründen nicht möglich erscheint. 


B. Allg. Fragen zum NetzDG aktueller Fassung 


1. Hat Ihr Soziales Netzwerk mit Inkrafttreten des NetzDG Strukturen und 
Verfahren zu Nutzerbeschwerden, die inhaltliche Prüfung und/oder 
Löschungen/Sperrungen gegenüber der vormaligen Anwendungspraxis 
verändert bzw. angepasst? Falls ja, was waren die wichtigsten Veränderungen? 


YouTube hat zusätzliche Meldemöglichkeiten für Beschwerdeführer geschaffen, so 
dass diese Inhalte melden können, die gemäß dem NetzDG entfernt oder gesperrt 
werden sollten: zum einen wurde ein Meldeformular für alle Nutzer eingeführt, das 
unmittelbar über den Link NetzDG-Beschwerden im YouTube-Hauptmenü oder über 
das YouTube-Impressum erreichbar ist. Für angemeldete Nutzer steht zusätzlich das 
Meldeverfahren im Rahmen des sog. Flagging durch Anklicken des 
NetzDG-Kästchens zur Verfügung. Um eine Beschwerde nach dem NetzDG 
einzureichen, muss der Beschwerdeführer in diesem Flagging Prozess lediglich das 
Kästchen "Meines Erachtens sollte dieser Inhalt gemäß dem 
Netzwerkdurchsetzungsgesetz gesperrt werden. Weitere Informationen" anklicken; 
es öffnet sich dann ein kurzes Formularfeld, in das für eine rechtliche Prüfung 
erforderliche Informationen eingetragen werden können. 


Diese Wege zur Übermittlung einer Beschwerde ermöglichen den Nutzern, den 
beanstandeten Inhalt sowie den Beschwerdegrund konkret zu benennen. Nur anhand 
dieser Informationen ist es YouTube möglich, eine ordnungsgemäße rechtliche 
Prüfung durchzuführen. um dann ggf. entsprechende Maßnahmen einleiten zu 
können. Ist die Beschwerde unsubstantüiert oder gibt es keine hinreichende 
Rechtfertigung für eine Entfernung oder Sperrung, tritt YouTube gegebenenfalls an 
den Beschwerdeführer heran und bittet um weitere Informationen. 


Neben der Möglichkeit zur Einreichung von NetzDG Beschwerden stellt YouTube 
schon seit Jahren Meldeformulare für Rechtsverletzungen zur Verfügung (z. B. für 
Persönlichkeitsrechtsbeschwerden, Urheberrechtsbeschwerden, 
Markenbeschwerden usw.)., Demnach hat YouTube Meldeverfahrer für 
Rechtsverletzungen nicht erst aufgrund des NetzDG eingeführt. Das NetzDG hat 
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ledigich dazu beigetragen, YouTubes bestehende Meldeverfahren enger 
miteinander zu verknüpfen - und zwar das sog. Flagging für vermeintliche Verstöße 
gegen die Community-Richtlinien und die Meldeformulare für vermeintlich 
rechtswidrige Inhalte nach dem NetzDG. 


Ebenso wie die Meldeformulare im sichtbaren Bereich (Frontend) hat YouTube im 
Rahmen des NetzDG den Prüfprozess enger miteinander verknüpft (Backend). 
Während YouTube bis zur Einführung des NetzDG getrennte Prüfungen für 
Community-Richtlinien-Verstöße (Flagging) und für rechtliche Meldungen (rechtliche 
Meldeformulare) durchgeführt hat, prüft das spezialisierte NetzDG Team heute bei 
Eingang einer NetzDG Beschwerde den beanstandeten Inhalt zunächst anhand der 
weltweit geltenden Community-Richtlinien und sperrt ihn weltweit im Falle eines 
Verstoßes. Verstößt der Inhalt nicht gegen diese Community-Richtlinien, aber gegen 
einen oder mehrere der Straftatbestände, auf die sich das NetzDG bezieht (8 1 Abs. 3 
NetzDG), sperrt YouTube ihn lokal. 


2. Hat die Einführung des NetzDG nach Ihren Erkenntnissen und Ihrer 
Einschätzung dazu geführt, dass mehr strafbare/rechtswidrige Inhalte i.S.d. $ 1 
Abs. 3 NetzDG gelöscht/gesperrt werden als vor Inkrafttreten des NetzDG? 


Die Bereitstellung eines intuitiven und unmittelbar erreichbaren Meldeverfahrens 
direkt neben den Inhalten führt naturgemäß zu einer hohen Anzahl an Klicks und 
Beschwerden. Im Schnitt hat YouTube ca. 600.000 NetzDG Beschwerden pro Jahr 
seit Einführung des NetzDG erhalten. Solche Beschwerden sind nicht immer 
zuverlässig. Viele der Beschwerden stehen in keinem Zusammenhang zum deutschen 
Strafrecht oder sind völlig unsubstantiiert, sodass YouTube keine Maßnahmen 
ergreifen kann. Andere Beschwerdeführer melden Inhalte ohne weitere 
Informationen, warum diese angeblich rechtswidrig sein sollen. Dies ist insbesondere 
dann problematisch, wenn die Inhalte nicht offensichtlich rechtswidrig sind. 


In YouTubes Transparenzbericht zeigen wir auf, wie viele der nach NetzDG 
gemeldeten Inhalte YouTube anhand der Community Richtlinien weltweit entfernt 
und wie viele Inhalte YouTube anhand deutschen Strafrechts lokal geblockt hat: 


1. YouTube 
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Entfernung wegen eines Verstoßes gegen die Community-Richtlinien vs. NetzDG 


EN Entfernt (NetzDG) HEN Entfernt (Community Richtlinien) 


1.196 
115 22 207 294 


Privatsphäre Ungeelgnete oder gefährliche Inhalte _Terroristische oder verfassungswidrige 1... Gewalt 
Persönlichkeitsrechtsverletzung oder Bel Pornografische Inhalte Hassrede oder politischer Extremismus 


Juli 2019 bis Dez, 2019 v 


Wie in der oben stehenden Statistik ersichtlich, hat YouTube den überwiegenden 
GroBteil der Inhalte weltweit wegen eines Verstoßes gegen die 
Community-Richtlinien entfernt. Verstöße, wie in der Grafik zu sehen, wären auch 
bereits vor Inkrafttreten des NetzDGs entfernt worden. 


Das NetzDG hat demnach nicht dazu geführt, dass YouTube strafbare Inhalte nach 81 
Abs. 3 NetzDG erst nach Inkrafttreten des Gesetzes entfernt hat, es hat aber sicher 
das Thema Hass und Hetze bei der YouTube Community vermehrt ins Bewusstsein 
gerufen und auch die vereinfachten Meldemöglichkeiten tragen dazu bei, dass 
YouTube Nutzer vermehrt Rechtsbeschwerden einreichen. 


3. Würden Sie der zur Begründung der Notwendigkeit des NetzDG 
rechtspolitisch vorgetragenen Behauptung zustimmen, dass es vor Juni 2017 
viele Fälle gab, in denen nach einer Beschwerde strafbare Inhalte nicht gelöscht 
worden sind? 


YouTube teilt das Ziel des NetzDGs Hass und Hetze zu bekämpfen. Seit vielen Jahren 
bietet YouTube daher entsprechende Meldemöglichkeiten an und entwickelt die 
hauseigenen Community-Richtlinien fortlaufend. Selbstverständlich ist das Internet 
auch kein rechtsfreier Raum, d.h. YouTube setzt nationales Recht um. Demnach ist 
YouTube auch schon vor dem NetzDG seiner gesellschaftlichen sowie auch 
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rechtlichen Verpflichtung, problematische und auch strafbare bzw. rechtswidrige 
Inhalte zu entfernen, nachgekommen. 


Allein von Oktober bis Dezember 2019 hat YouTube 5.887.021 Videos, 2.088.253 
Kanàle und 540.195.730 Kommentare wegen eines VerstoBes gegen die Community 
Richtlinien weltweit entfernt. Hinzu kommen Entfernungen nach NetzDG sowie 
anderer Gesetze, wie z. B. Urheber- oder Markenrecht. Sicher gab es vor 2017 Fälle, 
in denen strafbare Inhalte auch nach Inkenntnissetzung nicht unverzüglich, sondern 
erst zu einem späteren Zeitpunkt von YouTube entfernt wurden. Diese Fälle wurden 
oft medial diskutiert, vor allem wenn die Betroffenen Personen aus dem öffentlichen 
Leben oder die Fälle anderweitig sensibel waren. 


Schaut man sich die Zahlen in ihrer Gesamtheit an (allein 548.171.004 
Richtlinien-Entfernungen im letzten Quartal 2019), so kommt man zu dem Ergebnis, 
dass es sich nicht um “viele” Fälle gehandelt haben kann, in denen zunächst keine 
Abhilfe geschaffen wurde. 


4. Sofern Ihr Unternehmen den Hauptsitz in einem anderen EU-Mitgliedstaat hat 
— sehen Sie die gesetzlichen Vorgaben des NetzDG trotz des 
Herkunftslandprinzips (Art. 3 E-Commerce-RL) als rechtsverbindlich an oder 
berücksichtigen Sie die NetzDG-Vorgaben nur freiwillig aufgrund anderer - z.B. 


unternehmenspolitischer - Zielstellungen? 


Das Herkunftslandprinzip ist das Fundament für die Stärkung des Europäischen 
Binnenmarktes. Es ermöglicht einen freien Dienstleistungsverkehr, um den 
grenzüberschreitenden Wettbewerb zu fördern. Ebenso bewahrt es Dienstleister, die 
grenzüberschreitend tätig sind, unter mehrere, sich ggf. widersprechende 
Regulierungssysteme zu fallen. 


Nach h.M. können Ausnahmen des Herkunftslandprinzips (Art. 3 Abs. 4 
E-Commerce-RL) grundsätzlich nur individuelle Maßnahmen gegen einzelne Anbieter 
sein, nicht jedoch abstrakt generelle Maßnahmen gegen bestimmte Kategorien von 
Anbietern, wie z. B. ein Gesetz gegen Soziale Netzwerke. 


Der deutsche Gesetzgeber ist bei dem 2017 in Kraft getretenen NetzDG unter 
Mißachtung des Herkunftslandprinzips von einem Marktortprinzip ausgegangen. Erst 
das sich nun in der Abstimmung befindliche NetzDGÄndG erkennt das 
Herkunftslandprinzip, zumindest teilweise für Video-Sharing-Plattformen, an. 


Da der Dienst YouTube für Nutzer aus dem Europäischen Wirtschaftsraum und der 
Schweiz von der Google Ireland Ltd. mit Sitz in Dublin, Irland, angeboten wird, gilt 


1. YouTube 
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nach den Vorgaben des Herkunftslandprinzips for YouTube Irisches Recht. YouTube 
hat, wie bereits in vorherigen Antworten dargelegt, ebenfalls Interesse an der 
Entfernung strafbarer bzw. rechtswidriger Inhalte sowie an Transparenz rund um die 
eingesetzten Content Management Systeme, d.h. YouTube setzt die NetzDG 
Maßnahmen bisher freiwillig um. 


5. Im Zusammenhang mit der Einführung des NetzDG wurde zum Teil Kritik 
eines hierdurch beförderten „Overblockings“ in dem Sinne geäußert, dass 
aufgrund der massiven Bußgelddrohung ($ 4 NetzDG) Soziale Netzwerke Inhalte 
im Zweifel auch dann löschen könnten, wenn diese noch nicht strafbar, sondern 
noch von der Meinungsäußerungsfreiheit umfasst sind. Gibt es Erkenntnisse, ob 
die Anwendungspraxis zu einem Overblocking in diesem Sinne geführt hat? 
Sind Einschätzungen hierzu angesichts der vorrangigen Prüfung von 
AGB-Verstößen und bereits daraufhin erfolgenden Löschungen überhaupt 
möglich? 


YouTube hat einen strengen Qualitätssicherungsprozess eingerichtet, um zu 
gewährleisten, dass das NetzDG Team wie vorgesehen agiert sowie die 
Community-Richtlinien von YouTube und die Straftatbestände des NetzDG richtig 
und konsistent anwendet. Im Berichtszeitraum hat YouTube im Schnitt ungefähr 30% 
der geprüften Inhalte der Vorwoche überprüft, wobei die Anzahl der solchen 
Qualitätssicherungsmaßnahmen unterworfenen Inhalte abhängig vom Volumen der 
Beschwerdeeingänge von Woche zu Woche variieren kann. Das mit der 
Qualitätsprüfung befasste Team bewertet Entscheidungen der einzelnen 
Sachbearbeiter, gibt ihnen individuelles Feedback und nimmt eine Gesamtanalyse 
der Ergebnisse der Qualitätsprüfung vor. Die erneut überprüften Fälle sind die 
Grundlage für eine wöchentliche Qualitätsdatenübersicht. Die Qualitätsprüfer sind 
ein besonderes Team innerhalb des NetzDG Teams, das sich aus erfahrenen 
Mitgliedern des Teams zusammensetzt, die schon vorher im Bereich der 
Inhaltsprüfung tätig waren und über umfangreiche Erfahrung mit den im NetzDG 
aufgeführten Straftatbeständen und den Community-Richtlinien von YouTube 
verfügen. In wöchentlichen Treffen zwischen den Mitgliedern der Rechtsabteilung 
von YouTube und dem NetzDG Team werden nicht nur die neuesten Ergebnisse der 
Qualitätsüberprüfungen besprochen, sondern auch besonders interessante, 
schwierige und komplexe Fälle kalibriert. Dazu werden relevante Trends, aktuelle "hot 
topics" und Rechtsprechungsentwicklungen diskutiert, um ein einheitliches Vorgehen 
des NetzDG Teams sicherzustellen. Wo erforderlich, werden Anpassungen der 
Anwendungsregeln für die Entfernung von Inhalten vorgenommen, um sie 
beispielsweise aktualisierten Community-Richtlinien oder einer Änderung der 
Rechtsprechung anzugleichen. In diesen Fällen erhalten, wo erforderlich, alle 
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Mitglieder des NetzDG Teams entsprechend angepasste Anwendungsregeln und 
Schulungsmaterialien. 


Das NetzDG wurde bei Einführung von zahlreichen Experten dafür kritisiert, dass 
seine Struktur zu einer übermäßigen Sperrung von legitimen Inhalten führen könnte. 
Diese Sorge bleibt berechtigt. Wir versuchen damit verantwortungsvoll umzugehen, 
indem wir die größtmögliche Sorgfalt bei der Prüfung walten lassen, die innerhalb der 
kurzen Fristen möglich ist. 


Einige der Straftatbestände sind kaum greifbar, wie z. B. die Fälschung 
bevveiserheblicher Daten ($ 269 StGB). Auch das Äußerungsrecht ist ein Bereich, in 
dem sich in den letzten Jahrzehnten, insbesondere seit Inkrafttreten des 
Grundgesetzes, eine umfassende Rechtsprechung etabliert hat. Das Ermitteln von 
Rechtsverletzungen erfordert in diesen Bereichen oftmals nicht nur eine genaue 
Kenntnis des jeweiligen Kontextes, in den eine Äußerung eingebettet ist, sondern 
darüber hinaus regelmäßig eine komplexe Abwägung der involvierten Interessen. In 
diesen Fällen ist die Rechtmäßigkeit der Inhalte oft sehr schwer zu beurteilen und 
sollte — jedenfalls in Grenzfällen - in der Regel besser von den zuständigen Gerichten 
beurteilt werden. 


6. Nach der Begründung des NetzDG sind Zielstellungen des Gesetzes auch, 
einer „Verrohung der Debattenkultur“ entgegenzuwirken sowie die 
Bekämpfung von „strafbaren Falschnachrichten“ (Fake News). Hat nach Ihren 
Erfahrungen der Anwendungspraxis das NetzDG zu einer signifikanten 
Veränderung in Ihrem Sozialen Netzwerk in den beiden genannten Bereichen 
beigetragen? 


YouTube kann nicht einschätzen, ob das NetzDG den genannten Zielstellungen 
entgegenwirken kann. YouTube ist eine globale Plattform und wir entwickeln unsere 
Produkte und Richtlinien kontinuierlich weiter. 


Schädliche Inhalte hat YouTube schon immer entfernt. In den letzten Jahren hat 
YouTube diese Arbeit noch intensiviert. Unten findet sich eine kurze 
Zusammenfassung der zwölf wichtigsten Verbesserungen zwischen 2016 und 2019. 
Im Zuge dieser fortlaufenden Bemühungen konnte YouTube in den Jahren 2018 und 
2019 die Zahl der Aufrufe von Videos, die gegen die Richtlinien verstoßen und später 
entfernt werden, um 80 % senken. Wir arbeiten kontinuierlich daran, diese Zahl noch 
weiter zu reduzieren. 
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Trotz dieser Änderungen ist es uns wichtig, dass YouTube eine offene Plattform 
bleibt, auf der Menschen weiterhin frei ihre verschiedenen Ansichten ausdrücken 
können, wo künstlerische Freiheit herrscht und wo lebendige Diskussionen zu 
wichtigen Themen stattfinden. Wir glauben fest daran, dass diese Diskussionen 
konstruktiv geführt werden können, sodass sich viele Menschen gerne daran 
beteiligen und niemand um seine Sicherheit fürchten muss. Wir werden unsere 
Richtlinien regelmäßig überprüfen, damit YouTube als besonderer Ort erhalten bleibt 
und wir zugleich den Erwartungen unserer Community gerecht werden. 


Mehr Informationen dazu: 


7. Sind die gesetzlichen Bestimmungen des NetzDG in ihrer aktuellen 
Ausgestaltung nach Ihrer Einschätzung - auch über die Fragestellungen nach 
Ziff. 2-6 hinaus - geeignet, erforderlich und angemessen für die Regelung von 
Beschwerdeverfahren und Transparenz bei Sozialen Netzwerken? 


Ausgehend von den Erfahrungswerten unserer Beschwerde- und Prüfpraxis schlagen 
wir folgende Änderungen am NetzDG vor: 


1. Der Katalog der Straftaten in 8 1Abs. 3 NetzDG muss überarbeitet werden, um 

den Zweck des Gesetzes, Hassrede und Gewalt in sozialen Netzwerken 
einzudämmen, wirksam erfüllen zu können. Insbesondere die sehr weiten und 
praktisch jede unwahre Tatsachenbehauptung umfassenden Tatbestände der 
Ehrverletzung gem. 88 185-187 StGB sollten entweder gestrichen oder 
wirksam präzisiert werden, so dass dem Umstand Rechnung getragen wird, 
dass es sich um Antragsdelikte handelt. 
Begründung: Der Tatbestand insbesondere von $ 185 StGB ist 
außerordentlich weit. In der Praxis ist zu erkennen, dass das NetzDG weit über 
seinen gesetzlichen Zweck hinaus für jede Art von (behaupteter) 
Ehrverletzung instrumentalisiert wird. Die ohnehin bestehende Besorgnis 
wegen der Beschneidung der Meinungsäußerungsfreiheit wird durch diese 
tatbestandliche Weite potenziert. 


. Die starren Fristen gem. & 3 NetzDG sollten gestrichen und durch 


“unverzüglich” ersetzt werden. 
Begründung: Die Fristen des 8 3 NetzDG sind zu streng und zu kurz 
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bemessen. Dies gilt insbesondere für die 24 Stunden-Frist bei gleichzeitiger 
Unklarheit, was ein „offensichtlich rechtswidriger Inhalt“ i.S.d. 8 3 Abs. 2 Nr. 2 
NetzDG ist. Der Begriff "unverzüglich", also = ohne schuldhaftes Zögern, hat 
sich bei Art. 14 der ECommerceRL und 8 10 TMG als Maßstab bewährt. 


. Die wichtigsten Grundsätze aus den NetzDG-Bußgeldleitlinien müssen im 

Gesetz abgebildet werden. Das gilt insbesondere für die Klarstellung, dass 
kein Bußgeld bei einzelnen Fehlentscheidungen, sondern nur bei 
systemischem Versagen verhängt werden kann. Klarzustellen ist insoweit 
auch, dass ein systematisches Versagen sowohl quantitativ (Menge von 
Fehlentscheidungen), also auch qualitativ (schwere der Fehlentscheidung) 
geprägt sein muss. Gesetzlich zu verankern ist auch, dass Provider in einem 
Bereich von Grenzfällen, die nicht rechtssicher zu bewerten sind, keine Pflicht 
zur Sperrung haben. 
Begründung: Diese Klarstellung dient der Rechtssicherheit und dadurch 
zugleich der Meinungsfreiheit. Denn diese Klarstellungen sind erforderlich, um 
den (durch die empfindlichen Sanktionen erheblichen) Anreiz für den Provider 
zu senken, auf Meldungen eine vorsorgliche Sperrung des beanstandeten 
Inhalts vorzunehmen. 


. Im Gesetz muss klargestellt werden, dass soziale Netzwerke bei der 


Weiterleitung von Beschwerden an Einrichtungen der  Regulierten 
Selbstregulierung gem. 8 3 Abs. 2 Nr. 3 b) NetzDG nicht haften. 

Begründung: Die Klarstellung dient der Rechtssicherheit. Solange die 
Haftungsfreistellung nicht eindeutig geregelt ist, bleibt der Anreiz für eine 
solche Weiterleitung gering. 


Im Gesetz muss klargestellt werden, dass das BfJ bei einer Beschwerde, die 
sich gegen ein Mitglied einer nach S 3 Abs. 6 bis 8 NetzDG anerkannten 
Einrichtung der Regulierten Selbstregulierung richtet, die Beschwerde 
zunächst an die Einrichtung der Regulierten Selbstregulierung weiterleiten 
muss. Eine eigene Entscheidung oder weitere Bearbeitung darf nur dann 
erfolgen, wenn die Einrichtung der Regulierten Selbstregulierung ihren 
Beurteilungsspielraum überschritten hat. Dies ist vom BfJ nachzuweisen. Dies 
entspricht der entsprechenden Ausgestaltung im 
Jugendmedienschutz-Staatsvertrag. 

Begründung: Um anerkannten Einrichtungen der Regulierten 
Selbstregulierung eine Möglichkeit zu geben, einen kohärenten 
Entscheidungsrahmen und Spruchpraxis für Ihre Mitglieder zu schaffen, sollte 
dies — entsprechend der Regelung des JMStV - eingeführt werden. Eine 
solche Vorgabe macht eine Mitgliedschaft für Unternehmen ebenfalls 
attraktiver, da so ein faktische Erstentscheidung durch die Einrichtungen der 
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Regulierten Selbstregulierung gevvahrt wird. Das BfJ kann sich sodann auf jene 
Unternehmen fokussieren, die sich nicht dem vom Gesetz gewünschten 
System der Regulierten Selbstregulierung angeschlossen haben. 


Flankierende, nicht NetzDG bezogene Maßnahmen: 

Statt der Ausstattung einer reinen Sanktionsbehörde für die Anbieter sozialer 
Netzwerke sollten Mittel zur Ermittlung und Strafverfolgung im Internet durch 
spezialisierte Kräfte bereitgestellt werden. Damit könnte eine Ursachen- statt 
nur eine Symptombekämpfung erreicht werden. 

Begründung: Das NetzDG verlagert die Prüfung und Entscheidung über 
strafbare Inhalte allein auf die Betreiber sozialer Netzwerke, die Inhalte 
entfernen, aber die einstellenden Nutzer nicht verfolgen können. Es gibt 
unterdessen Studien, die darauf hinweisen, dass es im Bereich der Hassrede 
wenige (überzeugte) Verursacher sind, die auf sehr vielen Plattformen einen 
sehr hohen Anteil aller Kommentare schreiben, und dass diese Nutzer häufig 
auch qualitativ anders kommentieren, als "normale" Nutzer. Das NetzDG hat 
damit auch einen absurden Effekt, indem es die Symptome (der Hassrede) bei 
den sozialen Netzwerken, aber nicht deren Ursachen bei den Tätern bekämpft. 
Denn das NetzDG zielt auf das Entfernen strafbarer Inhalte aus sozialen 
Netzwerken, nicht aber auf die Strafverfolgung der Äußernden, die mit der 
Entfernung der Inhalte in der Regel auch nicht mehr möglich sein wird. Denn 
den Strafverfolgungsbehörden wird nach der Entfernung der Inhalte 
regelmäßig ein Anfangsverdacht fehlen. Durch diese Symptombekämpfung 
werden diejenigen, die in sozialen Netzwerken Straftaten i.S.d. $ 1 Abs. 3 
begehen, nicht daran gehindert, ihre Inhalte immer wieder erneut in 
identischer oder ähnlicher Form einzustellen; die spezial- und besonders auch 
general-präventiven Wirkungen einer effektiven Strafverfolgung der Täter 
entfaltet das NetzDG daher nicht. 


8. Findet aktuell zwischen den nach dem NetzDG verpflichteten Sozialen 
Netzwerken ein Austausch statt? Sofern dies nicht der Fall ist, wäre ein solcher 
Austausch auch im Hinblick auf eine weitere Optimierung der Vergleichbarkeit 
von Berichtsangaben nach 8 2 NetzDG aus Ihrer Sicht sinnvoll? 


YouTube ist nicht bekannt, ob die nach dem NetzDG verpflichteten Sozialen 
Netzwerke in einem Austausch stehen oder ein solcher für sie denkbar wäre. 


YouTube und andere Netzwerke, die die NetzDG Verpflichtungen freiwillig umsetzen, 
tauschen sich unregelmäßig, teils am Rande von Veranstaltungen miteinander aus. 
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YouTube findet es richtig und wichtig, dass Unternehmen eine weitgehende 
Transparenz über die Bearbeitung von NetzDG Beschwerden herstellen. Allerdings ist 
auffällig, dass eine kategorische Beschreibung von Diensten und Prozessen teilweise 


nicht den verschiedenen spezifischen Produkten der sozialen Netzwerke gerecht 
wird und daher die Vergleichbarkeit begrenzt ist. Dies könnte auch nicht durch 
weitere Abstimmung behoben werden. 


C. Fragen zu Angaben in Halbjahresberichten 


I. Angaben zur Anzahl eingegangener Beschwerden ($ 2 II Nr. 3) 


9. Werden bei Berichtsangaben zur Anzahl eingegangener Beschwerden ($ 2 Il 
Nr. 3 NetzDG) nur solche Beschwerden mitgezählt, die über ein bestimmtes 
NetzDG-Formular oder unter Berufung auf einen NetzDG-Verstoß eingehen? 


Mitgezahlt werden die Beschwerden, die über die eigens für das NetzDG 
eingerichteten Meldewege kommen, sowie solche Beschwerden, die sich auf die in 8 
1 Abs. 3 NetzDG genannten Straftatbestände beziehen. Neben dem NetzDG Bericht 
veröffentlicht Google weitere Berichte zur Entfernung rechtswidriger Inhalte, wie z. 
B. Entfernungen von Urheberrechtsverletzungen oder Entfernungen aufgrund von 
Verstößen nach europäischem Datenschutzrecht in der Google Suche. 


10. Werden bei Berichtsangaben zur Anzahl eingegangener Beschwerden (8 2 Il 
Nr. 3 NetzDG) auch solche Beschwerden mitgezählt, die ohne konkrete 
Verstoßbegründung oder unter Berufung auf einen bloßen Verstoß gegen 
Community-Standards eingehen? 


11. Werden bei Berichtsangaben zur Anzahl eingegangener Beschwerden ($ 211 
Nr. 3 NetzDG) auch solche Beschwerden im Bericht aufgenommen, die nach 
erfolgter Prüfung (nur) aufgrund der Community Standards gelöscht wurden? 


12. Werden bei Berichtsangaben zur Anzahl eingegangener Beschwerden (8 2 Il 
Nr. 3 NetzDG) auch solche Beschwerden mitgezählt, die formlos über einen 
anderen Weg als ein Beschwerdeformular (z.B. Email) eingehen? 
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da, insofern sich diese auf das NetzDG bzw. auf die einschlagigen Tatbestande nach 
81 Abs. 3 NetzDG beziehen. 


13. Können ausschließlich bei Ihrem Sozialen Netzwerk registrierte Nutzerinnen 
Beschwerden auf der Grundlage des NetzDG einreichen oder auch nicht 
registrierte Nutzerinnen? 


Auch nicht registrierte Nutzer können eine Beschwerde nach NetzDG einlegen (vgl. 
dazu auch Antwort 1, NetzDG Formular). 


14. Können NutzerInnen im Rahmen eines Beschwerdevorgangs (z.B. Formular) 
nur einen Inhalt melden oder können in einer Beschwerde auch mehrere Inhalte 
gemeldet werden? 


Über das NetzDG Formular können Nutzer mehrere Inhalte gleichzeitig melden. Im 
Rahmen des NetzDG Flaggings für angemeldete Nutzer kann immer nur ein Inhalt 
separat gemeldet werden. 


15. Können auch NutzerInnen mit Sitz in anderen Staaten als Deutschland eine 
NetzDG-Beschwerde einreichen und wird diese ggf. bei den Berichtsangaben 
zur Anzahl eingegangener Beschwerden ($ 2 II Nr. 3 NetzDG) berücksichtigt? 
Falls ja, gibt es Erkenntnisse, welchen Anteil Beschwerden ausländischer 
NutzerInnen an der Gesamtzahl aller Beschwerden bilden? 


Beschwerden nach NetzDG können nur von Nutzern aus Deutschland, also mit 
deutscher IP Adresse, eingereicht werden. 


16. Ist der Beschwerdeweg für Beschwerdestellen anders ausgestaltet als für 
normale Nutzer? Gibt es z.B. direktere Kommunikationswege für 
Beschwerdestellen zu verantwortlichen Prüfpersonen? 


Derzeit sind YouTube drei deutsche Beschwerdestellen bekannt, die einen Auftrag 
der dem NetzDG unterfallenden Bekämpfung von Inhalten über sexuellen 
Kindesmissbrauch, der sich aus Vereinbarungen mit dem Bundeskriminalamt (BKA) 
und der Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Medien (BPjM) ergibt, haben: Eco, 
Freiwillige Selbstkontrolle Multimedia-Diensteanbieter e. V. und Jugendschutz.net. 
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Diese Daten erfassen wir separat und weisen sie auch separat im Transparenzbericht 
aus. 


Diese Beschwerdestellen haben einen direkten Kontakt zu YouTube, sind jedoch 
angehalten, wie jeder andere Nutzer auch, die entsprechenden NetzDG Meldewege 
zu nutzen. Die eigens für das NetzDG eingerichteten Meldewege stellen sicher, dass 
die Beschwerden zeitnah (auch nachts und an den Wochenende) vom zuständigen 
Team bearbeitet werden können. Dies kann eine einzelne Kontaktperson im 
Unternehmen nicht leisten. 


17. Bei Vergleich der jeweils halbjährlichen Berichtszahlen sind Schwankungen 
der Beschwerdezahlen zu beobachten (z.B. ein erheblicher Anstieg von 
Beschwerdezahlen im Vergleich zum vorherigen Berichtszeitraum). Worauf sind 


nach Ihren Erfahrungen und Erkenntnissen solche Schwankungen 
zurückzuführen? 


Schwankungen können nach Ansicht von YouTube auf den folgenden Gründen 
basieren: 


Mediale Berichterstattung, wie z.B. die Einführung neuer Meldewege oder die 
Änderungen von Richtlinien; 

Tagesgeschehen, wie z. B. Attentate; 

Trends, wie z. B. bestimmte (gefährliche) Challenges, die vor allem 
Jugendliche aufgreifen; 

Durch Dritte (wie z. B. NGOs) durchgeführte, umfangreiche Meldungen und 
Tests. 


Il. Angaben zu Anzahl der Beschwerden mit Lösch-/Sperrfolge ($ 2 II Nr. 7) 


18. Wird im Rahmen der Berichtsangaben nach $ 2 II Nr. 7 die Anzahl der 
Beschwerden mit Lösch/Sperrfolge oder die Anzahl der gelöschten/gesperrten 
Inhalte angegeben? 


Die in YouTubes Transparenzbericht aufgeführten Angaben betreffen nur 
Beschwerden über angeblich rechtswidrige Inhalte im Sinne des NetzDG. Eine 


einzelne Beschwerde kann mehrere Inhalte (z. B. mehrere Videos oder Kommentare) 
enthalten, die YouTube jeweils einzeln als Inhalt ausweist. 


14 


251 


VII. Anhang 2: Antworten befragter Sozialer Netzwerke 


252 


Funke/Hermann /Kneschke/Liesching/Michnick/Nguyen/Prüssner/Rudolph NetzDG-Befragung 


19. Enthalten die Berichtsangaben zur Anzahl der Beschvverden mit der Folge 
der Löschung/Sperrung ($ 2 Abs. 2 Nr. 7 NetzDG) auch solche Falle, in denen 
eine Löschung/Sperrung nur aufgrund Verstoßes gegen AGB 
(Community-Standards) hingegen nicht aufgrund des NetzDG erfolgt ist? 


20. In welchem prozentualen Verhàltnis stehen im Zeitraum 2018-2019 in etwa 
AGB-Löschungen/Sperrungen einerseits gegenüber 
NetzDG-Löschungen/Sperrungen andererseits im Durchschnitt? 


YouTube weist diese Zahlen explizit im NetzDG Transparenzbericht auf, wenngleich 
dies keine rechtliche Verpflichtung nach dem NetzDG ist. Im ersten Halbjahr 2019 hat 
YouTube 82% der entfernten Inhalte anhand der Community Richtlinien weltweit 
entfernt; im zweiten Halbjahr 2019 waren es knapp 95%. 


21. Wie genau wird eine auf NutzerInnen in Deutschland beschränkte Sperrung 
umgesetzt (z.B. IP-Adressen-basiert)? Wie wird dabei verhindert, dass in 
Deutschland gesperrte Inhalte durch das Teilen im Ausland nicht erneut 
sichtbar werden? 


Der Großteil der entfernten Inhalte wird weltweit entfernt (vgl. auch vorherige 
Antwort). Inhalte, die für den deutschen Markt unzugänglich gemacht werden, 
werden über die deutsche YouTube Landesdomain gesperrt, so dass sie YouTube 
Nutzern, die Deutschland als Land in ihren Einstellungen hinterlegt haben, nicht mehr 
angezeigt werden. 


22. Wenn ein Beitrag gelöscht beziehungsweise gesperrt wird, stimmen die 
Kategorisierungen der Straftatbestände durch die Beschwerdeführer in den 
meisten Fällen mit den tatsächlich einschlägigen Straftatbeständen überein? 


Beschwerde- und tatsächlicher Lösch- bzw. Sperrgrund stimmen nicht immer 
überein. YouTubes Statistiken der NetzDG Transparenzberichte zeigen jedoch (vgl. 
Grafik “Gemeldete Inhalte aufgeschlüsselt nach Beschvverdegrund” mit “Entfernung 
wegen eines Verstoßes gegen die Community-Richtlinien vs. NetzDG“), dass es 
größtenteils Übereinstimmung gibt. 
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Dies dürfte u.a. daran liegen, dass YouTube, um das Beschvverdeverfahren zu 
vereinfachen und die Beschvverdeführer bei der Einreichung ihrer Beschwerden nach 
dem NetzDG zu unterstützen, für das NetzDG-Meldeverfahren sieben 
Inhaltskategorien gebildet hat. Diese sieben Kategorien bilden die 21 einschlägigen 
Straftatbestände in einer allgemein verständlichen Weise ab. Damit erreicht YouTube 
zugleich, juristische Straftatbestände, die sehr abstrakt sind und einen oft weiten 
Anwendungsbereich aufweisen, für juristische Laien greifbarer zu machen. So stellt 
beispielsweise Ş 140 StGB die Billigung oder Belohnung so unterschiedlicher 
Straftaten wie Hoch- und Landesverrat, Mord, Totschlag und andere schwere 
Verbrechen wie das Verbrechen der Aggression nach Völkerrecht, schwere 
Körperverletzung und bestimmte gemeingefährliche Verbrechen sowie schwere 
Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung unter Strafe. Es entspricht 
YouTubes Erfahrung mit Meldeprozessen zu Inhalten, dass die Nutzer einen solchen 
lebensnahen und niedrigschwelligen Ansatz schätzen und für wirksame Beschwerden 
rechtswidriger Inhalte nutzen. 


Diese Inhaltskategorien und diejenigen Straftatbestände aus 8 1 Abs. 3 NetzDG, von 
denen wir erwarten, dass sie von der jeweiligen Kategorie und von deren Auswahl für 
Beschwerden im Wesentlichen erfasst sind, teilen sich wie folgt auf: 


Hassrede oder politischer Extremismus 
ə 8130 StGB: Volksverhetzung 
ə S 166 StGB: Beschimpfung von Bekenntnissen, Religionsgesellschaften und 
Weltanschauungsvereinigungen 


Terroristische oder verfassungswidrige Inhalte 

e 8 86 StGB: Verbreiten von Propagandamitteln verfassungswidriger 
Organisationen 
8 86a StGB: Verwenden von Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen 
8 89a StGB: Vorbereitung einer schweren staatsgefährdenden Gewalttat 
Ş 91 StGB: Anleitung zur Begehung einer schweren staatsgefährdenden 
Gewalttat 
$ 100a StGB: Landesverräterische Fälschung 
8 129 StGB: Bildung krimineller Vereinigungen 
$ 129a StGB: Bildung terroristischer Vereinigungen 
8 129b StGB: Kriminelle und terroristische Vereinigungen im Ausland; 
Einziehung 
8 140 StGB in Verbindung mit 8 138 1 StGB: Belohnung und Billigung von 
einigen Straftaten aufgelistet in 8 138 | StGB 
8 269 StGB: Fälschung beweiserheblicher Daten 


Gewalt 
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e $ 131StGB: Gevvaltdarstellung 


Schädliche oder gefährliche Handlungen 
e 8111StGB: Öffentliche Aufforderung zu Straftaten 
e 5 126 StGB: Störung des öffentlichen Friedens durch Androhung von 
Straftaten 
e $ 140 StGB in Verbindung mit 8 126 | StGB: Belohnung und Billigung von 
Straftaten aufgelistet in $ 126 | StGB 
e $ 241StGB: Bedrohung 


Persönlichkeitsrechtsverletzung oder Beleidigung 
ə $ 185 StGB: Beleidigung 
e $ 186 StGB: Üble Nachrede 
ə $ 187 StGB: Verleumdung 


Privatsphare 
ə $ 201a StGB: Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs durch 
Bildaufnahmen 


Pornografische Inhalte 
ə S 184b StGB: Verbreitung, Erwerb und Besitz kinderpornographischer 


Schriften in Verbindung mit 8 184d StGB: Zugänglichmachen 
pornographischer Inhalte mittels Rundfunk oder Telemedien; Abruf kinder- 
und jugendpornographischer Inhalte mittels Telemedien 

8 140 StGB in Verbindung mit 88 176 bis 178 StGB: Belohnung und Billigung von 
einigen Straftaten aufgelistet in 88 176 bis 178 StGB 


Aufgrund YouTubes langjährigen Erfahrung mit Meldeprozessen zur Entfernung von 
Inhalten sind wir überzeugt, dass der Zweck des NetzDG insgesamt am besten durch 
eine Verwendung dieser Kategorien erreicht wird. 


23. Kann aufgrund der vorrangigen Prüfung von AGB-Verstößen (z.B. 
Community-Standards) davon ausgegangen werden, dass bei allen erst nach 
dem NetzDG gesperrten strafbaren Inhalten kein Verstoß gegen AGB 
festgestellt worden ist? 


24. Sofern die vorherige Frage zu bejahen ist: In welchen inhaltlichen 
Verstoßkategorien wird beispielsweise zwar von einem NetzDG-StGB-Verstoß, 
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aber noch von keinem Verstoß gegen die AGB (z.B. Community-Standards) 
ausgegangen? 


Beispielsweise bei verfassungsfeindlichen Symbolen, in Deutschland verbotenen 
Organisationen oder bei äußerungsrechtlichen Delikten, bei denen es vor allem um 
unwahre Tatsachenbehauptungen geht. 


III. Angaben z. Zeitspanne Beschw.eingang - Löschung/Sperrung ($ 2 II Nr. 8) 


25. Entsprechen nach Ihren Erfahrungen die im NetzDG in erster Linie 
normierten Lösch-/Sperrfristen von 24 Stunden bei „offensichtlich 
rechtswidrigen Inhalten“ und von 7 Tagen bei „rechtswidrigen Inhalten“ den 
Erfordernissen der Anwendungspraxis mit Blick auf eine hinreichende 
Inhaltsprüfung beschwerdegegenständlicher Beiträge? 


Die Vorgabe starrer Fristen gem. 8 3 Abs. 2 NetzDG ist nach Ansicht von YouTube 
europarechtsvvidrig, weil es über die europarechtlichen Vorgaben für 
Hosting-Provider gem. Art. 14 der E-Commerce-Richtlinie 2000/31/EG hinausgeht. 
Sie führt aber auch zu einer erheblichen Beeinträchtigung der 
Kommunikationsgrundrechte gem. Art. 5 GG. In Kombination mit empfindlichen 
Geldbußen setzen starre und enge Fristen starke Anreize, Inhalte auf bloßen Zuruf im 
Zweifel und damit in fast allen Fällen zu sperren. Denn die Feststellung der 
Rechtswidrigkeit ist in der Regel im Hinblick auf die meisten vom Anwendungsbereich 
umfassten Straftatbestände nicht ohne Zweifel möglich. 


Dies bestätigt die Praxis. Im zweiten Halbjahr 2019 hat YouTube beispielsweise über 
92% der entfernten Inhalte innerhalb der erst 24 Stunden entfernt. Dies bedeutet 
nicht, dass die Inhalte “offensichtlich” rechtswidrig waren, sondern lediglich dass 
YouTube eine umgehende Bearbeitung - auch in Zweifelsfällen - vorzog, um 
mögliche hohe Geldbußen zu vermeiden. 


26. Ist nach Ihrer Erfahrung und Einschätzung davon auszugehen, dass in 
bestimmten Fällen auch nach 7 Tagen - etwa aufgrund einer erforderlichen 
verfassungsrechtlichen Abwägung - noch nicht rechtssicher geklärt werden 
kann, ob ein Inhalt NetzDG-strafbar ist oder noch von der Meinungsfreiheit 
gedeckt ist? 


Davon ist auszugehen. Das NetzDG verkennt grundsätzlich, dass die Feststellung der 
Rechtswidrigkeit der im Anwendungsbereich des Gesetzes (8 1 Abs. 3 NetzDG) 
fallenden Straftatbestände in der Regel weder “offensichtlich” noch im Übrigen für 
einen Diensteanbieter ohne Weiteres möglich ist. Die Bewertung dieser Tatbestände 
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erfordert meistens Kenntnis bzw. die Ermittlung des zugrunde liegenden 
Sachverhalts; den Diensteanbietern fehlt es indes oftmals an den erforderlichen 
Erkenntnismöglichkeiten. Aber auch im Hinblick auf die rechtliche Bewertung zeigt 
die Praxis, dass ein Großteil der beanstandeten Inhalte weder klar rechtswidrig noch 
klar rechtmäßig ist, sondern sich in einem “Graubereich” befindet. Sowohl auf 
tatsächlicher als auch auf rechtlicher Ebene ist die Feststellung der Rechtswidrigkeit 
in der Regel komplex. 


Das Äußerungsrecht beispielsweise ist ein Bereich, in dem sich in den letzten 
Jahrzehnten, insbesondere seit Inkrafttreten des Grundgesetzes, eine umfassende 
Rechtsprechung etabliert hat. Das Ermitteln von Rechtsverletzungen erfordert in 
diesem Bereich oftmals nicht nur eine genaue Kenntnis des jeweiligen Kontextes, in 
den eine Äußerung eingebettet ist, sondern darüber hinaus regelmäßig eine 
komplexe Abwägung der involvierten Interessen. Das zeigen insbesondere die 
kürzlich ergangenen Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts (vgl. dazu die 
jüngsten Beschlüsse des BVerfG v 19.5.2020, 1 BvR 2397/19; 1 BvR 1094/19; 1 BvR 
362/18; 1 BvR 2459/19, alle Entscheidungen sind im Volltext über die Webseite des 
BVerfG abrufbar). Insbesondere im Bereich der Persönlichkeitsrechtsverletzungen 
lässt sich daher in den wenigsten Fällen von einer offensichtlichen Rechtswidrigkeit 
sprechen. Gerichte benötigen mitunter Jahre, um einen bestimmten Inhalt 
äußerungsrechtlich als zulässig oder unzulässig einzustufen, und kommen dabei oft 
zu unterschiedlichen Ergebnissen. Insbesondere das Bundesverfassungsgericht hat 
in dem Bereich des Äußerungsrechts immer wieder gezeigt, dass die rechtliche 
Bewertung komplexe Abwägungsvorgänge erfordert, einzelfallabhängig ist und stets 
der jeweilige Kontext einer Äußerung bei dessen Bewertung eine entscheidende 
Rolle spielt. Anders als bei gerichtlichen Verfahren, innerhalb derer umfassend 
Beweis erhoben werden kann, verfügen soziale Netzwerke nicht immer über alle 
notwendigen Informationen, um eine rechtlich fundierte Entscheidung treffen zu 
können. Es gibt insbesondere kein Erkenntnisverfahren, das bestimmten 
Beweisregeln unterliegt. In diesen Fällen ist die Rechtmäßigkeit der Inhalte - 
gemessen an konkreten Tatbestandsmerkmalen - oft sehr schwer zu beurteilen und 
sollte - jedenfalls in Grenzfällen - in der Regel besser von den zuständigen Gerichten 
beurteilt werden. 


Diese Erwägungen sind nicht bloß theoretischer Natur, sondern werden nahezu 
täglich durch die Praxis bestätigt: Viele äußerungsrechtliche Beschwerden, die im 
Rahmen des NetzDG bei YouTube eingehen, werden beispielsweise nicht von der 
betroffenen Person selbst, sondern von Dritten eingereicht, die lediglich davon 
ausgehen, dass sich die betroffene Person in ihren Persönlichkeitsrechten verletzt 
fühlen könnte. Ob dies tatsächlich der Fall ist, ist YouTube nicht bekannt. 
Ebensowenig übrigens, ob die betroffene Person etwa eine Strafanzeige bei den 
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zustandigen Strafverfolgungsbehörden gestellt hat — die Verfolgung dieser 
Straftaten erfordert einen Antrag durch den Betroffenen (sog. Antragsdelikte). 


27. Sofern die vorherige Frage bejaht wird, wie wird in solchen Fällen verfahren 
(z.B. vollumfängliche Ausleitung an die nunmehr anerkannte 
Selbstkontrolleinrichtung FSM; Zweifelsfallregelung zugunsten 
Weiterverbreitung oder Löschung)? 


YouTube holt sich regelmäßig externe Expertise von einer auf Strafrecht 
spezialisierten Anwaltskanzlei ein. Auch ist YouTube der Selbstregulierung unter dem 
NetzDG beigetreten und sendet seit März 2020 regelmäßig Inhalte mit Bitte um 
Überprüfung an die FSM. Die Entscheidungen der FSM können hier eingesehen 
werden. 


28. Nach den Berichtsangaben erfolgt die überwiegende Mehrzahl der 
Löschungen/Sperrungen innerhalb von 24 Stunden, nicht nach 7 Tagen? Welche 
Gründe können hierfür nach Ihrer Erfahrung und Einschätzung angegeben 
werden? 


S. Antwort Frage 25. 


29. Würde eine andere Regelung von Löschfristen im NetzDG (z.B. längere 
Fristen, mehr Flexibilität) den Anforderungen der Anwendungspraxis besser 
Rechnung tragen? 


8 3 NetzDG stellt Entfernungs- bzw. Sperrpflichten auf, die nicht unter dem Vorbehalt 
der Zumutbarkeit stehen. Dies verkennt, dass der Diensteanbieter nicht als Verletzer, 
sondern lediglich als Störer in Anspruch genommen wird. Nach ständiger 
Rechtsprechung des BGHs darf die Haftung eines als Störer in Anspruch 
Genommenen nicht über Gebühr auf Dritte erstreckt werden. Die einem als 
mittelbaren Störer auferlegten Prüf- und Verhaltenspflichten müssen zumutbar sein 
und insofern dem Prinzip der Verhältnismäßigkeit Genüge tun. 


Aus dem Gesichtspunkt der Verhältnismäßigkeit folgt unter anderem, dass der 
Diensteanbieter nur aufgrund eines konkreten Hinweises auf eine konkrete 
Rechtsverletzung zur Entfernung verpflichtet sein kann. Dabei hat der Betroffene den 
angeblichen Rechtsverstoß in einer Weise zu konkretisieren, dass dieser für den 
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Empfänger ohne Weiteres zu erkennen ist. Komplizierte Beurteilungen im Einzelfall 
oder die Hinzuziehung eines mit der Materie vertrauten Juristen, ist dem 
Diensteanbieter nach der Rechtsprechung des BGH nicht zuzumuten./ 


Aus dem NetzDG folgt, dass innerhalb der starren Fristen externe Expertise eingeholt 
und dem Verfasser des gemeldeten Inhalts Gelegenheit zur Stellungnahme zu der 
Beschwerde gegeben werden kann. Hierzu zweierlei: Einerseits wird der 
Diensteanbieter nach dem Gesetz zu einer solchen (teuren) Aufklärung nicht 
verpflichtet. Aus betriebswirtschaftlicher Sicht besteht somit der Anreiz, 
beanstandete Inhalte ohne weitere Nachforschungen zu sperren. Andererseits ist es 
dem Diensteanbieter aber auch kaum zumutbar, in jedem Fall eine vollständige 
Sachverhaltsermittlung durchzuführen und externe Expertise einzuholen. Mit einer 
solchen Pflicht wird letztlich eine Kenntnisverschaffungspflicht statuiert,? die mit 
geltendem Europarecht nicht in Einklang zu bringen ist.” Insofern dürfen an den Inhalt 
der Beanstandung keine geringen Anforderungen gestellt werden. 


Die Vorgabe einer starren 24-Stunden Fristen ist schon nicht erforderlich, da bereits 
nach geltendem Recht die Verpflichtung besteht, rechtswidrige Inhalte nach 
Meldung “unverzüglich”, d.h. ohne schuldhaftes Zögern (vgl. 8 121 BGB) zu sperren. 
Darüber hinaus widerspricht eine Sperrfrist von 24 Stunden den Vorgaben von Art. 14 
der E-Commerce-Richtlinie 2000/31/EG und ist insofern europarechtswidrig. 
Europarechtlich ist vorgegeben, dass Hosting-Provider, also auch soziale Netzwerke 
gemäß 8 1 NetzDG ab Kenntnis von rechtswidrigen Inhalten “unverzüglich” tätig 
werden müssen, um diese zu sperren. Das Kriterium der “Unverzüglichkeit” wird seit 
Jahren in der Praxis von den Gerichten sachgerecht und flexibel unter Beachtung des 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes angewandt. Je offensichtlicher und krasser eine 
Rechtsverletzung ist, desto weniger Zeit wird den Hosting-Providern gegeben, die 
Beschwerde zu prüfen. 


1! BGH GRUR 2011, 152 — Kinderhochstühle im Internet: Diensteanbieter seien insbesondere nicht 
verpflichtet, „komplizierte Beurteilungen im Einzelfall durchzuführen, ob ein als rechtsverletzend 
beanstandetes Angebot ein Schutzrecht tatsächlich verletzt oder sich als wettbewerbswidrig 
erweist. Dies würde ansonsten die Hinzuziehung eines mit der Materie vertrauten Juristen 
erfordern, was [...] nicht zuzumuten ist.“ 

2 Vgl. auch BGH NJW 2012, 148, 150 - Blogeintrag. 

3 Nach Art. 14 der E-Commerce-Richtlinie 2000/31/EG ist der Anbieter zum Tätigwerden nur 
verpflichtet, wenn er die tatsächliche, positive menschliche Kenntnis erlangt hat, dass ein 
konkreter Inhalt auf seiner Plattform rechtswidrig ist. Die Ermittlung des Sachverhalts durch 
Stellungnahmeverfahren und Einholung von externer Expertise geht über die europarechtlich 
zulässige Inpflichtnahme eines Hosting-Dienstes hinaus; vgl. zu dem vergleichbaren Problem mit 
dem sog. Stellungnahmeverfahren des BGHs, AfP 2012, 50: Nolte/VVimmers, GRUR 2014, 16. 
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Auch steht die 7-Tagesfrist nicht in Einklang mit dem von der Rechtsprechung des 
BGHs entwickelten Stellungnahmeverfahren‘. Dieses ist binnen 7 Tagen nicht 


einzuhalten. In der Praxis stellt sich das Stellungnahmeverfahren im Übrigen als 


langvvierig, administrativ aufwändig und nicht als zielführend dar. 


D. Fragen zu Novellierungsentwürfen (GBRH, NetzDGÄndG) 


1. GBRH-Neuregelung 


30. Wird nach Ihrer Einschätzung angesichts der zu erwartenden weiten 
Definition beschwerderelevanter Inhalte in 8 1 Abs. 4 NetzDG-E und der 
BKA-Meldepflicht nach 8 3a NetzDG-E künftig an der bisherigen Praxis einer auf 
der 1. Stufe vorrangig erfolgenden AGB-Prüfung und einer ggf. erst 
nachgelagerten NetzDG-StGB-Prüfung auf der 2. Stufe festgehalten werden 
können? 


Google unterstützt nachdrücklich das Ziel des Gesetzesentwurfs, Hass und Hetze im 
Internet wirksam zu bekämpfen. Allerdings haben wir erhebliche Zweifel an der 
Ausgestaltung und der Rechtmäßigkeit des 83a NetzDG-E. Google erwägt daher 
prüfen zu lassen, ob ein derartiger Anspruch auf transnationale Datenausleitung 
gegenüber der Google Ireland Ltd. überhaupt besteht. 


Bzgl. 81 Abs. 4 NetzDG-E verweist YouTube auf die erheblichen Anstrengungen, die 
unternommen wurden, um die NetzDG-Meldewege einzuführen, die eine klare 
Methode bieten, Verstöße gegen das deutsche Recht nach dem NetzDG zu melden, 
während die Nutzer gleichzeitig in der Lage sind, Verstöße gegen die 
Community-Richtliniien in großem Umfang schnell zu melden. Mit der 
Auswahlmöglichkeit einer zusätzlichen NetzDG Prüfung im Rahmen des Flaggings 
wird den Nutzern hinreichend deutlich gemacht, welche Meldemöglichkeiten ihnen 
zur Verfügung stehen. 


* Vgl. BGH NJW 2012, 148 - Blogeintrag; das vom BGH vorgesehene Verfahren sieht folgende 
Schritte vor: 1. Der Diensteanbieter muss eine hinreichend substantiierte Beschwerde über eine 
mutmaßliche Rechtsverletzung an den Inhalteersteller zwecks Einholung einer Stellungnahme 
weiterleiten, eine unsubstantiierte Beschwere hingegen nicht. 2. Bleibt eine (substantiierte) 
Stellungnahme innerhalb einer angemessenen Frist aus, ist von der Berechtigung der Beschwerde 
auszugehen und der Inhalt zu löschen. 3. Eine substantiierte Stellungnahme hat der 
Diensteanbieter an den Beschwerdeführer weiterzuleiten und ggf. Nachweise zu verlangen, aus 
denen sich die behauptete Rechtsverletzung ergibt. 4. Bleibt eine Stellungnahme seitens des 
Beschwerdeführers aus, ist eine weitere Prüfung nicht veranlasst. 5. Der Diensteanbieter hat auf 
der Grundlage der ihm vorliegenden Stellungnahmen unter Berücksichtig aller Interessen die 
Rechtmäßigkeit des Inhalts zu prüfen; ergibt die Prüfung eine Verletzung des 
Persönlichkeitsrechts, ist der Inhalt zu löschen. 
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Aus heutiger Sicht besteht daher kein Anlass, die derzeit durchgeführte 
Prüfungsreihenfolge (zunachst Community Richtlinien, dann NetzDG-StGB Prüfung) 
zu ändern. Zumal dies auch zu Nachteilen für die Beschwerdeführer führen würde, 
denn deren Beschwerden würden ansonsten nur lokal aufgrund der deutschen 
NetzDG Bestimmungen abgeholfen werden (demgegenüber stünde eine weltweite 
Entfernung aufgrund der Community Richtlinien). 


31. Gibt es nach Ihrer Einschätzung (verfassung-)rechtliche Bedenken gegen 
die in 8 3a NetzDG-E vorgesehene Pflicht zur Meldung und Ausleitung von 
beschwerdegegenständlichen Inhalten und Nutzungsdaten an das 


Bundeskriminalamt? Falls ja, welche Bedenken sind dies und kann diesen 
Bedenken nach Ihrer Einschätzung in der Anwendungspraxis hinreichend 
Rechnung getragen werden? 


Der Versuch, gemeinsame Bemühungen der Bekämpfung von Hasskriminalität zu 
verbessern, ist aus Googles Sicht zu begrüßen. Gleichwohl hält Google Art und 
Ausmaß der beschlossenen Regelungen für äußerst problematisch. 


Eine ausführliche Stellungnahme der Google Ireland Ltd. an das Bundesministerium 
der Justiz und für Verbraucherschutz zum vorgeschlagenen Gesetz zur Bekämpfung 
des Rechtsextremismus und der Hasskriminalität (GBRH-E) finden Sie hier. 


Il. NetzDGAndG-Neuregelung 


32. Ist die Einführung eines Gegenvorstellungsverfahrens mit Schlichtung nach 
Ihren Erfahrungen und Einschätzungen als geeignet und erforderlich zu 
begrüßen oder ist sie zu kritisieren? 


Eine ausführliche Stellungnahme der Google Ireland Ltd. an das Bundesministerium 
der Justiz und für Verbraucherschutz zum vorgeschlagenen Gesetz zur Änderung 
des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes (NetzDGÄndG-E) finden Sie hier. 
Hervorzuheben daraus ist vor allem Folgendes: 


Die geplanten Regelungen des $ 3b NetzDGAndG (Gegenvorstellung) sowie des $ 3 
Abs. 2 Nr. 1a RefE (Informierung des einstellenden Nutzers über eingegangene 
Beschwerden) lassen etwas ganz Wesentliches außer Acht: das mit ihnen 
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verbundene Missbrauchspotenzial. Damit läuft die Regelung des 8 3b RefE dem 
Gesetzeszweck des NetzDG zuwider. 


a) Die bestehenden Meldesysteme werden bereits jetzt vielfach genutzt, um 
rechtmäßige Inhalte als rechtsverletzend zu melden. Dahinter steckt etwa der 
Versuch von Beschwerdeführern, ihnen missfallende Meinungen oder Inhalte zu 
unterdrücken. Betroffen sind häufig Inhalte von Journalisten, Musikern und von 
staatlichen Behörden (wie beispielsweise der Bundeskanzlerin, der Polizei oder eines 
Ministeriums). In dem Dienst YouTube etwa wurden Reden Angela Merkels zum 
Thema Integration ebenso wie kritische, aber zulässige Videos des Satirikers Jan 
Böhmermann zu rechtsextremen Netzwerken mehrfach wegen angeblicher 
Hassrede, Gewalt, Spam, Verleumdung und Beleidigung gemeldet. Das am 
häufigsten unter NetzDG gemeldete Video (Kategorie: Pornographie) ist ein 
Musikvideo einer deutschen Webvideoproduzentin und Sängerin, die sich mit 
Themen wie Lifestyle und Sexualität beschäftigt. Bedenklich ist dabei auch, dass das 
Gesetz nicht einmal Mindestanforderungen an die Begründung einer 
Gegenvorstellung stellt. 


Gerade Inhalte, die Gegenstand breiter gesellschaftlicher Debatten sind, werden 
mitunter von mehreren tausend Nutzern an einem Tag gemeldet. Allein die 
Umsetzung der Informationspflicht gemäß $ 3 Abs. 2 Nr. 1a NetzDGÄndG würde dazu 


führen, dass die betroffenen Nutzer ggf. tausende von Nachrichten pro Tag erhalten 
- mit der Folge, dass ihr E-Mail-Konto das Datenvolumen nicht bewältigen könnte. 


Haben die Nutzer ihr E-Mail-Konto gerade aufgeräumt, droht als nächstes der 
Eingang massenhafter Gegenvorstellungen, mit denen sie sich auseinanderzusetzen 
haben. Man stelle sich z.B. vor, rechtsextreme Gruppen treffen die Verabredung, 
einen bestimmten Inhalt zunächst massenhaft zu melden und sodann gegen die 
Zurückweisungen ihrer Beschwerden Gegenvorstellungen einzureichen - dann 
erhielte der Inhalte einstellende Nutzer zunächst tausende von Mitteilungen gemäß 8 
3 Abs. 2 Nr. 1a NetzDGÄndG und hunderte von Gegenvorstellungen gemäß 8 3b 
NetzDGÄndG, die ggf. sogar beleidigenden Inhalt haben. 


Nach dem Gesetzesentwurf muss der Nutzer sodann auf alle Gegenvorstellungen 
reagieren, um seinen rechtmäßigen Inhalt zu verteidigen. Die geplanten Regelungen 
des $ 3b NetzDGÄndG sowie des $ 3 Abs. 2 Nr. 1a NetzDGÄndG bergen daher ganz 
erhebliche Risiken für Meinungsäußerungsfreiheit und Meinungspluralismus: Wer 
einmal dutzende, hunderte oder gar tausende von Nachrichten über (unbegründete) 
Beschwerden und Gegenvorstellungen von Fremden in seinem Postfach hatte, die 
Drohungen, vulgäre Sprache, Beleidigungen und vieles mehr beinhalten können, wird 
sich vielleicht in Zukunft nicht mehr öffentlich äußern, um diese E-Mail Flut zu 
vermeiden. 
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Kritisch ist aber auch der umgekehrte Fall: Ist eine Beschwerde begründet, weil der 
gemeldete Inhalt strafrechtlich relevant ist, soll der Uploader als Täter gemäß 8 3b 
RefE nun die Möglichkeit haben, den Beschwerdeführer in einer Gegenvorstellung 
womöglich weiter zu 5 beleidigen, jedenfalls aber zu einem Tätigwerden zu zwingen, 
wenn dieser seine Beschwerde verteidigen möchte. Selbst bei Anonymisierung der 
personenbezogenen Daten des Beschwerdeführers kann eine vollständige 
Anonymität nicht gewährleistet werden. Der Beschwerdeführer läuft daher Gefahr, 
dass er womöglich vom Täter identifiziert werden kann. Auf diese Weise werden 
Beschwerdeführer, die berechtigte Beschwerden einreichen, womöglich 
abgeschreckt, in Zukunft weitere Beanstandungen abzugeben. 


b) Da eine vollständige Anonymität nicht gewährleistet werden kann, besteht weiter 
das Risiko von Doxxing-Attacken. Den Initiatoren solcher Attacken geht es in erster 
Linie darum, den Schutz der Privatsphäre anderer zu verletzen und möglichst viele 
personenbezogene und vertrauliche Daten öffentlich zu machen. Man stelle sich also 
weiter vor, extremistische Gruppierungen tun sich zusammen, um ihre Opfer so im 
Netz vorzuführen und angreifbar zu machen. Auch solche Fragen des Opferschutzes 
scheinen nicht bedacht worden zu sein. 


c) Es besteht damit das Risiko, dass Nutzer, die rechtmäßige Inhalte einstellen, 
eingeschüchtert und möglicherweise von der Ausübung ihrer 
Meinungsäußerungsfreiheit abgehalten werden (u.a. durch das Spammen ihrer 
Kommunikationskanäle und durch das zuvor beschriebene Missbrauchspotential). Im 
Ergebnis bestraft das vorgesehene Gegenvorstellungsverfahren daher gerade 
diejenigen, die rechtmäßigen Gebrauch von ihrer Meinungsäußerungsfreiheit oder 
aber begründeten Gebrauch von den bestehenden Meldesystemen machen, 
während es denjenigen in die Hände spielt, die das Gegenteil tun, und die gerade der 
Grund für das NetzDG waren. 


33. Sind die eingeführten Sonderregelungen für Video-Sharing-Dienste 
gegenüber sonstigen Sozialen Netzwerken mit Blick auf die Anwendungspraxis 
Ihrer Einschätzung nach gerechtfertigt? 


Mit dem im NetzDGÄndG vorgeschlagenen $ 3e wird in Absatz 3 zumindest für 
Videosharingplattform Dienste wie YouTube eingeräumt, dass das 
Herkunftslandprinzip nach Art. 3 Abs. 2 ECRL anzuwenden ist mit der Folge, dass für 
Diensteanbieter mit Sitzland in einem anderen EU-Mitgliedstaat im harmonisierten 
Bereich der AVMD-RL das NetzDG nicht generell gilt. Insoweit wird nunmehr 
ausdrücklich geregelt, dass eine Pauschalgeltung des NetzDG nach dem 
sogenannten „Marktortprinzip“ gerade nicht auf die Ausnahme des Art. 3 Abs. 4 ECRL 
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gestützt vverden kann. Vielmehr erfolgt hiernach die Anvvendung gemaB der 
Ausnahme nach Art. 3 Abs. 4 und 5 ECRL unionsrechtskonform nur im Einzelfall unter 
den Voraussetzungen und Pflichten der Unterrichtung gegenüber der 
EU-Kommission, wenn eine Anordnung des BfJ vorliegt. In der Begründung des 
Entwurfs wird insoweit einerseits zutreffend Bezug genommen auf Art. 28a Abs. 5 
AVMD-RL (RefE, S. 32), der auf die Geltung des Herkunftslandprinzips nach Art. 3 
ECRL verweist; andererseits aber weiterhin nicht zutreffend behauptet, 8 3 Abs. 4 
ECRL würde in Form von „Compliance-Pflichten“ hiervon eine generelle Ausnahme 
erlauben (RefE, S. 18). 


Es ist nicht nachvollziehbar, warum das BMJV das Herkunftslandprinzip nach Art. 3 
Abs. 2 ECRL und seine engen Einzelfall- Ausnahmen nach Art. 3 Abs. 4 ECRL nunmehr 
nur bei Videosharingplattform-Diensten und zwar nur bezogen auf die in 8 3e Abs. 2 
S. 2 NetzDGÄndG genannten, AVMD-RL-harmonisierten Inhalte beachtet. Art. 28a 
Abs. 5 AVMD-RL erstreckt für Videosharingplattform-Dienste zwar die Geltung 
ausdrücklich auf das Herkunftslandprinzip nach Art. 3 ECRL. Es ist aber deutlich 
darauf hinzuweisen, dass das Herkunftslandprinzip ohnehin bereits für alle Sozialen 
Netzwerke unmittelbar und umfassend gilt. Denn Soziale Netzwerke sind „Dienste 
der Informationsgesellschaft“ im Sinne von Art. 2 a) ECRL und fallen - auch nach 
Auffassung der Bundesregierung - in den koordinierten Bereich. Auch die deutsche 
Umsetzung des Herkunftslandprinzips in $ 3 Abs. 5 TMG gilt unterschiedslos für alle 


sozialen Netzwerke und nicht nur für Videosharingplattform-Dienste. 


Daher ist es unionsrechtlich zwingend, dass sich die Bundesregierung 
widerspruchsfrei für alle sozialen Netzwerke zu dem seit langem im Unionsrecht 
verankerten Herkunftslandprinzip als Grundpfeiler und Kernprinzip für einen starken 
und für Diensteanbieter rechtssicheren Wirtschaftsstandort der Europäischen Union 
bekennt und die Vorgaben des Art. 3 Abs. 2 ECRL einschließlich der 
Einzelfall-Ausnahmen konsistent beachtet. Das Herkunftslandprinzip des Art. 3 ECRL 
gilt nicht nur wegen der Verweisung in Art. 28a Abs. 5 AVMD-RL für 
Videosharingplattform-Dienste, sondern generell für alle sozialen Netzwerke und 
auch außerhalb von nach der AVMD-RL harmonisierten Inhalten. Daher bedarf es für 
alle sozialen Netzwerke eine richtlinienkonforme Anwendung des Art. 3 Abs. 4 ECRL 
(bzw. 8 3 Abs. 5 TMG). 


Vor diesem Hintergrund muss bereits in der allgemeinen Geltungsbereichsnorm des 
$ 1 NetzDG klargestellt werden, dass bei „Sozialen Netzwerken, bei denen gemäß $ 2a 
TMG-E ein anderer Mitgliedstaat als die Bundesrepublik Deutschland Sitzland ist oder 
als Sitzland gilt, die Vorschriften des NetzDG nur auf der Grundlage und im Umfang 
einer Anordnung nach 8 4a Abs. 2 Anwendung finden, soweit die Voraussetzungen 
des 8 3 Abs. 5 des TMG erfüllt sind. 
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Mit Blick auf die Anwendungspraxis ist festzuhalten, dass Dienste, die sowohl als 
soziales Netzwerk als auch als Video-Sharing-Plattform gelten, unterschiedlichen 
Verpflichtungen unterliegen, je nachdem ob es sich um Textinhalte oder audiovisuelle 
Inhalte handelt. Nicht nur, dass dies zu großen Herausforderungen bei der 


Umsetzung führt (z. B. müssen Meldeprozesse unterschiedlich implementiert und 
Richtlinien anders ausgestaltet werden), die Anbieter müssen gleichzeitig auch die 
gesamte NetzDG-Infrastruktur bereithalten, so dass zumindest 
Video-Sharing-Plattformen mit Sitz im EU-Ausland doppelt belastet sind. 


Ill. Alternative NetzDG-Reformvorschläge 


34. Gibt es alternative Novellierungsoptionen, welche nach Ihrer Einschätzung 
der Anwendungspraxis und den Anforderungen an eine effektive Compliance 
aber auch mit Blick auf Verfassungs- und Europarecht besser hätten Rechnung 
tragen können als das GBRH und das NetzDGAndG? 

Mit dem Ziel der Ermöglichung effektiver Strafverfolgung der Hasskriminalität im 
Online-Bereich hat sich Google gemeinsam mit der Zentral- und Ansprechstelle 
Cybercrime (ZAC) in Nordrhein-Westfalen über mögliche praxisnahe Verfahren 
ausgetauscht, die rechtsstaatlichen Grundsätzen gerecht werden würden. 


Es herrschte auch hier Einigkeit darüber, dass eine Fokussierung auf bestimmte, 
besonders demokratieschädliche Tatbestände erfolgen müsse, so z. B. auf 88 86, 86a 
und 130 StGB. Die in 8 3a NetzDG-E erfassten Straftatbestande sind zu weitreichend 
bzw. bereits anderweitig Teil einer Zusammenarbeit mit Strafverfolgungsbehörden 
(Zusammenarbeit mit NCMEC im Bereich der sexuellen Missbrauchsdarstellungen 
von Kindern). Ohne eine Einschränkung der Straftatbestände droht ein Kollaps der 


Strafverfolgung, insbesondere bei den Staatsanwaltschaften mit der Folge 
gesellschaftlich unerwünschter Konsequenzen. 


Da sich manche Erscheinungsformen des Rechtsextremismus und der 
Hasskriminalität neben der analogen Welt auch im Internet abspielen, müssen Justiz 
und Strafverfolgung dort ebenfalls präsent sein. Die Erstattung einer Strafanzeige 
online muss erleichtert werden, z.B. durch die Entwicklung einer Musteranzeige, die 
digital von Bürgern für individuelle Strafanzeigen genutzt werden kann, die dann 
wiederum von Seiten der mit der Strafverfolgung befassten Behörden bearbeitet und 
weiterverfolgt werden können. 


Es gibt unterschiedliche Möglichkeiten, die dazu beitragen könnten, Verfolgung von 
online begangenen Straftaten durch die Staatsanwaltschaften zu verbessern. So 
könnten Diensteanbieter beispielsweise Beschwerdeführer und Betroffene von 
Hasskriminalität auf die Möglichkeit der Erstattung einer Online-Strafanzeige bei den 
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zustàndigen Stellen hinweisen und diese mit weiteren hilfreichen Informationen zur 
Substantiierung einer Anzeige unterstützen. Alternativ, bei Feststellung einer 
möglichen Strafbarkeit nach 88 86, 86a und 130 StGB, könnten die Diensteanbieter 
die Staatsanwaltschaften oder das BKA unterstützen, selbst eine Sicherung öffentlich 
zugänglicher Inhalte noch vor deren Entfernung vorzunehmen. Eine Beauskunftung 
über den Weg der Rechtshilfe, der für bereits entfernte Inhalte eingeschlagen 
werden müsste, wäre damit nicht nötig. Im Gegensatz zum mittlerweile 
verabschiedeten Gesetzentwurf würden IP-Adressen und Portnummern an dieser 
Stelle ebenfalls noch nicht beauskunftet werden, so dass das derzeit geltende 
Doppeltürmodel beibehalten werden könnte. Ein solches Verfahren wäre sehr viel 
weniger grundrechtseinschränkend, aber gleichwohl effizient. 


Stellt die Staatsanwaltschaft oder das BKA bei Überprüfung der durch den 


Beschwerdeführer oder den Betroffenen erstatteten Strafanzeige einen 
Anfangsverdacht für das Vorliegen einer Straftat fest, können nutzerbezogene 
Informationen über ein formelles Auskunftsersuchen durch die 
Strafverfolgungsbehörden bei den Diensteanbietern erfragt werden. Google z.B. hält 
dafür die zuvor beschriebene Plattform “LERS” vor, welche in Zusammenarbeit mit 
dem BKA und Vertretern von LKAs in Deutschland eingeführt wurde und zu einer 
erheblichen Beschleunigung der Beauskunftung geführt hat. 


35. Falls die vorherige Frage bejaht wird, welche alternativen 
Novellierungsoptionen für das NetzDG sind nach Ihrer Einschätzung besonders 
wichtig und sollten in der weiteren Evaluation und Rechtsfortentwicklung 
berücksichtigt werden? 


S. Antwort Frage 34. 
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A. Erläuternder Hinweis zur Beantwortung der Fragen 


Die Befragung im Rahmen der qualitativen Studie erfolgt ohne formelle Vorgaben 
hinsichtlich des Umfangs und der Ausgestaltung der Antworten. Darüber hinaus können 
auch einzelne Fragen unbeantwortet belassen oder nur teilweise beantwortet werden, 
sofern eine Beantwortung z.B. mit Rücksicht auf laufende Gerichtsverfahren oder aus 
sonstigen Gründen nicht möglich erscheint. 


B. Allg. Fragen zum NetzDG aktueller Fassung 


1. Hat Ihr Soziales Netzwerk mit Inkrafttreten des NetzDG Strukturen und Verfahren 
zu Nutzerbeschwerden, die inhaltliche Prüfung und/oder Löschungen/Sperrungen 


gegenüber der vormaligen Anwendungspraxis verändert bzw. angepasst? Falls ja, 
was waren die wichtigsten Veränderungen? 


Twitter hat die Prüfung von Inhalten und deren Löschung/Sperrungen angepasst. Die 
wichtigsten Änderungen sind: 

a) die Anpassung des Meldeweges für Nutzerinnen, die aus Deutschland melden (über die 
App oder das Formular auf dem Desktop, das sowohl registrierte als auch nicht registrierte 
Nutzerinnen nutzen können), um NetzDG-Meldung in den bestehenden Meldeweg zu 
integrieren, 

b) unsere Prüfer auszubilden und zu schulen, damit sie über das entsprechende Wissen 
verfügen, wie sie das NetzDG bzw. die unter das NetzDG fallenden StG-Paragraphen auf 
die von ihnen geprüften Meldungen anwenden. 

c) Anpassung der Handhabung und Bearbeitung von Meldungen aus Deutschland: Jede 
NetzDG-Beschwerde, die bei uns eingeht, wird zunächst nach den AGBs und/oder Regeln 
von Twitter geprüft. Jeglicher Inhalt, von dem wir feststellen, dass er gegen die AGB 
und/oder Regeln von Twitter verstößt, wird vollständig aus dem Dienst entfernt. 
Verbleibende Inhalte werden dann unter NetzDG bewertet. Inhalte, bei denen wir 
feststellen. dass sie gegen das NetzDG verstoßen, werden in Deutschland auf der 
Grundlage des lokalen Rechts Zurückgehalten. 

d) Interne Eskalationspfade für unklare Fälle 

Twitter veröffentlicht Informationen über Meldungen, die in der Folge zu zurückgehaltenen 
Inhalten in einem Land führen, in Lumen, das als öffentliches Repository für Anfragen zur 
Entfernung von Inhalten, auch für NetzDG-Beschwerden, dient Diese Informationen 
können in der Lumen-Datenbank gefunden werden, indem man nach dem Begriff "Request 
to Twitter from Germany Based on Local Laws (NetzDG)" sucht. 


2. Hat die Einführung des NetzDG nach Ihren Erkenntnissen und Ihrer Einschätzung 
dazu geführt, dass mehr strafbare/rechtswidrige Inhalte i.S.d. 8 1 Abs. 3 NetzDG 


gelöscht/gesperrt werden als vor Inkrafttreten des NetzDG? 
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Die Einführung der NEA-Verordnung führte zu einer verstárkten Sperrung von Inhalten, die 
in Deutschland als illegal definiert werden und die nicht unter unsere 
Nutzungsbedingungen, aber unter die in $ 1(3) NEA definierten Abschnitte fallen. 

Für den Zeitraum Juli - Dezember 2019 lag der Anteil von den in Deutschland geschlöscht 
bzw. gesperrten Inhalte die unter dem NetzDG Meldeweg eingegangen sind und von 
Twitter auf Basis der NetzDG Verstöße zurück gehalten wurden bei knapp 25%. 

Von allen aus Deutschland gemeldeten Inhalten wurden in im Jahr 2019 ca. 4% auf der 
Basis von NetzDG-Verstößen zurückgehalten (zur Erläuterung: dabei sind die Löschungen 
und Sperrungen auf Basis unserer AGBs und Regeln herausgerechnet). 


3. Würden Sie der zur Begründung der Notwendigkeit des NetzDG rechtspolitisch 
vorgetragenen Behauptung zustimmen, dass es vor Juni 2017 viele Fälle gab, in 
denen nach einer Beschwerde strafbare Inhalte nicht gelöscht worden sind? 


Auf der Grundlage unserer Richtlinie zu zurückgehaltenen Inhalten ("C İ | 
Content", CWC) bietet Twitter die Möglichkeit, Anträge auf Entfernung von Inhalten zu 
stellen, die nicht unter unsere AGBs und Regeln, sondern unter örtliches Recht fallen. 
Strafverfolgungsbehörden, Regierungsinstitutionen oder Dritte, die einen rechtsgültigen 
Antrag stellen möchten und die Entfernung potenziell illegaler Inhalte oder Konten von 
Twitter wünschen, können uns entsprechende über ein dezidiertes Formular Fälle 
zusenden. Dies war auch aus Deutschland möglich, bevor das NetzDG eingeführt wurde. 
In unserem Twitter-Transparenzbericht legen wir die Anzahl der Fälle offen, in denen ein 
Antrag auf Entfernung aufgrund lokaler Gesetze gestellt wurde. Hier ist der direkte Link 
zum Twitter-Transparenzbericht, in dem die Zahlen aus dem ersten Halbjahr 2017 
offengelegt werden, einschließlich der Zahl der Anträge aus Deutschland zur Sperrung von 
Inhalten und der “Aktionsrate” (d.h. die Anzahl der Fälle in welchen dem Antrag 
stattgegeben wurde). 


4. Sofern Ihr Unternehmen den Hauptsitz in einem anderen EU-Mitgliedstaat hat — 
sehen Sie die gesetzlichen Vorgaben des NetzDG trotz des Herkunftslandprinzips 
(Art. 3 E-Commerce-RL) als rechtsverbindlich an oder berücksichtigen Sie die 
NetzDG-Vorgaben nur freiwillig aufgrund anderer - z.B. unternehmenspolitischer — 
Zielstellungen? 


5. Im Zusammenhang mit der Einführung des NetzDG wurde zum Teil Kritik eines 
hierdurch beförderten „Overblockings“ in dem Sinne geäußert, dass aufgrund der 
massiven Bußgelddrohung (8 4 NetzDG) Soziale Netzwerke Inhalte im Zweifel auch 
dann löschen könnten, wenn diese noch nicht strafbar, sondern noch von der 
Meinungsäußerungsfreiheit umfasst sind. Gibt es Erkenntnisse, ob die 
Anwendungspraxis zu einem Overblocking in diesem Sinne geführt hat? Sind 
Einschätzungen hierzu angesichts der vorrangigen Prüfung von AGB-Verstößen und 
bereits daraufhin erfolgenden Löschungen überhaupt möglich? 
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Twitter veröffentlicht Informationen über gemeldete Inhalte, die auf der Basis lokaler 
Gesetze zurückgehalten werden in die Lumen Datenbank. Lumen dient als öffentliches 
Repository für Anfragen zur Entfernung von Inhalten, auch für NetzDG-Beschwerden. 
Diese Informationen können in der Lumen-Datenbank gefunden werden, indem man nach 
dem Begriff "Request to Twitter from Germany Based on Local Laws (NetzDG)" sucht. 

Wir möchten Forscherinnen und Forscher ermutigen, in der Datenbank zu recherchieren, 
um die Frage nach einem Overblocking von Fall zu Fall zu überprüfen. 


6. Nach der Begründung des NetzDG sind Zielstellungen des Gesetzes auch, einer 
„Verrohung der Debattenkultur“ entgegenzuwirken sowie die Bekämpfung von 
„strafbaren Falschnachrichten“ (Fake News). Hat nach Ihren Erfahrungen der 
Anwendungspraxis das NetzDG zu einer signifikanten Veränderung in Ihrem 
Sozialen Netzwerk in den beiden genannten Bereichen beigetragen? 


Twitter setzt sich dafür ein, einen respektvollen Umgang in den Debatten auf unserer 
Plattform zu verbessern. Wir sind davon überzeugt, dass unser zukünftiger Erfolg auch 
davon abhängen wird, ob wir dazu beitragen, konstruktive Debatten, Gespräche und 
kritisches Denken zu fördern. Umgekehrt verhindern missbräuchliches Verhalten und 
Manipulation der Plattform durch automatisierte oder künstlich amplifizierte Reichweite 
dieses Ziel. Wir wollen jedoch eine Umgebung fördern, die tatsächlich zu einem gesunden 
und konstruktiven Diskurs anregt. 


Unsere Priorität liegt daher Jahren darin, eine sichere Umgebung auf Twitter zu schaffen, 
qualitativ hochwertige Informationen sichtbar zu machen und Mißstände wie 
missbräuchliches Verhalten, Spam und Automatisierung zu verhindern, wie hier öffentlich 
angekündigt. Zu diesem Zweck haben wir unsere Richtlinien und Regeln erweitert, deren 
Durchsetzung verschärft, in neue Technologie investiert, granularere Produkte und 
Funktionen eingeführt und sind bei der Kommunikation von Aktionen und Entscheidungen 
mit unseren Benutzern transparenter geworden. 

Inzwischen entdecken wir weltweit mit unserer Technologie proaktiv über 50 Prozent der 
missbräuchlichen Inhalte die wir prüfen. Das entspricht einer Steigerung um 30 Prozent 
gegenüber dem Jahr zuvor. Dadurch verringert sich die Belastung für den Einzelnen, uns 
Inhalte melden zu müssen. 

Wir haben unsere Bemühungen verstärkt, die Integrität von Debatten im Zusammenhang 
mit Wahlen zu schützen und die Sichtbarkeit missbräuchlicher Inhalte auf Twitter zu 
begrenzen, was zu einem Rückgang der Meldungen über Tweets, die gegen unsere 
Nutzungsbedingungen verstoßen um rund 30 Prozent geführt hat,. 

Erhöhte Aufdeckung: Dank neuer Möglichkeit durch Fortschritte in der Technologie können 
wir einen Anstieg um 45% bei Konten verzeichnet, die nach einer Accountsperrung für die 
Einrichtung neuer Konten gesperrt wurden. 

Wir haben also viel daran gearbeitet, hasserfüllte Inhalte und deren künstliche Verbreitung 
weltweit zu bekämpfen - unabhängig vom NetzDG oder anderen lokalen Gesetzen. 
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7. Sind die gesetzlichen Bestimmungen des NetzDG in ihrer aktuellen Ausgestaltung 
nach Ihrer Einschätzung — auch über die Fragestellungen nach Ziff. 2-6 hinaus — 
geeignet, erforderlich und angemessen für die Regelung von Beschwerdeverfahren 
und Transparenz bei Sozialen Netzwerken? 


In Bezug auf die Transparenz: Wir, sowie andere soziale Netzwerke veröffentlichen bereits 
Transparenzberichte, die Auskunft darüber geben, wieviele Inhalte global nach den 
jeweiligen Richtlinien gemeldet und gegebenenfalls entfernt wurde. 


Ebenso veröffentlichen wir und andere soziale Netzwerke bereits Berichte, die darüber 
Auskunft geben, wie viele Inhalte global nach den jeweiligen Richtlinien automatisiert 
gemeldet und ggf. entfernt wurden. Die eingesetzten Verfahren können sich jedoch von 
Unternehmen zu Unternehmen unterscheiden, sodass die entsprechenden Berichte nicht 
zwangsweise vergleichbar sind. Die Funktionsweise dieser Verfahren kann jedenfalls nur 
insoweit beschrieben werden, wie Geschäftsgeheimnisse unberührt bleiben. 


Die automatisierte Erkennung von Inhalten bezieht sich allerdings nur auf die Einhaltung 
einzelner Richtlinien und insbesondere auf visuelle Inhalte; bei Äußerungen in Schriftform 
ist diese Methode seltener Fällen geeignet, hier führt eine automatische Anerkennung der 
Inhalte nicht zu einer automatischen Sperrung oder Löschung, sondern zunächst zu einer 
menschlichen Überprüfung. 


Bezüglich des Beschwerdeverfahrens . 

Fehlentscheidungen der sozialen Netzwerke können nicht ausgeschlossen werden, 
weshalb eine Stärkung der Nutzerrechte grundsätzlich zu begrüßen ist. Die Forderung 
nach einem Recht auf Gegenvorstellung ist dabei zunächst legitim und nachvollziehbar. 
Teilweise gibt es hierzu schon freiwillige Verfahren der sozialen Netzwerke. Insofern ist es 
zu begrüßen, dass diese nun auch im Gesetz verankert werden sollen. Wir halten es für 
richtig, dass NutzerInnen, dessen Inhalt (womöglich zu Unrecht) gelöscht wurde, die 
Möglichkeit haben sollte, Beschwerde gegen die Löschung einzureichen. 

Nun soll diese Möglichkeit aber auch der Beschwerdeführer bekommen, was, gerade in 
Anbetracht der Pflicht zur einzelfallbezogenen Begründung der 
Überprüfungsentscheidung, zu einem deutlich höheren Mehraufwand bei zweifelhaftem 
Nutzen führt. Es ist schon jetzt für den Beschwerdeführer möglich, sich an das Bundesamt 
für Justiz zu wenden, wenn er die Entscheidung des sozialen Netzwerks für falsch hält. 
Dies ist der ordnungsgemäße Prozess, hier sollten keine parallelen Kanäle entstehen. 
Grundsätzlich ist klarzustellen, dass das Gegenvorstellungsverfahren nur bei nach 
deutschem Strafrecht gelöschte Inhalte ausgelöst werden kann und nicht bei Inhalten, die 
nach den Community Standards der sozialen Netzwerke entfernt werden. Ebenso darf es 
keine grundsätzliche Pflicht geben, nach deutschem Strafrecht zu Unrecht gelöschte 
Inhalte wieder einzustellen, da diese Inhalte den Gemeinschaftsstandards widersprechen 
könnten und die Plattform somit in der Lage sein muss zu entscheiden, den Inhalt nach 
entsprechender Bewertung nicht wiederherzustellen. 


8. Findet aktuell zwischen den nach dem NetzDG verpflichteten Sozialen Netzwerken 
ein Austausch statt? Sofern dies nicht der Fall ist, wäre ein solcher Austausch auch 
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im Hinblick auf eine weitere Optimierung der Vergleichbarkeit von Berichtsangaben 
nach 8 2 NetzDG aus Ihrer Sicht sinnvoll? 


Twitter hatte bisher keinen formellen Austausch mit anderen sozialen Netzwerken die zur 
Einhaltung der NetzDG-Verpflichtungen erforderlich sind. 

Bei dem Bestreben, die Kompatibilität der Berichtsangaben zu optimieren und vergleichbar 
zu machen, sollte berücksichtigt werden, dass die Plattformen sich in Funktion und Größe 
unterscheiden. Aufgrund dieser Tatsache sollte bei weiteren Regelungsvorschlägen 
berücksichtigt werden, dass sowohl die Meldewege als auch die Berichte darüber 
zwischen den Plattformen unterschiedlich sein können. 


C. Fragen zu Angaben in Halbjahresberichten 


I. Angaben zur Anzahl eingegangener Beschwerden ($ 2 II Nr. 3) 


9. Werden bei Berichtsangaben zur Anzahl eingegangener Beschwerden ($ 2 II Nr. 3 
NetzDG) nur solche Beschwerden mitgezählt, die über ein bestimmtes 
NetzDG-Formular oder unter Berufung auf einen NetzDG-Verstoß eingehen? 


Alle Meldungen, die über das NetzDG-Meldeformular des Hilfe-Centres, den 
In-App-Meldeweg, über de-support@ E-Mail und andere Kanäle eingehen, finden Eingang 
in unsere Halbjahresberichte zum NetzDG. 


10. Werden bei Berichtsangaben zur Anzahl eingegangener Beschwerden ($ 2 II Nr. 3 
NetzDG) auch solche Beschwerden mitgezählt, die ohne konkrete 
Verstoßbegründung oder unter Berufung auf einen bloßen Verstoß gegen 


Community-Standards eingehen? 


Bei der Meldung im Rahmen der NetzDG-Meldewege sind die NutzeriInnen verpflichtet, 
unter einem bestimmten Paragraphen der StGB auszuwählen. Alle in diesem Formular und 
Workflow eingereichten Meldungen sind in den Berichten enthalten. 

Darüber hinaus werden auch andere Anfragen aus Deutschland außerhalb unserer 
offiziellen Berichtswege (z.B. physische Post oder Fax oder E-Mail) gezählt, die sich auf 
NetzDG beziehen oder auf Gesetze unter dem NetzDG verweisen (z.B. Verleumdung). 


11. Werden bei Berichtsangaben zur Anzahl eingegangener Beschwerden ($ 2 II Nr. 3 
NetzDG) auch solche Beschwerden im Bericht aufgenommen, die nach erfolgter 
Prüfung (nur) aufgrund der Community Standards gelöscht wurden? 


Wir stellen die Daten der Meldungen zur Verfügung die wir im Rahmen der 
NetzDG-Meldewege erhalten haben. Unter "Maßnahmen" verstehen wir hier (1) das 
Entfernen von Inhalten von Twitter, die unserer Ansicht nach gegen die 
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Twitter-Benutzungsbedingungen oder Twitter-Regeln verstoßen oder (2) das Zurückhalten 
von Inhalten in Deutschland, die unserer Meinung nach gegen das NetzDG verstoßen. 


12. Werden bei Berichtsangaben zur Anzahl eingegangener Beschwerden ($ 2 II Nr. 3 
NetzDG) auch solche Beschwerden mitgezählt, die formlos über einen anderen Weg 
als ein Beschwerdeformular (z.B. Email) eingehen? 


Jegliche Beschwerden, die über offizielle NetzDG-Kanäle oder eine andere Methode 
eingehen, die sich direkt oder indirekt auf das NetzDG beziehen, werden mitgezählt. 


13. Können ausschließlich bei Ihrem Sozialen Netzwerk registrierte NutzerInnen 
Beschwerden auf der Grundlage des NetzDG einreichen oder auch nicht registrierte 
Nutzerinnen? 


Sowohl registrierte als auch nicht registrierte Nutzerinnen können Beschwerde auf der 
Grundlage des NetzDG einreichen. 

NutzerInnen können über ein Dropdown-Menü direkt im Tweet berichten, auch wenn sie 
kein Konto haben oder nicht in ihr Konto eingeloggt sind. Dazu müssen die NutzerInnen 
auf den Pfeil in der oberen rechten Ecke des Tweets klicken und die Option "Tweet 
melden" wählen. Dies führt den Nutzerlnnen zu der Option, diesen Inhalt unter NEA zu 
melden. 

Zusätzlich können NutzerInnen Inhalte unter dem NetzDG über ein Formular in unserem 
Twitter-Hilfecenter melden. 

Dieses Formular steht unter https://help.twitter.com/forms/netzwerkdurchsetzungsgesetz 
und bei der Suche nach "Netzwerkdurchsetzungsgesetz" in der Suchleiste des 
Hilfszentrums zur Verfügung. 

In unserem Halbjahresbericht macht wir dazu detaillierte Angaben und bebildern die 
jeweiligen Meldewege mit screenshots. 


14. Können NutzerInnen im Rahmen eines Beschwerdevorgangs (z.B. Formular) nur 
einen Inhalt melden oder können in einer Beschwerde auch mehrere Inhalte 
gemeldet werden? 


Nutzerinnen können entweder einen bestimmten Tweet, ein ganzes Konto oder ein 
Element des Kontos (wie z.B. den Avatar/ die Biografie /anderes Profilelemente) melden. 


15. Können auch NutzerInnen mit Sitz in anderen Staaten als Deutschland eine 
NetzDG-Beschwerde einreichen und wird diese ggf. bei den Berichtsangaben zur 
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Anzahl eingegangener Beschwerden (8 2 II Nr. 3 NetzDG) berücksichtigt? Falls ja, 
gibt es Erkenntnisse, welchen Anteil Beschwerden ausländischer Nutzerlnnen an 
der Gesamtzahl aller Beschwerden bilden? 


Nutzerinnen können nur dann einen Bericht unter dem NetzDG-Meldeweg einreichen, 
wenn sie sich in Deutschland befinden. NutzerInnen von außerhalb Deutschlands haben 
keinen Zugang zu NetzDG-Meldewegen. 


16. Ist der Beschwerdeweg für Beschwerdestellen anders ausgestaltet als für 
normale Nutzer? Gibt es z.B. direktere Kommunikationswege für Beschwerdestellen 
zu verantwortlichen Prüfpersonen? 


Beschwerdestellen können den üblichen Meldeweg verwenden und "Beschwerdestellen" 
ankreuzen. 


Wir haben jedoch auch offizielle Kommunikationskanäle für Strafverfolgungsbehörden und 


Beschwerdestellen, und sie können diese Kanäle auch für Berichte im Rahmen des 
NetzDG nutzen. 


17. Bei Vergleich der jeweils halbjährlichen Berichtszahlen sind Schwankungen der 
Beschwerdezahlen zu beobachten (z.B. ein erheblicher Anstieg von 
Beschwerdezahlen im Vergleich zum vorherigen Berichtszeitraum). Worauf sind 
nach Ihren Erfahrungen und Erkenntnissen solche Schwankungen zurückzuführen? 


Spezifische Ereignisse in Deutschland (z.B. der Anschlag in Halle, Kommunalwahlen, 
Landtagswahlen, der Eurovision Song Contest usw.) aber auch spezifische Ereignisse im 
Ausland (z.B. Anschlag in Christchurch) haben einen starken Einfluss auf die Zahl der 
eingegangenen Meldungen/ Beschwerden. Ebenso gibt zeitweise einige wenige Accounts 
die sehr viele Inhalte melden. 

Das Volumen kann auch zunehmen, wenn es öffentliche (oder politische) Debatten über 
streitbare oder sensible Themen gibt, die Inhalte generieren, die mit einer höheren 
Wahrscheinlichkeit unter das NetzDG fallen. 


II. Angaben zu Anzahl der Beschwerden mit Lösch-/Sperrfolge ($ 2 II Nr. 7) 


18. Wird im Rahmen der Berichtsangaben nach $ 2 II Nr. 7 die Anzahl der 
Beschwerden mit Lösch/Sperrfolge oder die Anzahl der gelöschten/gesperrten 
Inhalte angegeben? 


Wir geben die Zahl der eingegangenen Beschwerden und die Zahl der Fälle bekannt, in 
denen eine Maßnahme ergriffen wurde. 
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19. Enthalten die Berichtsangaben zur Anzahl der Beschwerden mit der Folge der 
Löschung/Sperrung (8 2 Abs. 2 Nr. 7 NetzDG) auch solche Fälle, in denen eine 
Löschung/Sperrung nur aufgrund Verstoßes gegen AGB (Community-Standards) 
hingegen nicht aufgrund des NetzDG erfolgt ist? 


Ja. Die Anzahl der Beschwerden, die zu einer Entfernung/Sperrung führen, umfasst 1) die 
globale Entfernung aufgrund eines Verstoßes gegen die Nutzungsbedingungen von Twitter 
oder die Twitter-Regeln oder 2) die Sperrung in Deutschland, da der Inhalt gegen das 
NetzDG verstößt. 


20. In welchem prozentualen Verhältnis stehen im Zeitraum 2018-2019 in etwa 
AGB-Löschungen/Sperrungen einerseits gegenüber 
NetzDG-Löschungen/Sperrungen andererseits im Durchschnitt? 


Von allen Fällen, in denen wir eine Maßnahme ergriffen haben, wurde bei etwa 75% der 
Fälle auf der Basis unserer Regeln und Richtlinien und bei ca. 25% auf der Basis von 
NetzDG Verstößen gehandelt. 


21. Wie genau wird eine auf NutzerInnen in Deutschland beschränkte Sperrung 
umgesetzt (z.B. IP-Adressen-basiert)? Wie wird dabei verhindert, dass in 
Deutschland gesperrte Inhalte durch das Teilen im Ausland nicht erneut sichtbar 
werden? 


Die Sperrung von Inhalten, die ausschließlich unter Vorgaben des NetzDGs fallen, sind 
innerhalb Deutschlands nicht sichtbar. Diese Inhalte sind jedoch verfügbar, wenn sie aus 
dem Ausland abgerufen werden. 


Wenn wir von einer autorisierten Stelle eine gültige und rechtmäßige Anfrage erhalten, 
kann es von bisweilen notwendig sein, den Zugang zu bestimmten Inhalten in einem 
bestimmten Land zu sperren. Solche Sperrungen beschränken sich auf die jeweils 
spezifische Gerichtsbarkeit, welche die gültige rechtliche Forderung gestellt hat oder in der 
festgestellt wurde, dass der Inhalt gegen das/die örtliche(n) Recht(e) verstößt. 


22. Wenn ein Beitrag gelöscht beziehungsweise gesperrt wird, stimmen die 
Kategorisierungen der Straftatbestände durch die Beschwerdeführer in den meisten 
Fällen mit den tatsächlich einschlägigen Straftatbeständen überein? 


Wenn wir einen Bericht unter einem bestimmten Paragraphen des StGB des NetzDGs 
erhalten, wird dieser Inhalt zuerst auf Basis aller Tvvitter-Regeln und den 
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Nutzungsbedingungen geprüft. Wenn auf dieser Grundlage kein Verstoß vorliegt, wird der 
Inhalt auf alle im NetzDG aufgeführten Straftatbestände geprüft, nicht nur unter dem 
angegebenen Straftatbestand. Die Kategorisierung des Verstoßes durch den 
Beschwerdeführer muss also nicht mit dem tatsächlichen Verstoß übereinstimmen. 


23. Kann aufgrund der vorrangigen Prüfung von AGB-Verstößen (z.B. 
Community-Standards) davon ausgegangen werden, dass bei allen erst nach dem 
NetzDG gesperrten strafbaren Inhalten kein Verstoß gegen AGB festgestellt worden 
ist? 


24. Sofern die vorherige Frage zu bejahen ist: In welchen inhaltlichen 
Verstoßkategorien wird beispielsweise zwar von einem NetzDG-StGB-Verstoß, aber 
noch von keinem Verstoß gegen die AGB (z.B. Community-Standards) 
ausgegangen? 


Ein Verstoß gegen die Straftatbestände des NetzDGs, der keinen Verstoß gegen unsere 
Nutzungsbedingungen oder Regeln darstellt, ist unabhängig von Verstoßkategorien. Ein 
Verstoß hängt vom jeweiligen Inhalt ab, da es eine Überschneidung zwischen unseren 
Nutzungsbedingungen bzw. Regeln und den Straftatbeständen des NetzDGs gibt. 


Ill. Angaben z. Zeitspanne Beschw.eingang — Löschung/Sperrung ($ 2 II Nr. 8) 


25. Entsprechen nach Ihren Erfahrungen die im NetzDG in erster Linie normierten 
Lösch-/Sperrfristen von 24 Stunden bei „offensichtlich rechtswidrigen Inhalten“ und 
von 7 Tagen bei „rechtswidrigen Inhalten“ den Erfordernissen der 
Anwendungspraxis mit Blick auf eine hinreichende Inhaltsprüfung 
beschwerdegegenständlicher Beiträge? 


In der Tat gibt es im Bereich der in Ş 1 Abs. 3 NetzDG-E genannten Straftatbestande nicht 
viele „offensichtliche“ Fälle. In der öffentlichen Debatte stehen meist einzelne, besonders 
drastische Fälle. Die Fokussierung auf diese Fälle versperrt jedoch den Blick darauf, dass 
die „Offensichtlichkeit‘ einer Rechtsverletzung bei dem weit überwiegenden Teil der 
Beschwerden gerade nicht vorliegt. Bei den in den Anwendungsbereich fallenden 
Straftatbeständen aus dem Bereich der Ehrverletzungs- und Äußerungsdelikte handelt es 
sich um hochgradig auslegungsbedürftige Normen. Die Umstände der Äußerung, der 
Tonfall, der Verlauf der Diskussion, der Kontext, die Frage der Einbeziehung politisch 
umstrittener Themen, all dies und noch mehr muss in die Abwägung mit einbezogen 
werden. Auch Überzeichnung, Übertreibung und Polemik und erst Recht die Satire sind 
von der Meinungs- bzw. Kunstfreiheit gedeckt. 


10 


274 


2. Twitter 


Funke/Hermann /Kneschke/Liesching/Michnick/Nguyen/Prüssner/Rudolph NetzDG-Befragung 


26. Ist nach Ihrer Erfahrung und Einschatzung davon auszugehen, dass in 
bestimmten Fällen auch nach 7 Tagen - etwa aufgrund einer erforderlichen 
verfassungsrechtlichen Abwägung - noch nicht rechtssicher geklärt werden kann, 
ob ein Inhalt NetzDG-strafbar ist oder noch von der Meinungsfreiheit gedeckt ist? 


27. Sofern die vorherige Frage bejaht wird, wie wird in solchen Fällen verfahren (z.B. 
vollumfängliche Ausleitung an die nunmehr anerkannte Selbstkontrolleinrichtung 
FSM; Zweifelsfallregelung zugunsten Weiterverbreitung oder Löschung)? 


Wir haben interne Eskalationswege und greifen bei Bedarf auf eine externe Anwaltskanzlei 
zurück. 


28. Nach den Berichtsangaben erfolgt die überwiegende Mehrzahl der 
Löschungen/Sperrungen innerhalb von 24 Stunden, nicht nach 7 Tagen? Welche 
Gründe können hierfür nach Ihrer Erfahrung und Einschätzung angegeben werden? 


Die meisten Maßnahmen werden innerhalb der ersten 24 Stunden getroffen. Die meisten 
der übrigen Maßnahmen werden innerhalb von 48 Stunden nach Erhalt eines Berichts 
ergriffen. Grund dafür ist, dass sog. “offensichtliche rechtswidrige Inhalte” innerhalb von 24 
Stunden begutachtet werden sollen; die Unterscheidung kann nicht vorgenommen werden, 
bevor der Inhalt nicht geprüft wird. 


29. Würde eine andere Regelung von Löschfristen im NetzDG (z.B. längere Fristen, 
mehr Flexibilität) den Anforderungen der Anwendungspraxis besser Rechnung 
tragen? 


Ein solcher Ansatz (mehr Flexibilität) würde den Anforderungen sowohl bei ungewöhnlich 
vielen Meldungen nach relevanten Ereignissen als auch bei Inhalten in randständigen 
Sprachen besser gerecht werden. 


D. Fragen zu Novellierungsentwürfen (GBRH, NetzDGÄndG) 


I. GBRH-Neuregelung 


30. Wird nach Ihrer Einschätzung angesichts der zu erwartenden weiten Definition 
beschwerderelevanter Inhalte in 8 1 Abs. 4 NetzDG-E und der BKA-Meldepflicht nach 


$ 3a NetzDG-E künftig an der bisherigen Praxis einer auf der 1. Stufe vorrangig 
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erfolgenden AGB-Prüfung und einer ggf. erst nachgelagerten NetzDG-StGB-Prüfung 
auf der 2. Stufe festgehalten werden können? 


31. Gibt es nach Ihrer Einschätzung (verfassung-)rechtliche Bedenken gegen die in $ 
3a NetzDG-E vorgesehene Pflicht zur Meldung und Ausleitung von 
beschwerdegegenständlichen Inhalten und Nutzungsdaten an das 
Bundeskriminalamt? Falls ja, welche Bedenken sind dies und kann diesen 

Bedenken nach Ihrer Einschätzung in der Anwendungspraxis hinreichend Rechnung 
getragen werden? 


Wir haben im Rahmen der Konsultation des Justizministeriums diese Bedenken geäußert 
und ausführlich begründet. 


Il. NetzDGAndG-Neuregelung 


32. Ist die Einführung eines Gegenvorstellungsverfahrens mit Schlichtung nach 
Ihren Erfahrungen und Einschätzungen als geeignet und erforderlich zu begrüßen 
oder ist sie zu kritisieren? 

Fehlentscheidungen der sozialen Netzwerke können nicht ausgeschlossen werden, 
weshalb eine Stärkung der Nutzerrechte grundsätzlich zu begrüßen ist. Die Forderung 
nach einem Recht auf Gegenvorstellung ist dabei zunächst legitim und nachvollziehbar. 
Teilweise gibt es hierzu schon freiwillige Verfahren der sozialen Netzwerke. 

Insofern ist es zu begrüßen, dass diese nun auch im Gesetz verankert werden sollen. 
Es ist richtig, dass NutzerInnen, deren Inhalt (womöglich zu Unrecht) gelöscht 

wurde die Möglichkeit haben sollte, Beschwerde gegen die Löschung einzureichen. 


Nun soll diese Möglichkeit aber auch der Beschwerdeführer bekommen, was, 
gerade in Anbetracht der Pflicht zur einzelfallbezogenen Begründung der 


Überprüfungsentscheidung, zu einem deutlich höheren Mehraufwand bei 
zweifelhaftem Nutzen führt. 


Es ist schon jetzt für den Beschwerdeführer möglich, sich an das Bundesamt für Justiz zu 
wenden, wenn er die Entscheidung des sozialen Netzwerks für falsch hält. 

Dies ist der ordnungsgemäße Prozess, hier sollten keine parallelen Kanäle entstehen. 
Grundsätzlich ist klarzustellen, dass das Gegenvorstellungsverfahren nur bei nach 
deutschem Strafrecht gelöschte Inhalte ausgelöst werden kann und nicht bei Inhalten, 
die nach den AGBs und Richtlinien der sozialen Netzwerke entfernt werden. 


Ebenso darf es keine grundsätzliche Pflicht geben, nach deutschem Strafrecht zu 

Unrecht gelöschte Inhalte wieder einzustellen, da diese Inhalte den 
Gemeinschaftsstandards widersprechen könnten und die Plattform somit in der Lage sein 
muss zu entscheiden, den Inhalt nach entsprechender Bewertung nicht wiederherzustellen. 
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Es ist fraglich, ob bei der Übermittlung des Inhalts der Gegenvorstellung des 
Beschwerdeführers an die NutzerInnen vollständige Anonymität gewährleistet werden 
kann und ausgeschlossen ist, dass der Beschwerdeführer Gefahr läuft vom 

Uploader identifiziert zu werden. 


33. Sind die eingeführten Sonderregelungen für Video-Sharing-Dienste gegenüber 
sonstigen Sozialen Netzwerken mit Blick auf die Anwendungspraxis Ihrer 


Einschätzung nach gerechtfertigt? 


Unklar ist, warum die Definitionen hier unsystematisch mitten im Gesetz und nicht zu 
Beginn in $ 1 aufgenommen wurden. Unklar ist auch warum Definitionen für 
Video-Sharing-Plattformdienste (VSPD) im NetzDG überhaupt notwendig sein sollen und 
warum nicht auf die Definitionen verwiesen wird, die derzeit im Telemediengesetz 
verankert sind. Insbesondere im Hinblick auf die Definition von 
Video-Sharing-Plattformdiensten kann gesagt werden, dass diese möglicherweise 
irreführend ist und es einer Klärung bedarf. 


III. Alternative NetzDG-Reformvorschlage 


34. Gibt es alternative Novellierungsoptionen, welche nach Ihrer Einschätzung der 
Anwendungspraxis und den Anforderungen an eine effektive Compliance aber auch 
mit Blick auf Verfassungs- und Europarecht besser hätten Rechnung tragen können 
als das GBRH und das NetzDGÄndG? 

Personen, die rechtswidrige Inhalte an Plattform melden sind jene, die bereits eine 
Bewertung vorgenommen haben, als sie den Inhalt an die Plattform gemeldet haben und 
verfügen - im Gegensatz zum Plattformanbieter - über weitere Hintergrundinformationen. 
Der Umweg über die Anbieter der Telemediendienste erscheint fragwürdig. Stattdessen 
wäre die Möglichkeit einer vereinfachten Strafanzeige für die Meldenden von Inhalten ein 
besser geeigneter und effizienterer Weg als illegale erachtete Inhalte von den sozialen 
Netzwerken direkt den Strafverfolgungsbehörden zu melden. 

Wir haben bereits geäußert, dass wir zu Verfahren beizutragen können, indem wir in 
unsere Rückmeldung an NutzerInnen, die eine NetzDG-Beschwerde eingereicht haben, 
Informationen darüber aufnehmen, wie ein NetzDG-Beschvverdeführer die 
Strafverfolgungsbehörden informieren und Strafanzeige erstatten könnte. Wir könnten 
beispielsweise auf eine Website verweisen, auf welcher der Beschwerdeführer weitere 
Informationen dazu erhalten kann. 

Wir sind auch bereit, zu einem funktionierenden und rechtssicheren internationalen Modell 
beizutragen, um das Gesamtsystem effektiver zu gestalten. Ein solches Modell muss 
jedoch in Übereinstimmung mit den Anforderungen des internationalen Rechts, des 
EU-Rechts, anderer in der jeweiligen Situation anwendbarer lokaler Gesetze und in 
Übereinstimmung der geltenden Menschenrechte und bisher geltender rechtsstaatlicher 
Schutzmechanismen entwickelt und gestaltet werden und muss für die Plattformen und 
Strafverfolgungsbehörden handhabbar sein. 


13 


277 


VII. Anhang 2: Antworten befragter Sozialer Netzwerke 


Funke/Hermann /Kneschke/Liesching/Michnick/Nguyen/Prüssner/Rudolph NetzDG-Befr 


35. Falls die vorherige Frage bejaht wird, welche alternativen Novellierungsoptionen 
für das NetzDG sind nach Ihrer Einschätzung besonders wichtig und sollten in der 
weiteren Evaluation und Rechtsfortentwicklung berücksichtigt werden? 


siehe Frage Nr. 34 
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Einreichung für Facebook Ireland Limited 


Qualitative Studie zur NetzDG-Anwendung; Expertlnnen-Befragung von Prof. Dr. 
Marc Liesching, Hochschule für Technik, Wirtschaft und Kultur Leipzig — HTWK 


NetzDG Beschwerdeformular sowie weitere Wege, Inhalte zur Prüfung und Entfernung zu 
melden 


Facebook hat in Erfüllung der Pflichten aus dem NetzDG ein NetzDG Beschwerdeformular 
geschaffen, über das uns registrierte und nicht registrierte Nutzerinnen und Nutzer Inhalte zur 
Prüfung schicken können, die ihrer Ansicht nach gegen einen oder mehrere der im NetzDG 
aufgezählten Straftatbestände verstoßen. Das Formular befindet sich in Facebooks Hilfebereich 
und ist außerdem über das Impressum erreichbar. Da es öffentlich verfügbar ist, kann es auch 
über gängige Suchmaschinen direkt aufgefunden und angesteuert werden. Facebook hat 
angekündigt, dass der NetzDG Meldeweg in der Zukunft umgestellt werden wird, sodass der 
NetzDG Meldeweg direkt am zu meldenden Inhalt starten wird. Dazu stehen wir in Gesprächen 
mit dem Bundesministerium für Justiz und Verbraucherschutz. 


Über das NetzDG Formular können Privatpersonen und auch Beschwerdestellen nach dem 
NetzDG uns zu prüfende Inhalte schicken. Das NetzDG Formular ist für Personen in Deutschland 
abrufbar. 


Die Prüfung von Inhalten, die uns über das NetzDG-Meldeformular gemeldet werden, erfolgt in 
einem zweistufigen Ansatz. Zunächst prüfen wir den gemeldeten Inhalt auf eine Verletzung 
unserer Gemeinschaftsstandards hin. Wenn er gegen unsere Gemeinschaftsstandards verstößt, 
stellen wir sicher, dass er weltweit von der Plattform entfernt wird. Wenn der gemeldete Inhalt 
nicht gegen unsere Gemeinschaftsstandards verstößt, prüfen wir anschließend anhand der in der 
Beschwerde bereitgestellten Informationen einen möglichen Verstoß gegen die relevanten im 
NetzDG aufgezählten Straftatbestände. Wenn wir den gemeldeten Inhalt als “rechtswidrigen 
Inhalt” im Sinne des NetzDG erachten, sperren wir den Zugang zu dem Inhalt in Deutschland. 


Unabhängig vom NetzDG gibt es Partnerschaften mit beispielsweise auf das Thema Jugendschutz 
spezialisierten Einrichtungen, die uns über einen eigenen Kanal Inhalte zur Prüfung und 
Entfernung senden. Die über diesen Kanal an uns gesandten Inhalte prüfen wir ebenfalls auch 
nach dem deutschen Recht. Diesen Kanal nutzen beispielsweise Jugendschutz.net, die Freiwillige 
Selbstkontrolle Multimediadienste Anbieter e.V. (FSM) und auch einzelne Medienanstalten, wie 
etwa die Medienanstalt Hamburg Schleswig-Holstein (MA HSH). 


Neben dem NetzDG Beschwerdeformular gibt es noch weitere Formulare, mit denen man uns 
Inhalte zur Prüfung und ggf. Entfernung melden kann: das Formular zur Entfernung von 
Inhalten wegen Verletzung von Rechten des geistigen Eigentums oder das Formular zum 
Melden von Inhalten wegen Persönlichkeitsrechtsverstößen, das Formular zum Melden von 
Verleumdungen, sowie das Antragsformular zur Entfernung von Inhalten wegen 


Rechtsverstößen sonstiger Natur. Neben diesen Formularen kann jeder Nutzer und jede 
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Nutzerin uns Inhalte zur Prüfung auf Verletzungen unserer Gemeinschaftsstandards über ein 
Auswahlmenü melden, das an jedem Inhalt angezeigt wird. 


Overblocking 


Wir tun alles, um overblocking zu vermeiden, trotzdem ist overblocking nicht auszuschließen. Für 
private Unternehmen ist eine strafrechtliche Prüfung naturgemäß gerade im Bereich von 
Äußerungsdelikten und unter den sehr strengen Zeitvorgaben, die das Gesetz aufstellt, nicht 
trivial. 


Zielsetzung des NetzDG: gegen eine “Verrohung der Debattenkultur” und gegen “strafbare 
Falschnachrichten” (Fake News) 


Laut der Gesetzesbegründung soll das NetzDG der "Verrohung der Debattenkultur" 
entgegenwirken und zur Bekämpfung von "strafbare(n) Falschnachrichten" (Fake News) 
beitragen. Zwar ist eine “Verrohung der Sprache” sowohl online als auch offline zu beobachten 
und aus gesellschaftspolitischer Perspektive zu beklagen. Das NetzDG verpflichtet jedoch nicht 
dazu, Inhalte wegen besonders roher, unangemessener oder gar verstörender Sprache zu 
entfernen, sondern wegen der Verletzung einer Anzahl von im NetzDG genannten 
Straftatbeständen. Es geht beim NetzDG nicht um rohe oder höfliche Sprache, sondern um 
Straftaten. Viele Inhalte mögen dem vernünftigen Nutzer roh und unangemessen vorkommen, 
sie sind jedoch legal. Die Grenzen der Meinungsfreiheit sind zu Recht weit gesteckt. Es geht im 
NetzDG gerade nicht um “Kommunikations-Hygiene” in Richtung weniger verrohter Sprache, 
sondern um strafrechtlich relevante Inhalte. Unabhängig von rechtlichen Pflichten zur 
Entfernung rechtswidriger Inhalte, sieht sich Facebook in der Verantwortung, dafür zu sorgen, 
dass schädliche Inhalte konsequent von den Plattformen entfernt werden. So verbieten wir nach 
unseren Gemeinschaftsstandards beispielsweise Bullying oder Mobbing, Fake Accounts oder 
auch Spam. 


Neben illegalen und solchen aus unserer Sicht ebenfalls schädlichen Inhalten gibt es jedoch 
solche Inhalte, die zwar von Einzelnen als unangemessen empfunden werden können, jedoch 
weder das Recht noch unsere Gemeinschaftsstandards verletzen. Hier ist jeder und jede Einzelne 
gefragt. Gegen legale, aber unangemessene Äußerungen kann im freien Meinungsaustausch 
durch Gegenrede viel erreicht erreicht werden. Hier ist eine starke gesamtgesellschaftliche 
Antwort angezeigt. Ohne die Stärkung der demokratischen Zivilgesellschaft wird man dem 
Phänomen der Verrohung der Debattenkultur nicht in seiner Gänze wirksam entgegenwirken 
können. 


Darüber hinaus steht es unseren Nutzern und Nutzerinnen frei, selbst den Diskurs auf ihren 
Profilen und insbesondere auf ihren Seiten zu moderieren und Grenzen zu setzen, welche Art von 
Inhalten sie zulassen und welche nicht. Hierzu stellen wir eine Reihe von Moderationstools zur 
Verfügung. In den Facebook Profileinstellungen kann man unter “Chronik und Markierungen” 
beispielsweise Kommentare verbergen, die bestimmte als unangemessen empfundene Wörter 
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enthalten. In den Seiten-Einstellungen unter “Allgemein” gibt es Tools zur Seiten-Moderation 
sowie Filter für vulgäre Ausdrücke. In den Instagram Account Einstellungen unter “Privatsphäre 
und Sicherheit” gibt es ein Tool zum Verbergen von Kommentaren, die bestimmte Ausdrücke 
oder Emojis enthalten. Hier können Nutzerinnen und Nutzer die Grenzen selbst festlegen und 
damit entscheiden, wie viel “Verrohung” sie zulassen wollen, indem sie die Tools stets oder 
flexibel einsetzen. 


Auch “Fake News” sind selten illegal. Lügen ist gesetzlich nur in Ausnahmefällen verboten. Der 
Großteil der Falschmeldungen ist jedoch gerade nicht strafbar und das NetzDG hier daher gerade 
nicht anwendbar. Facebook verfolgt im Kampf gegen Falschmeldungen einen vielschichtigen 
Ansatz. Wenn wir von Falschmeldungen auf unseren Plattformen erfahren, die Grenze zur 
Strafbarkeit überschreiten, entfernen wir sie. Falschmeldungen, die so gefährlich sind, dass sie 
zu ernsthaften Schäden an Leib oder Leben führen können, entfernen wir. Hierzu gehören 
insbesondere gesundheitsbezogene Falschmeldungen, wie zum Beispiel die Behauptung, das 
Trinken von Bleichmittel sei ein Mittel gegen den Covid19-Virus. Außerdem entfernen wir 
Falschmeldungen im Bereich “voter suppression”, die in manipulativer Weise Menschen bewusst 
vom Wählen abhalten sollen, wie beispielsweise eine falsche Angabe des Datums einer Wahl. 
Neben diesen speziellen Fällen sieht unser Ansatz im Grundsatz bei der Bekämpfung von 
Falschmeldungen (dies betrifft den überwiegenden Anteil an Falschmeldungen) folgendermaßen 
aus: wir arbeiten mit unabhängigen Faktencheckern zusammen, die alle vom International 
Factchecking Network zertifiziert sind (in Deutschland mit correctiv und der dpa). Die 
Faktenchecker prüfen die Fakten und wenn ein Inhalt faktisch falsch ist, wird er mit einem 
entsprechenden Warnhinweis versehen und im Verbreitungsgrad eingeschränkt. Eine kürzlich 
durchgeführte Untersuchung ergab, dass 95 % der Nutzer den Warnhinweis nicht anklickten und 
daher den faktisch falschen Inhalt nicht sahen. Wir zeigen außerdem korrekte Informationen zum 
betreffenden Thema an. So haben wir beispielsweise allein im April 2020 im Zusammenhang mit 
der Corona Pandemie weltweit 2 Milliarden Menschen auf Informationen von 
vertrauenswürdigen Quellen wie der WHO oder den nationalen Gesundheitsministerien 
weitergeleitet. Den Kampf gegen Falschmeldungen nehmen wir sehr ernst. Unser Ansatz 
entwickelt sich kontinuierlich fort. Wir holen Feedback ein, arbeiten mit Expertinnen und 
Experten zusammen, beraten mit den Faktencheckern neue Trends. Der Bezug des NetzDG zu 
diesem Thema ist jedoch minimal. 


Unklare Definitionen 


Die 24-Stunden-Frist bei offensichtlich rechtswidrigen Inhalten knüpft an das Merkmal der 
„Offensichtlichkeit“ an. Im Gesetz fehlt es jedoch an einer Definition, wann genau ein Inhalt 
„offensichtlich“ rechtswidrig ist. Auf den ersten Blick heftige Äußerungen sind oft keinesfalls 
„offensichtlich rechtswidrig“. Gerade im bußgeldbewehrten Bereich wären klarere Definitionen 
hilfreich. 
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Umgang mit Antragsdelikten 


Das NetzDG lässt die Frage offen, ob die Betreiber Inhalte auch dann nach NetzDG entfernen 
müssen, wenn diese im Falle von strafantragsabhängigen Äußerungsdelikten durch einen Dritten 
gemeldet werden, nicht also vom Beleidigten selbst. Dies führte zu großer Rechtsunsicherheit bei 
den Unternehmen. Gespräche mit dem für das NetzDG zuständigen Bundesministerium für Justiz 
und Verbraucherschutz (BMJV) ergaben, dass dort die Pflicht so ausgelegt wird, dass die 
Unternehmen unabhängig von der Meldung durch den oder die von der 
Beleidigung/Verleumdung Betroffenen entfernen müssen. Es wäre wünschenswert diesen Punkt 
im Gesetz zu präzisieren. 


Die korrekte strafrechtliche Beurteilung ist gerade bei den sehr auslegungsbedürftigen 88 185 ff. 
StGB herausfordernd, wenn nicht das Opfer selbst sich meldet. Gerade bei diesen Delikten 
kommt es stark auf den Kontext an, in dem die Äußerung getätigt wird. Der Kontext liegt den 
Unternehmen meist nicht vollständig vor. In diesen Deliktsgruppen fragt Facebook häufiger 
spezialisierte Anwälte um Rat. 


Starre Lösch- und Sperrfristen 


Anstelle der starren Fristen des NetzDG - 24 Stunden für “offensichtlich rechtswidrige” Inhalte 
und 7 Tage für sonstige rechtswidrige Inhalte - wäre ein flexibleres Modell wünschenswert. Ein 
flexibleres Modell würde es den Unternehmen beispielsweise erlauben, Inhalte, die eine 
besonders schwere Straftat vermuten lassen, zuerst zu prüfen, oder solche Inhalte, von denen 
eine akute Gefahr ausgeht, oder solche Inhalte, die sich besonders schnell verbreiten und sehr 
schnell von vielen Nutzerinnen und Nutzern gesehen werden, Eine nach dem von einem Inhalt 
ausgehenden Gefahrenpotential ausgehende Entscheidung der Reihenfolge der Befassung mit 
den gemeldeten Inhalten wäre aus unserer Sicht sinnvoller. Die E-Commerce Richtlinie mit ihrer 
Formulierung “ohne schuldhaftes Verzögern” ist in jedem Fall geeigneter als die an unbestimmte 
Rechtsbegriffe geknüpfte starre Fristenregelung im NetzDG. 


Umgang mit rechtlich schwierig einzuschätzenden Fällen 


Das Äußerungsstrafrecht gehört zu den schwierigsten Gebieten des Strafrechts. Anbietern von 
sozialen Netzwerken stehen außerdem nicht die Ermittlungsbefugnisse zu, derer sich 
Strafverfolgungsbehörden bedienen können. Sogibt es auch bei der Anwendung des NetzDG 
durch Facebook regelmäßig Fälle, bei denen die rechtliche Einschätzung kompliziert ist. Wenn 
unsere Rechtsabteilung unsicher ist, fragen wir externe spezialisierte Rechtsanwälte um Rat. 
Wir haben uns außerdem gemeinsam mit Youtube mit unserem Partner FSM (Freiwillige 
Selbstkontrolle Multimediadienste Anbieter e.V.) auf ein Regime der regulierten 
Selbstregulierung nach NetzDG geeinigt. Der Start ist für den Anfang des zweiten Halbjahres 
2020 geplant. In Zukunft werden wir schwierige Fälle an die FSM zur Prüfung verweisen. 
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Facebooks Einschätzung des Gesetzesentwurfs eines NetzDG Änderungsgesetzes sowie 
insbesondere der Pflicht zur proaktiven Ausleitung von Nutzerdaten 


Hinsichtlich unserer Position zum NetzDG Änderungsgesetz, zum Gegenvorstellungsverfarhen 
sowie zur Pflicht zur proaktiven Ausleitung von Nutzerdaten an das BKA verweisen wir auf unsere 
Stellungnahme zum Referentenentwurf des NetzDG Änderungsgesetzes vom Februar 2020. 


Facebooks Ideen zu Content Regulierung 


In diesem Papier finden sich Facebooks Ideen für eine zukunftsgerichtete Regulierung im 
Bereich Content: https://about.fb.com/wp-content/uploads/2020/02/Charting-A-Way- 
Forward Online-Content-Regulation-White-Paper-1.pdf 


283 


VII. Anhang 3: Übersicht 
Community-Standards 


In der folgenden Übersicht werden ausschließlich Community-Richtlinien 
berücksichtigt, die die Entfernung von Inhalten erwirken können. Inhalte die 
zu einer Beschränkung, beispielsweise in Verbindung mit dem Jugendschutz, 
nicht aber zur Löschung führen, werden nicht abgebildet. Das gleiche gilt für 
Community-Standards, die innerhalb des NetzDG und der Strafvorschriften 
keine Entsprechung finden, darunter unter anderem Richtlinien zu Wahlbe- 
trug und Desinformation. 
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ərp t9pəwguə) USUONEULIOFUTZUBULT əuət[uos 
-1əd əpuəsJ]oJ ərs urəpur “uəuor[8ouuə “AZQ 
uəzssəyun [ue1sqərps1e8)nuəpi ərp “əreuur 
uəvərfögunə “Mzq uəzyn)isiəjyun 
suəuuruəuuaəlun səurə zəpo uonesrue3ao 
vəurə uəuoneurdooJurzueutq rəypArnd uə[təl, 
sep yamp Tüe3sqərpsieşnuəpi ərp “əyrequr 
uəərögünə “Mzq uəzimsrəşun yüri üəudəşxə 
uəurə rəqn uəuonpunoyu) səuəSozəquəuosrəd 
ərə L qəmp (qe3sqərpsyeynuəpi ərp “əşrequl 
1919PUe uəjuəumsyoGq vəffərziyo “4zq 
uəzyesuə1eq uəuosnəuə8 rəpo uəuostnəurorq 
“uəvəsi3oyovəZsd /uəvəsturzipəui 1rtu əJ[euur 
TƏMQA 
-sseg qərişəərrqəsurə “uəjegnuəpi ə[e)t8Iq o 
xəurumusuoneyunuəpi (€) səpo/pun “0204 
(z) fəureN (t) :uasıomme əguəusq uəpuəs 


‘Ist ərue[ gr spe səğunf 

1əp Opal əstəpwuə[euuou sep Ist uəuot8əyN 
Juaəpue'? uəlstəur uəp ur ‘st 8uug[[[oA Jyoru 
uqəou uəgu z)əsə5 urəp ərp “uosrəq əutə „18 
1əSurue[rəpurlw s[v 3qnepə Jydtu sqnLnor ne 
puts “uəpiugJə8 səöuqelrəpuriy uəpupəq[qoAA 
əqərədioy pun ə[euonouuə sep ərp “ə)reuur 
əqnrnox ne urapury uoA zinüəş 


Sogzge6zərd67 yənyəpzTü/POTOŞe/TƏAASUB 
Təqmnoz7uno9”əf6005”yroddns77:sdyyq səqyən 

ii 

`uəjuuoy 

uəsJolsrəA uərurruoəni əsərp uəsə6 əts ssep 

qsqne[8 np uuəA %31VJeuu] əurəy əƏu91puəjgorA 

"puls sfordsıag ə8rurə mu sərp ssep SYuDeag 

"HƏPUƏAMHƏA STEUENJUSJUILIUDEN 

uəpuəuə1səq səurə JeyJuap] ərp ərp ə[guey 

`uəp 

-s[uoou [etuurə qəou aJfeyuj uəssəp pun uəq 

-ə8sne siəz)nN uə1əpue səurə [eupy spe 1əqe 

918 “puls ,uəjuoy-ue4“ uor[qəSue ərp ofeuey 

*uəureN uuəsərp 

Jəjun uə[guey U9IOPUE ne USIEJUSUIWOY UOA 

uəşsoq pun uosıog uəəpug 1əurə pilg tuəp 

pun usureN wop 1 sƏ|euey səurə uəjuouurq 

“uəruənosəA 

Iguey wop ne əşyequl uosiəd əsərp ssep 

“uəqə81oA pun uosrəq üəzəpuR Jura pllg urəp 

pun uəureN uuəp rur speuey səurə uəşuənur 

"STEUEN USIOPUE səurə 

Sunqrərqəsəqreuey səp əurueusəqr) əneuən) 

"UIOS NZ uosiəq 

əsərp USYISNEMZIOA um “uəleq 19U9doZ 


aqnnox 


020% "zı “£r pueJg — uərumüəny-Grunuruoo 


əməyin 


287 


VII. Anhang 3: Übersicht Community-Standards 


PPeyaS uosrəq zərə uəuonguuoJu] uə1pA 
-ud ərp uəuəp rul 'uəuonguroju] uoA uə|tƏ;, 
uəuotpnuəJjJo:əA NZ uəuos:əq 

1ə1əpue uəuonpuuojgu əjeAud uadunyorpuy 
:Sissepnz 1uoru SİTE) 

-uəqə puls uəsrəAsuə)[euIəA uəpuəöloy ətq 
uəpguəyuery I9po uəleq əqəs 

-uqəuuorq "qz “uəuonguroju] əJeAtid ərəpue 
uəyepuəşreyrpənyi pun 

urəurumuo1uoy əl UHUOTEULIOFUIZUBULT 
uəs 

-SIIPY-JIEIN-I TƏpo urgurumuuoJə|əl, əcaid 
“əuomuəjo Jydru "en (USUONEULIOFUNNEIUOM 
"Uəqəpul 

uəurugusnv əşzüəssəq xu uəuuo)y “MƏPTƏA, 
ymsəöurə varid spe 3qəru uəuoneuuoJu] əsərp 
uəuəp ul “uəvolğəy ul :stəwurH — 1e3nuəpi səp 
Suniləşsisəq mz əjuəumyod əffərziyo ərəpue 
Təpo uzəunumusöundəqəlsrəAyerzoŞ pun 
ƏSTƏMSDETEUOS/ƏQ ƏLM əJuəumyopstəwsny 
uəu 

-uoy uəpiəA 1tərzJnuəpir ə1topuse1s əpuəyms 
—-nzutə şeatıd spe uəuəp Ur “'uəuoneuuoju 
ə8nrəwuəpue səpo uəleurpiooy-Sq5 “uəur 
-euuəsjens vərişyəryuəsurə qroput1s uəuosts 
-Ayd umz uəuonzvusrojul səpo uəssə1pe]eAtq 
:uƏp4IƏA 7]19908 uos 

“ləq uəuəyonəq səp 8unurunsnz əuuo 3üəru 
uəuonguuoJu] uəşcALıd uoA Uəşiy üəpuə6 
"10) ərp uəynp ərumqən qəsərp uouyey m 
23Z3əHƏA STE ərurnuəni əsərp IS uue 
"UəuVUPUŞyEİN Əutəy 

ƏSTƏMHƏVƏTƏQUL TEM UƏyrərörə JENTEMIZ rəurə 
ypeu "qz “uəj[əu nz uonenşisuəsir)i səurə 

ul uosrəq USI9PUR qəurə öfəşəö uəunug 
urap ut uoopə[ uəuoneuroyuy əuot[uos 


uuəA “uə[Imuguə uəşəşsuərpəqsöunöloyəAyens 
uoA Sunpyrug ƏDI239D4ƏA ərp ətp yreuul 
'SOSNEUJEALIZ SəuTəS 8unp[rqqV ərp uəsəs 
uənidsiəpiyi MoIsmeusıs tguuoAəg 1əsətq 
"Uəqəs 
nz Ist 19po JuuBAuƏ PIIm ZƏUqOAƏŞ Urq 
"IEQUUƏNHƏ IST [9HƏIA SEP 19Po 1pE3S ətq 
"IEQ30218 9XƏ) 
-pltg/pltg ur 381 STəuqoxəşi səp səurumnu 
-s6unuuoAA ərp səpo “snevquərirureyulq 
urə um uəts sə əşəpueu sneH urəp tg 


:uəgənnz uəsunSurpəg əpuəöyoy uuəA “uə9rəz 
uəsjne uoA IOSNEYNEALIA ərp “so3oq ILL ƏJ[euul 
A9pflyssursuumNn o 
TƏMQAA 
“SSUd Mərişərqəsurə “üəşənüəpi əreniSiqi o 
uəpunyın 
-SöunsəpupsuəuEN pun -sömnqən) “syerrəH 
əşuəuunəyopsöunrəpuscuu səpo uəğun8 
“Turqəuəös)emuəymiy səpoy/pun -syrəqiy 
“ƏSTƏMSÜV əuorpnue ərəpuc “əurəuosrərun1 


:ƏLA ‘usdlozue uəleq 
uəuəSozəquəuos:əd ərur pun uərərzynüəpi 
suəureN Səp pueuug uəvosiəq ərp “ə1reuur 
*əllgJəurueusnv əşrəssuəşüənəq əuəl|əs 
uərörpəi puts uoAIaTy uəururouə8snvy ‘IST uos 
-ı9djeArıg əurə rəpo suəqər uəuomuəJjo səp 
uosrəq əutə uosrəq əuəgonəq ərp qo “'uoxep 
öröupüqeun “uəurtuels uə[[ənO uəpjoeuəs 
sne UƏHMƏBS38) 1əpo yaıqadue ərp “əəyequi 
MuəsJo1sIƏA uərur[ 
“ən ərp uə8ə9 1uoru ərp 'uəpiəA 18798 


uərəp uoA 8unurunsnz əqərəpaoyə ərp əuqo 
“uəöuqgfrəpuriy uoA soəptA A9PO səpfig əurəy 
ƏIS UəffəşəA 1əpo uəlsoq 19781538 1uoru IST 
USUONEULOFU] uəvərğöugönz qəmuəno 3üəru 
uərəpuB uoA Həpo uəssərpy “uuəurumuzuəzr] 
ərəpue “urəurumuuləvəsrəruna “rənin 
-uunusöunrəqərsrəAyerzoŞ “urəurumuuə1reprp 
“Əri qəyunrep “'uəuoneuuoju] üəvərinenəA 
pun uəjeAud uoA öunüərmüəyorəA əşönyəqun 
ərq :uəuoneuuoju əqərmeniəA pun ə?pALq 
Muə)[eudƏA Səu9suəSnnəq səpo səpuəz 
-unyənir səönsuos qəou uəurqəusəşuf) səpo 
uəuosrəq uəəpue səqnuəsə5 [qe3sqərps18)n 
-uəpi 19pəA uapfnp Ar üE3sqərpsenuəpi 
[1] 
uəsoyəyiiH-əf3oon) 
uəp ur sənrunuruo) my uərumqənisyequr 
6292826=J1d07 yənmşəpzTüz666Toge/TƏMSUE 
Təqmnoz7uno9"əysoo576ddns//:sdaq, sərən 
[1 
uəpiəA uəqəSəssrəid asuıyelispurm 
1əqn spreJaq əqəruosrəd uəuəp ur “soəpt 
[1] 
1əurtuutzəpeg 
1Əpo 1əururrzJe[U5S ƏLA uəpugAA AOTA uəuə8rə 
uəp ur Sungadun səycand ur uəurueujny 
:uəp 
-1ƏA 1uornuəjjgosəA Jydtu əqnrnoàa ne uəyinp 
uəsuup[rəpurlw rur əly[euur uəpuəsJoJ ər 
[1 
"Uəp 
-uəA ƏpıQuəqsöunöyoHəAyens ə[e3o[ əurəp 
ue puəvəöum vərp np şsəyffos st rüeyər) rəreq 
-ppruum ur pury utə ssep 3sqne[8 np uuə/A 
"Ənmiq sun ərs əp[əut “üəşyoS1əA uərumuəni 
əsərp uə8ə8 ərp 957075 əyequy ne np uuə/A 


əqninox 
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-os) uəuuropi1e|d uəzəpue ne uəşqərrqəN 
1əpo uə)uoruoeN-SINS uoA s]ousuəə.oçs o 
ƏHDAMOA 
pun uəSunSipinuəsuy “əşüənrən) “yəsyepi o 
susyassny səp uəsunqrəsqəsəşi o 
puls 
reqönHəA qərmuəy uəuonguuoJu əsər 
U19J0S (USUMEISYEYISIN zəpo vəriqour 
-WIIGIOMIN UOA UHUONLWIOFUNIOPULIS o 
səz3erdsaəqry 
səp səpo əmuəsuəoH /ərnuəs səp əssərpy o 
1ƏJ[V Xəpo umyepsimqə5 o 
wen O 


:uərouə9 nzrərH “üəymsürə yeaud 

spe Jydru ALM ərp 'uəuongurdoJul uoA UOJIOL 
yuorsqy ayaıyaneıq 

-SSTUT əuuo uəuoneurojJu[ uəvəröugönz 
uorpuəjo Sntəwiəpue uoA uəuoIpuəgosA 
uəuoneguuoju uəljeAtid uəvəörə səp uə[təl, 
Juoru əru 

-IIYDIY əsərp üəz?əHəA uəlmranyvy əpuəöyoq 
çərumüəni əsərp uə8ə8 sJo]SIƏA urtə3 IST SEAA 
Suns 

-sərdıq spe şuueyəq qənc “üəuosrəq sərəpue 
uəuoneurojJu] 1ƏJeAtud SunqərmuəyorəA 

1əp uəssejuəjun umz SnzuəSə5 ur Sunuuo[əg 
əllərzueuu səpo ərnugiq əutə um uəntg 
uəuosiəq I9I9pue uəu 

-oneuuroJu] 19JeAud SunuorguəJJosəA ərp my 
Sunastə[uə8ə5 sip uəSunuuo|əg uə||ərzueuu 
19PO uərug1d uoA USJOIqUY 1əpo um uəlrg 
Supşueg-əuruo sep any uəuoneuuoj 
-urəplətuuv uoA MƏTƏ, 'g 'z “uəuuoy uəpigA 
uəynsəöqe srupug3srəAulq nərəp əuuo səpo 


/wap uoA Jfeyu] səp t9qoA “uaıye[ Er rəyun 
u/ssuyelropumy u/əurə um yoıs Jopuey sq o 


yypranz uösrəq ə1əpltqəSqe ərp ne 
usdunsurpag uəpuəğloy zəp sum wap təq (uau 
-OSIƏd UOA OƏPIA A9PO 0104 sə1əp|əuuə3 ur 
[] uoysew 
uərpuuəy uSyunyıojupn uəyzjnuoəsəs 
uoA IƏuuoAəg ərp ərp USUONEULOJUJ o 
1Jəpo “equuəyiə 
Ist 99puyoq JJunysəjun əşzinüəsə5 ərp 
uərs urəp/4əp ur “[Ə14ƏrA Sep 'Azq IpeIg ərp o 
“yunyısjun üəşzinüəsə8 səp səpilg o 
‘(99998958 Ist qəeysoq sep mu) yunyısyun 
uəlz)nuosə8 səp əssərpy Sydıpydesjel ərp: o 


:(uoddnıy 19po usas ‘den 
“Təqi “əreguəurtuoy qəmp Are səz)nuos uou 
-Ə)oqə8 səp pun əjsuərq vəşifəşsəöşrəsəq səp 
ry ərp zəpo U9UOTTEULIOFULTTEIUON ərür 440 
-pueJg uərur 1qurwəq yunyıayun əzynqəsəs 
ərp “uuəp qəs sə) uərrə) əjuəuuə[q uəpuəS[oJ 
qəp səurə ərs urəpur “üəqəösrərd əyjumyiəjun 
ə)znqəsəğ səqn uəuonguuoJul ərp “şrequy 
uəuugAdə 
qərpponipsne rəpyruniy ə13oəpaəA s/e 
snyeIs uaıyı ərp pun “uəpiəA 3örəzəĞ ua] 
-ə)suərpəqsöunöloHƏAyE.)Ş uoA dəşüəlsər) 
ərp uəuəp ne “uəy[eu1uə səpig əyequy ərp: o 
1əpo “uəuuewuə qərpyonip 
-sne ISPNUNA 193939D4ƏA SİE snEIS uəurəs 
pun usyfergus ə[eunjrətusuoneyunuəp 
əönnəpurə ə1əpue 1əpo uəşəşsuərpəq 
səp uəureN uəörpue3siioA uəp ə)[euu] ərp o 


T6rSzP¿Jigmsue/sənrunururos 

7W0J°5[8008 Hoddns//:sdTu səyyəni) 

[] 

"UƏpfəui gJ0JSI9A uəurə 9IS uəuuoy IOIH 
-uəqeu nz Jy[ouəSurə üzəşəməA uəuptrz1əsəS 


aqnnox 
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1əurə 1snug ərp A9PO şygsər) sep “uər[eyruə5 ərp 
‘soaPIA 1ƏpO so1o1 :synjsdn 1əpo sI0ysdaa1y 
uəörəz uəSunipueH əl|ənxəs rəpo/pun 
əəə) ƏSTƏAİTİƏ) 3tƏUDIEN ərp Əxfeüul 
əuəurutouəSjne BIOULEY 19991SIƏA 1IIN 


Buche 
-əpue 1oJun puls “uəşyo3srəA ərumuqəni əsərp 
uə8ə8 ərp “uəy[euu uoA uəliv ərp my ofordsıog SYQSH deu 
`uəpi9A SUODETOTA AdeALıd/sprepuejsäjrununuos 
Jə1tƏ1qIə9A I9PO uapınm uəururouəsjne uos Turo5x|oodqəoej'əp-əp7/:sdT :ə[lənO 
-1əq uəpuəyənəq səp Sunurumnsnz ərp əuuo 3əpləur sərp səşönüəən 
uor[uo8s1e) səpo pusursyasue ərp “uərrəə nz | -əqsöuməniəA ürə rəpo uosrəq əşəpilqəsqe 
19po uəşsod nz soapı\ səpo vəpilg əSişyoysue ərp uuəA “öunşüərrurəsyəqpunsər) zəpo 
3qnepə şüəru sə şsr ərurpuoni rəsərp şggurən) | -urzipəyy rəurə ut uosiəq səurə uəSuniləşsreq 
çərumüəni əsərp uə8ə9 şö3srəA spe IS SEAA pr 3əp|ətuəs 
“uaıyny uəğumserəq uə[[ərzueur pun | uspeueyssuntay nəöğipmuqnefö uoA 1[euur 
uə[euonouuə “uəvərnədioə nz uəuuoy pun rep | səp uuəA “uəpiəA 1Juoeuuə8 yaryuuay uosrəq 
uəuosiəq uəuəyonəq ərp nz ONISLISHOYLOUIIS 1əp uəjeq uausdozaquauosıad ərp urəpur 
səl1suuə urə uə|ə)s Sfeyu uəljəuuorəzəq | “uəpiueJə8 uosrəq əöruunnqe əutə ərp ƏJ[euu] 
,unoq adusAay“ spe uəuosr[Su% tur əsərq “Uərnəpaoyə 
"uyədəy | 1xəjuoy səpo/ pun usuoreunofuf aydıpzyesnz 


TƏRT, ərp uə8ə8 pun uosıag səp areydsyea "Uəpfəul nz 3sq[əs Jfeyu uəpuəqəərds 
-ud ərp uə8ə98 şyöşsrəA 1Ə1ƏAU2S ürə IST “üəf | -güə uəp 3sr 9887] səp ur 3üəru ərp “üÖsrəq 
-rə) nz SunwwrsnZ ərür əuqo əut[uo uosi:əq | əörqeyunsiyeqəsə8 əurə um ypıs Jopuey sg 
TəuTə soəpIA 1əpo zəpltg əffənxəs ayızııdxq] "YUƏTSI0A uəl[euu] uoA uəu 
`uəpi1əA 3Ə1tƏ1qIƏA I9PO uəpimA uəuruou | -1əpuq umz əşüəəy əstəwuəuot|[8ouu 3üəəy 
-əöyme uosrəq uəpuəyənəq səp Sunwumsnz | əpuəşyəS sep wop ur 9əp[əutə8 vsn səp 
ərp əuuo ərp “uəltə) 1əpo uəlsod uosıog səurə | _qreusəsme pur] urəurə sne uəuəsuSpAi 


SOƏpIA 4ƏpO so1o4 uəunur əutəy 3sprep nq 1əp/uuəp uoA əpmA 1[euu] səp pun 
MOYppeN | u/əuəsuoewuq u/əurə um uptrs ?fəpucu sq 

xəvərurqəusəaurə 1uoru nz ərumqəni "ƏpmA Jəp|ətuəS 
moneunoyur-fenosrəd /sərərfod | 3sq[əs uəönüglrəpuriy 1əp/urəp uoA J[euul 
-pue-səmua/əp/uroa'ztənrdiəu7/:sdnu sərən 1Əəp təqoA ‘usıye[ gr pun Er uoyasımz 
[] |u/oSuyelopuny u/əurə um uprs Jopuey sq 

(uəşyeyyuə urswumuuopTaL ‘Opınm 1Jəplətuuə8 uə16nuoəiəqsSunuərzrq 

ƏTA uəuoneuuoyuy əJeAtid 3üəru əsərp u:əJ uuƏurə uoA 1əpo 1sq[əs uəörüglrəpuriy səp 
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erpəur-əJetunut/səDI[o 
-pue-səma/əp/uroo'1ənrwdiəu7/:sdTu səqyən 
[>] 

uoyey1o 

yequl urəurəp nz Sunp|əlN Əutə tA pfegos 
NZury [jonueur əsrəAMəvəriögul Sumure 

ƏTp IM uoönF IsIopfrew [əqtsuəs spe Jyaru 
uərpəlN əutəp np uuəAA 'sne usIrapjeu 99] 
-Teuurəq aYfeyu] əfqisuəs əstəw1əuor[8otuu sep 
“EHƏŞEVN S[e Uərpəyy əutəq uondo ərp aIyem 
pun uəöunirəşsurəsirəqsəyəlg vəp nz ya 
“uə1əplieu nz Təqisuəs spe üərpəyy əutəp ur) 
"uəu 

-uogy uəuəs uərpəlN ərp əts 40Aəq “uə6nel]səq 
519 Sunune y ərp uəssnur 19ZJnN “UəUTEA 

nz gqeIoA “uə|[oA. uəuəs 13uoru J[euul uoA HV 
əsərp ərp “əzən “nzep Juaıp Sunuuorəzuuəy 
ərq "purs şəuqərəzuuəyə8 [əqtsuəs spe üərpəyy 
əsərp uzəyos 3qne[|juə sən ne puls əşequl 
1ərə1jpuəsn[ şüəru “iəşqərznpold qərurqəu 
-IƏAUIƏ U9ULIOT ərəpub. pun ərpisouoq 
çərumüəni əsərp uə9ə98 sJoJSIƏA üTəy) IST SEAA 
SOƏpIA 19DO 

Jopfıg əurnur mJ 8nzuə8əp u uəšunuuo|əg 
uərfərzusuy I9po uərurgid uoA ə)oqəğuy 
puts uəuəsə81oA Sunitə1qIƏA əuornuəjo ərp 
mj 3u9ru pun uopmm uəururouə6me uoLuyey 
uəuunur utəurə ut əlp “soəptA 1əpo 1əpltg 
əpmu 3sənuour I9PO 7279598 uosrəq uəiəpue 
qəurə 19dI9y uəpyogu uəp ne uosrəq 1əurə 
3uotsə5 sep uəuəp təq “soəptA 4əpo səplig 
uəpma 

uəururouəjne (uəyəmissöunprəpi uərəpue 
1əpo ptəpi/39ou wap dəşun 'g 'z) pyrənu 
-aqun/Sunstptmurg əuqo pun uəöləz uosrəq 
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"uəSuriq nz 

UƏĞTƏMMƏŞ umz dəpo uiəjuonuosnzutə “üəön 

-se|əq nz uosiəd əutə “VənsəA uəurə AIM uə) 
-uoemnəq uəy[eudsəA Ssəuotr[uongadssru s[V 'uəJ 
-nıyne nzep uəuosiəq ə1Jəpue səpo uəönserəq 
191298 şüəru əzəpue 3sjJuep nd :ulə8ə1 sən 
uəl[euaəA səvərəngəqssiyy 


1otApUƏq-əAIsnqe/sərrod 

“pue-səni/əp /u05"rəni?"dyəq //:sdmq :əlrən, 
[1 
"USIISITENXIS 8ntəwuəpue Sunstpmurg 
uəsəp əuuo uosiəq əurə ərp “ayfeyu] ə6nsuos 
pun “uəSunıpueH uəffənxəs nz öunrəproyny 
wopueun[ uoA 19dıoy 
uap 1əqn uorssmnysiq əl[ənxəs Jya9summısun 
“SATƏ pun soəprA “uəpriíiq vərişyərqəs 
-uTə “UəTpəyy üərəypuəsniİ 2üəru uəşuəsunA 
-rəun zəpo/pun uəşqəsunuəun uoA uəpuəs 
me qyyupiuosəq 1uoru 1oge Ist 3ssejum 
səlq "PAIM 3əpfiqəöqe fənxəs Sunwunsnz 
ərur əuqo uosıodjazurg əurə uəuəp ur ‘oyfeyu] 
pun əvənsrəasöunsəqpuuy ə[[ənxəs əjuəsunA 
-1əum IIM uodesıojun “puls 1qne|iə9 səmi, 
me ə1y[euul 1970. ypuaönl 1uoru pun 1təƏupIEN 
Iəuor[uruəuiəAutə uəutroy ə8rutə puəƏ:ugAA 
əuənsiəasóšunrəuguuv əffənxəs əjuəsunauəur) 
5 
-uadurıg nz 
UƏSTƏMMƏŞ umz səpo üzə)üənüəsnzürə “uəsn 
-se|əq nz uosrəd əurə “yənssəA uƏurə IIM üə) 
-uoenəq uəy[eudəA səuor[uəongiqssruu s[V “üəy 
-nıyne nzep uəvosrəq əzəpub səpo uəönseyəq 
1[ərzə8 1uoru əzəpue 3syrep nG “üyəsəy səmi, 


uə)[eudsəA SOyaIpyaneagssıw 


-pöəu Lu əuruuyneyyeyuoyi zəşqəsunMəun 
nz ulu sıq uəjuəuuəguuoiq uoA uəpuəsiəA 
sep səqn “uəvəmuəyozəA nz uəuonguroJul əu 
-ə8ozəquəuosiəd “uəğunuolq Təq usduejadue 
‘ne uəuro,q uəlsuorpəruosrəjun uəp ur pun 
S3OTƏTƏTA U9J01} Gunönseyəgi pun Surqqoyy 
Sunönspyəq pun Surqqoyy (6 "II 


uəyyeqəsuəğiq səqərrəpuprəAun uəSəA BAƏ 
“UəpHəM 3ölpləfəq SrllLwsoq Təpo Yoyoparm 
uəuosrəq uəvəp ul 3qnemə əşequl puls örüəA 
osuəqq “örsseymnz 3qəru əqn]noA ne puls 
“uəpiəA 1uodpəq uəuos:əq uəuəp ut “əj[euu 
Surqqour 

-ı9q47 pun Sumönsejog nz vərumüəni 


ozoz "zı EI pue)s — uərumüəny-Grunuruoo 


Sunölptəyəg səpo 
Sunz?əəA-syü?əz 
“SMƏYUDITUQSİƏq 
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uəvərəpiomə ərp 1əqn ALM ssep “uə[|ə1srəuoIs 
IIM uəuuo) OŞ 'uərou uosiəgq uəpuəgənəq 
TƏD uoA TiƏ1tp ƏSTƏMTƏNƏHƏQUL TTM uəssnur 
“uəuə1siəA nz Sumyeqsəyun) zəurə JxəJuoy 
uəp “uəj[əu nz surmə, uəzəsun un “puls 
Sumyeqsəşun) uəuorrtuuəusəAurə səurə TIOL 
Əts qo zəpo “uə8nse|əq nz uosıag əurə “puls 
yurumsəq nzep əts qo “repi 2üəru uapuegsunn 
1ojun sə Ist uopnıd uə)y[euu] uoA 3ry əsərp 
TM UUƏAA 0210 1uƏI[[ƏIA Sə əts puls uəu 
-əsə8 Sumy[euiəJun səp 1xəJuoy uə1:əJrəA ur 
Iəqe “uəpiəA 1ə1uoenəq AOTTOST ƏTS uuəA “uəu 
-TƏNƏSTə puəölprəyəq uəuuoy SI99M], əuS ue] 
Pay əsərp IS uuP/A 

*Sunz)əsuomq uəsəp rəq pun worum 

-Jyarg uoA Sunppmgug op təq əsrəMsuəqəs 
-10A .INZ ZYesuy uəyəsun 1əqn Iyaur ərqeuy 
"uərün uəuəgonəg ərp my 

Sumseyəq uəuostr[əəs pun uəvəryədioy səurə 
nz yone uəşfeuHəA səvərəngiqssrur uupy 
uəuosuəl UOA NOYLOYIIS səp 8unpiupjə5 səp 
uəqəN "UƏffos üəSöTpərurə zəpo uəurguosəq 
ƏSsIƏAA Ə1əpue ne xəpo uzəşqənüəsurə 

Təpo uəönsefəq əzəput ərp “TƏSTƏMSUƏNÜÜTƏA 
TİM UƏŞƏİQTƏA “Nəşə. nz üəSunönəzməqf) 
pun uə$Sunurəyy əvəirpərqəssəşun “uə8ru 
-Eyəq nz uauosıodjozurg pun uəqərögürə nz 
uuopuerq səp ne Sorelq uəpunsə8 uəurə urn 
*urəsjne nz uots “uəqeu Isduy vəqəsuəyy pun 
UOPIOM 1uoeiqə8 UƏSTƏMÜƏŞ umz uəuruns 
uuəA “ruəA 1ə1)nəpəq ərudoso[tuq əpuəs 
-ərəpunuönz əsərp qəop “o[etq uəuəgo pun 
Sunrəşməsöunurəyy ərən) ue uəqne[8 My “üəyə 
-nıpnzsne PjundpueIs uəSnre8rzurə uəurəp 
“uə[umj 1əuors qərp np 3səos zəman, my 
:3unpunidag 


-Ios urə “uəpəf uəSnnurə av Jun 3önseyəq 
1əpo 1qqoutrə8 uots əts ssep “'uəuuoy UƏNƏŞSTƏA 
TƏSSƏQ ATM 1rtuep “uosiəq uəuəjgonəq səp 
Sump[əuuuəSri əurə IM uə6nouəq uaffeg üə) 
-ururnsəq u] 'uəuoguu nz uresyiəurnep Jnerep 
1əpo uə[rə)ymaəA nz Sunönseyəşi pun Surqqoyy 
q3uərp nzep önnəpurə sərp uuəA “uə89entrəg 
UOA UƏJIƏ1QIƏA SEP IIM UONEISOd uəSəwsəq 
"ub uəluorsqv ərp pun 1xəJuoy uəp ne s)əs 
uəyeuul uoA uə[tər, tutəq sə Junuoy yarımyen 
`uəiue[ gt pun Er uəu35sSt4Z 

1Əz)nN my zJnuos uə)uouaə uəutə vərumüəni 
uərəsun Ur TA uələtq q[eusəq 'usuugy uəy 
-IIMSNE [euonouuə əSuyelrəpuryy ne əpe:əS 
Sunönseyəg pun Sutqqol uots ssep “uəs 

-SIM IL `uOSsIƏd 1əurtə uə]eltAnyV uə[[ənxəs 
ərp 1əqn uəSumndneuəg əsrəws|ərtdsrəq aIm 
“Uəffə)snzşyofq rəpo uə8upəruə nz UOSIOA ərp 
“uə|ərzqe ynerep ərp “ə)[euul uəurəpnuə TAA rə) 
“TƏM uoou z)nuos səsun Juə8 usuosıodjeang 
Ang “DIA J4ƏDHEtu reJuətuuroy 1Iəpo Sentəg 
wop ur Pop suəqə?T uəuormuəjo səp uosrəq 
ərp uəuəp rəq “uəguiSuv uəupos Jttu ərAos 
uaptıduy uəpuə8ərwiəAuDos u ə1[euu] ILA 
uəuuəpuə suəqəq uəuorpnuəjgo səp uəuos:əq 
19g 'uəSnjiəA umymgng səuorpuəjo səşyoz8 
urə rəqn ərp 19po Pam 1JƏJu9təq uəjJuS9HuopN 
uəp ur ərp səqn “üə uəuosrəq nz əmuət 
-WON Sy9syeny um yone Syney sə uəuəp 

19q “uəssemz uəuorssnystq uə)JuS0Ur ILA 
uuəp ‘usuosıodyeaug pun suəqəq uəqəmuəyo 
səp uəuosi:ədq UAYISIMZ uəptəuos1:əJun 1IAA 
"uəyüny 1uənyədsə:r 

pun səvəls yooqəəvq Jne vəqəsuəyy ərp 

yDIS ssep %əpuruəA ƏTS ep 2091U uoyeydoA 
UOA MV əsəTp uƏ1ƏtIƏ[o) ALM `uə)uo9IsqV MƏAD 


`suəuruəuiə)un səurə OWUMUUORTOL səp 
TƏpo siə8ensyuv səurə rəurumuuoyərəL 
uəqəlyeüəsə8 səp “qz “uəuoneuroju] 
rəvərəugönz urəuuə8[[e vəqəruəyonəA 

sep 3SI uəururouəssne uoAIƏIH “STƏMUİH. O 


*uəuoneunoJurojuoy] səpo uzəurumnu 
“STƏAASTV “urəurumuuoJə[ə], “'uəjepəp[ətuuy 
“uəssəpV-Ire]N-1 “uəssərpe]eAtuq ƏSTƏMSTƏİİS 
-rəq uə[ugz nzeq `uəpiəA 18ə|əSuəjo TayLIq 
uəyeq Jusdozaqusuosıad uəuəp ur “ə)[euu] 
:uəsjo1siə9A uərurguoni 

əsərp uə8ə8 ərp “məşequl uoA uəlrv 919puy 
“UƏIƏILIPA pUET 

ypeu əf söurpsəye uuey sərq "puls əzueÍ gr spe 
198unl ərp “uəuosuəlW əfi sep puls umpue] 
uəşsrəur uəp ul st örrüEİTOA Iypru qoou 
ypeu 219899 urəp ərp “üosiəq əurə 18 1981 
-ulrəpuriy siy “üəörprəyəq nz xəpo uəvəsni) 
nz “uəöupərurə nz əSuup[rəpur]q uapımm 
uəpeyəSuəoq 1uorsqv səp ru ərp “əəfequr 
"Msn uonpiq 

-ssrursəpury 3[eAə5 səvərisngq “uəguS:əqn 
uəllənxəs uoA 1əJdO sfe sn1e)s səp səpo 
ərcupyəyy əvərədioy “əddni5 usIzny9sad 
rəurə nz NOYSLOYSSNZ ərp uə[ugz uəlJeuos 
-uəSri uəsərp nz 'uəuniəq uəuosrəq uəu 
-əgJonəq səp uəşyeqəsuəöiyi vəqərəpucaəAun 
me ərp “uəyreuguə (nəğumyrənrəg əqəsnsissez 
qərdsrəq umz) üəsunöipləyəg  əöiirMsoq zəpo 
usdunydwryssag əşfoqsəpəlM ərp “əəyequl 
:uəƏpiəA 1JuornuəgouəA 1uoru 

aqnLnox ne uəjmp əyeuur uəpuəSoJ ətq 
"ərpUDHƏTy səvərədioy 19po əddni5 
uəyzynuosə8 rəurə nz NONSLIOYSSNZ səp ər 


aqn nor 
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`; uəpaəA uəiruejiəqn ony ürəuyə uoA 
“səpər np ssep 4eIW uəlsuogu ürrəq şsəpmə 
np “ƏəJuosunA uo]“ 'g Z ‘pam S[[eJun uərəwupos 
səurə zəydo pueul ssep “'uəuəosunA nz 
,3sqıns pun sqəry 

sururoyəq np Jou vər" qz “qis Noyyuery 
UƏTƏAVƏS dəulə ue puewol ssep “'uəgou nz 
ne pyueruəsəq 1uoru age 

IST “SSEyüm sərq *uəSuuq yənipsny umz səpo 
uənou use uəqəsuəy uoA əddnin) əurə 
Təpo uosrəq əurə uə8ə8 NOyyUery rəvəripo) 
19po öunzşəHəArədİo)) TƏTəMQƏS “POL, uopu 
uoəsunAA uəp ərp “əyequl əurəy uəsəməo) ALM 
“üəmimə nzep səpo 

uəgou ynerep “uəuosunA uəpeuəs uərəwupos 
addnısusuosıag 1əutə 19Po uosrəd 1əurq 
"Uəffə3srep 

uəşeüHəA səpuəmnüəs sseH uə8ə8 ərurpuoərq 
ərəsun uə8ə8 şyo3srəA uəurə sep uupy “uəjuou 
uəuosuəl uə9ə8 Jrəuuem TƏTƏAMUƏS Ipo 
Sunaəpuruəg “JV “rəyönioqəsnzsuotönyəy 
“euəpis3uəərüəsən) “üəəyüəsər) “Suniənuə 
-uO səffənxəs “yumyrəH zəyeuoneu “yümyəH 
TƏVƏSTUU1Ə “ƏSSEN uoA puniSjne uəstəAsuə) 
“TEUTƏA UƏIS uuəAA “uəJ[eusəA Səuot[uəngaiq 
-ssttu uə9ə9 ərurnuoəni ərəsun əmiq əqənsəq 
“uə8ə[ Se] uəp ue uəj[eudƏA səvərüəngiq 
-ssrtu [tJO1d uuəuiur ut ərp “sjuno325V any 
“uəuə810A Əts uə9ə8 pun uəjnidiəqn “uə[ərzqe 
uəlyuorruogupjəadtq A9PO SI9OML, UOA q[eusəuur 
uəstəmSsuə)[euiIƏA uəpuə9[oj 1əp 1əutə rur 
uəvosrəq uoA addnıy əutə rəpo uosıag əurə 
me ərp “sJuno25v 1əqn ə1]uoutəg uəpiəA AL 
"uəyrəsörə uəurueusjeuisSunz 

-JOSYIMA AIM 1oAəq “USÖNHIA uəuonpuroJu] 


uuoMm “üəşsod nz uəlen[eAə5 aayasıden 
1əJdO 1əpo uəşemyesən aydsıden səqn əl[euul 
(,ədure[uoçs“ “əmH“ “q z) 
uə)pyADpiy uəffənxəs nz önzəg rur əyənip 
-SNy əpuəşsəqe uomp uosrəq səp yusuy 
əddniSuəuosrəq 
Təpo uosiəq uəşünumsəq əurə piounsqIəs 
qəpo öunzşənəAşsqəş nz Suniəpiojjny 
eəsər) səvərisngu səpo yaneıgssıy “öümynəq 
“SV səyfənxəs “əguSrəq() zərfənxəs səydo sie 
Sn383$ utə:ur yne puəvəlseq uosiəq səp yusuy 
uəou nz uəqəSəq öunönseyəg zəpo/pun 
Surqqoyy “Söunsepyrəsiyərsqy rəpo Sunsnseyəg 
qəpo/pun SurggoW ue öunöirrəşəg mz mımy 
:uomp uəuostəq ne uə|ərzqv səSrlltrwsog 
qəyüəti uəuosiəq 
ue [yezuy əsgJoi8 əurtə ue Jdeyyodun uors 
1əpo Ist puəönsgyəq fənxəs 
1əpo 3qəsunAMəun 


ərp “ourueujnep[eJuoy 3royrapaım 
*uəuruəuiəjun Sunönseyəg pun Surggow 

10A 1ƏZJnN A9P z3nuoS umz ıım sem “əqn 
-Iep your 1ərq ərqeyiq 'uəsjojsnzue SurggoW 
aM uəurəu əSnuorA ı0qn əuogidsəp um 
“uəuoneuuojuj vərişəryyəsurə “vəğumrəyuy 
-PUYIS-MFYUIS şəşərq 17 “üəönovəq uayyıy 
-UOY U9IOPUE səpo Surggom Mu Sueuuəur 
-wesnZ UN uəutə[qoid təq əJltH ərp “uə8osep 
-gBd pun wog “əyərpuəönf my əl[ə)sjne|uy 
spe yuərp qnusuonuəaRıq-8urqqoyy səsuf) 
"Uəz 

“nuəs nz 1oAep S[OO], üəpuəqəşs SünönHəA 
mz yooqəəvq ne səp ayfrypru qəs pun uəp 
-qəuş nz əşyequl əönrerəp pun uəl[eudsəA səqə 


"UəöLTpəlürə 1əpo vərəlsiyenxəs 
3iziydxə uosiəq əutə səpo uəSrəz öünləlsiy 
-ENXIS ə)üəsunAMətn ərə zəpo uəğunipueH 
əffənxəs əvəryuryəusəAurə şüətu ərp ‘ofeyu] 
‘(msn ƏSEVUƏS uadunpurumgs 
-1ƏA “UəSunzəşoq usdunyypuurg) uəsər[nutts 
Ərəpue uə8ə8 uəlen[eAə5 əpuə8SərwuəAuos 
ərp “uəpiəA 3öfəzə5 1o1eə19 uəuəp ur Teuur 
Muəjtər8ue 1əpo uən[eunsəJ UVESİTEMƏĞ uosrəq 
Əreqiərzgnuəpi əurə znsnf)sq[əS uoA uəutrueu 
wm uəuosrəq uəpuəssod ərp uəuəp ur “əy[euur 
M`uəpiəA 1[[91sə8rep uəjenn[pAop 
əşrərnuis rəpo 18r9zə8 uayeM 9SISA 
-1əuor[8our rəqe “uəpaəA Juueusd uəurueu 
-SJEIN 19po əuO “Əşşümdirəz usywumsaq 
əurəy uəuəp ləq “urə mu uəšunuoiq 
şyəfiqəs ,uəuoiGq səpjə1ipul“ :SIOMUIH 


"PET 
3qorpə umuuəSri uoA Suünio3srəz 19p səpo 
öunzşəyrəArəd/oy) rur Pop rəpo ?yəripur 
uəuosrəq uəseqrərzynuəpi uəuəp ur “yequy 
"1Uə3s Sueuuəururesnz vur uə]eTll|eAə5 rəpo 
uəsunuolq uəyyərip rur ərroəqisöunigAMəs 
-1ƏA ƏSƏIp uuəA “uəpiəA uayLIBadue əuoəu) 
-sBunIQAuDƏSIƏA uəuo[peuos səurə uowyey 
ur uəuosirəd əreqsərznüəpi uəuəp ul “Ə)[euur 
'əqnInox 

uoA q[eusəsjne uəuosrəq uoA Sunäysefog 
əşəşqərəöyərz ərp 19po “uərərmdrueur nz 19po 
uəyuonuosnzurə ə1zəpue Terz wop Ju Sunp 
-quoddnın “urxoq “qz “üəönnünə uəly[eu 
-19A utəuəssəurəSueun nz SUB ərp “əyequr 
"uəvorpəq nz rəpo uəönseyəq nz əqnInox 
uoA q[eusəsjne səpo ne uəuosirəd “'uƏpi9A 
uomıadme nzep a19pue uəuəp ur “ə)euur 


əqninox 
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:uəzuənbəsuoy 

"uəğəöyüə uəşörrəşəquy) uoA 

uone spe uəuəgonəg uəp uoA [uoAos əl[euu] 

1ə8nrerəp uəöunpiəyy uəuruəu 1rtAA "TƏN 

¿uəuuoy uəpiəA ynıdısqn uposay 

AOYIML ƏTp uə9ə9 9909519 \ ne əts Nurep “utəs 

ayfeyup səsərp əqrəvəsrərz yargugsıad vər ssnW 

"UqəpaoHə 

Sunönseyəg əqərədioy aIm uətuuupusje]q 

-ƏUHVO ərp “uəstgwsuəl[eusəA pun şəusəşuy 

un öunönseyəq səpo qəncuqssIyy Nur uəuos 

-1Əq ue apnıuy ‘ne pqugiruosəq 1uoru rəqa Ist 

“sseyum sərq 'uəuoəəidsnzue rəpo uəönseyəq 

nz uəşeuHəA urəvəlluəngiqssru rur uəddnin 

1əpo uəvosrəq əşünüunsəq “qəönnürə nzep 

Ərəpueg ərp “HƏSTƏMSUƏŞEÜHƏA USIOTAIOA 4IAA 

:uə8nse|əq nz uəuos 

-I94 uoA addnıy əurə 19po uosıadjazurg əurə 

“ərəpue ue Suniəpiognvy 19po Sunsnynuug 

"UƏPTƏM 1puəA 

-I9A ƏjJtit89əg əpuəSrprə[əq tuəp ur “'uəpi9A 

uəuəS1oA [eg uəpə[ uə8əS8 1uoru səqe m 

“uəpuuduuə Sıspo3sue spe əjjuSəg əjyurunsəq 

uəuosiəq əörürə ssep “qənc əJuoeəq 

ayıg 'uəyreuyuə səuoruug səpo uəsunidurris 

-unIoA ərp “Əə)y[euur uotr[sjJər[U59surə “uə|ərzqe 

uosrəq əutə ne ərp “'uə8un8rptiə[əg əA1Ssə166ə 

Sisjpuuəqn uəSə8 uauıyeusgeW uəJrƏ:8Iə 1IAA 

:urəyuonuosnzutə səpo uə8nse|əq nz ərəpue 
“ərz urəp UL uəSunšSrprtə|əg əAtssə185 

i] 

„U9PIOM nz uəssouosiə 

“Sə ƏS uəuərpiəA ey addery ərp 3qəru 

uəjuensuourəq uoA addnıy əsərp uuəAA“ "qz 

“uərpzəA uəSunz)əligA əvəryədioy ərəMqəs 

uəuosrəq uoA əddnin) əürə ssep ‘uades nz 


“UƏŞÜƏLİ uonesiƏAuoy 
1əp ur uəvosrəq uoA əddnin) əutə səpo uosrəq 
əurəzurə əurə ue yaIs pun uoyeyguo əgusuy 
əpuəsloJ ərp “uəpuəsiəA nz uəju9ruqoeN 
ev şəqyueisyüəəyüəsən) əutə (əstəwuəuo 
-tI8ouu) uosrəq ərp ssep “qəsumdneuəq o 
uəsunipueH uə[[ənxəs ue SunSrrələg 
1əp 839unnuuiowumjəg mz uəSunrepyəsyyərsqy o 
Sunsəpuluəq 
1əpo NOLpfuery uəpuəyəəşsuc səpo üə) 
qeusuə zəurə ‘(POL UOA uəu9sSumAI9qi9H o 


uomp uəyrərönzüc 
uəuosrəq əsərqəui səpo uostəq əutə “si sə 
PIZ üəvəp “üəffəşsrə nz uəddnin) zəpo üəşləs 
uəsunipueH üəflənxəs ue öünsirəşəgi 
1əp SumaoAnyəgi rəpo uəSun[putH vəffə 
-nxəs ue öunsirləşəgi mz uəsunrepuəs)uərsqy 
uəuorpuəJJo:əA nz uosrəq 
qəurə əssəspv-IEYV-4 4əpo jjuuəsueuuo/A 
“təururmuuojə]ə, SYeALId ərp “'uəuoipuy 
uəvəsne) nz TEHOA uəuo|os urəurə 
rəq SuniətA[oAu[ əsl səqn əzəpue op 
-mA 3ö9emyəəq rəpo iyqezəq önrəsdəpue o 
1əpo “üTƏS 
nz sIfEHOA uəvəfos səurə səydo “q1540A ınu o 


uoösrəq əuəyonəq 

ərp ssep “puls uəşreyyuə uosungdneyog 
uuəA “uəşsod nz uəuut uoA p/lg utəutə səpo 
suəureN SalyT SunuuəN rül USFENTEMIH səqəs 
-t8en əpuəqənəqf) zəpo səydo səqn əşevui 
uəpunyə5))6s 3üəru əqeu Jenfemodg 

ayasısen ərp “puls uoyeyuo uəğumdneqəg 


ənuəsgid (urəyərdsnevəg “gi 'z) urəuuuəurrər, 
UOSHTTMIO ur uongguəumyoq spe uəSuns 
-nse[əg SHOTNUNS 19PO əvərüəgs)e) uəuəp 
ur “Əşequl :Sunsgseppg rəqn Sunrepijny 
Jyseuas sreds 

mu ayey ueur “məşdneqəq nz puəsjərruosue 
pun uəönseyəq nz əzəpuc “yep uroyosjrye} 
-IƏ14 utəy SI sətq :stəwurH '(„SYPELL-SSIA“ 

`g zZ) yisnyy 19po Apauoy-dn-pueIg “mes 
əƏl11ərseq1drpjs emI9 ƏIA “uəpiəA MOSES Sun? 
-ərqreq uəuosuəpnsumy rəurə uəuuet UN ərp 
“uəSun8rprə[əg :uəSunjərqreq əşərseq)dinis 
*uəuruəuiəjun uə[guon 

-punrnul uəsjo18 UOA ƏpuƏZJISIOASpue)SIOA 
1əpo rəşənəAsöunərSəy əJuupyəq ƏMƏ ƏTA 
“uəqərzəq uəuonisod)qəeyy ur uəuosrəq ne 
qərs ərp “'uəpiəA 3rənmisip səpo uəuooidsəq 
uəuuəul, əffənpye uəuəp ur “əəyequy “nəq 
-ərzəq uəşrəyuəryuosrədsöundüni zəpo səöen 
-SYUTV əyuuyəq ne qəs ərp “uəuorssnysiq 
:ə|ətdsrəg `uəuosrəq A919pue Sun6 

“BSETƏq mz urəqosyrqeyrən ürəy IST sərq 381 
ınJen Joy9suapsuny səpo Joysımpeyssuassim 
Oy9sLIeJusumyop “rəvəsidoöeped əz, 
yərgulmud ıyı uuəA “Uəevyüə üəsunönseyəgi 
ərp “əy[euul əsrəsrəqərəğur uə1)e1sə8 AM 
:uəurqeusny 

"IST ə1sr[ ə8rput1s 

-IIOA Əutəy sərp ssep “ə)uəoeəq əyi 'uəuon 
-yung- pun spfnporg-sqnLnox us1apue əə 
pun sureənsəAr] JreJuswwoy “uə8unqrəruos 
-ƏQOƏPTA “soəptA “my uəl[ə8 uərurpuoni əsətq 
-3Ə1tə1qIəA 

1əpltg əqəyos uew ƏLA ‘PIIM 3EpMə uəuəp 
ur 1Əpo uəpiəA 3819238 xəs urəuor[uruəu 
-I9AUTI 3üəTu uoA J1əpltg uəuəp ut “Ə[euur 


əqnInox 
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1orxguəq-əAtsnqe/səDrrod 
-pue-səma/əp/uroo'1ənrdiəu7/:sdTu sərən 

b 

"uənəds ayeqsənep 

Sunmudisqn uəlsiə səp rəq şünoəəy uəp 

AIM U9UUON 93819Z uə)[eudəA səvərüəngiqssrur 

Ərur] 109519 ur şünoəəy ur uuay `Sunuəds 

uoyeyIonep səurə nz vərişyəriyəs juny pun 

ərATye 1ə8ue[ snpoW ə1z21mnuosəSqrəruoəs səp 

3qrəfq ƏSJ01SIƏA əzəşedg 'uuey üzən) YƏpərA 

19 10AƏq “UƏZ)əS snpo]N uə)z)mnuosəsqrəruəs 

uəp ut Sue] 3tƏZ əutə şunoəəy uəurəs 

pun “uəurənuə nz eyuj uaysrsey uəp “urəp 

-togne uəpueurə[ m uəuuoy fəldsrəgi umz 

M“uosIəd Iəurə UƏŞİQ?STƏATƏSƏN 

uoA Sunuuorəzjny əönəqi0A ərp pun səsjol1s 

“1ƏA SƏP ƏTƏMMƏŞ ərp “me Jyugruəsəq Iyaru 

1Təqe “uorlsjərrqosurə “məroyyeq uoA əqləy əurə 

TM uəSnuoIrsyonaiəq ərumqəni əsərp uəsəs 

ƏŞTQ3STƏ A my aeg səp Sun8əpsə4 səp tq 


us 
“rəqyueDisyuəəyüəsər) zəqn uəSunidneuəg o 

Sunsəpuluəq 

1əpo şəqyuciyi uəpuəyoəlsue rəpo üə) 
qeusuzə 1əutə ‘POL UOA uəU9sSumAI9qi9H o 


ƏuəsuopAuri mq 

:uəgiər6nzue urəpuəs 

“Toz 3rur suəqər uəuorpnuəjo səp uəuosrəq 
HƏPTƏA 19puəA 
-I9A puəşrəAqE əfs uuəA “Sunydurruəsəq 
qəp əyənipsny əuəsurzədsuəne14 
nəuosqv 19po SumuoeJ:əA uoA əyənipsuy 
əruəudse|g 
Təpo Jerguap] əsoröryər rəqn uəsumdnevəq 
uəsunqrərqəsəq əuporliədioy əAneSəN 
uəsunjduuruosəg əşərzər) 


:uəl[os uəjrərSue səpuəS[o1 
uomp uəuostrəq ərp “uoddnıy rəpo uəlrəs 
uəlytəuyuempls)uəoə[uosə5 zəpo 
uəsunipueH əffənxəs zəqn ussunydneyag 
UOPIOM ŞƏDPUƏMMƏA puəliəAqe əts uuəA “un 
-duuruosəg səp əyənipsny əvəsiyizədsuənün 
Sun 
-əpuruəg səpo NoLpfuery uəpuəyəəşsue xəpo 
uəypeuisuzə zərə ‘POL UOA UOYISUNMIOALOH 
:uəuomuəljos:əA nz (suəqər uəuot[ 
-Ju2JJO səp uəuosi:əq uong spe u9uosıadyeArtg 
100408) səönüglrəpuriy uor[8nzəq səpuəöloq 
Sunz)əyəAsədioy 
1əpo Suniəpuruəg NOyyuery 19puəyoəlsue 
1əpo YƏTƏMQƏS ‘POL UOA uəu9sunAtə9q19H 
uəsunjduuruosəg əşərzər) 


u qənə Jyag“ :Jərdsrəg 'uəpiəA uoypusosue 
addnıy usIzmy9sa3 səurə nz Jytəy8uouəsnz 
qərq uə8əA uəuosiəq uəuəp ut “ə)[euu] 
Pıpapım 

qəeyurə — ue Inyeaıy səsərp əuugz ərp uəonə 
yono“ :Jərdsrəg “üəpaəs 1rənuəurtuoy Srl[eJqe 
uosıag uə9əAə[ rəp uəjjeuosuəSri uəvərəp 
-ugrəAun ərp pun 4819298 uosrəq uəltuumsəq 
A9UT9 AOPJIT 3J[outəpətA uəuəp ur “ə)[euu] 
:puis yqnejiə güəru əqnInox 

me ərp “əyeuul ıny apprdsıag əörürə sərH 
"əpeuəs uuropie[d s[e aqnLnox os pun “uəp 
-IƏA 1JuopgəSue UIOJEII) uəuostAZ U91IƏ38I[ 
-əspurə4 3poqrəpəlu. uəuəp ur %[|ə)siə ə)[euul 
Sunrəqərəsəg uə[ərzueut səp Tərz wap rur 
pun ə?zşəssne öunzşərəArəd 

-IOY] I9p OŞISIM urəp usdundurpag səvəsniyod 
1əpo 1OJEIZOS xəqərmiQ puniSjne uəuos:əq 
‘ydunyosaq 

pun 3S1prappq 4rəpyəeme usyeyasuadtz 
uaypIapuer>AUum səri uə8əA J|[OUdƏpətA spe 
-o|dr) uərəruəu ur uəuosrəq əreqsərzənüəpi 
Səpiopne uogfeyro‘ 

urəuəssəurəSueun nz J[outəpərA səneqəsnz, 
107891) urə 

uuəA YJdUBYIIA uəJens ərəpur 19po şüzəpuə 
əƏy[euul uəpiəA uəl[84 uəuəg[əs uəörürə uj 
:uəjens pun Sunzətsuejəuo]N 

“qəpueu uosrəq əjuueyəq əurə um uprs sə qo 
‘uonep Jə7yuopeəSun 1eMZ pun “uəpiəA 18Iptə|əq 
addnıy uəşzinüəsə8 səurə nz 1Ytəy86uouəsnz 
aaıyı punidpne SrjlLAsoq uəuosrəq uəuəp ur 
“10A Ə)[euu] uə8ə8 1əl1reu uəuə8 ALM :SIOMUIH 
"UƏHEUəS 

nz ınyep urəsissnAəg əuoərpuəjo sep zəpo 
uəydureyəq nz Sulqqourrəq4?) um ‘uapıam 


sqnnox 
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uələlsifenxəs 
uəuəsuəoeAuq üərəpub uəurə ərp “ə)[euur 
uasıamnz 2194 
-UƏHfə3Ş uəurə Jrəyuətr[uosrəq Jay! t9po suəu 
-Əssny sərür punispne uəuos:əq ərp “əyeuul 
uəsSunqrəiuosəg 
əvərədioy əAnedəu qəp əyrsuy 
uəyuəl nz ynerep şrəyuresyrəviyny 
rV əxne9əu ərəpuB əutə ne um səpo (uəs 
-tənjurq qəmp fərdsrəgi umz) üəqəqnzioAsəq 
("msn ıyo ƏSEN) ə[eupjəlw əqərədioy əuəs 
-uizəds um “uəpma 3rənyndiurur ərp Əşequy 
(Heponeyl" “əy” ‘yny“) 
yəlqo vəsofqəy utəurə rur rəpo “uəl[ə8 uəSə| 
-1əyun ffənşyəfəsur rəpo vərədioy, spe iə.m) 
-[ny ərp “uəyyəsul səpo əsəri, UL ƏUDI9[SISA 
“UƏVƏTDUƏROTƏA nz “uəuəls ?fəyqəmuəyg səp 
ur Srlltrəsun ərp “'uəuosiəq uə8uue[rəpurnu 
19po uauosıodyearıg vərfönzəq səpuəöloq 
uəyuə[ 
nz Jnerep 1Jrəyuresyiəurnvy Jy əxnesəu 
əƏrəpue əutə ne um 19po (uəsrənyuri 
uomp [ərdstəg umz) usgaynzioaay (Msn 
1uO “ƏseN) ə[eupuəlw əuorHədioy əqəsişiz 
-əds um “uəpma 1sərnndrueuu ərp Əşequl 
(Heyosey" „ayv“ „uny‘) piəlqo 
uəso|qə[ urəutə Jrtu 19PO “uəly[ə8 uəSələjun 
Ilənpləl[ə1ur zəpo uorliədioy spe aanyny 
ərp “uəpləsul A9PO uəvəri, ur ƏU9I9[SISA 0 


əöuüglrəpuriy ma 
uə1))odsiəA 4əpo 
uəşyəvin3 uosiəq səp pol, uəp ərp “ə)Teuur o 
UuƏpiə9A JəpuəA 
-1ƏA Pus}IOMge əts uuəA unjduruosəq 
1əp əyonipsny əuosgrzədsuəneiq o 


ƏərM “uəSunuoiq ə1əpjuoy qənc spe “uəpuə 
uutut[UƏS qərp any sə pıım “QƏS TEN Isypeu 
sep uorp qəT uuəA“ aIm “uəSunuoidq əplə1rpur 
[yomos uə[[ej asyunregq "uayasuapy səurə 
ytəuyiuəsrəAun üəvərədioy səp Sunyoıpag 
”uəşrəqrəəq əurureH tuəurə ru fəddnin 
uəyzynuosə8 1əurə pət[93iIN] uoA şüərsər) 

sep əpmA pueul ‘sIyssunm vəf“ :ərds 

-TƏg "U9PI9M 323ƏHƏA 1OMUDS 1ƏpO USAL2IS ərts 
ssep PAIM J1ONE93 yasunyy səp pun uopıom 
uəgri8əSue usyeyasusätg uəvərəpusrəAun 
1ərur punsame uəuos:rəq uəuəp ut “ə)[euul 
"uəuərp 

uosrəq vəzeqləlziymüəpi səurə Sunölpləyəgi 
uəsrrsoq səp vərişyərqəssne ərp “'uəjuoy 
pun 38n 

-QUƏĞ Sun[pueH üəffənxəs uəqərunqəuəAurə 
üəru pun uəuosnse:p 1əutə nz səpo 7210] 
-19A IƏMMVƏS qəpiouu uosiəq əreqsərzynuəpi 
Əurə ƏTA ‘PAIM 38rəzə8 uəuəp ur ‘oyfeyuf 

,iSTE OL], Igpo Jueyny ürə ər 

1uərts ərq “ya qəsuəyy ürəy uoop Ist seq jue 
yny aypıjssey əsərp mu vənə Iyas“ :[ərdstəg 
*`uəpiəA 1uorruo9suəunuə uəSunšSrprə[əg uətu 
-ənxə AU uəyjeuosuə9rq uəqərəpurəAun 
A9ıyı punsöyme uəuosiəq uəuəp ur “ə[euu 
"əs 

Suequəururesnz vur uə)eT[eAə5 səpo uəS 
-UNYOIA uəşyərip rur əuoəu)sŠunIoAuoSIƏA 
ərp uuəA “purs 3öryrəşəq qəpusquəvəsuəyy 

up əts ssep “pit 39)dneuəq pun uopıom uəj 
-yudəsue əuroəujsSuniomuoSIƏA üəvəlpEqəs 
vəurə uəuruey tur uəvosiəq uəuəp ur “ə)[euu] 
„uapam önz uəurə 

10A (918 uofos ərq 'ue [oddnıy əəzinüəsə8 
əurə xn gur8əg zəpuəörprəyəq ) uəSpləə:p əsərp 


əqnınox 
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“UəllEA U] *uəuuoy uəyuə| sjuəAq-əurlJO 1əpo 
uəsSunuaugJrq uəuouosiəd ərür me Noyures 
-yAauımy uəuosiəq NUrep NZ əJmwdoAle, 

UƏSSEİ AM "ƏHƏSÜƏBAMIŞI uəSə8 UALINMIOAIEL 
UOA IX9JUON WI 1əsjne “üəşrəyölqaq ərp səpo 
1əplereuO uəp səqn ussungdneyag əAneSəN 
Sunzuərösny uoA 
Sunsəpio,q zəpo Sunşroumyəg Sunıaturpıooy 
Teynuəpi 
əqərmuəərqəsə6 zəpo SuniənuəuO əənxəs 
ərp “uəöunuərzəqsəqər? zəqn usdumdneyag 
uodunydunyosag  əşyərzər) 
:uəuəls 
nəyuəmuəyg səp ur Silltwtəsgun ərp “uəu 
-osrəq 1əgurue[rəpurtu 19po usuosıodyeAang 
19duyeliapurur qəpo (uo1Həpaojiə əsərp uomp 
Sunp|əuruə8rq) usuosıodyeaug tguəsuoewuə 
uqərönzəq uəuorpuəJo:əA nz səpuəöyoq 
3lərzqe uosıodyeaug 
əurə spe tuəu yi 1[euu rəp uuom mu 

“Sulqqoy/ səuəSozəq uos:əq əuə8rə ərp yy o 

Uu9Ə1tƏ3NSIUB4 ərp 1əpo sə) 

-yereyy uəp zəqn usdumdneyag ƏAneSəN o 


:uəddnu5 19po 

uəlrəs uomp əgušuv nzep uə[u8z urəpiəsiny 
uopodsıaA zəpo 

uəşyəunö uosIag səp pol, uəp ərp “əyreuur 
önpərürə yaıpzyesnz uosrəq 

ərp z1xəJuoy səp t9qoA “Surqqo]N səvəryədiroyi 
uoypey 

—uə fəyq “Mzq nəvəsqy uoA əyənipsny ərp 
“əyreuul səpo 3örrpərurə yaızyesnz uosrəq ərp 
xəşuoy) səp uəuəp ləq pun uə8rəz SueS[un1s 
1əpo uəv?əldqıq “uəirəruun “üərəmisüəT/ 
utəp vəvu ?yəmip səpo rəq əsəpuc ərp ‘ofeyu] 


"Sunrərsifenxəg əpo 

SunörpməqedəH Sunsuparug qəp 9N99A7Z 
umz uosiəq uəseqlərzynüəpi rəurə süərəsəq 
-ezmuən, səpo -sjesəp “3snigi səp SunqəuroA 
-19H Əyərzə8 əşoqəpərM səpo uəuroozupiəH 
"VƏZ 

MN uoA Sunssardig əşqənssəA səpo Supi[e)s 
"Sunönseyəg səp 

uəşry uəönsuos səpo uəynrüy vəqəyos nz ürə 
-nevəsnz uoA uəurodsuy sep səpo uzəurumu 
-əyrquəqdonseşeyi səpo -ynnoN Təq uəvərəns 
-uojə]ə, uoA Uəşry əzəpub pun „Sungems“ 
”əvəsunu po] uəp 

TUL IIM SSEP “HƏSSİM [[OS ƏTŞ "SDE uosrəd 1əsərp 
[euey urəp ne önüəti əl[e qənə şqoy" :Tərdsrəg 
*suoneidsst]N VƏSTİLMSOQ SƏP y99A7 tuuəp 

rul sro1eə1O səurə soəptA uəp 1əjun uotə:əq 
-Teyuəururoy uəp Ne ürəz)nN uoA UOSIOMIOA 
"uəqqour nz uosiəq əreqsərzunuəpi 

əurə um “ugeəns utəutə rəq s)eqəşxə, səp 
19po |ətdç urəutə ur speysyseids səp Sunzinn 
19po ,sprey” uəjuueuə8os uoA uə1ətStueSIO 
si)qəuqe uot[puə əts siq 

“uəyuSruƏeN 3sse[3əjurq pun up əSup[ os als 
my 381osəq zəurumuuoyəfəl ə:zut mu əqeu 
uər" :ərdsrəg :uəjuou nz uosrəq əpuəyənəq 
ərp ne Noyuresyraugny əjuosunwuəun 

1əpo əuəssəurəSueun Yydısqy səp Nur əssərpy 
-IEYN-H Təpo əssərpejeAuq “t9urumuuojə[əl, 
ƏM uos1əq 1əutə uəjeq UəuəSozəquəuos 
-təd uəqəmuəno 1uotu uoA Sunuorpuəgo:ƏA 
"parM 1uənueu əJpeAA 1əutə 

rur req)uots uəuəp təq oA $Jo|q uotp yaıs“ 
ƏTA “uə8unuoipue)[eAə5 əpyəripul ət4os 
Sutər əurə rp qəl neu Sejsureg uəjsuopu“ 


əqninox 
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PLA Y1993 3xəyuoy) uəpuəurəuu[UoA utəurə ur 
Təp “şo3srəAsöunSnseyəgi səpo -öulqqoyy 1əpə[f 
uəşrəyərya, ərp zəpo rəp[er 

-eu9 uəp səqn uəSunidneuəg əAnesəu-yüəlN 
uəğunq 

-qəzqəsəgi ayaıprodıoy əArsod zəpo ə|ennəN 
ÜƏMT" ‘Aa8LL“) uəy[ə8 uodoprayum 
qənəyərrəsur rəpo qərnədroy) spe 3üəru jean? 
-ny ərp “məpyəsu əpo uəszəri, Ur əqərəfərə 
ƏlOS UəpsəM Jopuamadue Sumjnsuy 

pun em39 nz ərumuəni ərp uəvəp ur “uəp 
-UET uə:əuorsun ur zəşme “ərurəqdseyg zəpo 
yeynuəpi əsoförər ərp zəqn uəSunidneuəg 
suəqəssny səp punısme uəvosrədirarıq 

TƏpo uəvosrəq MƏAD `wzq suəqəT əvə 
-Ipuəno səp uəvosrəq uərəpue Jr UoI9[SIƏA 
Təpfig Sıarndrueur əjuəosunwuəun 

Sulqqoyy səuə6ozəq uosiuəq əuəölə ərp yy 
:uəuorpuəj 

-JO1ƏA nz (uor|iəpiojiə əsərp qəmp Sunp[ətu 
-uəSrq) usuosıadyearıg qərönzəq səpuəS[o14 
UƏD1ƏA 13[191Ə8 ?xəşuoy) uəpuə[riə1m 
-1ƏA-)UOrtu utəulə UT soəptA Əsərp uuəA “öunz 
-J9SI9PUEUTISNY rəurə Mu Sueyuowuresnz 
ut əönüglləpuriy uə8ə8 yesən) əvərnəd 

“103 Yəpo Sulqqoyy saystpradıoy səqn soəptA 
UuƏY[eUd4ƏA UTƏSLpiMsəz 

-3əSə5 Təpo uuə[[əurtuuni uoA uəSunm|[əJsiəjun 
:uəuomuəjjoəA nz uosiədieAtuq 
uəsruug[rəpuruu rəurə qərönzəq səpuəöyoq 
əuəs 

-YIEMIT uə8ə8 USHNMIOAJEL UOA IX9JUO)Y Ur 
1Təsjne “JONT Təpo Sumgypers\ uoA əyənipsny 
USLIOFUS nz əsərp 43nuəərəq nzep qəopəl tA 
puts “uəönyz uəpeuos uəqə7 uəşüəə un uəu 
-osrəq uəjyuueuə8 uəp AFNMIOAJEL, uəuəp ur 


*uəpiəA 18ə|əSuəjjo 
uaəurumuogluoy 1əpo uəssərpV-TIe]N-1 ərə 
uəyeq əuə8ozəquəuos:əd uəuəp ut “ə)[euu] 
uapıom 
1uopuuə8 uə)pnATəy səvəfos [ərZ uəşqnenə 
umz rəpo uəpiəA 3övpərurə zəpo şəpurussrur 
quoəngaqssrur uəuosiəq uəuəp ut “əl[euu[ 
Təd 

“uuglrəpuriy Sunönseyəg pun SurqqouuəqÁ. 
[1] 
`uəp 
-uəA əpıguəqsöunöyoHəAyen ə[eyo[ əurəp 
ue puəuəšSurn qəp np şsəyifos Ist tueJə5 səreq 
-qənrurm ur pury ürə ssep 4sqneyö np uuə/A 
"əyiq sun əts əp[əut “uəsJo1siƏA vəruməni 
əsərp uə8ə8 ərp 957078 əəyequy ne np uuə/A 
‘Ist ərue[ gt spe 108unl 
qəp 1apal əstə9wuə[euuou sep Ist uəuot8əyN 
/urapue] usyswur uap ur st Suryelifoa 3üəru 
uqəou ypeu z)əsən) urəp ərp “uosrəq əurə 18 
1əSurue[rəpurl s[V 3qnepə Jypru sqn,Lnox ne 
purs uopayeJo3 səöuqelrəpuriy uəpupəq[UoAA 
aydrpodıoy pun sfeuonows sep ərp ofeyu] 
əqnrnox ne urapury uoA zinüəs 
oeregz6zərdo7 yənşəpzTü49czc08c7TƏMSUE 
Təqmnoz7un5"ə/6665740ddns/77:sdyq əyən 
"Uə)uu oy üəşyos 
-19A uərumnuoəri əsərp uə8ə9 ərs ssep 9sqne[8 
np uuəA “Əyfequy əutəy əqəmümənosəA “puls 
əyərdsrəşi əörürə mu sərp ssep “q JyDeag 
M“utəpioJ nz pun uəönəziə 
nz uərcupuəyy uəjuuguə8 uəqo uəp rur 
uosiəq əurə uə9ə9 SSEH 1əpo 1[eAə5 “'uəpmA 
(Gəppourə5“) şrərzrpour :əpo Joysınyuo 
TərZ wop rur ərp “uələrdsoəptA uoA əƏl[euu] 
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uərumqəni sərəsun vəvuyey ul sep “üəöiyrəşəq 
nz uəyeuHəA ug yoIs “öunrgpyuəs)yərsqy səurə 
"MZq my wou Nur uəlj[euu] uoA üəşsoq 
*ə)ssnuu uəpləuu ISTOMIOTEIL 

-1ou sun səydo sep ərp pun uə|ətzqe uosrəq 
SUIALOISIIA əutə ne ərp “Əşfequl yone uəu 
-qəpuə aıy uapodsıaA rəpo urərə] “üəşəqyn8 
uosiəd 3əutə POL uəp ərp “məşyequl uoA vəşsoq 
“sE3nosunu 

-1əun 1[euul səp ssep “uəy[euiə Sunöneşsəgi 
ərp srəydo səp uəşönqəərəqsöunmənrəA utəurə 
Təpo 1ƏJdO woA YEM uUƏA “ƏJ[euu] əsər 
uəurəpuə u (Honfew reguəurtuoy 1əpo 
Sentrəg wop ut pım 1ƏJdO sep yz) 3əp|əuu 
‘paıdue Ppfearp 1əJdO sep dəşsoq səp [iərs] 
sep “Jnerep stəwutH uəurə “4zq 1J[euu[ uəp 
1əJdO sep ssep “uəpima uəuoəgur qərəpsoqə 
ƏSIƏAA Ə1əpue ne sə ərp “uəşfequl uoA uəşsoq 
"Yev 1əpləurə8 Pyaaıp 1uoru əts 

qəydo sep uuəA 3sq[əs 3əruurojur J[euul uəiur 
1əqn sun srəydo səp qəşönüəəsəqsöumənəA 
urə zəpo xəydo sep uuəA [| urəşroaydumuəş 
uayosıpzadsuaney nz 8nzəg Mu əyənipsny 
əpuəörpinAqerəq qəmp vəyriuy uoA uəşsoq 
Jey Too[qə8 vərp ərp “vəsəmyeyuoy 

nz uosrəq əurə um ‘USJUON uoA Uəffəşsiq 
"UƏpMƏA 1əp[əutə8 srəydo səp uəşönüəən 
-əqsöumşənəA tuƏəurə uoA dəpo əydO tutoA 
as uuəA 1771 uəyuour uəuosriədieAtud ue uəs 
-umy[e)sue:ƏA pun usddnıy “uəltəs əjuosunA 
-təun 1əqn upts ərp “uəj[euul uoA uəlsoq 
:uorHəpiojiə 

Jyxəjuoy] zəpo/pun uəuongurdojul əvərizygsnz 
“uə) 

“EATDIV uə|[ənxəs ue |əSue]w uəp ne önzəq 


6292826=J1d07 yənmşəpzTüz666Toge /TƏMSUE 
Təqmnoz7uno5"əfs0057yoddns77:sdmq, səqyən 

*uəpiəA J1aruıue N 

19po SurggoW nz ərəpuc uəuəp ur ‘ofeyu] 

`uəpiSA 

1y8nse[əq IITənxəs ərəpue uəuəp ur “ə)[euur 

*Sunurumsnz vərəp əuuo 


qru əyənipsny əpuəuəwqe uomp əgrisuv | uəuosrəq səşununsəq uəuueujnv 1rut əj[euu] 
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3z3msrəşun pun ‘uayfeyue nzep I9po up 
-10J UƏEUHƏA SƏpUƏZŞƏHƏAŞSQTƏS ərp “əy[euu 
ərurpuərny ərəsun şəşəqləA pun?) urəsərp sny 
"ypıpuoyasıaA səpo vəmqərsqe qo — uəuuoy 
uəy[euue nzep zəpo uzəpioy uədunzyəHəA 
-3sq[əS ərp “uəuəs əy[euul əts ssep “üəqəşsuə 
uəmpep ərp “uəz)ynuəs nz uəpguəs uələ 
-Izuə)od 104 uəuosuəlW 3uueyə şəyörpuə 
20N ərp qənc uogey AM *uəuuoy uayosne} 
-sne uəsunrueyıq uoysrugsıod ərur uagey 
uəyuepəsSpiounsqləs səpo uagey 3z)əHəA 
3sqləs yaIs ərp “'uəuosuəlW ssep “Uəffəşsnzrənəls 
um “üəşerəq uəlrədx ru uoruunjsne sun Im 
uəqeu ərurpuəni səsərp Sunpppmyug səp Tag 
-uəy[eusə nz Sunzymsaəlun “uəjəu 

nz uəuur pun uəjgeuosiəA nz Sunzynysiogun) nz 
Sue8nz uəvəsuəyy uəuəyonəq “puls myep vər) 
“MOAMUUTƏA pun uogey uə|ətds nz ə[[ou əurə 
1Təru IIM ssep Issnmoq utəpiəsjne sum pussy 
“HəpsoHə uəşsirləşəg (AOydıpyeyssgpsagftarz 
pun səşcarıd “əvərüən9) dəfe rəqseuəui 
-uresnz ərp sep “puls şəqpunsər) əvəmuəyyig 
ərp ıny utə[qoid ürə pun utə[qoid sə[etzos səqə 
-tIqəuaə urə Sunz?əHəAşsqə pun piounsq[əs 
ssep Issnmog sun IIM Puls TƏYİ, tg 
"UIOPAIOF Fydru 

SunzaəliəA3sq[əS 19PO piounsqi[əs Ispep nq 
pıow 

-Jsq[ds pun Sunz3ə|uəA3sq[əS nz ərumuəri 


-STƏpUEH uərəSuəns uərəsun əstəwuəuorl8our 
qəopəf uəSərnəşun “puls uəloqiəA spıep 
-UE3SS)yeqəsurəurər) vuəsəsun qəsu şüəru IeMZ 
ərp SPNPoIg əşnənuəurəfSəyi “Sissernz puls 
uəyuuosioAuəjjeAssnuəs uəp ue uə8uniəpuy 
uoA Sunommyag ƏTp ƏTAOS 1ə|pueH-əur[uO 
uomp səpo uəşygüəsən) ut ə[tə uərəp pun 
uəjjeAssnuos uoA yneyrəA uəp səqn uəuors 
-snyjsiq `uəy[euurə uəjjuuosioA pun 929899 
uəpuəşlə6 ə[[ə əts urəJos “'uəjərque meyaa 
umz əl)suərq A219sun q[eusəsjne əpu)suəsər) 
əsərp uəymp uəjgewssnuos im zəqpupH-əuruo 
pun əyypgüəsən) “uəzşəsnzüəmp uor[Sotu əra 
uorprəuutə os uərurpuoəni ərəsun “qəopəf sun 
AIM uəunutəq yevəsurəurən) sərəsun siəpyer 
-EUO Məpuəyədörəqnzuüəz5 səp punidöymy “uəs6 
-uniənuəuuə[8əy üəvələfə ərp Tfersqn uəşəs 
əyynpovq əsərp əffe any 3U91N "usuosiodyeang 
1əyun (uonruniy səpo ərə, üərəp qərişyərqəs 
-urə) uəjjewssnuoS uoA əqeS:Ə1JIƏAA ərp 

pun uosne r, uəp “'uəyuəuoSsiIəA sep JneyigA 
uəp ‘ney uəp Jooqaseg ne su uəSəesiəjyun 
UƏ1IƏ1IƏAA Sədq 'u[əpueu nz arurep 'mzq uəjney 
-1ƏA NZ “uəjnpey nz euenytepy ət4os əJuəur 
-eyrpəlW əSnuprjJd1dəzə: “uəSoiq “usə|pueH 
pun urəffəşssəH “uəvosrəq suəyrəs qəns 

-IƏA UƏp IIM UƏŞƏTQƏA üəqBĞOA Təqəmüəər 
Sungpeyurg mz pun uəpuniösiəqsənəlg sny 
MH əjiənuəurə[8əu1 `f ` 


“uəSoiq uə1[ə8 ,uəSoiq aytey“ siy `p1TA JIeppto 
uə8oiq Təqəyos Sun||ə1s:əH ərp zəpo 919298 
uəproldo 19Po ureyoy əra uəsSoiq uəleu 
uoA yanergssiy Təp uəuəp ur “ə[euul :uəSoiq 
J9Ney JoJuueuados Sun||ə1siəH səpo umsuoy 
`uə[[os UOPIOM 3970398 1əpo 13ə[ 

-IƏA uəuoSsuəN uəuəp WU “uəqurog uoA neg 
umz uodunyojuy qəmp əstəws[ətdstəq “usu 
-uoy UPWUMISIOA 1Əpo uə1o) ərəpub ƏS ƏLA 
“PIIM 819298 uriəneuosnz uəuəp ur ‘oyfeyuf 
“UƏZŞƏHƏA 1əpo UNO], umz uəsunytə|uy 
*uərumnj ssəns WOTLUOHOUD WEIOMUYIS 

nz uoduıyelispur təq ərp :əpo 3üəşsəq 
uəSunz3əHəA Təzə MÜƏS ONISIY səreq[əlrtuun 
urə zəydo ərp ny uəuəp təq ‘syueıg rəpo əvə 
əm :əuotəns əvəryqorpəq səpo əuoruugJə5 
“üəşsəq 

oyrsrısöunz)əHəA səreqrənrurun ürə uəuəp rəq 
“səSuəlleuo :səöuəreqə əqərügyəs urənx 
:uəpiəA 2Uə1DUƏHOHƏA 1uotu 

əqninoA ne uapınp əl[euul uəpuəsjoj əlq 
Ee 

“qneyə 1uotu əqnInoÀA ne puls 

“uəuuoy uə1unj po, umz zəpo üəğunzəMəA 
UƏHƏMVƏS nz Əlp UOPIOM 1IəpioJə8 uə]ptAnyV 
ə[e8ə[]r səpo əuoruusJə8 ərp uomp “ə)euu 
uənequr 

uəvərqeyə8 zəpo uəvəlipgüəs nz ərumnuər 


ə 


-Ieuul əvərugyə$ 
1əpo əşəusləəsun) 


surAfinq/sprepus?surununmoo 
Tuuoo”yooqəəeyəp-əp//:sdmü sərən) 

"SI JyasumMIaUm eyuf səp ssep “uə) 

-TEquə Sunöneşsəg ərp srəydo səp uəşönüəər 
-əqsöunşənəA WU zəpo səydo utoA ıım 
uuəA ‘[""] 3tt8 Sunsnsefog səpo Surqqoyy sie 
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:uəpiəA UƏVƏSƏSĞUB 

ərurpuoni əsərp uə9ə8 sJo]sIəA SİTE 3üəru 

ərp “uəstəAsuə1[eUdəA any ə[ətdsrəg adrurg 
¿Ərurpuoni əsərp uə8ə8 sJo1SIƏA UTƏŞ) IST seM 
*uəuəSəq nz piounsq[əs pun 

HƏZŞƏHƏA nz 13sq[əs uots “uəpimA uəJ[əu təqep 
uəuosuəlW ərp 919493 uəSunsiəgwuv 19po uəp 
-ouəlN “uər8ə)ens “uəuoneuroJu] uəpiəA S 
*uəpiəA 1uonsə9 ə|ərdspiou 

-3sq[əS zəpo əpsounsqrəsuəddnin) ıny rə9u1eq 
wapur en “uəy[eunzue piounsq[əs zəpo 
Sunz)əHəəşsqfəş nz “uəJəqə8 uəpiəA əzəpuy 
Muə1o) nz zəpo uəz1əpəA nz vəl 

-1ədioy 1sqtəs uors “uə)[euəSue pam pueurof 
:orunpypry 

əsərp uə8ə8 əsJo1sIƏA ıny ə[ərdsrəg əöruri 
Jyansıade “ənurmg “q z vəğunio)sssi 
uəpunwqyruuos "qz 

“uəğunzəəHəA əuorliədioy ə18nJəSnz 1sq[əs 
:s e GünZ)əMƏA 

-3sq[əS uəsərutJəp LM `uəuruəu nz uəqəT sep 
ydıs “yy uəp spe piounsq[əS vəzərunəp UV, 
"UƏÖTOHƏ “SOƏPİA-ƏA 

“TT Mərişərqəsurə “soəptA 1əpo zəpltg NOOML 
qəmp uəuuo) ərurnuoni əsərp uə8ə8 əsJol1s 
-IƏA 'uassejum „JyaTu umIeMm“ *3səly[os np“ 
“uəşsüərəsöyoyə ure“ * uə)səq ur” “ uəljsuəpj 
-urə ure“ „usIsamfayo ure“ ər4 uəSessny 

əts SSEp “OS „uafeyue nzep“ pun ,urəpioj“ 
uərəruyəp ALM 'uəl[euue nzep 1əpo up 

“IQ) 3qəru Sunzjə|uəA3sq[əs səpo paounsq[əs 
np Ispep ərumuqəni səsərp uouyey tu] 
çərumüəny əsərp üəsə5 şyöşsrəA spe 1115 SEAA 
*uəqeu uəquepəSpiounsq[əs 

1əpo uəqeu 323əHƏA 3sq[əs uots ərp “uəuosrəq 


usseımzue 1əpo uəyuəuosiəA 

nz “uəpuəds nz “uyəpueu nz “uəjneyiəA nz 
“uəyney nz əşuəuvreyipəyy əönüərydidəzəir zəpo 
gunu “par 3üənsrəA uəuəp Ju J[euu 
uəymsuc nzep səpo uəzərurp 

“1003) “utəpio] “uəzJn)siəjun uəSoiq uoA Sun] 
-fə3srəH I9po öunpuəAMəA ərp ərp [“rfeyup] 
uəsrəunzuyu əts Ne I9PO uəuuəyiənzue 
SumpuəAwuəA səp Sunydureyog mz Sun[[əJ1s 
-ƏHIH əSnsuos 19Po Sungpueyag “Sunsəvər) 
ərp əuuo “pitA uəpuel1səSurə uəS8oŠiq uoA 
SünpüəAMƏA Əuə8SIə ərp uəuəp ut [“ə)y[euul] 
üəşsəs 

-urə əzəpue səpo 3sqfəs əls qəmp uəsoiq yuu 
TəpueH uəp səpo uoA yney uəp “eq 3əşsodə8 
equr uəp ərp “üösrəq ərp uəuəp ur [“ə)[euur] 
uəöeunzüc səpo uəyuəuosiəA nz 

“uəpuəds nz “uyəpueu nz “üəyneyrəA nz “'uəjney 
nz uəSouq “patA 3üənsrəA uəuəp Auı “əəfequy 
uapıam şəşsodə6 

SƏTSQƏAM uəurni8ə[ pun usyıeW “uəljjgeuos 
-ƏSUƏPET uoA əts uuəA “upp 3SqfƏS “uə]ətq 
uəgjemssnuoS uoA ə[tə,4gpo uəjeAssnuosS ıny 
uəsunsrəyuesöuniyəşsrəH ə)zyməsəösəynduoə 
1əpo yonuq-q£ me gusnz Tərp “əyyequrl 
3əşsodə5 (rqəsdənəq 

1əpo rəzifoq qz) əpiouəg səurə səpo Ne 
qəurə “ə)tSdƏAA uəuunt98ə[ səurə Yeyosaduape] 
WOUID UOA UƏpİƏM əl[euul ərp “uuəp 195 sə 
“ussegnzue zəpo uəyuəuos:əA nz “üəpuəds nz 
“Uyəpueu nz “məyneyrəA nz “uəjney nz uəSuniə) 
-[9MIF əvəTipg3 əzəpue səpo yöşsövəds “uon 
-TUNN “UəyypAASSDUƏŞ UOA ƏTƏ 'uəgeAssnuos 
“UəqənsrəA uauosıodyeaug uəuəp rur ƏJ[euu] 


`uərurpuou 


uəupotr[pëuoəs uoA uəuəp ur J[euul qənruyəH 
pun uspoyswpoH əuoərliuejə8 ıny SunqiəAA 
"Uəlleyue uəzunqə5 əstəwuə[euurou ərp 

nz “uuey UƏHEÜƏSİƏA əlsuərpšurtureəns Ipo 
ƏTEAMyOŞ “uə|ərdsoəptA uoA uƏuoISIƏA||[DA 
“əy[euul əffənsrəorpne 1əpo -orpnvy ne yuanz 
so[uə1soy əst9wuə19nuoəsəqun uprs uew ərp 
1əqn “PIIM 1Ippliə əíS5olouuoə1suoneuuoJu 
1919pue 19po sddy “Səşisqə/i, UOA SunpuəA 
-19 ərp uəuəp ur usdunyojuy :ə1suərq səpo 
əy[euul ofenstıp ny Sun[uezəg rəp uəuəSun 
*uəjuoy 

-BIPƏVV-TETƏOŞ uoA MƏYƏBH sep astamspardstoq 
Ayez nzeq “uəönynznz uəpeuos uəuor|qəuiə 
uəsəpue 19PO uəənyruoiduroy nz uəyeqi əuəS 
-ozaquauosıad “uə[uə1s nz uoyepsduesnz “uə[ 
-ərzqe ynerep ərp 'uət8o|ouuoəjsuonpuuoJu 
1əpo 19ndwo) my uədüməyüy :SunpeH 
"Uəqəröourrə uə)[euIəA sərəyneyun ərp 

Təpo “uəuuoy uəuə98əq [yeIsgqargq ərs ƏLA “DIA 
919238 urənevəsnz uəp uəuəp ut “əJ[euul 
“önnəg 1əpo [yeIsqaiq umz vəğumrəyuy 
*`uəpiƏA 3JuOt[ƏUdƏA I9PO 1Z3n3siəjun uə[nuos 
up üərərəşyərqəŞ pun əmgpyoury əstəAs|ərds 
“HƏQ ƏLM UOTPOSEIL SJyDesinıaA uə]eT[eA9D 
uomp uəvəp ut “əl[euul :uəjenleAəD 
"yəpueu fəmrusuəqər um Jyaru qəs sə 
uəuəp Ioq “ürə uə]jJo1S uoA Iyazıa\ uəp qənc 
qşərüəs seq “üəyarasne şəqpünsən) ərp ne 
Amesau uors ərp USNOyUyoMasssy 31107598 
1əpo ayeıpfueng uə1[ə8 uadunıogsssq s[V ua 
-uenzuəsu uoeydoA sep “uəönnünə əzəpue 
Təpo uəqərluəqrəA USFUNIGISSST ərəpue 
Təpo Jyansıadew ərp euul :uəSuniolsssq 
-uaıyny 3əyruguqy 

xəvərədioy nz (uəl[84 uəlstəur uəp ur) ərp 


əqnInox 


020% "zı EI pueJg — uərumüəny-Grunururoo 


uoHayıy 


302 


VIII. Anhang 3: Übersicht Community-Standards 


urred-J|əs-surAyuo[6/səDrrod 
-pue-səln1/əp/uroo'1əTnm'dhəu/:sdTu sərən 

[1] 

*əyuuoy UIOPIQF 

yarpuayasıaa uə[eusƏA səsərp sep ep “uə[ 

-t9) nz Sunz3ə|uəA)sq[əS ru Sueyuoururesnz 

ur uəpouləlN 1əpo uər6əJezns Junumsaq 

1əqn uəuoneuuoJu] ALOT]TEIOP 'uəp 

-TƏULƏA uoopəƏ[ sə uəyfos “uə[tə) uəSunrueJiq 

uəuouosrəd aıyr uəuuoy uəuosuə]N :SIOMULH 

UOIOLNUIZUON 

PIoUNSgpPS zəpo SunzyonaAgsg[ag uoA Zunp 

-I9uLIƏA ərp 1əqn uəuoneuroJu] pun aypeıds 

-mq “Sunuosio4 ne qəs ərp “uəuorssnystq 

uəyuepəspiounsq[əs zəpo SunzyopaA 

-3sq[9S uoA Sunydureyag nz uəəmossəy pun 

uəuusrueuoəuisgun8n[8Aəg UOA Yasnejsny 

paiounsq[əs 19po SunzyoptaA 

—-sq[əS AU Sueyuowuresnz um uodunıyeprg 

pun uodunyezigq 1əuot[uosiəd yasnejsny 


yuəqəsən) 1əpo apuads spe səşme Pam I8ey 
-əSue 13n[gq soydıpypsusw uəuəp Nu “)[euul 
uppuey 

nz 1əpo uəmeyHəA nz ‘uapney nz ng səuo 
-tTuəsuəur “par Jyansıaa uəuəp Nu 3J[euu 
uppuey 

nz 19Po uəyneyHəA nz “uəyney nz “puls Jyoıpaq 
uəqaəlssnvy WOA Juru ərp SOLL əpuəqə[ 
“UəqənsrəA uəuosrədjeAaud uəuəp Nur ƏJ[euu] 
uə1ərurpiooy 

1əpo uəzməsəşun “usəpao Hərsl əyrənrəd 
-103 uə1ur zəpo vəşrerəri, uəjəpiueJə8 uoA 
Jnë34ƏA UƏp səpo tuƏəpltAA sep ərp [“əyeuu] 
uəşyrəqin6 uərrəşrədioyi uəuur 19Po USNIEIOLL 
uələpaiugjə8 uoA usəp[tAA sep ərp [“əyreuu] 
uəl[[ə]srep ərəpue uomp səpo 

3sql[əs urrə|[ə)siəsgenrəg ərp/əffəsrəssenrəq 
uəp qəmp uərəJƏdioy uərül :9po uəlesəti, 
uəjəpiu8jə8 uoA usəp[tAA sep ərp [“əyreuu]] 
pım 

uəpuuşsəSurə əzəpue qəmp 19po “ey 3əşsodəs 
1Jteuul uəp ərp ‘uosıag ərp qəmp 19pamyua 
uəsərp u fəpueH qəp `Azq uaflanadıoy 
uəuiur 4əpo USNEIILL, uə)əpiueJəS8 uoA meyrəA 
19p 1əpo usəptAA sep uəuəp ur [“əyreuu] 
usdeyjnzue I9Po uəyuəuos 

-1ƏA nz “uəpuəds nz ‘upspuey nz uamey1oa 
nz “uəyney nz afrauadıoy Ərurt 19Po uəusəri, 
əşəprügyə5 “pit Jypnsı9A uəuəp rul [“əy[euu] 
qənuəsgidəi Are Əutə səp əltsqə/AA sum 
-I8ə| əurə Yey9saduape] ur sep/ərp “uopıom 
3əşsodə5 [yoıq-weidejsu] urəurə 19po addnıy 
TəuTə “Ə1rəS I9UTO UOA 1uoru SYEYUJ əsərp uuəA 
“uəyuəuosiəA nz 19Po uəpuəds nz “u[əpueu 
nz “uəmeyəA nz “uəjney nz uaTeMyege] zəpo 
1010Y1V ‘pam JyonsıaA uəuəp Ju “Ə)[euu[ 


"PIIM 3IUƏZIƏA |ƏJ3ItIuOSEAA 
uəuəp rəq “səöuərieu? purs anyep [ətdsrəg urq 
*uəuuoy uəsiunj uəöumyiələA səpo NOyyuery 
nz ərp “uəzue1sqnçs səpo əşyəlqo 1ə1əusrəəs 
AUƏZIƏA umz şüəru uərunjurq səpo uəəru 
-nsuoy “uə:uəzIəA :uəzuel)sqns əuorlpeuos 
*ə8uəl[[euOƏ-,upioe' 
ON“ ərp qənc urəsəput rəşun 1iouəS nzeq 
*uupy uəsqny uəğunz)əHəA nz ərp “əstəAA pun 
JIy əutə ne xəpo uəurubuşyeurzinüəŞ əpuəvə 
-ərdsauə əuqo uüzəssəy/ I9po uəjJeAwssnuos 
ƏM OEM UOA uong1qə5 :uongiqsstuuəJJeAA 
əprəlqo 
TəşəuöTəə8 1yaZıa  umz Jyaru vəyənəş o 
uəsupur 
qəpo uəyupnuq “uəSImaA səşyərdsər) o 


:purs myep əərdsrəgi 

"Uəuuoy uəruny uəyənsiyi umz zəpo Joutuə]y 
nz ərp “uəSunipueH -rqeyəösöunyənsiy 

"Ə3ST1 əöTpuE)s 

-IOA Əurəy IST sərq 3qneliə Jydru əqnInox 
ne puls uəly[euul uoA vəşry vəpuəğloy ətq 


:sə8uə[[euO əqərügyəs urənxq 

:ə|ərdsiəg 

*əuorəns pun 

uogoadınyy sIunIg səvərügyəS uorsjəuəsurə 
“uəuuoy uəiunj uəğunzəəHəA nz ərp “*sne uəu 
-onenis uəuorlupjə8 s[etuəru Sdtıyelispur 
Əz3əS 'U9PIOM 1uornuəjjo:əA 1uoru uapnp 
“uəSnnuuə nzep səpo uə8rəz Jepanyy əvə 
-tHuggə8 1əutə rəq əönüplrəpuriy ərp “əyequr 
"UəUUO) uəqeu uəsunyarasny əvəl 
"rəqpunsə8 əanisod əs ssep “para JoJdneyaq 
uəpouşəursöunipucqəg rəpo uazuejsqng 


aqn nor 
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ərp “əyreuursšunz)əjuəƏA1sq[əçs ərMos uəuonen 
“STTII I9po səurə]N ƏLM əl[euu] əAnyU 1əjun 
-IeP “uəönnünə Gunz3əHəAşsqəs 1əpo przmçs 
nz ərp “əəfequr uəuiəpuə xy, `uəSunio1sssq 
pun öunyəurumsiəaşsqləş qərişyərqəsurə “srəd 
“IQ uəuə8rə səp öunz?əHəA əpyərip pun əvə 
“Ipuərsqe spe Sunz)əHəAşsqiəg uəzəruyəp uM 
"Uəəfeqrə uəzəpue uoA Sunz)msiəlumn) ətos 
uəuuoy uəyuə[ uəurəu, əqəos me Noyures 
-yaauımy pun uərə) uəsunrqeyiy ərur uəqəs 
“MƏTN ərp utəp ue 3sr O utə Joogqadeg ssep 
“Uəşuəgur IIM uuəp “uərunj uəutəu; uəsəmp 
nz uəuolssmysıqı zəzinN ssep “Tage uəqne|iə 
ALM 'UOPIOM 11Əpi0JƏ9 1əpo 1uƏI[ƏUdƏA vƏ 
-JydIsgeum səpo uəmuərsqe 8unzjəliəA3sq[əS 
19po pızms ssep quoətu —eAZ uəqne|jiƏ AA 
"uəşərlq nz 8Sunz)msiəjun 

JoN ut uəu5S5suə] um “uəururesnz J[ƏAA səfi ur 
uəuonkvsrue81O 1rtu IA uəltəq:e sneury səqn 
“Teq “şyəryürə usuyeusgew pun uərurpuoni 
ərəsun ur ses “öunz3əHəAşsqə, pun pizmş 
xu uənrədxqi nu yosnejsny tuə8rsjeuu]əSə: ur 
uəuə1s IL `uəƏZIəH ute 1uəs sun 18ər[ “'uəzynu 
sddy əvəsun ərp “üəqəsüəy səp NOYLOYDIS ətq 
Sünzəəyrəəşsqəs pun przms 99 "II 

5p006 pə?efnsər/sprepus?siarunuruioo 
Tüuoə”yooqəəey əp-əp//:sdq. sərən) 
usdegynzue 

1əpo UƏNÜƏQƏSİƏA nz “uəpuəds nz “üləp 

-uey nz “uəmeyəA nz “məmə nz əpleJə1uy 
əuosurolstu “patA JyansıaA uəuəp ru “ə[euur 
uəyuəuos:əA 1əpo uəpuəds “u|əpueu 
uamey11aA “uəjney nz [oprussunzueslasdung 
-ueN pun əurueuqesşüərMən, mz əplnpoid 
“ƏUOnSIƏA ƏLA0S “'uƏp4ƏA uəuo01dsiəA 19pun 
uəuəp ur 4snHəAS)üərMər) zəqn ə[euu 


uopeM Nur uodunyopag o 


:uofyez nzeq 
"puls yeJ9H ur uoərlaədioy 3üəru səydo ərp 
uuəA qəne “rüeyəb vəşü?ə rəurə USYISNEHON 
“IMEyəD qəreqqəmiurun s|unjə5 səurə uəsnəziş 
"SYOOUƏS 
-ompyəli 1əpo əyrusuəqər ur upəyrunqnyqy 
UOA UƏVƏSİYÇ sep “uəyoel1le[əSnid ƏLA 
əuorəns uomp səydo 19s0[sdunuye JunzypJLa A 
əvərədioyi “öunz?əyəAsədioy) aysıpydısqy 
"Ə)sT1 əörpug3s 
-IIOA ƏuTəy IST sərq 3qnerə Jyaru sqnLnor 
ne purs uəl[euu[ uoA uəşry uəpuəS[oj ətq 
"əqərəns əuəruoipəq səpo əqərüayən 
*urədioysyuəA 
-1ənə,4 uoA qəncuqssTyy uttəq səpo uəmərn 
-e9rZ- uoA uəz)nuəg ürrəq “euenuue] Ipo 
yege] [ouoy[V uoA umsuoy uutrəq uəSuue[ 
-IOpuI uoA uə8rəz :uusəpurny 1rut sə8uə[reup 
uəğunuəsşənğ) 
vəpo öunyürurəyesən) əyduməs “uə[ 
-qerduəururesnz usdunıyoqyping “əzmmş 
uəuvuuşyeyy 
əqərmrəqpunsə8 afeunou ne JU9IZIƏA 
Sunrəurum)ssəA)sq əs 


:aIm vəğunipueH :Suny 

-IIMUTONEMIH əJdum3is pun öunyəurumisrəA 
*əSuə[[eup 

- [oje M 10H“ Ətp pun -,ərr4“ ərp urərəpue 
Təyun uəirguə8 nzeq 'uəuuoy uərunj üə 
-e[UISWONS 19Po uəSuniəujrq usdunuuaıg 
-IƏA UƏTƏAMƏS nz ərp “uəSun[pueH :əSe|uos 
-wWONS pun uəSunvəriyig “uəšunuuə:qiƏA 


əqnInox 
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uuəA “əlsuərp[[ejgoN ərp EA urəpə[ ur tt uəS 
-TPURJSIOA JUYEMII uəqo ƏIAA `D1LA yansı9Aa 
-pızmş urə 8unuoaq səp sne urəp ue “yuna 
WOP ue umənsəAr] uəp ALM uəuoəiqiəlun “uəp 
-19M 3önuəgnuləəq 1uortu 3suot[8otu əşequy 
A9SIIP uəvəsuy sep qəmp əzəput ?rurep uooq 
"Uəuu 03) USSLPURISIOA ə)süərpiepoN ərp 
ə8uiouəSueuər|rtue4 səpo əpunər, ssep “rəy 
-UO[urəuoS:uBAA ərp IST 1ƏsJ019 oljsəp Jypuıds 
erawey əurə ur pueurə[ rə8ue[ ol uuəp “uə[[os 
uəsse[ əur[uo uor|8ouu ər adue] os )[euul uəp 
“uəuə8əq pızm$ ureənsəArT urtəurtə ut ə||oA 
19 98es səp “urəpueurə[ rəq am ssep “uəjrədx 
UOA AIM  UƏSSIA, Əl[euu[-əAr1 me önzəg u 
"əşsuərpifenoN vəqəriq 

ərp IM uəölpug3srəA 49nynz uəpeqəş 1sq[əs 
YdIs uosiəd ərp ssep “üəşsəq süeyən) əmiyə ərp 
uutəpueuuə[ rəq uuəAA “üəşərqur önzymsrəyuy) 
ƏTp “HƏSƏLMTƏA uəuonpsrue8IO AUDIO ur 
uəpiəA “uəuons uəguep 4əpo uəsseyəA Sunz 
“ƏHƏAİSQTƏŞ zəpo pizmş ur Sueuuəurtuesnz 
un uəy[euul nz Sentəg uəurə ərp “əzinN 
"UƏĞTOQHƏA 1Ə1[UJS1B3I[IqIsuəs 

uuəurə u uəpiəA “əqreN əyləqəöqe əurə 
EAŞƏ “uə)uuoy utəs pu9Ə1o1siəA ərp “'uəuuoy 
usyfeygus səpilg qəopəf “purs Sisse[nz ərp 
“GunyəunumsrəA?$qfəş out qovu səpo qəns 
-IƏAPIZIDŞ urəurə uoeu Sunsəuə5 mz əşequl 
-3təz)uoq ur uəöunz3ərəəşsqəs səpo pizmş 
UOA uəSun|[[|9]SIe(] ƏTAOS “ƏSIƏAA ƏU9SlHO]ƏUH 
1əpo əlJeuziəuos “ə1sujə ne sə 195 «uopıaMm 
aəşsəörep Ane8əu pun yarzynuapı uəuo 
-NSIIAPIZMS səpo piounsq[əs “uəSunzJə|uƏA 
-Isq[9S uoA əpuəqəHəqf) zəpo szəydo uəuəp 
ur “əy[euul IM üəüsəpüə utəpiəsjnv “puls 
wesne1s Sšueuuəururesnz utoA Sraueygeun 


STEPPOIMOIOTON 
uəşsəsyoşsöuənds 
uəqumoqləyeq 
uəquioqiuoN 


“ƏTA. “uə[[os 
UOP-IOM 1970393 1əpo 3Z)əHHƏA uəuosuəlw uəuəp 
rur “uəzjes8uəids səpo uaqwog uoA neg 
umz uəöumrəyuy :uəqtuog uoA öünifə)SrəH 
"Ə3sr1 ə8rpue3)s 
-IIOA Əutəy IST sətq 3qneliə Jyaru aqnLnor 
ne puls uəşequy uoA uəşiy USPU9S[0J ətq 
:uəsnjnznz uəpeuəs 
uərəpue um “uəSunilrə[uy səpo uəjep[eAəD 
Pım 3önpərurə səpo 1yJdurruosəq 
uosıodsdunnagag rəurə səpo TrəJu1ə)[q 
uuəutə uoA pupi utə uəuəp ut “ə)[euul 
1A8Isse[U9PUdƏA SƏ 1Əpo 3SSEHİƏA puryj ürə 
uosıodsdunnan>g əutə səpo [rəJu:ə)[q ürə 
ssep ‘PIIM 3UəSnEŞƏS10A uəuəp ut “ə)[euul 
EMIZ ə)qəsnəşədroA 
prounsq[oS 
1əyüəsnp)əö/0A S|[8Jsəpo, AIydsnEI3d1oA 


:uə[qez nzeq 'uamıroA 
-1əu ssəns uə[euonourə uəuosuə]w uəönyinp 
-əqzınuəs uərzəpue rəpo utəpupi təq ərp “əqə 
“ən “uəönüglrəpuriy rəq ssəns 1ofeuonourg 
usdunıynpug əyqəsnəəSroA o 
Sy 
-IOqnqney 1əpo əqəniquri aJyasneJadıo 
umwumu 
-JnnoN !oq əuotənsuoJjə|ə] rəpo Gunes 
uəšunuoipuəquuog 


aqnnox 
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*uəpiəA nz uoppIsodue uəuopgAuosS Həlül 
punr3yne “uəssnur uəqeu Isduy əutəy əs uuoMm 
“puris zəuəSunuzəSun pun sərən uoneyrunuu 
-tutoy] Təp ur pun uəly[guu] uoA uə[təl, ürəq 
uəvəsuəyy ssep 99nəzrəqn uoAep puts YA 
əyreuul 3sopye} pun auresnein "91 "II 
ƏSuə[oOlA 

Amfur Jos əproms/sprepuesiyrunuruuoo 
Tüuro5x%[ooqə5pj'əp-əp7/:sdTq sərən) 

Pım 39ne1səq yansıaa 

-pzounsqfəs zəpo PIounsqjag urə sun uuəA 
“uəuiəjnuə əjəurqspəruosqv uəuuoy [A] 
U9PIOM 21Ə1HZOSSE 

USSUMIOISSST HU ərp USPIOM 71908 uayusag 
rur nəvruresnz əsərp uuəA “uəjgrq əpunsəğun 
pun əurənxə ıny uəSumləyuy rur ə)y[euur 
UƏDpi1ƏA  2Y911Z0SSE UIFUNIGISSST ILL 

ərp UOPIOM 1[rə91ə8 uəjjir8əg rur uəururesnz 
əsərp uuəA “uə||ə)siep 1ə911e[qi91[nuos “Azq 
uəynesrəqryi əpuəşərroArəq zəpo əuoneg 
əuəyeyəSurə “vəyynH “oumeruəuosrwz]əyuəuoçs 
“əurəqrəssnruəs “uaddıy şrərssmyoy ərp “əərequr 
IST uəurtuoyə9 əpoy, nz piounsq[əs 

qə.mp rəpo yeu uəururouiəjun vənsiəapizinş 
uəurə ərp “uə8rəz uosrəq əutə ərp “Pİ” əyreuur 
uayfeygua uəSunzşəvrəAŞsqləs 

uoA uəsun|ə1sreq əşiziydxə ərp “əşyequy 
uəguni0)sssq o 

SunzjələA3sq[əS o 

piounsqjos o 


:uə) 
-tə[ue Təpo uəlyjnsue nzep `Azq uəsərurpaooy 
1əpo uəönsunsəq səpuəöloq ərp ‘oyfeyu] 
"uəönyznz uəpeuos 3sqrəs uots “yey rqeyən) 
reqrəyrurun puewol ssep “üəffə3s3səy ILA 


*ə1sr1 əöIpu)s 
-IIOA Əutəy IST sərq 3qnenə 3üəru əqnInox 
ne puls uəly[euul uoA vəşry USPU93][0F ətq 


:uəSuniolsssq 

"UƏPTƏM 1əpuəAuəA SurppmqAÄpog unəq "qz 
ƏP!O191S ƏLA ‘PAIM ?örəzə8 uəuəp ur “əfequl 
ayastsoseped-JyDIN :Uuəpro1ə1sS uoA uoneiqəD 
-A8ipunyjə8 [euey səp pIIM “uopıam 

yneyraA uəSoiq əlreu uəuəp ne “feumüə səşis 
-qƏAA NZ syur] əpuə1:unJdə1IəA soəptA Ssəurə 
Sunqrərqəsəgi ərp uuəAA `uəpiəA usJogqasue 
Jney| umz usdoıg uəuəp ur Ofeyu “uəğorq 
TƏVƏTƏM 4Əpo 1əlreu IJuueusdos JnesHƏA 
`uəpi9A 

3819298 ur9dIONSYA9MIONIJ uoA uontidsstI]N 
uurəq 1əpo uələrs8rz-# uoA uazynuog urəq 
“euenuue] NegeL Touoy[V UOA umsuoy 
uurəq sdtıyelispury uəuəp ur “əyreuur “əsa” 
-I9puIM uomp umsuoyuəsoiq :əpo -louoy[V 
*uəSoiq uoA SuniəşsrəH mz 

uəsumləyuy ur ə1[euu] əvəsiso6eped-U91N 
:uəSoiq 1ə1reu I9Juueuados Sun||ə]siəH 
"PIIM 

Moynuy9sa3 yosqəpi zəpo uapıam Izy11dsas 
(urorəH `g 'z) uəSolq ər ‘PIIM 819293 uəuəp 
ur “ə)[euul syostdoßeped-IysiN :uə8oiq səşreq 
1əjuueuəSos sumsuoy səp uəSun[[ə)sreq 
"Ə3sr1 9dTpueIs 

-IIOA əuTəy IST səlq 3qnejiə Iyaru əqninox 
ne purs uəyequy uoA uəşry uəpuəSoj ətq 
:uoneiqssmuuəsoiq 

`urəpupi uəuostwz 3İEAMƏT) 

19po əJdurpy əşqəqi :urapury 1əJun yesən) 


əqnInox 
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ƏADTSUƏSUT [OTII/SPIBPUEISATTUNLULLTOI 

Tuoo?yooqəəey əp-əp//:sdmü sərən) 

uəuosuəl]W utəutə uoA J[eAƏD əqəryədioy o 
(Sun|əurumisiA 

qərişyərqəsurə) Sunzysp1aArsdıoy ƏrəMqəs o 

poL TƏSTTƏZ40A o 


:(uyegpfiM sərən ur əjdurpy 

-TƏVL 1əpo uəSuny[e3sueiəAJdurpysaəri, :Ətuueu 
-SNY) uəpiəA 1uopurə8 uəSunyaiəurəg səvəs 
“DSIpES 19Po Sum?odsrəA NOYYDIRSYIPT uoA 
pueşsuəsər) umz pun uspIamM əssruqəqəsər) 
uəpuəğloy rəp səurə səydo requuayıa 

ƏMƏƏA “UƏĞTƏZ ə1ərl, 3499 ərp “əprtg 
*uəugjaə yesən) əvərisngu 1əpo əvərədioy 
19po öunz)əHəAsədio)) ƏTƏMMƏS əurtə “pol, 
uəönrəz:0A uəurə ərp “üəvosrəq 1ə[eə1 Sun|[ə3s 
“Teq əqəmyuməs rəpo əffənsiA əpəf ərwos üə) 
-Iguquə uəğunynəurəg əqəsnsipes ərp “ə)[euur 
‚uapodsıaa əsərp 'mzq 

uaydew 8nsn[ öunrəpuruəg A9po Noupfuery 
əvəripo) zəpo əpuəSərwiəwupos 1əpo umduny 
-IƏA Sunz)ələA1iədioy ƏTƏAMVƏS üəxəp səqn 
ypıs pun uəöləz uəvosrəq ə[eə: ərp “ə)[euur 
"UəöTOHə S4TƏ pun səuləyy 

UOA UNO UT ƏfƏTA uəƏuəp uoA “uresne:z9 se 
əvənsrəA ayzıydun uərəpjretu pun «usyodsıaa 
nz səydo “əvənssəA əşiziydxə uəurənuə um 
"UəfəlzqE uəpeuos Həvəsiəəs 

pun səvərnədioy sərəMqəs yəydo ne ərp “ə3 
-IENuI STE əts üəsərüyəp ALM, `uə1uoeiə sony) 
pun uresne:6 xn rix ərp 99ə[ə913səJ ə)[euul 
my sprepuegg 9198uans rt uəqeu zəqeq 


-1əA3sq[əs 1əpo PIZMS uəuəp ur səpo uə[[os 
uəiəpjoouos pun uəS8əxuƏə [ey ərp “ə)[euur 
*uəuoəids uətu 

-ərqorq uəqəsiüə4sd uəiəpue rəpo SunzJə|iəgA 
-3sqIəS “uəuorssə:dəq MW uəSunuupJrq Ərur 
1əqn ərs uəuəp ul “'uəuS9!muəjosəA SYfeyu] pun 
uə[ugziə əjuoruosə5 əvəruosrəd ərur ərp “103 
-gə1O uəzynisiəJun xy, `lədsv səpuəprəqəs 
“ə urə rəqep purs Moypunsan) əuposruoÁsd 
mü utəsissnAəg pun srupug3siəA “üəsəryüy 
SƏĞTUƏLM UTə sun 1st xəneüəsnz pun 104891) 
1əp uəpuuəq[uoAA sep pun şrəvpunsən) ətq 
Sunz)əəAŞsqrəs pun pizms 

oeregz6zərdo7 yərmşəpzTüz?goToşe/TƏMSUE 
JeqmnoK/uro2'ə|SoosHoddns/7/:sd7 sərən) 
Fİ 

"USJUUON uəsjols 

-TƏA uərut|1uoru əsərp üəsəS əs ssep ‘Isqne]d 
np uuəA “əleuu əurəy əu3IuəjgosəA "puls 
ələtdsrəg əörürə mu sərp ssep ONIq əJuosəg 
„9gfes ƏZ1eAu9S“ 

(SFVN) uonn[oS fezəuriy 

"ST ƏŞSFT 98TpueIsfoA 

əurəy sərp ssep “ə)yuoeəq əyigi “ərərdsrəgi əörürə 
np 3səpuy uəşun) 'uəuəpur nz myep SunqiəƏAA 
1əpo uə[uəJdurə nz uspowysusdungpueysg 
1əpo uəzuel1sqns uəvəripgüəs uoA Sunp 
-U9MUY ərp 3qneHə şüəru əqnInoA me Ist sy 


qəhuəH pun uəpouətuH ətə![pë8tpS 
M*uəuoIƏudəA uəsərp IOpo uəqtigA 

“yəpueu [ə)rusuəqə' um IyaTu uəts sə uəuəp 
1Təq “uəjo1S uoA 1UƏZIƏA UƏəp ITJ ərp “soəDIA 
"UƏVƏTLMƏNHƏA əsərp I9PO 

uəqsəM USFUNIGISSSA ITJ ərp “uəjepejəlW uəp 
ur uəyonipsnvy səpo uəjJu8əg uoA ƏPUƏAMMƏA 


əqnInox 
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“qnenə 
3uoru əqn1noÀA ne puls 'uərəniodsuen 
1Jəpo HƏpUƏMMƏA “uəl)[eu əgJeAssnuoS əurə 
ərp “uəpiəA 7319298 uəuosrəq uəuəp ur ‘sure 
“ƏT)SƏATT "U9PIOEM ŞƏPUƏAMƏA IOYaqnZ utəuəp 
“unq1əA NUIEP I9PO uəjJeAssnuoçs uəjrunjə8 
-Jne uəşun səp ymeəA uəp my urrople[d se 
üəru ep əqnInoA “örsspynz Jyaru əqninox 
me puls “mərppyə nz ə[rtəjuouəqnz əsər 
uone|[e)su] ərp 9IMoS uə[rəjtouəqnz pun 
uonrunyy “uəjJeAssnuoçs uoA Sun||ə]S:9H ərp 
uəuur IOPO uəsjərnurue NZ uəJJewssnuo5S uoA 
mey umz səzinN “uəuərp nzep ərp “əərequl 
uəuərzəq uaypemssnyag 
me uols ərp “məşqul nz uərumüəri 
62Z9zgz6zə1d67 yərşəp-Tü,SPzzoge/TƏAASUE 
Təqmnoz7unoə"əfsoo570ddns/7:sdyq sərən 
[1 
"Əə3sr1 ad1pueIs 
-[[0A Əutəy IST SIIG "uauonyung- pun əpinp 
-oiq-əqnInoA uəzsəpuc ə[[e pun sureənsəAr1T 
“əreguəururoy “uəSunqrətuəsəqoəprtA “SOəƏpIA 
ıny vəşəS uorumgyory-Arumuruo) əsətq 
uərlos 
uəynuoArəq Təyq 1əpo uəszəppooqəs zənpqəsnz 
ərp “uəğunz3əyəAŞsqəŞ uoA 1əp[tg əuosnseiq 
pızms səpo öunzşəHəAşsqiəş nz uəSunliə[uy 
HƏHƏLMƏNHƏA 1əpo usəpioj pizms ərp “Əşipqur 
`uəpiəA 1uorpuəjosrəA 
Jypru 1əqe əqnrnoÀA ne uəjmp əşequl uəuəq 
-ərru9səq uəşun ətq 'uəuoəəids nz 8unzjəlgA 
-Isq[9S 1əpo əurə[qoiq əuosruoÁsd rəqn uəyo 
“uəqeu 1s8uv əutəy vəşifos t9znN-əqn Ini 
1 
"qnenə Jyaru əqninox me 
Joge puls “pit 3rƏpioJə8 uəy[eusəƏA səpuəz3ə[ 


əqninox 
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əqe8qessnuos usy9snewone 

uəşrərinuris I9Po UOYISNEWOME nz əJJEA 

-ssnuos Təurə nequin uəp ıny uəğumrəyuy 
əzyjesnequun 1əpo sieəs-ojny 
əreqyoəlsue “əönzqv-öurmes “uəq[oy1ə 
—əJlləuuəs əsrəAs|ətdsiəq 3sse[ uonequm 
ƏHEAA uəuosneuuo)ne||oA Təurə nz ƏBA 
-SSTUƏŞ əutə uots uəuəp Tu [rə1uouəqnz 
38SE/ uərərmurs əqe8qessnuoəs əuəsneur 
-O)nE əuTə uəls uəuəp Mu rəjuouəqnz 
1əJdurepi[euəos əyuoeurəS)sq[əs 
yenzedey 1oyoy yu əurzeSe]N 
uonruniy 
UƏHEMSSDUƏŞ 


əSulq 
uəpuəöfoy rəp öunirəşsrəH z uəsüməyüy 


uəuoneq o£ spe 

Ayawı run əşimösuonrunyy pun əurzeSejq o 
əzyesnequl) zəpo SIEIS-oMmYy 
Əəreqyoəl1sue “əönzqy-Surmen “uəq[oyiə 
-nəyfəuvəs əsrəssfəldsiəq 3sse| uənequm 
ayeM uəuosngeuuolne|[oA rəurə nz əJJEA 
-ssnuos əutə uoərs uəuəp 1rut “ə[rtəgjuouəqnz 
3sse[ uəzərmurrs əqeSqessnuos əvəsneuu 
-O)nE əuTə uəls uəuəp Mu S rəj1ouəqnz 


:əltəluouəqnz my ələrdstəg 'uəpiəA JjneyəA 
[HIV əvəyos uəuəp me “sə)IsqəAA nz syur1 
rul Ə)y[euu] ƏLAos “uəƏpiəA 1İfƏ3STƏ uə[təjiou 
-əqnz uəşurumsəq 1əpo uəypASSnUŞ uoA 
smesəA uoyeanıd səp 3997 umz ərp oeyu] 
:uəpiəA 1uoIpuəjgosəA 1uoru 

əqninoA me uəjmp ə)euuil uəpuəs[o] ər 


kəl 


ozoz "zı ‘EI pue)s — uərumüənyi-Grunururoo uənəşuni 


309 


VIII. Anhang 3: Übersicht Community-Standards 


uəsəpup səpo AANT “ony urəurə ur 19po uoden 
ƏTS əts urəpur əstəMs|ətdsrəq “usıonıodsuen 
uəgewssnuos ərp “uəuosrəq MU sureənsəAr] 
"UəfərdSOəpLA 

ul uoyemssnyag zm) 3üəru 3[I8 səlq :SIƏA 

-utH “üəru səpo uəpiəA 3rənəyədqE əssnuos 
Təqep qo fesə “uəpuəAuəA Həpo uəl[eu ƏJEA 
-SSDUƏŞ əutə ərp “uəuosrəq Tür sureənsəAr] 
"əqedqessnuəs 

USYISHEWWLOINE rəurə uərərnuriş umz sfrə) 
-Iguəqnz uərequərəförəA səurə zəpo suəq[oy 
-1ənəj[ləuuos səurə əöeşuoyy mz Sümrəyuy 
"Uəflə iL, üəönsuos rəpo uənubATəniusSunsoT 
“uaəy[guəqIQ “uədure[uəuose, uoA əyirünnur 
sıopdwepjfeyag səurə neg umz Zunyrofuy 
*əjJewssnuos 

əurə mj (əurueujnv ə1əlun) sIƏAt9931 

A9MOT səurtə neg umz uə8umniyə[uV əl:ərl[teJəq 
"STƏYRENTƏA SƏP 

USNEPPTEIUON sərəpue 19PO əssəmpv-ITEYV-H 
1əp “əurumuuoyərəL səp əqeSuv səp vər) 
-şərrqəsurə “uəjneyəA nz Jeaud əts 4qə1SqV 
19p Au ƏHEASSnUƏŞ 1əurə Sun||ə]sreq 
"UƏpMƏM 1mƏyrəA yəsi 

3üəru Hop əls ə8ue|os “'uəpiƏA 11ətsuəzər 1ƏpO 
uəqəoidsəq adurg əsərp uəuəp ne “vəyülMəA 
səltsqəAA 1sHep nq `soəptA səp Sunqrə:uosəg 
qəp ut 1əpo [alt] un “uəpiƏA 1JJneysIƏA 
SPHOYSANZ uəşrünyəöme uəqo ərp zəpo 
uəgewssnuəs uəuəp ne ‘sayısqaM nz syur] 
"puls ö1SSpmnz Jyoru əqnnox 

me ərp “əyyevul mü əfəldsrəg  əötürə səl 

Ist ƏST 

əörpum3sifoA əurəy sərp ssep “əşüəvəq ayıq 
uəuoneyyIpoyy pun ə[rəyuguəqnz usguueusd 
uəqo səp usdunquy umz uəöumləyuy 


əqnInox 
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auedıg 

ısdıoysusıds 

əpossyyəns pun fəmrursSunqneşəq 
qənrusöunyyez səpo əşuəumyoqı əşüəsiyən 
uəşeq əuəöozəqzuvury Əzəpue səpo uəşreyip 
“ƏTİ əuə[uolsə8 “üəşuoopyuegi my rəşioASSEq 
Iouoylv 

*uuey uəpiəA HONNEIUON səşəlquy ürə 

ərp 1əqn “uəpiəA JuomuəjosəA uəuonpunoJu 
a19pue zəpo uiəgurumuuoJə|əl, “uəssəIpV 
-[eN-I “SurT urəpur 'uəpiəA Juor|8ouuə 
Jypru uoəne yrep uəSunilsrənsuərq səqəyos 
Sunz3)nN ərp “Azq Təyniy 1əuo[os meyə 
1əq 'uəpiəA 1uornuəjo:əA şüəru aqnLnor 
me uəymp ‘usıyema3 nz nzep Suednz uəp 
1əpo uəmeşHəA nz pyənip “uəyurjəA nz “puls 
nünşəöyne usjun ərp usdungsppsustg pun 
use M USPuaSartajum usdunyuerydsag uəuə 
-1]239593 ərp “Uəffos uəuərp nzep ərp oyfeyu] 
ul 

"össeynz 3qəru əqni, 

-nox ne puls “HəmüyHəA nz uəSunistənsuərq 
pun uəreAA əpuəSəryləyun uəSunyuücrqəsəşi 
uəvəriz)əsə8 “uəuərp nzep ərp Əşfequr 
uəSunsrənsuərq 

pun uəreAA məpuəğərəşun uodunyueiyassg 
uəqərizşəsəS szəpo uə[eSə[[r uoA yneyHəA 
oğgegzözərdoy yərşəpzTü, S092992/TƏMSUB 
Təqmnoz7uuo5"əfs0667xoddns/7:sdyq əyrən) 
`uəjyuuoy 

U9$JOISIOA uərumuoəni əsərp uə8ə8 əts ssep 
3sqne[8 np uuəA “əly[euul əurəy əvəmuəyosəA 
"puls ə[ərdsrəg əörürə mu sərp ssep “əqəcəq 


"UəfərdSoəpiA ut uəjJeAssnups any Juoru 
2/15 sərq :stəwurH 'uərum uors Aw Snəzrue4 


aqn nor 
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qsqne[8 np uuəA ‘ofeyuf əurəy əqəruəyonəA 
"puls ələrdsrəg əörürə mu sərp ssep “əjuoeəg 
Ist qərəpsoHə 1dəzəu 

urəy səp təq “əyəvyodepussrəA 1əutə nz syur] 
PA 

şörəzəö smey səurə uswyey ur urəurumuuə) 
-1eyrpəmj 191uos[eJə8 Suniəuiəuə5 mz əreA 
“og zəurə SunpuəAuƏA ərp uəuəp ut “soəptA 
Jəuyueq 

sep ı0qn uə8oiq uoA yey) umz uəSumrəyüy 
HƏĞESSEVV əvəsnorə 

1əpo uonngnsoiud “sə31A1əs1]1o5si any SunqIƏ/A 
əjuəuməsodq szəfərzyo 8unuos[94 mz uəšun) 
-tƏ[uV 1əpo uəssed uəluos[8Jə8 uoA müyəA 
usyomyods/afordssyonsaumug 

mü) səl1tsqəAA nz syur] əJ8ruruəuə8 2ü91N 
3qnepə 

üəru əqnInoA ne puts ə1[euul uəpuəSJoj ətq 
:ə|ərdsrəg 

"Ə3STT ə8rpug3s|[oA Əurtəy IST sətq -uəuonyunq- 
pun əyynporq-əqnnox uə8nsuos ae ərwos 
SureənsəAr] “Əəreguəurtuoy “uəgunqrəruos 
-ƏqoəprIA “SOƏpIA Any uə][ə8 uərurpuoni əsətq 
qəpuequəvəsuəyy 

uəs 

-uməsrənsuərq, əuosrurzrpətuu əJtərzuəzI[ JU9IN 
SONIAIISJIOISA 19po XƏŞ 

+dazay əuuo fəmruməuziy 
əy)oqəSueJjərdssyon[8əur[uo əşmidəs 

əqnInoA səpo ə[8oo5 uoA 1uotu Y9ON 
əpmpoid 

-uənəreöiz-y uotlsjərruəsurə “yyynpordunoyiN 
əyrənoqəqnz əyurunsəq pun uəjjewssnuos 
UOAEp 

ƏHƏL TƏpo uəjreuəzue[Jq pun -rəri, əşəpaqeyən 


əqninox 
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uəšun[pueH 

uəupt[8nzue ifənxəs səpo vəşizidxə iənxəs 
19q səpuDi səurə uəSun[[ə3sreq əuo[pitq 
:uərouəs 

NZIOIH "uəqəAsəq 1əpo uə[[ə]srep urəpury 
UOA MəneiqssIyV uə[[ənxəs uəp ərp 323əHƏA 
əyevur əvəriSəf uəmp para ərumupny ərq 
2323əHƏA spe ərurpuəni əsərp IS uue/A 
"MƏMİ gt zəşun uosıag əpəl Ist ərumuqəni 
qəsərp əuutç un səörrüglrəpulyy urg 'uəuoeur 
vəydo umz mau» s[[eJuəqə qəmpep səp 
“UDİ ərp pun uəvərkəqrəA pun üəşioAknyəq 
uaəpupi uoA qəniqSssIyy vəffənxəs uəp ərp 
“ə)[euul any qənc fə sərq 'uəpiəA səydo umz 
nəuzə səpuDi vəşifəşsəösep ərp ssep “əq nzep 
“eu pueşsuəsən) umz utəpupj uoA yoneıq 
-SSIIN Uəffənxəs uəp sep 1ELHƏŞEVV uoA üƏYUT 
-IƏA XƏpO uə|tə], “'uəuəsuy sep 18812 JyaIsqy 
uəvərmuəğrə səp uoA Srdurygeun “üəsseyum 
1əpltg ənənəvəödəyndunoə pun səpilg. IX] 
“Uərpəyy "en uupy fEHƏŞEİN səsərq 'ulə5əu 
YƏYİML, ƏID uə98ə8 ə$J0)SIƏA uəlsrəAuos 

1əp uəutə um upts sə 1[əpueu rəqrəru 

uuəp 3daitəq 19Po Jey pueşsuəsər) umz up 
“UTİ, UOA Yonergssipy uəl[[ənxəs uəp sep “oA 
TEMƏŞEVV uə8ə9 so[ssturoiduroy qəs zənn 
"Əssrurozd 

-WON Əurəy 1Juuəy AONIM]L ne urəpury uoA 
yaneigssiy uəl[ənxəs umz ərumqəni ərəsun) 
urəpurny 

UOA yO9neIgssipy uəl[[ənxəs umz ərurpuorq 


:urərəpue rəjun UPLOMINJOG səpo uə8rəz 
uzəpupi uoA Sumnəqsny səp səpo yaneıgssıw 
uərfənxəs ure Gunöyrəşəg Jura ərp “əfequl 
"Uəz3əsurə 

uongeaqssrmusəpury uoA SunJduupyəg mz a 
ərp Ər8ol[ouuoəl, uənəu nz IyaW `urəssəqIəA 
nz — zəpupi ne önzəg ur ərəpuosəqsur — Sunz 
"əsuəmqı uəsəp pun şrəqrəqəlg-əuryuo mz 
uərumuəni ərəsun um “preog Arostapy 43əyes 
yooqəəeq urəp uptlsərruosurə) uəururesnz 
uəliədx:] uəuiə1xə Mur Im vəşrəqre wopnZ 
"UƏPUƏAMƏA UOIDUOƏ1IƏpLA 

`AZd UƏPUƏAMƏAHƏTƏM 1əp[tg ərp NLA 

ssep “UTƏpulUHəA IIM uəluooutr OŞ 'uəujoiə 
ənuq qəmp suəneiqssıyy səp MOYUDISON 
ərp əts ep “ərəuə5 rəpltg əsərp IM uəuiəpuə 
söurpsəfiy “üəffə) rəpuny uəuəSrə rəsul so) 
-OPPPEN 1uotsqv dəşsəq ur Jeurypureur rəzinN 
pun uəuunəzin ssep “uƏSSIA TIAA (usıpfiyd 
pəsordxq pue öuissriy 107 səşuə?) feuoneN — 
OHİNƏN) Təpuru əşüənciqssrur pun əşəmməqəs 
-sne “ƏŞSSTULTƏA mJ umnuə7z uə[euoneN utəp 
3uoəw urəpuə1[ə8 1rtu Suepfurg ut sərp ıım uəp 
-qəur “rəöuenə uzəpuny uoA uoneiqsstIW Wop 
19po öumnəqsny səvəlföoul uoA stuguuəy 
TİM uUƏAÀA "USPIOM 1əpaiug8Jə8 xəpo Jonaq 
-ə8sne Iyanergssmu [[ənxəs rəpury ərp uomp 
1əpo uəuəp ut NZ əy[euul fəHəuTəy uəsse| IM 
urəpupi uoA Sun[||ə)JSteppp|oeN 

pun uoneadsst]N “Sumnəqsnv əfrənxəş :¿ "II 


*`uərumnj speuey səp Sunörpuny mz vuey 
Sunuotrpuəjo:əA Əiul `uəpiəA JuoIpuəjJosəA 
üəru əqnInoàA ne uəjmp pun vərumüəni 
ərəsun uə8ə8 uəsJo1siəA əly[euul uəpuəSJoj ət 
k 

3əlrəqieuəururesnz 

uəpiouəqsSunšsJoJjiəAJens uə[eqo[8 rur 

sep “(OTINOƏN 'uəiprtu9 pəl1to[dx pue Surssiiyy 
10) 19JU9) (EUODEN) 1əpupi əşəynəqəösne pun 
Ə)SSTULƏA my umnuəz ə[euoneN Sep ue up 
“UTİ uoA SYONEIGSSIIN üəffənxəs səp uəSun[ 
-I91s1eq Nu əy[euur uəpləur u esıojun 
əqnrnoA Jne puls “uəpiəA Jomagassne 
yənxəs əSurue[rəpurIwq uəuəp ur “əyequl pun 
uəöuugliəpuriy Mu əyreuul əşiziydxə yənxəş 
Eb 

`uəpiSA 

319293 1uoru |əSəu səp ut əqnrnox ne uəjmp 
əy[euul-u5snə4 əpuəSupərtuiə 19po əures 
-NeI8 SSTULIONTEMSH 'uəuəsiəA Sumyugruos 
-əqs1ə1[V 1əutə 1rtu 1əpo şüzənuə uəpi9A 
uəny[reuul-uosnə4 nur söəprA “pri. 18rpunyəs 
jeuey əpuəv?ərdsşuə rəp səpo uspıom 
üsəpuə əfevul ərp ssep “uərunj nzep uuey 
SOƏPIA zəqəsıyezdousod uəvərmüməygzəA seq 
"qnenə Jyaru əqninox yn puls “üəvərp und 
“TPəuyəgi uə[[ənxəs səp ərp “ə)[euul ayızıldxy 
uəşequl uəvəs 

-UJerSouiod pun şrəqyətN nz uərumqəni 


OŞŞegz6zərdo7? yənşəp-Tüz9özzö/Təssus 
Təqmnoz7unoə"”əfsoo57oddns//:sdaq əyyən) 
“uəjuuoy 

uəsJo)siəA uərurnuori əsərp uə98ə8 əts ssep 


əqninox 
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VII. Anhang 3: Übersicht Community-Standards 


pun £sprıg 19po suəureN 

səp pueyue 1rəupupi səp ur süənbiqssiyy 
uə[[ənxəs 19JdQ səqərişypunnur vəsərzynuəpi 
“usdomaq nz uədunipueH 

uəyənxəs nz əzrəruy əsəpub səpo Suns 
-s91dıq uomp səpuny 1əpo “vəşeqə nz up 
“UTİ, uoA uərpəlW əşiziydxə iənxəs “əqənsrəA 
um) nz sərp ƏuƏnS:ƏA səpo “urapury rur 
uəğumyeurəsun uəşiziidxə iənxəs uoA uaayng 
pupi ürə ue vərpəyy xəşiziydxə yənxəs uəpuəş 
uəsunipueH 

vəqənxəs |ərz uuəp Mu səpury səutə şrodsueuy, 
uəp I9po/pun Sun8:əq:əuəg ərp mJ 19po 

“ST J8r[rəJəq pury ürə wop ue 9yes1uoə[uosə5 
uəl[[ətziəurtuoy uəurə any Sunpuny 
-əqsuəssərəşul rəpo Sunq:əƏ)AA “Sünrənniyəyi 
uəy[euurəq urəpupi 

UOA Yoneigssiyy uəffənxəs uəp ərp “'uəurttoy 
nz uərferə?eyy ug “suosunAA səp uərərnunoq 
uaəpupi uoA 

yneigssiy urərfənxəs ue Sunöifrəşəg ərp m) 
UuƏqdƏAA Sep səpo səqn uaIseJueg uoA uə[tə;, 
“Ö1SETTZ Juru SİHE) 

-uəqə puls uəsrəMsuəşeüHəA uəpuə9|oJ IQ 
uəqeu 

pueşsuəsər) umz uiəpupi uoA yaneıgssın 
uə[[ənxəs uəp ərp “puls uəputj nz uət[eu 
-2JeW uəuəp ne TON səltsqəAA nz syuri 
əönülrəpuryy əşuueyəqun 19Po əyşuueyəq 
qəqn səpo ue əreguəurtuuoy əltətst[enxəs 
uəsun[pueH uayızıldxa iənxəs 

1əq rəpo Jxəluoy uayızıpdxa [[ənxəs urəurə 

ur WIOPUTy uoA uə8un[|ə)sreq əuosnst[eə: 
ərəpue zəpo əuərrəuə81rəJnduroo “ə)rərnsnil 


səuəsnəq 

uərfənxəs səurə şxəşuoy) un əöuyelrəpulyy o 
uosugel 

-TƏpUTIN Au Sunfpueg əl[ənxəs əvəridəf o 


:uə8rəz sOPU9]oJ ərp (IXoL 

pun əl[euu] aafeyısıp 3[ƏAA uafesı 1əp sne 

suni “soəptA “so1o4 uotlsjər[uosurə) əəyequr 
uəs 

-uüglrəpuryy səqnuəsə6 Sunfjegsiepppen o 
uəönüglrəpuriy 
UOA POP fELMƏŞEVÇV tuuə[[ənxəs uoA Sünö 
-UEHH TƏpo 3IƏAA-ƏutIJJO Həp ur uəşüərsqy 
uərfənxəs Lu uəpəri, nz SünpəiqerəA 
uəönüglrəpuriy Mu uəSunipueH səffənxəs 
1əpo vəyrərsiyenxəs “əploeu üzəpig uoA 
uəuəsuv səpo vərə, “qəörəzüy “urəpioJuy 
(uəöruglrəpulyy 
pun uəuəsuopAr] uəpurə1J uəU9st4Z 
usyysumpeNn əypAnd 'g 'z) uəönültəpuriy 
rur 9uyeupnepfeguoy aJyadsunmaaun 


"qz “uəuor[89ouu rəpo uəl[ə]srep uzəpuny 
rur nəuonyerəşul Juassawuadueun ərp J[euu] 
uərəlsifenxəs nz 
əönügfrəpuriy 3uətsqv səp rur uouonyung 
-Ə1tsqəAA pun əyynpolq rəzəsun SunzinN 
ƏuəsuSeAur] 
ue uəönuglləpuliy uoA usdeyuy ə[[ənxəçs 
əöruglrəpuliy 
ue uosuyelispumy uoA usseyuy ərfənxəs 
əörüglrəpuriy 
up UƏUƏSUƏBMİŞ UOA uəSəeguv əffənxəş 
uəönüplrəpuriy 
rul uəSun[pueH üəflənxəs ue SunSrrəJəg 


171 

"SI puəşyəyuəsqe 

1uoru əşsr? əsərp ssep aNıq əJuorəg 
uəörüglrəpuriy pur əyequr əqəsuyerousoq 
Sunörpəryəgi uəqşənxəs 

Təp 3997 umz əl[euul əşfəşsəğuəururesnz, 
Sunöipənyəgi 

uəffənxəs 19P yəəAz umz əyequr-qəsnəq 
əpuəönnuməp rəpo əuresne:8 “əsnenesər) 
uəlyuəuruuoid rəq əyəriquri əörönz 

-1925 JM JUN əönsuos rəpo səzquəsng 
Sunrərsiyenxəş əjuosunwuəun səpo 
uəSunipueH əffənxəs əuoərruruəuiəAutə 1U9IN 
3səzul my Sund:ƏəAA zəpo 3səzul 

əruropos ny Sunq:əAA zəpo ərunopoş 
Sunöipənyəgi vəffənxəs səp JI9aMZ 

umz JIƏUDDEN ƏSTƏMİTƏ) 19po JI9UDNIOEN 
əy[euur-uosnə4 səpo usdungpuey 

ərfənxəs “əy[euul əqəsiyer3ounod ayarunuy 
uəşərq 

nz öunörpənyəg əyfənxəs urəneuəsnz um “önəz 
-fərdsxəŞ uoA Sun||ə)sreq rəpo GünpüəsMəA 
sjgsə5 rəpo uəşsnigi “mər 

-eytuə5D uoA uəruniəg sep səpo uoneqinseyy 
Sunöipənyəgi 

uərfənxəs rəp Y99MZ umz uəğunipueH 
rəqyənxəs uəSun|[ə1sreq əyyəsipur səpo əpyəniq 
“UƏŞŞOŞSİƏA Uərulüəni 

əsərp uəsə8 ərp “vəşequl uoA uəşiy əszəpuy 
uəörəz Söunölpəkyəgi uəl[[ənxəs səp 

POMZ umz əvəsnəq rəpo uəreşruən) “qəğuni 
-PpuEH əfənxəs ərp “əyfequy əuosgemouroq 
Sunölpənyəgi vuəffənxəs səp yəəuZ 

wnz (əprəpfəqun səpo şəprəpyəq) şpesər) 
1əpo USISHIG “üərürüər) uoA uəsun||ə1sreq 


əqnInox 
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VIII. Anhang 3: Übersicht Community-Standards 


-nxəs 1əpo/pun 1[eAƏD ə[[ənxəs ərp “uaIpaW 
`uəltə) nz urəpilq-rəuuequəşsr? 1əpo -rəpeəH 
“Jord “SOƏpIA-ƏATT ut əşequT ərəmpüəsnf 
3üəru səpo əönenyeətəs 3qnenə 2üəru Ist 

sə pun “puls 3nsunmniq ölşypünəqn ərp “vəyə 
“IDuəyyozəA nz uərpəyy 3qneHə 2üətu 3SI Sq 


uərpəyy uəfqisuəs nz ərurpuorq 
Xörfod-uoneroydxə-fenxəs/sərərod 
“pue-səfni/əp /uroorən”drəq/sdq 

[1 

‘(uapınm 

3719903 pun J][8519 399MZ əvəsidodeped 19po 
əuəryeuəsuəssiu my ərp “mərpəyy “uərpəur 
-UƏ)UəLU9EN ur uə8p1rodəu “ussuyelispum 
rur urəpnsuny rəyuueynəub [euongus:əlur 
UƏNHdƏAA ut “q 7z) ürəs iqnenə uəuguəzçs uoA 
[yezuy uəşzuərsəq səurə ur uəuuoy prəyurn 
1əpo IX9JUOY uəlsərtst[enxəs JyaTu urəurə 

ur uəöuuelrəpuryy uəploeu uoA uəSun[||ə)sreq 
pun 35rəz uspury uoA yoneigssiy uə[[ə 
-nxəs sep ‘PIIM Tiut|iƏA 1əpo 1[tə1ə8 [etrə]e]w 
urəy uI9Jos “usduyelispumy ur uəJP3rAnyV 
əuonpeups səpo əyesəiii uə8ə5 uəşənur 
“uogey uoydurey nz uəönüglrəpuriy nz Sunu 
-ƏTZUV aəutə HU ISISMISYITSOUL ərp “'uəuos 
-IƏd UOA əqənsəyiH ərp zəqn uəSuny[eu:əjun 
“MəNə kMƏNMƏA 19PO uiəp 

-19J “UƏZƏTSIfEULİOU ƏSIƏAA 1ƏutƏəy ur urəpury 
UOA uO9ngiIdssIIW uə|[ənxəs uəp əts ürəyos 
“örsseynz puts urəpury uoA qəniqssiyy Wo] 
-[onx9s JUL Sueyuawwesnz UN uəuorssnystq 
çərumüəni əsərp uə8ə8 sJo]SIƏA Uray Ist SEAA 
*SunrənuəuO uələnxəs rəpo 1e)rnuəp[ 

Təp uuoq spe uosuıyelrspury nz Sunuərzuy 
1Tə[[ənxəs UOA UƏIƏISIIPULION 1ƏpO u4əp104 


“urəpaio] “uəzynisiəyun “üəşyiəqn6 uəneiq 

-ssrursəpury uə[[ənxəs-Juoəru ərp “əyreuur 

suə[ 

“ƏL səp 1uo1sqV 1əp uoA 9r6uguqeun “uə8rəz 

uəneıqssruusəpupi uə[[ənxəs-1uoru ərp “əpfig 
Juaıp vəyəəszsöunpilg səpo -sirəypünsər) 
3üəru pttg sep urəyos “əönüglrəpuriy 
vəyyopu uəsun|[ə1sreq ə3önəziə yeşiöiq 
puts rəre 
-PUDTUTƏDİ sep spe Tə pun şəprəpyəqun 
uəruy uəp nz siq s[eH tuoA əlp “əpury 
puts rəyepupyurəpi tut spe səşie ərp 
“UƏVƏPEİN fəq USZIeMISNIg əpuəSərlrə14 
şppsər) WOPPEU Srpugss[[OA UOA 
əurueujneueN səpo/pun snuy səreqşuəlş 
(puts 3rərəlqəsTəA 
1əpo pyəəpəq Sunpropy sJusredsuen qəmp 
əsərp uuəA qəne) uərenuən) əreq)uəls 


mHəruyəp 18[oJ ərA NOYPPeN IST Togeq 
"Uəflə3srep UTƏpUDİ. uoA JtƏuDNOPN ərp Əşfequl 
uəörəz şxəşuoy uəglərsiyenxəs urəurə 
ur əöuüglrəpuliy ərp (usdungfagsieq ə[eq 
-I9A pun əl[euul əyeşiöıp 9[ƏAA uafesı op sne 
3suny “soəptA “S0204  əfişyərüəsurə) ə)[euu] 
uəuəsuəBAMŞ I9po usduyelispurn 
1əurə/urəurtə Nur punyy urəjəujjoə9 nur uəs 
SO (TULM/SNNOA/EHTEND) əurueujny 
ərrəuorssəyord zəpo (nəql uuəurə me qz) 
preyurn səşrəruəzsuy “'uəddrns “əumisoy 
"MZq öunpləDi ənrəlsifenxəş “önəzyərds 
“XƏŞ UOA UTəsuəpuEqH0A OUOSUIEMIT 19) 
-89119 NOYUISIMUY “uər[e)ruə5 me snyoq 
“Ufəssəq :urərəpue səşun vərgüəs nzeq 
"Uəşuəuləyi uə[[ənxəs rur sduyelispury o 


pueuəf uəuəp ur “əəfequy 91apue ətos 4örəz 
UƏJ[eUdƏA səvəsnsruoniqruxə 'MZq SOYISTISLI 
-n9AoA uTə 1əpo 3rəryes60)oy yəoy) uəp səyün 
ner qəurə Aorqınysew rəyqərmüəyg səp 

ul quərziəyuniəu əsoH ərp üəsəpue Yyasdeıs 
puewol ər 9st uəuəs nz uəuəp ur “ə)[euur 
uoypeyu] 

uSI9PUE I9PO SAOUŞ “uəutrq uayostyeisourod 
3uoru sne uəuəzs uə|ənxəs IL ayruyassny 
:Sıssenz 

3üəru aqn no‘ ne puls əly[euul uəpuəs]oJ ətq 
səfərdsrəg 

“equuəyHə 1ə)uotə[ umyrqna urəp pun 

sun ınJ soəptA səurəp yəəMz qəp Is Isqrsue 
3xəşuoy) uəpuəuoəidsjuə uəurtə soəptA 

səp öunqrərüəsəg səp pun [ey] wı np uuəAA 
Muə[ərdsoəprA 1əpo yisnyy “uə[ərdsiogH “uətuTrq 
ƏTA uafeyuf uəuəosuəpsurp ur uəvəzsxəş xü) 
uqəne IS sərq 3uoəru uspurgsunn zəşun J99MZ 
uəuoəsureguəumyop uəp suəl[ns səp puə: 
-UBA 1əpo uəSunljərqreq uəuosuəpsumny rəq 
“mqən) səp puaıyem “Əymöur səqəsrurzipəur 
pusayem “uəddnəösöunrəyioAəg usuasıpur 
199 MOYPPEN AAO xəyuoy) uəpuəuprəisne 
əuuO FypTu səqe “uəpma uəssuə8 uomejuaw 
-NJOA səp Sueyuauuresnz wop sne Jung 
-tpəujəg uəryənxəs mz ərp “sdr[9 uoA üəşsoq 
sep “uəssəurəğue sqa.ngsnig szəqn uoneyusun 
-moq əutə BAŞƏ ƏTPM OS "SI SOlpuni6 Jyoru 
Sunirəşsreqi ərül pun Juaıp uəyəəMZ7 uayas 
-Həpsumy zəpo uəqəryeüəsuəssiM “uəuostre) 
-uəumsyop “uəvəsrsoseped qərəcsidney ərs 
uuəu 3qneHə uəpunşsurn Təşun 1st JI9UDIDEN 
:uəyo 

-ƏMZSSUTp/Ig pun -suonpunoyuy nz ə)[euur 


əqninox 
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*UuƏ10JSIƏA NZ JoJydenag ərp pun 
USIOISITEULIOU NZ yesən) ‘uagey [erzuə]od 
sep əts ep “uəsse[nz 1uoru yaıpzyespunis 

M. ƏIp “Ə1[euuruərpəlw  3ə[qisuəs uəlry 
əörurə urəpiəsme vəffey ərumüərny əsər 10JuN 
"Uəqəs nz WOPZION Ofeyu] 

ərp “Uəprəqəsşuə nz myep 1JssnAəq vəls “MZQ 
uəprəunəA NZ sərp “rəyvər3oyy ərp “'uəjuoour 
uəuəs uəIrpəlW uəjqrisuəs əutəy ərp “'uəuos 
-1əq uəl[euiə uonyuni 1əsərp yueq 'uəuuoy 
uəuəs uərpəlw ərp əts 1oAəq “uəS8nelsəq 1519 
SumureAA ərp uəssnuir r9z)nN 4ərz)eqd Sunp 
-pwure/y\ Əutə soəptA pun usəp[tg uəp 10A 
PUA ƏSIƏAA Əsərp Jnv "usIopjIeu fəqisuəs spe 
uəsunirəşsurqgunoəəy uəurəp ur əts np Jssnuu 
“səşuəoul uə|rə) 1911LAJ, ne əl[euu] əvəyos 
np uuəAA `ujəp[Ig-uguuequə1sr] 1ə9po -rəpeəH 
“Vor “sOƏDIA-ƏAT] UL 'g `Z “uəuSIpuəJJjoiəA nz 
TƏYİ, ne uəuorə1əg üəseqluəls Srpeisyaoy 
ur əl[euu] ərənpüəönİ Iyaru 19po apusınyas 
SSEH SSNENTEMaS Iqnepıa 1uoru sə Ist q[eusəq 
"uaplauı nz ətSs “uə) 

-Ətq NOYYIISON ərp urəpə[ yane səqe “uə[rə1 
nz uərpəyy uoA AMY Əsərp “uəl)ərq NOYYINSOM 
ərp urəpəl remz IM uəluoout punıd utəsərp 
sny 'uə)juoouu uəpiəA AOTUONUON uəl[euu] 
uəfqisuəs rur JyaTu vəvəsuəyy ə8rurə ssep 


‘ssnmog sun puls TA, 'ə1[euul 100 ypuasn! 


3yuoru pun rə86nen[eAƏ9 əArsnpyur “uə||ə)s 
-Tep uəurəu əlqtsuəs uərpəlW əsərp uəuuoy 
I[euruoue]W 'uəSuny[eusəlun səfərA [rəJpuelsəg 
1ƏVƏTDUƏSƏA urə 3st soəptA pun üməpilg 

uoA UƏ[IƏ,L, seq `Hərssed J[ƏAA ap ur əpe1əS 
sem “uə8rəz nz qz)nuə8 mjJep PAIM 1Ə33LAT, 
“qnenə 

1uoru sifeyuəqə puls “uəl[ə)srep əgu8:əqñn əllə 


-peyps u uəjrədxəslrəutəuorçs rəp uəuongtu 
-10JU] ne] əsərp uuəA “uəusəpuə əl[euu] am 
uəuuoy urəpsəşmy  “üzəssəqəA nz pun üzə) 
-1919 nz Sunz)əsuomGq uərəp ətAos 1rəusəuo 
-ISUNUO euuəu, sep vn punı uəturmnuoni 
Ərəsun um “uəururesnz uəşrədxəsiəqlənəlş 
uəuə)xə UL qənc IIM uəltəqie qyrətuəsue 
sırərəq S8uniumnjuri səp ur ƏrtAA `uəp.nA 1[t91əS 
(uə)uosrəq uəşəpiqəsqe urrep səp Sunst 
"IMUTT əuqo ərp “əp[!g əurgur əl4os 3EMƏD 
Təqfənxəs uoA uəSun[[ə1sreq tA uəuəpuə 
“uəzynuos nz əpuəqəməq/) pun səydo un 
M`uəpiəA 1uor[6ouuə 

3uəru uəSun[pueH əffənxəs əuorrtuuəu 
-TəAuTə-)üəru 1rtrep “uəəurpiooy 1əpo üə) 
-1owumjgəq “uə[|ə1srep uərəyreq uəpuəSrl[turə 
3uortu u uəSun[pue]H əllənxəs ərp yeuul 
qənc uəurənuə Ay `uəz)n1siəjun zəpo 
usyoıpue “uə[[ə1srep yanergssiw “Mzq Sun) 
-nəqsnv ərfənxəs “Sun8noN əffənxəs 3[ewə5 
əqfənxəs ərp “əy[euul rəqe uəusənuə “uəlrə) 
nz uəğunuqey əsür rəyqərəoiy ərp urəydo 
LA uəqə8 1əueq 'uəgeuos nz p|əJuumn sərəvəls 
urə pun uəuor[8oguuə nz uəuəu;, uəsərp 

nz U9UOISSNASIA “Sə IST [ərz 1əsun "HƏDƏ 
AOISITAISUSS uəurəul, əsərp my uəuosuəlWw 
up ue pun pir HOnNYSIP uongaiqsst]N pun 
Sunnagsny 3[eAƏD5 əffənxəs zəqn urəp ue 
IST AO SİTE Joogqadeqg SnuorA ƏTM “UƏSSLM IM 
UIUOSYIEMIT uoA 

qəncuqssıyy pun öumnəqsny əffənxəs g "II 
uorenoydxə 

enxəs Z?pnu Pfiga/sprepuejsäjtumunuos 
Tuio5x|oodəoej'əp-əp7//:sdT sərən) 

usynsue uerep Sund 

-ttƏ)əg mz 19PO uəşrəyub nzep (USLOMINJSq 


/unəpup7 uəşstəur uəp ur IST SuyelffoA yydru 
uqəou ypeu 219599 urəp ərp “uosrəq əurə 18 
19dtıyelispur SİV 3qnepə güəru sqn,Lnox ne 
purs (uopıyeJo3 səöuqelrəpury uəpupəq[UoAA 
əqərədroy pun sfeuonows sep ərp “ə)reuur 
əqnrnox ne urapury uoA zinüəş 
OZŞegzözərdo? Jər9əp=[U¿eoosogs/1emsue 
Təqmnoz7uu65"ə/60657y60ddns/7:sdq, sərən 
[>] 
“ər Suni 
-ərsfenxəş USIYUISUNMIIUN 1əutə Jne SNYO 
1əp uəuəp təq Iopo uəpmA (əppouməs“) 
AIOTZIIPOUI səpo şəyərəşuə Sun8rpərjəg 
uəl[[ənxəs rəp Y9ƏA7 umz ərp “əətdsoəptA 
Sunöip 
-əujəg vəffənxəs səp 39347 urnz vəssgi səpo 
uəvomyəluy yərdsrəşi umz əra vərreuəz$ uəuot[ 
-ÖE)1I£ 1əpo uəpuuşsuəSəösöuyiy Mu ə)[euur 
uapıam 1819298 Sunörpəryəgi uə||ənxəs 
1əp JP9MZ umz uun 9IM üəsunprəqəssny 
1əpo uərrəyörssniyrədioy) uəuəp ur “Teuu 
Sunölpənyəq 
uərfənxəs rəp Y99MZ umz uəğunipueH 
1ə[[ənxəs uəSunifəşsrepixəy, səpo -onpny 
uəörəz uəuəzssəun3 
-DTEMƏĞTƏA 4əşrərsiyeurenp Sunssejuəurtuesnz 
əmrə ərp zəpo uəpiəA 2HərsyEnXəs ULIOA dəvə 
-riSəf ur uəSunönyeuəsəA uəuəp ur “)euu 
391] üəşsnig uəp rəpo şpsər) urəp “uarpeyruon 
uəp ne smyoq səp utəp təq Zuer zəpuəzrənmy 
uəemuə 
uəurəul əffənxəs səpo HOYPpeN Sundtpargog 
uəqfənxəs rəp 39947 umz ərp “S)sry/ETq 
pm 1ffə38 
-əörep 3rərsienxəs srupug3srəAuyy ürəs əuuo 


əqnInox 
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VIII. Anhang 3: Übersicht Community-Standards 


[1 
"uəörəz nz UIOPTIg-Tuuequs} 
-SIJ I9PO -tƏpeəH “TOTq “SOƏPİA-ƏATT ur 1əp 
HIg əpuəxmuəos sseH I9po ayfeyu] ərəqpuəsni 
3üəru q[eAə5 ayasyseip 4qneuə Jyaru 3st Sq 
Muə[[ə1srep zəpltg 
əpuəmuos sseH I9po ayfeyu ərərpuəönİ?üəru 
“yesən əqəsnserp əsərp uuəA “uəpuəs ərəpue 
ue/uəSuruq SunpurqsəA ur nərəput Mur soəptA 
1əpo 1əpltg 3nəpaoyəöymeun 1uoru Isprep nq 
b 

çərumqəni rəsərp şyo3srəA STE JII8 se 
[>] 
*uəp 
-I9OM 1Yuopurə8 uəurueusny uəuuoy uəyeuur 
uəvəsrdoöepad səpo uəuəSozəqsşrəqpunsəs 
“uəuosrurzipəui “UəvəsLənsuny rəg “SƏ AUİH 
Ppus 3ə3s 
-əörep uə[eunpj:əjN uəuouoəsuəui rur əsəri, 
Təpo uəvəsuəyy uəuəp ur Suruv əpo TeşuəH 
“suoolreƏ IJ qənc 3 sərp — uəğunipueH 
əffənxəs ərəpuE Təpo TüəyəAs)üəəyüəsər) 
uadunjpue} səyfənxəs uəuone[nuurç 
(uəuruouəssne uoAətu puls ürənniy 
uəpuərins uoA 1əp[tg) uəşsnig zəpo şesər) 
“uəryruə5 uoA uəurueujneueN vərişyərüəs 
-urə PUPPEN ƏSTƏATƏ) 19po ə8rputpis[[oA 
„en puls əfətdsrəgi adturg 'uə 
-Ios uəmuoArəq SunSəsrq ə[[ənxəs səpo puls 
.nyeN 4əuosger6ouiod ərp “uərpəlW ə9Jə1rə1qIƏA 
pun əşrərznpold vəryurqəuməəurə um yaıs 
sə aqəpueu usyfeyu vərənpüəsnl şüəru rog 
:ayfeyu ərənpuəsnl şüər 
5 
:uəuo8əley] əpuəS[oJ 
ur əy[euuruərpəlW ə[dtsuəs vəfrəşrəyün IM 


UOA üNƏpİI uətunur 1əpo uə[[eJə5 “pləD 
uoA öunssərdiyi “Sunzynusny ə[[ənxəç o 


uoyonergsstu 
nz zəpo uəmnəqnzsne uəpounəyy uəpuəğ?oy rəp 
əurə uomp uəqəsuəfy “uəuons:əA ərp “əyreuul 
əyyunq uəjuueuəs 
uəqo səp zəurə urəydO uoA Sunyodsıay o 
19po Sunöiyrəşəgi zəp stupugsəSur o 
Təpo “əpltq 
1əuo[os urəpaoyuy əpo “uə[rə) nz rəpltg 
əuunur “Sunsepyəsiqətsqy zəpo Sunyoıpuy 
19po əminesöunipueH 
qəpo uəöunsepyəs)uərsqy 
19po (uəSessny əşöurpəq pun uəöunləş) 
-nguosunAA qərişyəryəsuyə) Sumo myəq 
1əpo (SOƏPI//SO204 səşüəə 
uərişyəryüəsurə) usdungjajsteq əvəripilg 


:uərouə8 nzTərH 'uəj[euguə 

(aədioy uəuə8rə urəp rul uəsəAəqə? I9po 
uəyyəlqo uoA uəvəsşənbiəz, “qəsnəq) Surys 
“nı? 19po uəddrns səuəSunwziə 'əmruopos 
“ənrudopiəN Sunıynıog səffənxəs rəuorruruəu 
-IƏAUu1Ə-3U9Iu UOA uno, əuol[8ə[ ərp “ə)[euul 
"uapımM 1[rəJə8 Jung 

“IIIHMUII əurəp əuuo ərp “əpilg 9umur uəu 
-1əpuq pun uəpfəyy umz şifəşsəğuəururesnz 
uəpeptrə?T uəurə IA uəqeu utəpiəsmv 2ünsəq 
1Yrəqiv əzəsun səp ne 4əşüənəyəq Sunuos 
-10,] ərp pun “uəzşəsurə səpig səumuy Sunuo 
-IDuəgo:əA əqəruryəusəAurə-yüəru ərp uədə8 
znuəş umz tA ərp “/ə)səĞİ0A əföoyouu?ə/, 
ərp IM uəqeu uəöbnrəgi uəuəSue8IəA u] 
"Uəqə)8 8ueuuəuururesnz ur uəJe3tADNV uəuol[ 


"TeMən) o 
"UəuəqL əllənxəçs o 


:uossejum səpuəSJo4 yaryoesıe} 1əqe ərp 
“uayyprı əddniöyərz spe uərrrureq pun əóuue[ 
-rəpury, əSunf ue uots ərp Əşyevui :ə)[euu 
əşrərrepyəp əyreuuruərlrure4 spe uoruos[84 
"TeMər) 
‚usduyelispumy uoA SunSnoN 
“wog ərp qəmp Sungpueyssi 
əyrərnuis zəpo uoneiqsstIW 1ə1rərmurs 
*əy[euul ərəmpuəsnİ Iysın 


:səpuə8]o4 utərəpue 1əJun 3sseJum sec] 
*uəguuoy uəuoesmi:əA ssəns uə|euonouiə ürə 
-nevəsnz uəörrüglrəpurur səpo uəpuəyHrJ3wq 

uəöuuüelrəpurui rəq ərp “əşyequy :uə8uue[rəp 
-UIW Təq ssəns WOTEUOHOWS uoA Sunsofsn 

[1 

uəpiəA 3əynəqəs 

-sne [[ənxəs asuıyelispury uəuəp ur oyfeyu] 

pun usdtıyeliopur Tu ayfeyu] əlrzrldxə 

yənxəs :usduyelispurmy uoA Suniərsi[enxəçs 

“UƏPTƏM 1uornuəjjo:əA 1uoru 

əqninoA ne uəymp oyfeyu vəpuəğyoy ər 

iz 

`uəp 

-uəA əpiouəqss8unš8JoJiəAJe<ns ə[eyo[ əurəp 

ue puəuəsurn ubrp np 3sə1l[ros “SI tüeJə5 1o1eq 

-oprwun ur pury ur ssep Isqnej3 np uuə/A 

"əniq sun ərs əp[ətu “uəsJolstəA uərurnuorq 

əsərp uə8ə8 ərp 3sJol3s ə)[euu[ ne np uuə/A 

st ərue[ gr spe səğunf 

Təp “Opal əstə9wuə[euurou sep Ist uəuor8əN 
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“ÜTÜ səpuə8[o4 JSIƏA sapfıg səp 
uərrə,L umz Sun8rl|twurq əpuə[uəj əurə nv 
sSnzəqzueuruoq 
1əpo -uosnə4 ur uəSunistənsuərq ə[rənxəs 
ayyezaq pun SOTALS-1109S7 my uəstƏ1d uoA 
uaəpaojuvy səpo uəşərlquy "qz üərərurpaooy 
nz “uəuəl1s uonmnsouq rur 89ueuuəuuuresnz 
vur ərp “uəğunipueH 1əpo aussysemig 
my uəğumsrənsuərqi əffənxəs “əqənsrəA 
PeTəyrəə nz vəSumyeqrəşun əyşənxəs 
əşeArıd “öunrepyrəsiqərsqy rəpo Sunyoıpuy 
Muəl[ə1ssJo[q səpo uəs1ərsi[enxəs 
“uapodsısa üösrəq əşffəşsəörep ərp ərp “soəptA 
uəne s|e S0J0] fHOMOS UərgüəĞ nzeq Juupyəq 
 Slpisdn“ zəpo „Yoysdaa1y“ spe urətu 
-ƏĞIIE puls zəpltg əsərq IST 3öryəşəq uəSuni 
-PUEH Uəffənxəs ue ərp “uosrəq uə[eə: dəurə 
1əpltg rəpo (əyuəvəsrəqo səpo $Jesə5 “qrər 
-1əyun “əşsnıgi) uosrəq uə[eə: rəutə əvərəsəq 
-10d19Y4 səşərsirenxəs əsrəwuəuorqn :əpltg ə[ 
-ərzrəururoy-yüəru “əvəururovəöyne uot[tutəH 
PeTaöiməşəq əsoq səpo SunipueH 
uəlfənxəs rəurə ue səpo yyəsu (Ise}) IST pitq 
uuəp ne üosiəq ətq tuəururouəSjne p[əJtun 
uəjeAtd utəurə ut ƏpmA 1əpo ffəlzrənu 
-utoy-1uoru Ist pfrg seq “uərunə uəSuns 
-urpəg uəpuəğloy səp ərp əffe səprig ərp 
IƏqoA “Uəllə) nz əsərp “Sunsepnəs)yərsqyi 
19po Sunyoıpuy ərp səpo 'uəpma uəuu 
-wWOUISNE STUPURISIOAUTT əuuo ərp “ürəp 
-[g uəumur uoA "uzq („outodaypey“ 'mzq 
,uroq əSuəAəg“) uəpunisəvəey sne uzəpllq 
UOA UISPIOJUY səpo uəşərquy “mərtə, seq o 
uənərməyosəA nz uosrəq 
əsərp səqn uəuonguuoJul əumuy zəpo 
1əpttg əurnur “öunqospuy uəmp uəuosiəq 


” 


"əöuügfrəpuriy səqn 

qəpo uəönüglrəpuriy pur uəpəu sep uouos 
qənc Jrouə8 uəly[eudsəA urtəuo|os nz 'uəpeuos 
nz uərəpue quə1lsəq utrep urə|[e 10A 3997 
uəssəp “uəöləz uəlJ[eudƏA Sə1əpue 1əpo üə) 
-IEuTəA Səuotrruongaiqssrtu [|ənxəs ərp “soəptA 
"puls uəuəs nz uəSrrue[rəpuriw 

uoA uƏngaqssI]W səp 19po uəönüglrəpuliy 
rur nəğunipueH əffənxəs uəuəp ur “SOƏPLA 
"UOSIƏQ uə1iəpue səurə Lu JNEJUOM 
uəvəryədroy ıny Sungstjusdsn spe əSuue[ 
-I9PUI my uəzrəruy uəSnsuos rəpo uaduny 
-19AƏg-,uor Ze“ “qo? “pləD uoA uələrquy 
bl 

pus uəuəs nz uayosdeiy səpo uəssny 

am uəqoudmniy səpo səövərieu) “əSunipueH 
uəqərfönzuc /ənxəs səpo uəffənxəs “uəpuəz 
“rənme rəq əönüglrəpuriy uəuəp ut “*soəptA 
səfərdsrəgi 


"sı 
Jyuoepə8 Juasypemig ıny sə uuəA “uə8ə[səJ 
OƏpIA utəp my 8unyugiruoəsəds:əl[V əurə 
uone peoldn urrəq 3suuey nq "IST pIərroy 
[yemsneuoddnis[arz əurəp ssep ‘uayyse 
Jnezep np 3səyifos tuəpiəsjnv “puls Jy9epad 
ayfeyup ərp ərp ıny “üəssed əddniöyərz səp 
nz soəptA səurəp sde], pun uə8unqrə:uosəg 
“Ə9LL, ssep (nerep əşüəy “üəsseyum uəSoiq 
TƏpo POL “XƏŞ 3[eAƏ5 ƏM uəuusəul, Əşüəəz 
-ə8s1ən[e 3qəru 1əpo ərənpüəsnl şüəru pun 
puls şəşqəməösnp əönüglrəpury əSunİ ne 
ərp “əur[pjorguəuorəz əuorpunəsuərrurmq 
"puls şəuörəəs 

üəru əddniöyərz ərp ıny ərp uswayL 
ərəmpuəsni Jyaru əönsuos szəpo əuozsqo 
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1əJiərouenu NZ qəp Nur puls NOyppeN 
uoA Sungfpagsteq mz uərurpuoəni ərəsuf) 
"uəSuni 
-Tə3sreq əuosunes rəpo əqoAroumu um ypıs 
əpueu sə səpo 4əşsodəö uəyəəuizsöunpig 
nz uəpunu əs “uuəp əs sə “əşfequl ə1[[ə1siə 
Tensıp my qənc uə1[ə8 uə8un[pueH uələ 
-nxəs uoA Sun[[ə1steq rəp vərənzəq uəSuny 
-upiuosurq 'urəpurtuaəA nz uəSuue[rəpuriw 
rur Sueuuəurupsnz ur uəly[euur uodtssepnzun 
UOA ƏIAOS Əl[euu] səvərytuqəudəəulə-)üəru 
ərlə, sep um “uəyeuu] uəl[ənxəs rul səpig 
uorrzJespuni8 Im uəusəpuə ürəpsəşiny 'uəp 
-upduuə 9rsjoysue s|e uəy[euul uoA JV əsərp 
Jpeuosurəurə5 zərəsun səpərəiiy əuoupuu 
ep “urə uəSunipueH uəl[[ənxəs səpo NOYPIeN 
uoA Sungfagsteq ərp ugruos Joogqadeg 
U9UISUIEMIT UOA 
uəğunipueH ə[[ənxəs pun ?rəq)yətN "Pr III 
Snpe 
uonpyo[dxə Tenxəs/sprepueseAyrınurmıoo 
Türo55|ooqə5ej'əp-əD77:sdT :ə[lənO 
uosrəq 
əşəpiqəöqe ərp əl uəureN uəqləsuəp 183 6292826=J1407 yənşəpzTüz666TOge7TƏMSUE 
“eq şəpfəurə5 Jfeyup uəp sun ərp “uosrəq ərp | JəoqmmoK/uroo:ə|5oosioddns7/:sd7 :ə[lənO 
3eu 3əpləuuə8 J[euur uəp sun 
ərp “uoszəd səp pun 00,7 urəp ne uosrəd səp [°] 
uəuostz JunwumsurzisqN əreqlqərs əutə "Uəqəpul nz JuessərəJur 
(pam 39ng3səq uərpəyy qəmp 1əpupi m xəs pun 3J[eAƏD əra uəl[euul 
ərp “urəpltg UOA SunuornuəjosəA əşrərsno) | uərədgpuəsn[jiuoru rur əşyeyuy um “uəpigA 
-neun əsrəmsrərdsrəq) uərpəursumyeurəyun) | JəpuəwuəA Suny[eurə)unuərrrureq səp uəmör, 
uərişəəryqəsurə (uəpaoqəqsöunöroyəayeng uoA | səpo uəməvolisiy “Suooşre) uəuəp ut ‘soapIA 
uəğununərəzmy “q z) uəryənğ) əğröupuqeun [°°] 
(fənnuənəŞ 19Po ərejuəur *SunSrpərgəg vərfənxəs 
-WON YUy9sısjunpfig `Azq IXSIPJIT uomp qəp JP9MZ umz rə8uue[rəput]q uəSun[[ə)s 
uorpuorsiə "q z) 1xəjuoy 199durpogqayper | -req Hu əyequy səqəröugyrəAun Sungwures 
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-əqpttg rur ürə um upts Jopuey sə “'uuəp 
TƏS SƏ “Səşpsər) USPPEU Srpug3s[[oA səurə 
uəurugujneupN səpo/pun snuy səreqlqərg 
(uapayyuery 

uoA SunzyeyDsurg “Azq öunrəpururəA 

mz 1əpo sqəry ne Sunyansısyun Sun] 
-puewumsguoə[uəsə>5 "qz IM) uəjxə)uoy 
uəuəöozəqsərəqpunsə8 ur rəpo Yoeuep 
əşuəuuoyy səp pun Sunpurgyug səurə 
3xəşuoy, WI Jose “üəryeyrüən) əreqluərs 


:pAtA 11ərutJəp 36707 ər 

NOYPPEN IƏqoA “UƏMƏSUƏBMİŞ Məpyəbu uofeal 
uoA 1JƏp[!q 

"UƏĞTəZ uəmë8r4 zəpo uəuosrəq əyyəcu 

ərp 4ənmyşsəs uəuuopsuny uəijəpue pun uam 
-dnys “uəp[gtuə5S uoA S0204 puls utəpiəsmy 


*uupy MƏYİ. DUƏ101SJ:9A [[ətzuə)od J[euul 
Təp ssep “uəssrA 1ə1uoenəg ərp Nurep “SstəAwuru 
-UIPAA utəutə rür “puls uəuəs nz uəuonumiş 
uəuəSozəqsyrəupunsə8 ur səpo Sunpurqyug 
1əp uəeu ətos 1mdəD rəurə 1xəJuoy UI snuy 
qəp səpo uəryenruən) uəuəp ut “əp[tg UƏNƏSİƏA 
AM "üəuonundureşsnig qəpu uədunpyiquəq 
-IEN UOA SOJ0,] 1əpo “Uəffəşsrep uaner] əpuə[ 
-IDS I9PO U9UOIPJEISIOIG EMI ərp NZ səpfig 
1əqe uosse] “puls uəuəs NZ USZIEMISNIG ərp 
uuəA “urə əşsnig 1əuoər|qtəƏA Sum||ə)sreq ərp 
qərdsrəgi umz LA uəyugs1uos os 'əly[euul əuo[os 
uapuejsumn rəyun su uəqne[iə “'uəuuəyə 

nz 1epf 1uotsqv əqəyos əutə JS] 'uəpuru5 uəuos 
-turzipəuu I9PO uəjueAə|əis8unp[rq sne zəpo 
uadaruy səşununsəq ürə m surəsissnAəg 
səp öunrəöləşg mz 4səşolq uoA UNO, əutə 
spe en uuey uəpiəA 1[t9JƏS uəput5 üəfərA 
sn HIYPPEN ssep Issnmoq 3st sun 'uəpioAəS 
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-əröZuyenxəş Nu S8ueuuəuruuesnz um əli 
1əqep uəpfiq swyeusny əv Ist teqJuors 
PEIP Yüəru 13sq[əs 1EYATDİV ərp uuəA 
uəne “snuy /uəryeşruən) ur uəyyəlqo UOA 
uəsunşury sep səpo snuy /uəryeyruən) uoA 
Sunrərnuinş spe Pam 3rəruyəp ərp ‘snuy 
Juəreyruə5 uoA Suniəmmurns əşizidu 
uorpfLg UOA üəvə 
"1əzüy TUL Top[tg “MZq dəpliq SAHIZ eq 
-UUƏyHƏ ətwos uə8rəzueəquə/A “əuəmXu[e 
-NXIS u 8ueuuəuuuresnz ut ə|[84 rəqep 
uəpfiq əurueusnv əv ‘IST req1uots p|ə1rp 
1uoru PfeJuoy səp uuəA 1sq[əs “'uəSuup 
-urə əsərp ur I9PO U9UNUOY Suniuniəg 
ur UOSI9A uəsəpue OUT snuy utəp zəpo 
uətreyruəp uəp rul uərrejtuə5 səpo puniy 
uuəp təq “tuəyiəAs1uoə[uosə5 əşiziyduuy 
puts pogu uosrəq 1əurə 
suə)səpuluy uət[eytuəp ərp t9qoM “'uəSuup 
-urə əsərp ur səpo uəuruoy Suniuniəg 
ur uosrəq uəsəpub rəutə snuv urəp 19po 
uətreyruəp uəp rul uərrejtuə5 səpo puniy 
uuəp təq “tuəyiəAs1uoə[uosə5 1əlrzr|dxq o 
TMƏYTƏAS)U?ƏTÜəSən) o 


“üərişyərqəsurə “'uə8un[pueH ə[[ənxəs 
uonye1sə) 
-o1d 1əurə 1əpo (Sun|puewums1uəə[uosəD 
qəurə təq səpo sqəpjssnig my Sun: 
“ƏTSITIQISUƏŞ mz “uoneyndurmgsnig səurə 
qəpu "q z) uəşxəşuoy)  uəuəSozəqsl1təu 
-punsə5 ur ‘y9euep əşuəuloyy səp pun 
Sunpurgyug qəurə “suərimSs səp 1xəJuoy vur 
xəşmə “uəz1ewqsnig əuor[qtəA əpyəəpəqun) 
suəqər uəqəmuəng səp uossəq 
TƏUTƏ 02041 SOHOPURIOA ƏrBATyossöuməqre 
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uəHəsiny 


3ə1sodə8 JxaJuoy uəuosnstoumu 
1əpo uəvəsunas ürəürə ut əpimu eyu] səq 
“1eq1uors Paaıp 3qəru (uəSuni 
-pueH əffənxəs ərəpue səpo tuəyiəAs)uoə[uos 
-əp) öumipueH əffənxəs ərp Ist y[euur up up 
“1 JfnpIO uəSunSurpəg vəpuəsfoy səp əurəy 
u19Jos “üəqəərdsyuə usdungpuey uəl|ənxəs 
uoA uonrunəq qərəsun ərp “əşfevu/ ə[e)r8tq 
səuəvəoıqıyı zəpo şrəyölssnysuonen-nsuəyy 
“UUTƏTÜƏSUƏSEN “Əyənds “uun “uərreye4 
snulsıreqruuey 
SunpwwumgsıoA 
uərüni səs, 
səurə I9PO uosiəq 1əutə pol, umz uogu 
NOYYSNUTOYISIye A səfi ərp “'uəšSunipueH 


:uə8rəz səpuə8[o4 ərp “uəuosnə4 nur ə)[euur 
ans 

uutəq səşmnə JSNIg səqəriqrəs uOYMIA Sep o 
uəuosuəlw 

UOA USZIEMISNIG Təyyobu Suniərmnurnçs ərp: o 
şəpum?eşs səşunrep səpo 
uəmpuru öSunprəyy ərp qəmp əsər uuəA 
uəne “önəzyərdsxəs uoA SunpuəAuƏ9A ərp 
şəpumneşs səşunrep səpo qəmpulu 
Suünprəpi ərp qəmp əsərp uuəA ypone ‘sn 
-UV 1əpo uəryenrüən) uoA Sunrərinumş ərp 
uəöunipueH uəffənxəs qəbu uə) 
-əyörssnynədioy) uoA ürəsuəpusuloA sep 
uəuonyəri 


en ər uəsSun[putH əffənxəs ərəpuy 
UOTy uoA 
uəuorəzuv MU usəp[tg `Azq UIOPJIg uəA 
“Tpyy Tequuəyə ərwos uə8rəzueəq:əAA DU 
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*uərər8e1ə1ur nz uəurəurəs 

“IV urt euəsurəuiə5 zəp pun uəpunəui rur 
“uəyoəruosqe IOAeP 1əzJnN yanergadyperds 
1əuol[os ürə uuey sneuru rəqnreqi 'uəjuuoy 
uəpuuduuə Slşyo3sue spe uoJfeyu] uoA Jay əsərtp 
Jpeuosurəuuə5 uə[edo[8 sərəsun SPAN 
aypueur ep “ürə aupeıdg səpuəruny əurueujne 
-PfEJUON səurə nz əstəwuəuor[8out “ə|ənxəs 
3izirdxə SunpuəAuəA ərp tuəpiəsjne uəy 
-UEIYDS ILM `uəgənəq uəSun[pue]H əffənxəs 
əvərəunəAurə-üəru pun SunönoN qəp 
-UEUUƏNƏSUƏTV əstəwuəuorl8ouu ərp “urəpuru 
-I9A uəuonygsueu], ILA Məşüəgur OS 'Juorə1ə 
əzuəsr ərp sun xn) 1st “Ə]suərq-1oo5si 1əpo 
uonmnsovq əsrənsrərdsrəq “uəzərurpiooy səpo 
uəzymsiəyun “ürəpaoy uəuəsuopAui] uəuos 
-IMZ uəSun3srəpnsuərdq əffənxəs əuor[qrəwə8 
1əpo uəsunuSəSəg əyənxəs əşequl qəopəf 
uuəAA 'uəsse[nz uur uə1uoogur pun Ist qəsne) 
-SNY I9Y2JoS utə INYDIM ƏLA “HƏSSTA ALM, "Mər 
-ərsIfIQISUƏS nz uətuəu,əsərp my ərəpue um 
pun uəsənmisip nz dunnagsny pun emad 
ərənxəs zəqn um Yoogaseg uəvəsuəyy 
uazynu “53ərəörep (uaussydemig uoA qənbiq 
“SSTYV pun Sumnəqsny əfrənxəs) sprepue?s 
-S)yeqəsurəumər) zərəsun g 1yuuəsqv ur ƏIAA 
ənurqeuynepyesuoy) ərfənxəş “Sr `r 

Hano 

Tenxəs Aympnu Jnpe/sprepuejsäjtumunuos 
Tuo59y6öqəəeyəp-əp//:sdmyü :ə[lənO 
"TEQUUƏNHƏ əssrirum- 

1əpo uəunonədioy mu puls sə pun 2iər) 
-IE3ƏP puəvərərsne Jyaru Ist Sun[[ə1sreq ətq 
“əşsodəs 

Sueuuəuruuesnz uəuoIpnjeuoəsuəsstA zəpo 
uəljueaə|ərs8unp[riq utəurə ur əpma3[euu səq 


0207 


cı 


Er puu)s 


uərumpuənr-Qrunururo5 


uoHayIy 


1əpo “uə8[ojqV-t[ourq səpo sılourg əyyənxəs 
Əstrəwuəuorlqn pun əvəsişizədsixəşuoy o 


“UƏPUƏAMƏA 
əyuəurəyi vəqərfönzuc iənxəs uəpuəğ/oy səp 
səurə myep pun uəşfemyuə adeyuy/Jogaduy 

(s)əuəqənuəsəq uəqo (ə))urə ərp “ərequr 
əyuəurəq əqərönzüy :z umuəry 


uəöumyeusəşun- rəpo s)pqəxəs o 
19po “əuyred[enxəç səpo xəs o 
1Əpo “Əp[IqpIEN o 


:uə8erjuopu 1rəpo uəjərque səpuəöyoq 
(əponyəunyeşuoy) rəurə SunuuəN uəmp fəsəy 
1əp ur) öyəmpui səpo şiziydur ərp “ə)reuur 


əSezuv səpo Jogasuy :t UMLIOMIN 

:[>] nəmə 

UILIONIY uəpuəs[ojuoeu səp əptəq pun uodey 
-uoeu səpo uəşərquc əurueuyneyyeşuoy) əl[ə 
-nxəs əurə yyəarpur səpo şiziydurr ərp “ə)euur 
Jəp[iq-/soəptA-/soJoJoe N 

uəğunyeuləşun- səpo sypqəxəş 
qəuşredrenxəş səpo xəş 

“uəğeimz 

-uoeu səpo uəşərqnzu səpuəSo. qərişyərqəs 
-urə “əurueumeyyeyuoy əfrənxəs əşiziydxi 
UƏĞESSEYV əuostrue7 səpo əqəsnovə “əqənxəs 
əzug], əqəsnozə “xəs-əATI 

“SMOUŞ-qnrəduns “nəSunypueH əqəsiyenSouoq 
uəunipueH əffənxəs əşuyyəb 

:urərəpue jun 

uəqguəS nzeq “uəöunipueH əvəyos my dung 
-I9MUY 1əpo uəSun|pueH uaraypuaänl-Iyoru 
“UəlfənxəS UOA Suniərurpiooy əşqənsrəA 
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-Tygedur4s uouyr 1rut ərp “'uəuosiəq mJ Ipo 
uəddnu8uəlsruiənxi ə8nen[eAə8 ıny “uəuon 
-pSTUEĞIQ SYISHSLIOLIIY "en “uəuonestueSIO 

ƏĞDENTENMƏĞ my 23614 utƏə3 IST 19J3LAL JnV 
uəuonvsrueSirO uəSre[eAə8 nz ərumuəni 


ərp “uəuosrəq I9Po uəuonspsrue81O “my zuəs 
“Baq əuləy YJoogadeg ne Im uəqnejiə tuəp 
-UTUHƏA NZ J[ƏAA-Əut[JJO səp ur uəpeuəs un 
uəu 

-ODESTUESIQ pun uəuoss:əd əuorlqeJə `: ` 


-NOA uoA Sunz3nN ərp IST uSUONESTUBSIG uəs 
-əiq 3qneli Jypru əqnrnoA ne puls 'uəqigA 
müyep səpo uəzimsiəşun “uəuorHuəusə9A uəuon 
-esrue841O Əl[Əuruutp| ə9nEneMə6 ərp “ə)[euur 

uəuonvsrue810O əl[əurturnƏ əöpenyesər) 


əy[euul adupım 
-SSUDSSEHƏA I9PO 
əuosnsurorəl, 


uonprlos Tenxos/sprepuejsAjtumunuos 
Tuo59yoöqəəey əp-əp//:sdmü :ə[lənO 


(uəveu 

-əzsuosnə4 UOA S8unqnsnv səpo Sunörpənyəq 
—sq[əS “uonEnətəq əffənxəs) pyesiqəərqəsər) 
1əpo (uorpjər1 

1əpo şəqyüənəq) SunSəxur səqfənxəs puejsnz 
“uəsurə səpuəso4 ne 

[eJ9q ur pun uormeuosug sneury 89unuupAui 
əşyoqq əurə səqn ərp “əuəeids ə[[ənxəs Azıpdxq 


SƏ)NSQƏAM uəqəsiyen9ousod uəuiəlxə nz syur 

UOA UƏHTƏL sep "ET ƏTA) TEHƏŞEYÇ urəuosueiS 

-ouod uoA UƏĞEİyQƏEN 1əpo uəjərquv seq 
ərtəyiəJurH IOPPeu SrpueIsfoa 
uawyeumesj019 vərişyəryyəsurə 3sr 13oəp 
-1ƏA UJOYIN USfeNsIp rur səpo əyyəlqo 
“ərrəşrədroy) əuor[uosuəui qəmp 3JISUDIDEN 
ərp uəuəp rəq “uəuosirəd 1ə[eƏ1 səpilq 
1əpo ‘(3und 
-1Ipəugəq1sq[əS 19po uonegnəuəd əfyənxəs) 
uəğunipueH əffənxəs səpo ?yesyüəəyqəsər) 
“pueşsnzsöunSəriy “uərreuəzsuoSsnə+4 
“uəSunilə3sxəs “uə|[ou əffənxəs əv 
‘(Isuny zərgər səpo 1afesıp “əşəuvərəzə6 
puEH uoaA qərişyəriqəsurə) vəSunipueH səf 
-qənxəs uəöunifəşsreçi səpo ussunuyemig 
Təpo 
“yseıdsssuesun əşrərsiyenxəs ərpuorsəy 


əqnInox 
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:uəsJo1srƏA ərurpuoru 
əsərp uə8ə8 ərp “əşfequr ıny əyərdsrəgi asrurg 
“urəpioJəq əs rəpo uəsjərrquosue əddnisuəşsrur 
-ənxq uə8nen[eAə8 xəpo uonestueslg uəqəs 
-DSHOLTƏ) TəuTə uə)eyrAny[V vəfsSərir 2üəru 
uorp np 3sJaep ərurpuon rəsərp uəuuue u 
¿Ərumuoəni əsərp uə8ə98 şyoşsrəA spe JIIŠ SEAA 
`uəqeu uəpus 

-əSue J[eAƏ5 rur uosneuəlsÁs uəljst[IArZ ərp 
SpəMz uəuresurəurəs 

urəurə mw uəuosiəq uoA addnıy əur 
:uəlImjrə uəuəyry uəpuəuə1lsuogu ə[e ərp “qə 
-Ios puls uəuonesrue81IO əSneTn[eAə8 ə1əpuy 
uə1uoƏur uəlstIIArZ 

uə8ə8 uors uəpe][eAə5p uoA Suniəpiojəg 
uərəp 19po/pun əpyeyyesər) vərəp uaddnıy 
uəqeu 3rəpoyəq zəpo/pun J9puam 

-əSue suəSərluy sərqi SöunöyoHəA mz fən 
spe 1[eAƏD [oe səpo səvnuy ərp “üəddnin 
uəsse[ uərərzynuəpi əddniSuə1 

-srurənx SİE USUOHNY 1əpo uəuoneyrqna 
“əfərZ uəlrepuə ərür qəmp upts ərp uaddnıy 
“UəlhHƏ Vəə uSpuayaIsyDeu əfik ərp “vəd 
-dnıo puls usddn.ısusgstwuogxg 3snenfemad 
*urəpioJəq zəpo uəuoipue 1uortu snursiurənxqi 
uəsSnen[eAə8 1əpo SNWSLOLIL Ispep nq 
"ürə uəuongpsrue81O əSnep[eAƏS 

pun uəddnıöuəşsrurənxgi əönenyesə5 my uəu 
-ONIy uəuə8rə ərəsun aImos usddnıy ayası 
-SII0119] STE USSUNFNISUTg əreuoneuzəşur pun 
əyeuoneu uasporg uəruruərny səsərp uauyey 
uu uə8un[rə)məg ərəsun u] 3[ərzqe əts ərp ne 
“uəöruəlləp uəuəS:ə[qoAA sep pun 1rəuiəuors 
əəryədroy ərp 1əpiueJə8 “ürəpaoyəq zəpo/pun 
uəqnsne usddnıy əsərp ərp “yesən, əlq “üzəp 
-10yəq uəşpATy nəreSəil ərur pun uəzərs 


Sünz)əyrəAsədio) TƏTƏMVUƏS “pol, Mu Sunp 
“-UlqTəA ut uəpeu5suəes üəvəriqəüsə Suni 
“ƏYİQAƏQİIAZ Həp A9po/pun JuonsiəA üə 
-nmznz “Azq 3önynz uəpeuəs uəyensuzə 
uəurə zəpo 8unz)ə|ugAtədioy əutə “pol 
uəp st 3ölfləşəq spitguoy əşəuyyesəq 
səurə uəuruey tur uəşrəyörrəspuləq uəp 
ug reqrəmrurun şüəru ərp “uosiəq uəzəpue 
qəurəpuəği zəpo uəuosrədHAlZ als TƏQOM 
“zımsrəyun qəmuəsəə  xəpo şəşroAumyəq 
uəyenyesən) əvəfos `Azq 1sI 3örrəşəq ua} 
“eyyeər) uəşuefdə6 pun uəyrərzə ue ərp 


“uonesrueöso əvəmibşs)qənu əpəf 

zen 3sSEyUm sərq 

*uəlstroutəl, pun vəğunörurəsəA əuosnstorsə ln 
:uə][eAwuəA mz Jooqadey ne əddnin 

əurə səpo əşləş əurə “oşuoy utə 4əyyeşsə6 
3üəru sə 3st uəddni5 rəpo uəvosrəq uəpuəöyoyq 
"əurəşul 

ut SDUİSLTODİƏL, uoA Sunydureyag mz rəqiy 
ərəsun xəqn Iyaw sər ə:uegq “puls 3örəşəq 
uəğunipueH uəönderəp ue ərp “əvərkəqdəA 
Təpo uəzymsrəşun uəuosrəd səpo sərunyüy 
“uəddnin) ərp “əəyequy qənc uəuiəpuə HAL 
uəsuni 

-pueH əlləurturp| səpo JeM99 əltərstueSIO 
Təpuequəvəsuəyy 

paiouuuopJiuəlN 1əpo 

(ayansıaapıow vərişyəryüəsurə) piouruəsse]w 
SSEH uoA Sumn)tƏ1qiIƏA SOISIUBSIO 
uəğunipueH əuoəsnstorrəl, 

:uə8mə1ləq urəpuə8[o+4 ue ypıs 

ərp “'uəuosrəq zəpo uəuonesrue81IO uəiouəS 
nzeq 'uəqnsne 19P0 USHOMINJOA EMI 


1əpo SAWLESNEIN 'uəuuoy uəupiourə səssəq 
eyup uəp səneuosnz 1Turp “uə[[əjs nz Sun3 
“DHƏA mz uəuongurojJul puəuorəisne rəJep 
-Olpny qəp ut 19po oəptA um “uə1uoe nerep 
np 3səlllos 3spe[u5°ou uəyoəA7 uəuostiənsuny 
1əpo uəuorpnjeuosuəsstA “uəuostreguəumsyop 
“uəvəsiöoöeped sne uəneuui uə[|əurturp| 
1ƏpO USYISNSHOLS] Jttu soəptA np uuə/A 
uəqaəA nz 

Əts any rəpo uəvəriəqHəA nz əts um “uə[|ə1srep 
uəsSun8rurə:əA 1əuosnsuoxiə1 zəpo uəuonesru 
-BEIO 1ə[[əurtuun 196neT[eAƏS ə[oqtuÁs 19po 
so807 “uəqərəzsöunuuəyiy ərp ərp Əeuur 
urə)qənüəsnzürə səpo uəq 

-o1pəq nz əzəpue ərMOS üəqrəAMnzüb səpərlə 
“TIN ənəu SunörürərəA uəuosnsuox91 Ipo 
uonestueäig uə|əururp| nəsnenyeə3 səurə 
uəureN U “üəpma  3üəruəyoləA 1JuotsqV 
1əp 1rur 19po uəöləz uəure1rp[əstə5 ərp Əeuur 
usgqramnzue uəğunölürərəA 

Əuosnsuoə) I9PO uəuongsrue81O əl[[əurtutp 
any zəpəröyiiy ənəu “uəuərp nzep ərp “əyequr 
uəSniəpuoə: zəpo uəvəlkəqrəA uəğun6 
“TUTƏTƏA uəuosnsttoztə] səpo uəuonsrue3ao 
HƏfƏUTUİLDİ uoA MəyEN/EMƏn) ərp “ə[euur 
uəmmzyn uəjen[ewə5 nz əsəpur 

um “üəqəriəqrəA əpo uəS8rpimA əffəuruu 
“UNİ TƏpO USJSHOUS] əoJuupyəq ərp “əTeuu 
uəpmu şifə3ssə uəSuns 

“TUTƏTƏA uəuosnstroz1tə] səpo uəuonsruedao 
uəlləuruurp| MƏĞEmEA4Ə8 uoA ərp “ə[euu 
:uəpiəA 1uornuəjjosəA 1uoru 

əqnInoA Jne uəjmp əyeuul uəpuəğfoy ət 
Fİ 

-aəne1ssə8 1uoru “əpərföriy zənəu SunqrəMuy 
qəp uərişəruəsurə “əypəaiz əqəriSəf my aqnL 


əqninox 
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rur uəuorp[gsup1i, uoA Sunyarsouug ərp 
19po yneyuy səp qneyrəA səp uəl[ej 1oyumıeq 
"UƏZ)əsuTə uəyoəA7 VƏTESƏİ tgpo uadııpım 
-SJ4991 nz JyaTu urropiye|d ərəsun Ispep nq 
uəğunsrənsuərq 1iəpo uəreAA 
əlsənuəuə[8ər əyurtursəq səpo əresəfii 
sdnor6-yuəyorA/səTT/oi 

“pue-səinr/əp /uuoə"Təni?"dyəq / "sd sərən 
[1 

*uəuonesrueSros8uniər8əu I9PO 
uəuonesrue841O əuotpnep1s ıny Jyaru JFr8 ərur[ 
“ər Əsərq 9947 WOYISUEJUIUMYOP I9PO 
utəuosuəuərziə 8nnəpurə Mur snursiuron)xy 
Təpo SNWSTIOAO], etuəu1 uunz uəuotrssnystq 
Təq uəuryeusny əsrəwuəupot[8outu tA uəuopuu 
urpıosmy 'uəpima Nyemad Təşüry əuorpuəj 
-JO ur uofyeM Əu9snepjouuəp yaınp səpəris 
-MI uə:əp “uəddni5 my aımos “puls 3öryəşəq 
Sunso7 uəvəripəny səurə Sunyroqreig rəp ue 
NOZIOP səpo uəpuuəq ssəzoids8un|puewun 
uuəurə ur qərs ərp “vəddnin m uəvrqeusny əş 
-TugrqəsəSurə uəpueşsurn zəşun uəvəbul TAA 
¿Ərurpuoni əsərp uə8ə8 şyo?STƏA ÜTƏŞ) IST SEAN 
HƏSİƏM 

-nzuru 8unz)msaə1un səpo 1rəy8uouəsšnz me 
Təpo uvəpuoy nz ərs um (uauonestueslg zəöne) 
“TEAS ə|oquiÁs səpo uəru8tsul rəp GünzinN 
uonesrue81IO uəönenyeəs 

Təurə ə|ər7 uəşrepyə 4gp Sunrəpioqi mz (epued 
-edosq /uərpəyy “uəzubuy `g z) uəS6umnisrtə 
-Isuərq uoA SuməiqqəA səpo Suniyəşsrəsəg 
uon 

-ESTUEĞIQ ƏĞDEmTEAƏS Jura my Sünsənniyəy 
uon 

-estuedIg UOSHENTEMSS dərə uəureN Vur uəS 
-unjpue} uoA Suniəpi9o94 I9po Suniynyysang 


“1əpiouruobpjtuəlN 
sje sun my }]I8 Yey uəSue8əq uəşio uəu 
-ƏpƏruosiƏA ue 1əpo ƏEHOA A91ıyauı əymə? 
lut əpsoyy qəti IƏpo IƏAZ ərp “uostəq əpəf 
MuəuoesimiəA NZ uosrəq Əutə s|e Iyauı üəsəŞ 
1əpo umey uəuoruəjo usəurə ur uəpeuoəS fəla 
3suərföour um Yzynu Snazıyeg ürə səpo ƏJEAA 
Əurə uosrəq əutə uuəA 'piouruəsse|W[ uəjuons 
-IƏA S[E uOnSIƏADIO uəurə uə)uoPB1ə ALM 
`uəp 
-I9M 383999 uəuosrəd 1uəur I9PO Tərp t9qep 
uuəA “piouruəsse]N spe sun ıny 7/19 PIOW ur 
(əuonsrəApiolW 
uərişrəyuəsurə) zəprgurqəeyrüəyy pun -uəsseyy 
Sunuaəpuruəg səpo 8unyuepug 
ƏTƏMVƏS “SuniənuəuO əffənxəs “üəəyüəsərn) 
qJjunyiiəH əvəsrunə 9ëe1i[euoneN 
“rəyöngqəsnz əsomər “rəyörgqəsnz 
əqəsruuə "en uə[ugz vəşyeqəsuəöiy uəsərp 
nz "uəyəsöuc uoyeydsusdtg rəyuruunsəq 
punöyne uəuosiəd uə1e1tAnyy zəpo uades 
-sny “ət8o[oəpl uəssəp “[oquiÁs səpo uəqə 
“ƏZ “uəureN utəurə JoJun uəvosiəq 1uətu 
1əpo Top sne ssn[uosuəuuuresnz 1əuor[8ə[ o 


19TuoP 35/o0y ər pit uonesrueS1rosseH əurq 

1ƏpƏI[83I ə1uupyəq 

pun zoıynyuy oıyı “'uəuonesrue8rosseH 
əyuoouu uəqərənrə fərz səvəs 

-180[09PT zəpo səsotörfər ‘sayosmıpod ürə o 
“Uəssnyurəəq nz zəpo/pun 
urəyuonuosnzurə “vəönou nz uonestuesig 
afeuoneursjur zəpo Sun:ər6əu “Günrəy 
-IgAəq[tArZ əutə 3|əpueu Jyaısqy qəp rur 
“uənsrəA uəönymznz 
"MZq 39nmz uəpeuos urəyeyysurə rəpo 


-uəjuuoy 
UƏsJO1SIƏA üərülüəni əsərp uəS8ə8 ərs ssep 
3sqne[8 np uuəA %uoəru əl[euu əyəmməyosəA 
"puls ə|ərdsrəg əörürə mu sərp ssep oJypeag 
*uəzym)siəjyun nz uəuonesrue8IO əuo9sSnSHO1I91 
Jəllg9umuuny səpo səqəesmiəA əzür pun əssru 
-Srərq əSngnnreAə8 um “uəpma (1əppouuəs) 
nərzyrpoti səpo fəyərəguə ərp S|ətdsoəptA 
UuəpiA 

MƏQTOMƏĞUB Yəz)msrəşuf) ənəu pun şəşrərqsəA 
əƏly[euul əuəşoqHəA “əşioAumyəq uərSo[oəpl 
əqəsnsuonrə) uəuəp NE “uəpiIəA 1əltə[ə8 
-TƏMƏA SƏ1ISdƏAA NZ səziN ərp səqn “ə1y[euu 
UƏpləM 2/91əyə5 uəuonsstueSIO 

Əlləuturrpi rəpo vəSunörürərəA əqəsnsroz 
-19} uəuəp ur “uəuoeidsueyuəpə5 səpo söuoş 
UƏPHƏA  11ƏIƏJƏ8 uə1e)jens uərəp zəpo 
uəğunörürərəA USYISTSHOLLIF uoA 1ə1unJuy 
uəuəp ur “uəuosidsueyuəpə5 səpo sduog 
uəpmu şifə3szə uau 

-omesrue81O uəfyəuruupi pun uəsunörürərəA 
HƏNƏSDSLİOLTƏ) UOA IIP ‘uafeyuf uoA speo[dn 
əynəuzə əşnəpuprəAun pun əuənruqəsəsun 
:8rsse[nz 

üəru əqnInoA ne puts ə1[euu[ uəpuə9Joj əlq 


:ə|ərdsrəg 

‘IST ƏŞSTT əSrput1)s 

-IIOA Əutəy sərp ssep “ə)uəoeəq əyişi 'uəuon 
-yun- pun əp[npoid-əqnInoA ua1opue əə 
pun sureənsəAr] “Əəmguəurtuoy “uəSunqrəruos 
-ƏQOƏPTA “soəptA “my uəl[ə8 uərurpnuoni əsətq 
"UƏPTəA 

uəuəsiəA uəSunu:eAA pun usdunyueıyas 
-qsıay[y rur uuey 1xəJuoy puəuorəsne 

rur [errə]etuuu[rq səpuə1ols1əA fərzUüə)od 


aqn nor 
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əupt[8ə[ “Azq uəuosiəq I9po uəuonestueSIO 
uəjuueuə8 uəqo səp əuyəpuəğir ərp “Ə)y[euul 
uOPIaM 19908 1uoru “uəpiƏA nənni 

-sIp [ennəu 1əpo 3[rtəJmuəA Ə)[euul əsərp map 
ul 9xəjuoy əuuo uLIONJEId 191əsun ne uəjmp 
š “uərənuəspidər uəuosrəq təpo uəuonestueS1O 
„PpuequayssuoW | nənəqərnüəsəq uəqo səp əutə ərp Ə|oquiÁs 

tuəzue1)sqns əpuəs (g nruqəsqy pun 2 puypsqy ayaıs) 

-ərvəşun ə|lonuoy rərəpuosəq pun uəsoiq yonergssiy pun Sumnəqsny əffənxəş 
“uəöumsrəpnsuəlq pun use əşqəsigyəs ” Sunynpug 

„en puls: “uəl[ej ərumuəni Sunz)ələ, A 191031 

əsərp zəşun ərp “uəöumsrənsuəlq zəpo uare fəpuequəvəsuəyy səpo Junssardig 
“sl ƏUDSEAD|9D 

-nidiəqn səyrəqreyiyy ərəsun uommp əts uosse] 1uesqərpsiemuəpi 
pun “uəşuvoy uəşyoşsrəA ərurnuoni əsərp uəsəs Iəpueuuəge M 
ərp uUSeNANNYy qəbu Anyeoıd xu uəuons Iepueuuəso:q 
uəšump|əlW uəuəšue8əSurə uəp nz yoızyesnz P:OW 
M`uəSnjiəA ərurnuoni səsərp Sunzzəsuomq 

mz ?xəşuoy puəqərəssne səqn ru ssep 
“UƏpHƏM 11fƏ3SƏSHƏVDİS [Jos NWeq Jrənyeluoy :urərəpue rəjun üərgüə8 nzeq 
ZunsjonaAfeng mz uəsSeguv my ayag ərəsun | Yyoıpue Suünöryrəşəg əurə 19po (Fey) 3örrəşəq 
1əqn sun əsərp NUrep “uəzjəs nz Sunpurgray | uəjeytAniVy uəlləururn ue uors səp “uəuotə9z 
ur əpıguəqsöunöyoyəaye-ng 1əutə Jr yaıp | uərequuəsə ürəulə 19po (uə)Sun8əwəqpueH 


pun !uə:eAA əuə[uolsəS 

“uəğumşsrənsuəlqi əffənxəs 

“uəy 

uəyzynuosə8 rəpo uəljəpiuejə8 uoA əşynpolq 


ocoocoooo 


“ƏSTƏMHƏVƏHƏOUI uorp TA uənlq uə[[g4 vəörürə “(u)əqreq uəurmesurəuuə8 (rəurə) 'uəƏureN 
uj *uəgunlsrənsuərq 1əpo uəreAA aaa | uəuresurətuə8 utəutə 1aJun uəuosiəq 1uəur 
-n8ə1 uəşry uəlurtunsəq Mu ərwos uaduny 1əpo Təmp sne ssn|uosuətuuresnz 1əuor[89ə[ 
-stənsuərq 1əpo uəxeAA vəesəfil Jttu uəuon bəldəpəyöyiy əquueyəq 
ƏTESUEAL uoA Sunuor|8Souurq ərp səpo neyuy | pun asıyıyuy sayı “nəğunörürərəA əqrəuruni 
qəp “ImeyəA səp uəl[[eJ 19Junreq "ə A uam uə1əp uə9ə8 uəuəsuSopAr] 
“TV ə[eƏə[|r 9I9pue m səpo uə1[eusəA səSu 19po uəönüglrəpuryy uoA əourueuuə9əS1uq 


-PIMSI921 inj 3üəru Tən, UOA SunzjnN ərp |  zəpo Sun81zəqiəuəg “Sunsseyrəqf) 'uəyreuuəs 
IM uƏqne|iƏ (uapfounaa nz Joy Məvərpyiru | -uejəp Sunıynpogn %odsusul, Sungiomuy 


qəp ul uəpeuo3s ayaısow un “südə 19ZnN uəu 
19195UN yrəu1əuoIS ərp IM uəuruəu IOYIM] tg | -eS1O uoA əurueu1uq ərp səpo TOIOAEINS “rəy 
*uəSumjstiəpsuərq | _-1eq1suərps8ueAz Yoqresduemz “əzəygünz 2276226] 19MsuB 
19po uare/y, 91T 331 vəşry üəşürümsəq Mu [] asaynyuy əxi | JəqmnoK/uro2'ə[Ssoosoddns//:sd7 :əlrən 


SIMOS uəSunlistə[3suərdq səpo usIeM uə[esərrr | pun (usgrayag [gpueuuəupsuə]w ərp “uaddnıy [=] 
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¿UƏIPAA ƏÜƏSTEyƏĞ puts se 
"unIONJeId 
AONIML I9p ne myep Sunq:Ə/AA Dun use 
uəluos[8Jə8 uoA JnesHƏA təp 19191qI9A IƏTHAL 
usıeM 91u9s[8JƏ3 1əqn ərurpuorq 
SƏSrA1əs-spoos-pə1e[noə1/səDrrod 
-pue-səia/əp/uroo'1ənrwdiəu7/:sdTu sərən 
[] 
"uəSəyürə qənids 
-urq np Jsuuey opınm 1uədsə8 yaıyumyın 
3ünoəəy utəp ssep 3stq Sunuraw səp np uuə/A 
*MuəpiəA J110dsa8 uredg pun uonendru 
-eururroj]1e[q nz ərumüərni rərəsun uouwyey 
wm uəuuoy (UIDPIOF nz uəSumsiənsuəlq 
19po/pun uƏəreAA əşrərinsər pun 10] 
-ESəriI JnesƏA uəp uəsrəAsuə[eusəA uəpuə: 
-o)s zəpo uəuoi[uongaqssrtu “uredçs uoA əyllq 
“rur um “uəpuəAəA uəuonguurogu]-Juno20V 
apuaaynyarı requrəvəs ərp “S)unoəoy 
-urədsə8 yeqrənep əsəs 
-1əuor[8our şünoəəy urap Pam st Jununsaq 
uadungstapsuarg] səpo/pun uarey səşrərnər 
19po zə[eSəl[lt JnesaƏA uəp any vərişyəruəs 
-sne JuNOI9Y urəp səpo/pun 1seu uəsjo]sIƏA 
ərən əsərp uə8ə8 speunysu np uuəAA 
"YEV uəsjo3s:ƏA u[ə8ə1 ətp 
uə8ə8 1rəuuəSue8sA 1əp ut Syəsəq Juno25V 
1əp qo pun TEA $JO]SI9A 19p puəSəŠrwiəAuos 
ƏTA “qe uoAep 3öuEu “uəqəörə ərurpuoni əsərp 
uə8ə8 əçsJo1SI9A qəmp uoəts uəS[o4 ƏU9]ƏAA 
¿Ərurnuoni 
Əsərp uə8ə8 sJo1sIƏA utəurə təq 1uəruosə8 SEAN 
(‘msn usyemssnyag əyfəssəösəv yənrq-q£ 
rur “uəqtuog `g `Z) uƏJJBAA uoA Sun||ə1siH 
nz uə8unstƏAuvV əIA0s JJOlsSuəids pun uo 
“Druniy “'uəgeAssnuos uot[sJər[uosurə usyeM 


suonpeziupsro 

spenprarpur snorəsusp/sprepus?sirununuoo 
Turoo?yooqəəeyəp-əp//:sdmü :ə[lənO 
qəuvərəzəq asstu 

-Siə1ə)[eAə5 pun uəuoəiqiəAsseH “əpiouuuə 
-1195 “əpiouruəsse]N Ə]uonsiəA pun əupot[uogs 
-7e} “uəSum)[e]sueIəasseH “əSə[uosupiorrər, 
spe Jooqadey ərp “uərənuəspidər səpo uəz 
“msrəşun “vəşyrəqyn8 əssruS8rərq ərp “əy)euur 
uə]oda9A IST uoJeL 

ususduesag usuy! uoA əvəlisəf “Mzq uəuosrəq 
1əpo uəuongesrue81O uəlJuueuə8 uəqo rəp 
əurə mj S8unz)mn)siə)un səp Sun:ərurpiooy [``] 
uəJoqiəA 

puts “uəsrəidue use] uəuəSue8əq uəuur uoA 
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puts 3rərstroyne Jypru zəqe 
wosaIp UOA “uəp1əA 1[[9)səS:ep SIOgeyuruoy 
“IEYÇ səp əyynpordreurorio spe ərp “yynpolq 
:urərəpue 1ə)un 797014194 UƏIPAA 

Ə)qəsigyəS səqn rəy uoA Əərurpnuor ərq “ep 
TƏYYAL yn uəreAA əşqəsygyəS 1əqn ərumuəni 
Ərp uə8ə8 şyo3siəA uəurə 1[[ə1s anpep Sunq:Ə/A 
ərp 19po uəreA UƏŞÜƏSTEyƏS uoA ymeyTəA 10 
¿1ep use A Ə1uos[8JƏ8 səqn ZƏR uoA 
əruruəni ərp uə8ə8 sJo1SIƏA uəulə 1|[9)s seM 
“myep SunquəAA ərp 4Əpo uare/y uəluos[e8JəS 
uoA JnesBƏA uəp ne mu uors Jyaızoq 
ƏYA, UOA UƏIBAA ƏŞÜƏSİEyƏS səqn ərurpuoni 
ərq “uəqsəsəq nz əsərp zəpo uəyneyrəA 

nz uƏreAA ƏəşüəSTEyƏĞ Iyad umıep şüəru səqe 
sə 1əp ləq 'uəpiəA Hunjə8 311] ərp ür srəşərquy 
səp öunqərzəquəyHeyy ərp səqn 19zJnN 

ərp səp təq “uəye]N UOA SunpuəAuəA auto me 
U?18 Juərzəd ONIML uoA ərurpnuouuəyJejW ətq 
;ONIML uoA ərurryuoruəyaejw 

Təp uoA ərumüəni əsərp 1JəptəuosiəJun se 
‘18598 

-Tep spnpoAadjeurstg səp SunuyeydeNn 1əpo 
aıdoy Yeyıum spe uƏpiəA uə:eAA MƏÜƏSTEyƏĞ 
ərp 1əpo “uapney srəqequruəyreyy səp pinpo:d 
-[eurdtig sep əts ssep “'uəuoguu nz uəqne[8 
uapuny “usunuoursjun qənsiəA səp PATA 
UƏIPAA MəşüəsyEyəS rəq) 13əroA zəqequruəy 
-TETÇV WOA Suniərsuolnvy əurəy ərp my pun 
381: uəptəuos1ə1un nz rəsərp uoA 1uotu səpo 
suəuruəu:əjumn uə:əpue səurə NIE uəuəs 
-enəğurə səp MU uosnuəpi ərp 'uəpiəA uəq 
-ƏLDHƏA Sntəwuəpuep 1əpo 1jneyəA “'uəqtoAwəq 
ƏYHETV 1əurə səşun ərp “uƏ:eAA Sfeysıp 
UrlsjJərruosurə “uƏreAA Puts uəre/A Ə1uos[gJə5 
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“uƏre/A əşüəsigyəs 1əqn ərumüəni ərp uəsəs 
SJO1SIƏA UION IST 3sseJum ınyep Sunq:ƏAA 
TƏpo uƏIe/A UƏÜƏSİEƏĞ uoA neo uəp 

Jyaru səqe ərp “uər[euə1e]N uəuəuəsIəA uəy 

-Ie JUL uoA SunpuəAuəA əpuəiunjəut ətq 

‘sep SJOJSIƏA 
uəurəy fəsəy op ur s|[eJuəqə şişə3s myep Sunq 
-IƏAA ərp 19po uəpinpoiduəyeuu[eurSuO uoA 

“meyxaƏA1ƏDƏIAA uotlsJər[uosurə qneyrəA 10q 
*uƏIe/A əşüəseyəs 1əqn 

ərurpuoəni əsərp uə8ə98 sJOJSIƏA ürəy puls “uə) 
-Ieunuə səorA19S 1Əpo uərpAA NZ əmeguəururoy 
1əpo uəuoneumoyul “üəşəyöməN ərp “əTeuu 
¿UƏIPAA əşüəsigyə6 

1əqn ərurpuoni ərp uə9ə8 şöşsiəA ürəy JSI SEAA 
-Həploo[q əstəwuəupr[8our 

uuogjle|d-spV sən səp SunzynN əutəp pun 
Jyuuə|ə8qe uəpiəA “uəsjo]s:ƏA ərurnuoni əsərp 
uə8ə8 ərp “sJƏəAJ, 3.19suodsan) :3stq uLIONFEIZ 

-SpV TƏNHA, I9p Jne əpunyjəq:əAA np uuəAA 

Muə1ərAnyeəp TELƏŞEVV sep ne gJuSnz uəp 
19po uəriəds şünoəəy uəp tA uəuuoy 98ər 
-1OA UƏIPAA Ə1u9s[8JƏS zəqn ərurpuoni ərəsun 
Uuə8ə8 sJOJSIƏA üTə SSep “uə[[ə]s]səJ ITA uuəAA 
OA 

38[oJ 9Im uəuə9 pun SunppaW əpə[ usmıd AA 
¿UuƏIe/A uə1uos[eJəS 

nz uosunppoy ne səni 2rəföbər ƏIAA 
əyynpouq 1ə[e)I8Ip vərişərqəsurə 

“Əyyequl ye yunz urəşönyəqun uoA Suni 

-əyüərəH/i səpo meyəA “Sunqi:ə/AA Jogasuy 

36ərH0A siəqeuuruəyare]N səp öünrərsuony) 
ərp ssep əuqo ‘PIIM JƏpuəAuəA əutguuəy 

-TEYÇ 19pO uəuorəzuəse ürə önrəzüərəfə 
uəuəp təq pun uəpiəA uəqəuuosəq Sunur 
-UeuƏeN 19po ətdoy Yeyrwup spe ərp “əynporq 
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puls TAM 1uoəruəuosuə]N ürə 1st Sunıasme 
-sdunuraW 9191} ərq “üəqrəHəA nz yənipsny 
uəərueg əuuo uəSun8nəziəqm) pun uəSunu 
-[OW uaıyı pun uəiə) nz pun uəsərmuuoj nz 
uəuoneuuoyul pun uəəpi “uəqə8 1təyuoS![Solw 
ərp UIZINN UƏə|[ë TEM üəşüəXti SƏDA tg 
Sunpuünisəg 

"uəyənipnzsne ərro8ə91ey 

əyzynuosə8 rəpo addnın “uosıag əurə uə8əs 
SSEH um qəpo “Söunönseyəg vəşyərzəS rəurə 
uuoq ut q `Z “üəğəf Se], uəp ue ənpiSolqiyonq 
Təp 1əpo suəureuə8rəzuV 1əpo -I9ZInN səp 
apruprur Jyoru uəly[eu8səA Səuor[uəngiqssrur np 
IsJIeP urəpiəsmv 'uəpuəAuəA I9peaH-T1JoId 
uuəurəp I9Po pfqfyoıg usəutəp ur əyoqur/ş 
Təpo 1əpltq uəpuə:mnuos sseH əurəy Isprep nq 
:uəureuə8rəzuv pun səpfig əpuəmuəs sseH 
*uəyjnsnzue əzəpue uə8ə8 uəpeqəş uərroS8ə91ey 
uəsərp ne puəvərseq 9uəlsəq uupp fərz 
adneH uəsəp “sjunooəv əutəy yane uəqne|uə 
TİNA *uə8|ojtə9 Sunyuenfrg uərəAuos yəurə səpo 
Suniəpuruəg “əy NONSUOYSINZ səsoröryər 
q3eynuəpis1uoə[uosə5 4qəərqəsən) “Sunrənuə 
“HQ 4əffənxəs “rəyöroqəönzüəşseyi “yümyaəH 
Jofeuoneu “rəyönigqəənz səqəsrumə “untu 
-wejsqy uoA punispne uəSuniəsjny  əsərp 
UUƏM “uəuoip uəuur səpo vəyrəsəu yənip 
Əts “urəpioJ uəuosiəq ərəpub uə8ə8 şyeMər) 
əurəy 1sJHep nq :uəly[eusəA səpuəmüəs SSEH 
uoyeyaaA utəpuəmups ssey nz ərumqəni 


Zonod-spoos-Trəj3əTumoo/səDi[od 
-pue-sə[nrJəp/uro5'1ə]i'dəəu//:sd7u :əlrən 

. 

"Uəffə3srep ərumuüənuəş 

-TETÇ əzəsun uə9ə8 şyo3səA uəurə səqe uuey 


əpo uə8ozəq uosrəq əuə8rə ərp ne “puərepyə 
“uəpmu uəsjo1siəA SPIePURIS ərəsun üəsəs 
uəşsuosue ərp “əyyusəq səp ISUOM ssep 
“USLWUONIOA uup) SA 'uəlstə[ nz Sunrepyny 
19PO uəusətrsirtqisuəs NZ eurəu Səşürümsəq ürə 
my um ‘usypeygus uəuosrəq I919pue əpərsseH 
ərp “əy[euul uəvəsuəyy vəyə) feurqəueyy 

"Ulə əpei8ətəAuoS Pıp ur uəqəuuoəsəq üəşün 
ƏLA əHuSuV uə[rə) 1TAA “Mərəosi nz zəpo uəz 
-uəzönzsne uəuosrəq “əyniyny səpo srəyönləM 
-Iəpuriy zəqn uəSessny “Söunrərsid4goərə), 
əqəripguəs Syperds əpuə)uoeiəAuəuosuətu 
1Əpo ƏSDENTEMƏS spe guy üərərüyəp HAA 
*snyejssguniəpueAur səp əşyədsy əşurumsəq 
IIM uəz]nuos WOPAIOSNY "PIIM ŞƏPUƏAMƏA 
yeqəsuəöi usIzy9sad uəsəpue 1əutə rur 
uəuruuesnz səsərp uuəA ‘SIoyJy səp puni6jne 
uəpuöuy 10A zəziN pun uəuuriəzJnN ərəsun 
uəzlJnuos 1tAA “Sunıapuryag ə1təAuos 1əpo 
Sunyuenprq Oyeygsum “əynuəpisiüəəyüəsər) 
3uoəə[uosə5 “sey “GünrənuəniQ 

ərrənxəs “rəyörioqəönz əsoröryər YyunyıoH 
əyeuoneu “rəyönigüəönz əuoəsruuə :uəljeuos 
-uadtg Təşzynqəsə9 punispne vəvosiəq ne 
puöuy uopjaap spe əpərsseH vəzəruyəp VA 
"nz 3üəru yöoqəəvq ne 

ƏpƏsSSEH TM uasse] q[eusəq 'uiəpioj 31EAƏT) 
əuryyo uuey pun öunzuəsösny pun Sum1o} 
-uonuosurq səp pfəyurn ürə Yreyos əpərsseH 
əpəsseH “Zt ‘III 


"uəğunu 

-OIQI ƏUƏTUO8838) spe IM uəjuogenəq EMI 
nz əmumy apyarıpur uonv qnehə 3üəru 
əqnInoA yne puls uəğunqorq `ə[eupuəlwq 
uəşuupuə6 uəqo səp punispne uəddni5 
1əpo uəvosiədləzuyi uə8ə9 J[eAə5 nz arnyny 
TUƏSİOHƏA uəluoIsqV 

uəpuəöloy zəp əurə suəşsəpurur əsərp uuəA 
“qnLnox ne əl[euul əurəy əqəruəygsəA 
SNYEISUSULIOIOA 

əörgqəsuy uəsəp pun uas 

“STLƏTƏTƏNEMƏT) HƏPUƏSƏLMİƏMMƏS UOA 19JdO 
Sunaiənuəuo əllənxəs 

üəərüəsər) 

uorsıpoy 

snyeIssdunopuemurg 

ƏSSEN 

Jenfeuonen 

yonupsne- pun ?ennuəpisyüəyüəsən) 
yümyrəH əvəsruqq 

Sunsəpuluəq 

ƏSSEDİS)yEuəsirəsər) 

TƏV 

uapnyne üəddnin) səpo uəuoss:əd|əzur:] 
uə8ə98 SSEH 1əpo 1[eAə5 nz ə[eunjrə]w uəpuəS 
-[07 ərp ne 8nzəg ur ərp “ə)[euur uəusəpuə 
AM 3qne[sə Jypru əqnInoA ne 3st əpə:sseH 
əpəssseH nz uərumuəni 
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snutsrtu 
-əmxq səqəsniod 
19po əpə:sseH 
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Pay əsərp IS uuey 

‚Sunpfa əurə əmiq 

3983519 “şyo3STƏA üƏEÜHƏA urəgpuəmuos SSEH 
nz ərurmuəni ərəsun uə8ə8 yoeu Sunuraw 
A9UTIP SEM 3SUƏIS SEAŞƏ TOM] ne np uuə/A 
*uəiouəSue əLo8 

-2JeN Uəşzinüəsə8 1əutə ərp YolydLı uəuosrəq 
uə8ə8 qəneiqssiyy sep “uəJ[eUIƏA am üəşəlq 
-19ƏA puni5 urəsərp sny 'uəreA zuərğəösne 
uosuossru ərp “uə[[os uəpiəA 1Juoeiqə8 uəs 
“ƏMUƏŞ uunz uəuurns urəp Mur “q ongiqsstIW 
ərəpuosəqsur Yyez nzeq 36esəsuc ydurey 
uəp IST HOTANOW zue1ə[olul səpo ərrəşin 
-IOA “SSEH qəp səp “qəneuqssy uəqeq TA 
"UTƏS rəuorrpeuos pun 

TƏPUƏSƏTMHƏMVƏS “TOdyney yaneıgssıy uuey 
“uəjərzUnuəpr uoddnıy usyomuaserdansyun 
uərərüəui rul uots ərp “qəvosiəq ANA “üə) 
Jeuosutəuiə5 əuuənuəspgidəuiəjun uostuolstu 
pun əljzuər8əssne “uəuosrəq əffənxəse “uəu 
-osriƏq—əsiəlu] pun -rəənO “səpuəSsueul, ©] 
-ənxəsig “əl)uoə[uosə5 səptəq ərrənxəsouroH 
“əörqreq Une] :uə[qgz nzeq puls JzJəsəSsne 
yoneigssiy 2yrE3STəA əuryuo uəddniSuəuos:əq 
əörurə ssep 4819298 uəqeu uadunyansisgun 
"uəfuni pfupriuosəSurə SuniəsmesSunurəlw 
uərəs mz NOYSTYBT qərq ul əst9AIəuoIr[Souu 
ypıs “puls 3zyəsəösne yaneıgssiw sənə, 

me ərp “üəvəsuəyy ssep Issnmaq sun puls u 
"uəAmyədssəq 

rəvərpərüəsrəşun əlini səurə Sungjfagsieq 

ərp 170 3sseyum sep pun “uəuor8ouuə nz dung 
-Iguaə)un əqəmuəyə ərp “umep şüəşsəq əylov 
ərəsuf) “urəşm nz qərs 4qəəy sep pun yey 
əuuurns əutə səpəf ssep zəpəf ssep Yanazıaqn 


səqn qəpo nz (uog 

1əuorpjuuos səpo xəqəripunun ur) uəşeürəA 
wnz uəSessny uəşdərziyiyenbun rəpo usdunı 
-ƏUTƏUNƏSİETƏA “MƏVƏTƏföTƏA UOA urtod ül OP 
-IIg səpo uəöunrəşiy əpuəjuoeIəAuəuosuəlw 
HO, əflənsiA zəpo səqomyluqəs ur 
Sunzənsisəşun) zəpo uəSun:əsmv ə8nen[ewə5 
“üəzşəsulə səpuəSloq ınyep pun uə[ərzqe 
snye3ssduniapuemurg sərur zəpo (uə yeqəs 
-uəSr üəşzinqəsəs üəyrünyəöme uəqo sərul 
punröye (uəqeq usduedag usyeypegspenxas 
Təpo uəuoə1diəA[eAƏəD ərp “uəuəp səşməe 
“uəddniörəşun, səfie vərişyərryəsurə) əddnis 
-Uəuosrəg 1əpo UOSIAA əutə ne ərp “əşfequl 
`8o[g-,suonsənO 

P-eY“ urəzəsun ur əpəisseH eway], umz ıyaW 
"Uəp 

-UƏMTƏA uəuupuUup[J] AUT ərs urəpur “'uləpueu 
A9JSSAMOGSSUNIOMIUEIHA “Uəflə) əreJuəuu 
-WOY Əu9[os ərp “t9z]JnN pun uəuurtəzJnN 
ərp ssep 39uorsuy zəp urəpsəşme puls u 
“unəpuə uəpusurn 

qəyun J[euu] səp pitA “epjun Jyaısqy 

əsərp IS] *uəuuoy uəuə1lsiəA səssəq Punısıa] 
-urH uəp tA ssepos 9uogeu qəmnəp 1uorsqy 
ər əyə) ə)[euul əqəyos ərp “üosrəq ərp ssep 
“qoopə[ uəşreəvə “nz əly[euul ərp ıım uəsse[ 
uəl[84 uəuolos ul "uaneıg mJ mu əddniöyims 
Təurə ut °g `Z 9IM “uə1ər[orguoy nz əddnisəyi 
-3sq[9S uəAxnrsod rəpo uəuə8ozəqs1təupunsəs 
qəurə ut qyeqəspərləyiiy ərp um “uəe1ds əvəsiy 
-Izədsrəyüəərüəsə HUT? uəuostəq UƏpUƏəMMƏA 
1ƏpərA pun urH 'sne qəuşreq utəutə uoA Gunu 
-uər], səp Mu Sueuuəururesnz um Sungyoe 
-IƏA Uəvəsuəyy uəyoənip Jewupue 'uəpi9A 
JəpuəAuəA Sunz)msiəşuf) uoA yonipsnv spe 


uəqo səp utəutə yne puəuniəq uəddni5 səpo 
uauosıodjazurg ərp “uəuyXursšunigAuƏSsigA 
*uəSriəpnuoə1 

nz öunzuəsösny səpo uone3ərsəş “Suniərurtu 
“TDISIQ “TEAMər) um Ist üəğəyəqn uəyeuniəyy 
uəşuubuəğ uəqo uəp rur vəvosrəq üəzəpue 
əddnuo əşurumsəq əutə ssep usdumdneyag 
"pam şəuqərəzəq 

qörpeüəsəs s[e 1əpo 3qesəq 1əSruəA quə8r 
-IƏur 1Ə8ruəA s|e uəəpue YəüuTə nz USI9[SIƏSA 
lurərts urəpur “'uəjuəwnzqə əddnin) əqəyos əurə 
‘yane 3yuez nzeq 'uəqeu uəuogMuos əönsrə6 
1əpo əvərmədioy “Azq puls yueny I9po önə 
-1əpuruu önsrəS szəpo qərpədioy ə[eupjə]e 
uəyuueuə8 uəqo səp punröyme uəddni5 

19po uauosıodjazurg ssep “qəğumdneqəg 
*uəpaƏA 1[[9)sə8rep uəple4 SİE 19po 
qəöedold əd(qoə:ə1s əsərp ərp qəmp “uuoq 
1əuot[pltq zəpo 1əuəoInyuuəs “əuəupooidsəs 

ur əy[euu] uəl[[eJj 1ƏJunreq'uəmuos sseH 
ə[eupuəlw uəjuupuə8 uəqo səp punısmme ərp 
“uəd(qoə:ə1s pun uəSun8rptə[əg uərəpue rəpo 
uəsorr|ə: UOYISHSISSEI UOA uəpuəAuəA SEA 
“para Jqnoösne uəd 

-dni5 rəpo usuosıadjpzurg nəsə3 ə[eunj:ə]wq 
uəjuuguə8 uəqo səp punıspne ərp “fesər) 
UOA UƏ1ƏIZJLIO[D 19po üəvərənləA Seq 
“uəsəAA uəupo1[uəsuəuu-3uo9ru uərəpue 

1əpo uəlrəuyuenmj “əJərzəSun “uəpjəsul “uər 
“ƏTİ, Mur UOIƏ[SIƏA uəp 1əpo uəuosuəuuə)un 
spe Gunuyərəzəgi ərp qəmp usddnı9 19po 
uauosıadjazurg uoA Sunuorruosuəunu] ərq 
“ƏTPUDHƏTN 

uəjuuguə8 uəqo səp puniöy uəddnin 

1əpo usuosıodjazurg uə8ə8 SSEH UOA uəmuəçs 


aqnnox 
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,3sqıns pun sqəry Jstuuroyəq np “əyoq 
ər" :[ordstag qin MOyyuery uəzəMqəs 
əulə ue puewol ssep “pit qyyoqəS uuoy o 


:uəl[e4 uəpuəsJoj ur "en 33 
seq 'uə8uriq yənipsny umz uəSue[IƏA səuo|os 
urə I9PO usəpioj ərs “əHoq merep 'uəuosunA 

NOYNUEIY ərəAqəs 19Po uəpeuos uəuprlrəd 
-103 uəpuəy[euue 1əpo uəəwups ‘POL uəp 
“uə[uez ərro8ə1ey] 1əsərp nz əsrə9wuəuor[8our 
ərp “uəuosrəq 1ə9po/pun əroSəşey) vəyzinüəsəs 
usyuresad rəurə ərp “ə)[euu uəJəId:ƏA u 
uamıme nzep 19po 

uəgou ynerep 'uəuosunA uəpeuoəs vərəMqəs 
əddnuiS8uəuosiəq 1əurtə zəpo uosrəq 1əurq 
-aədsə8 Juaueunpd pun 

10708 uəpiəA “uə[tə] uəSunuoipup)y[eAəD 
uogu Sunsseyny sərəsun ərp “Sunoəəy 
*əssturoiduroy əutəy Juusy uəSunuoip 
-uey[eAə5S uə9ə9 ərurpuoni əsəsun :stəAutH 
‚um uorp Suuq up“ :Tərdsrəg 

*əjuuoy uəpiəA 323əƏHƏA uorlqəu:ə zəpo uəq 
-19)s uosiəd əurə uəp uomp “uəpma uaaıyny 
uəpeuos urəvərnədioy urəpuəy[euue pun 
UMƏTƏMMƏS nz ərp “üəönynznz uəšunzgələA 
“uəğunrepyəsyuotsqy əAnereprəp puls uəğunu 
-oipuey[eAə5 'uəuoipue J[eAƏD fəlZ uəreq 
-TəlzVynuəpr utəurə ərp “ə)[euu] uəJərd:ƏA My 
:uəSunuoirpup)y[eAəD 

*`uətuueu 

-SJEIN SIleJuəuəqəS8əS8 uəjiəm:rə pun “üəöləz 
uoyfey1o A uəpuəSJoj rəp səurə uəjuouuoeu 
-Pjə1tq 1əpo Spam], ur səqnuəsəs əddnis 
-uəuosiəd 1əutə I9PO UOSIOA A9UTa əöyoynz 
uəğunpiəyy ərp “sjunooov  vəynidrəqn m 


uəurəMvəş pun uə9ərz 

rur uəSunuərzəg ərrənxəs pun əuurisnyy 
əurəwuos pun əutt|sn]4 

SunrətSəy ərp səpo JJeuS5SHIAA ərp 
“Əz)əuuərpəyy ət4 uəuonninsul əönüəru 
uəsər[omnuoy 1əpo J[ƏAA ərp uəsər8ər uəpníf 
uapey pun uəpnf 

Suroeploe[g 

UOA WO] UT UOZIEMUIS UOA UƏI]eyLP3 
998199 əuorpnjeuosirwpue[ pun əzreAuoçs 
uaınyessy 

əönreuəye rəpo uəgv pun azıemyag 


ven ər “(uuol 

1Tə[[ənstA 1əpo zəuorpnjuuos ur) uəj[eusƏA 
umz uəöessny 1əpo uəSuniəutəurə8[[ed1gA 
“Əu91Ə[SIƏA əpuəuor[uosuəunuə əJurturnsəg 


381 uəuəs nz pfrg urəurtə Jne uosrəq 
Ə[eə1 əurəy uuəA 13sq[əs “HƏQDƏTQTƏASSEH uoA 
qəydo səp 19po əptləpsseH 1əJəpluoy %uəuo 
-ə1q1əASseH“ sJJttSəg səp Sunyodsaa‘ əlq 
uəusnəHəA zuə1stxi] ərp ərp 'uəgessnv o 
(uətəs ,uəuoəiqiəA“ [etu 
ON uəyz)nuosəS-rsenb rəpo [eunirə]N 
uoJzIny9sa8 urəp ru uəuosuəl] əc ssep 
“ə8essnv ərp rəpo ,iəqnen[ueg“ “əqərq“ 
uuərəpue 1rəjun) (u):ə1eypens (u)ə:əpue 
(u)iəypypens[enxəs pun yesən) 
uəddniöuəvəsuəyy uoA 1JtƏ3N8DIƏA 
-TəpuTiN ərp 4əqn uə8essnv əuosnstsse: 
(u)ıopaısuy (u)ərənxəs 
uət[ey 
-gg pun uoyrorpfuery “uəuəp[eg “Jnurupəs 
uəy[ə8 uəsəyəşun qərədioy 
1əpo fənəyəfləsur spe yəsinə ərp “(u)ərət/, 
uəyyəsul 


1əyurtunsəq 1rəuuəSə[rəqr) səpo şrəquəsər 
-qəyuf) ərp uərioəur, üəşifə)sə30A səp əörürə 
uuəA yane “uəqeu 1ƏpuggaA 1tə97 səp əjne7 
um Həə, ƏuƏpƏruoSIƏA ypıs ƏLA “Iəqnrep 
uoryeşuəumnyoq əur :uəvəsuəyy səp uaIpnIS 
əqəmyeqəsuəssi səqn uonejuəumyod Jury 
"əsəs 

3üəru puls: “uəjnune sseH səpo 3J[eAƏ5 nz ərp 
“uəuoneyuəuməyoq 3qneyrə purs “nəzimsrəyun 
uəsunnevəsuy uərəp qəou əddnin) ərp səpəu 
ərp “əyeqururə? əvəsisoğepeq :ynıyne sseH 
nz ərp Əddnin) əurə zəqn uoneyuəumyoq əurq 
səfərdsrəgi "ƏpƏİSSEH 

UOA uəqIəAəg UMZ ürəqəsşiqeyrən/. ürəy) IST 
sərq Ist eN Təqəstənsunə səpo səqəmyenəs 
-HƏSSLM TOYISLIEJUOUINYOP “1əqəsisoSeped 
YDƏAAZ qəygüund sü uuəA “uəl[euguə əpə:sseH 
ərp “əy[euu] əsrəsurəqərəour üə)ü)səĞ u 
:ƏylequnuəT 

"pam 

119P19J93 Sunz)əuIƏAS3M[OA uzəpltg ?rur 19po 
uSpepeJ9W “uə1xəl, ut uəuəp təq “soəptA3tsn]iw 
"uəğunörurəsəA əpuəuəəidsjuə yaınp 
Sunz3anasiəjun əffərzusuy um əng səp 19po 
1əpət[93rI4 sənət Sunqiəwuv səp uotlsjJərruos 
-urə “epueSedouq əuosnstsse: əşifiuHƏSseH 
"uəfuny uədozəSurq urəsəpue 

pueurəf nz fənxəs szəpo/pun uosnupuuo:r 
“euonourə YIIS ƏIS Tə “uəuosrəq ne ayısuy 
"SƏSSTUƏTƏƏEMƏT) 

uəuənuəumsyop repi səurə uəusnərn seçi 
"UƏSTƏMTDE ƏİPUDHƏYÇV uəjguueuə8 uəqo ərp 
ərp uaddnıy əpo uəuossəd[əzurq səqn ?yeqəs 
“LƏH 1əpo uoA SunysəAMəşu) mz əyniyny 
M`uəqrəiuosəq Snsiyəre 

1əpo qərpəsun “əsoq se ə[eupjiə]W uəjuueuəS 


əqnInox 
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:uəuoSəley ə1z)nuosə8 uə8əs Junjsydegsiny 
uəörəz znsnfqəu47 ərp uarpaw o 
uəörəz 3sneoofoH səp səydo ərp “üərpəyy o 


:uəpiəA ŞƏPUƏSƏĞ 
əy[euur əpuəöyoy uuəA “en fiə seçi “üə 
-se[əq nz ərs “üərüəsə8 1uorsqV səp Mur sərp 
UUƏA “TEA YəydQ sep Həpo fərz ərgürnd sep 
əxoSəşey) əşznqəsəs əurə uəuəp ləq “üəfəşs 
-Tep əssru8rərq ə8nen[eAƏ8 səpo 3J[eAə5 səp 
uəunoq ərp “'uəpiəA uəuooidsəšue üəşfequl 
rul ərzə uəuosiəd SSEP “ÜƏŞƏİQMƏA IM 
:purs 
uapfe}o3 rəydo umz uəddnin əsərp uəuəp 19po 
uəqeu 1ə1uouə8 uaddnı9 əlz)nuəsə8 uəsəs 
reuund uors ərp Joprugfeman) əltuunsəq 19po 
USNONSHENTEMIH “piouruəsseW ne əönzəq 
„au Juopur 19m “MəssedrəA nz uəyeuuury 
uəurə [Sunjduuruəsəg əqəsnsisser) 3sn7 
apey ya“ :[ərdsrəg "usqn.ıaA nz əts U9898 
3J[eAəp “uəpi:əA us}feyasue nzep əuoSəley 
uaJzıny9sa3 səurə nz addnıy səurə səpo 
uosrəq 1əurə 1Ytəy8uouəsšnz uəuəurturou 
-adue 1əp Jne puə:ərseq əzəpue uuay O 
” 3şərqəsrə 
əts ugut SSEP “ƏfS uəuəIrpiəA “uəl1[eu 
punw uəp qəripuə 1uoru uəjuensuouiq 
əsərp uuaM“ “fərdsrəgi `əpinA uəuərpiəA 
Sunzajə[igA1ədioy ərəAuos əutə əddnr5 
-uəuosiəq əutə ssep ‘PIIM 18esə8 uuəAA O 
„Isyseuyne punyy 
uəp TEM əlsuəogu sep np uuəA ‘“uaayepoqn 
omy  utəutə uoA 1səpmA np Jyasunm 
qə" :[ərdsrəg “eu [fegun nəzəMqəs 
uəurə pueuləl ssep ‘Pam Ju9SunAə8 uuəAA O 


əyənapsny əpuəşəqe Yueıousı queSorm 
“əuönq url8rə4 “vərişyəryyəsurə “vəşyeqəsuəs 
-Tərəyyereu? əpuə1[ə8 Anesəu spe [|əmimy 
:uəuo 
-[9199 uəpuəöyoy ur uodunyueryssurg spe 
J19Tuyap puls uogunyugayosurg əuost[e1o]wq 
nəpurqəq “uəqərlqə8xonmz Supensə) 
-SIƏ8 :jordstog umz unssejiƏA əuosruoÁsd 
1əpo “əpfiqəsun 9əqeudreuv -ərdsrəgi umz 
Zunpfig səpo Y01pJ “pol[q “wump :ords 
-[9g umz “uəlrəy8ru84 əffənəyəffəşul :uəuo 
-[9199 uəpuəöyoy ur uəSunyugruoəsurq sie 
əruyəp puls uodunyueayasurg əönsrən o 


qərişynəvəs “üərisseü :Jords 
-Təg umz “öunürəyəsiy əsəşm zəpo “puəyuns 


“örzynurqəs Spj2aıp -yərdsrəşi umz “əvərə4H 
:uəuorə1əg 

uəpuəğloy ur uəğunyuc-vəsuri spe 1əru 

-Vəp puls uəSunyupruəsur əvərədioy o 


:uərumnjJue əsrtəAA 9puad 
-[07 Jne (uno, rərfənsiA 19po zəuornjuuos ur) 
MONSHIIMIIPUIN ərp “uəS8uniəurətuəS|[eIgA 
:uəzl)əs 
-urə səpuəöyo,q/ myep pun uəfərzqe (uo)ypeyos 
-uəSrq nəznüəsəs aaıyı punrame əddnis 
-uəuos:əd 1əpo üösrəq əutə Jne ərp “əyequi 
„s9“ spe uəuosrəq uəurq 
—-uoru səpo -I9puadsueı] uoA Sunuuotəzəg 
#ƏpləlqO“ səpo 
umyuastg spe uonerg uoA Sunuuorəzəg 
Təpo apueIsusdodsypeysneg spe uoneı] 
uəmvyeəry əuorrtuugurma pun səueyixəyy 


”3rəqqəsuəyy səp umneyosqy qəp 3st [uə[ 
-BUDHƏYÇ uəjuueuəs uədo uəp 1rtu uosıog]“ 
#'əlləunuuy 

pun rəuoəiq1ƏA purs [uspeunpopy uəguueuəs 
uəqo uəp u usddnın sne uəuosrəq] əl[V“ 
vİuəycunyəyy uəguueuə8 uəqo 

uəp pw uosıag əurə] 18e[uos pun snuir yuə5“ 
„aIoL] puls [usfeunpop uəjuueuə8 uəqo 
uəp ur uəuos1səq]“ səpo ,əpunH puls İuəyeur 
ƏHƏYÇ uəyuueuə8 uəqo uəp Mu usuosıog]“ 
„us 

“PUDHƏTNV USJUUBUOS uəqo uəp Mu uəuosrəq 
me önzəg ur] uəuərpiəA Əts sem “uəururoyəq 
uəqeq ərş Ist uəurtuoyə8 [sruSrərq üə 
-Jem33] urəsərp nz sə ssep ‘your onaıy vəf” 
"puls 39989538 şüəru aqnLnox ne ərp 
“uəpəasseH mm əfətdsrəgi əörürə np şsəpuy sər 
səfərdsrəg 

"snE 3üəru 3üərəz Sünqlrərqəsəg səp 

ur 1əpo TƏTL um ogeduy əlq "urəs qəmərsiə 
38qfəS soəptA səp üəşequrorpny səpo up 
-IIH uəp ul 3xəşuoy əvəsidoSeped səp ssnur 
“uə8rəz əpəisseH ərp “UəşevuLməT log 'uəuon 
-Yunq- pun əyynporq-əqninox uə1iəpue ələ 
pun sureə.səAr7 “əreyuəvururoy “uəğunqrərüəs 
“ƏQOƏPTA “soəptA “my üəşfəS vərumuəni əsətq 
*`urəpioj SSEH pun 

EMI 1uoru ərp Səunp[ƏAA u91t9A7 utəp ƏTA 
Səssrurərq səutə UOSUNUYPIPZINY əu35stHolsIH 
"qneuə 1uoru puls addnıy 

19po uosiəd[əzuri 1əutə NOYSHIEMIIPUIN 
əvərurəuuəa ərp mj ə8ə[əg əuə31ITjeuosuəsstA 
əllənple əqə8 sə “pitA J0Jdneyaq uəuəp ur 
“uəuoneyjuəumyod 1J8[oJ1əA ƏN93A7 əuost6osSp 
-ped ərs ep 3qnernə Ist (uogasıoa uəddni5 


aqn nor 
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“UəlloS uəuəel3sjne ənosəyey) ə)z)nüəsəğ əurə 
uə9ə8 eM39 nz ərp “əəfequy ssep “ə)yuoeəg 
"Uəururouəssne 


spe AIM MərəlüMəp əsərq "wog səvəmyiqəs 


ƏSTƏMHƏVƏTƏQUL uoaAəru puls “üəşsəşolq səpo | 1?PO qəqəripunur ur nəqəsqy UOA əyənrpsny 


uənşoy/oşi arur Sueuuəuruesnz um oyfeyu] 
1əpo ərejuəurtuoy əvəsnifod “giz Im “uə[ 


uəuuoy 
uəuəlssne Jyaru “uəSour Jypru “my pjədsəu 


-Ios utəs men səqəsmifod ərp “əyyeyur "yəti | UIN :fordstog umz Sunuyajqy uoA əyənipsny 


plə5 uray qəop [SunJjduuruosəg əsoförrər) tənərposqerA: 
uəsərp TİM uəqə8 tuə)suosrə,np Jzmysıagun “uəsseu :pordstag umz “SSEH UOA əyənipsny 
q3suə8 [addnı9 uəsoföryən rəurə] jJguəosə5 yüpərzüəşsixq 

ur ut np uuoyy“ :]ətdsrəg “üəmmzinə ur] uəyygü uəşyeqəsuəğiri əyzinüəsəğ 
ənosəşey) uəşzymnqəsə8 səurə nz NOYSLOYSSNZ əşunurnsəq “uəğesəq ərp “əyənipsny 
uəuəururouə81IueA Təurəs punsöme əddnin qəsnsrssez “qoudoureisr “qoudourou 


qəulə səpo uosiəd[əzurq səurə suəuruəuuə) | "PM 9⁄4 uayeypsuadrg 10721149508 punis 
„pe zuezəosul səp srupuge)səSurə)sqIəs 


-UNSYEYISHIYM, səp Sunzumsiajuf) səp Sun: 
-ƏĞTƏMHƏA UOA UNO ut Suniərurtutpistq mz 
,HƏpilg 1ə1sod 

pun qe urqur sə əşrər 98en [əddni5 uasorsta1 
19p IoquiÁS sasorätpaı ürə) səp 9uərs uopuewal 
uonə UOA I9UT9 uuəA “IA SİTE YƏSSƏQ uərəs 

ərs “uəyuəp [addnıy əsorsrə1] əsərp ssep yes 
sə əqeu vər“ :Jərdsrəg 'uə8nse[əq nz unopyeld 
1əp qfeyzospne 19Po ne ənosəşey uə1z)nuosəs 
Təurə səpərəyiyy “uə)[eunzue nzep ərəpuy 
"yuəşsuonəD, puls [ad 

-dnun) əsoröryər) əfy" ərdsrəgi “purs 3öryrəşəq 
USIEHAHNY vərsSəfil əpo uəuoruupjə8 ue 
Iəuə əuro8əley üəşzinüəsəğ 1əurə 1Əpərl81IW 
ssep Sundneypag səp uorlsJərruəsurə uanaıq 
-1ƏA NZ əuroSə1ey| ə1z)nuosə8 əurə zəqn uəd 
-(qoə1ə1s əures)qəmi səpo uə8əu nz Isduy 
Aydısqy səpuəs 

-To/ 3rur əy[euur uə[re] rəşunreqi 'uərouəSupe 
uəmoSəşey uəşznqəsə5 ərp “uəddniSuəuos 
-I94 zəpo uəvosrədyəzur uə8ə8 uastomsus} 
-IEeudƏA nz Sunyəyənəsyny ərp uəJərd:ƏA IM 


jeunouge 
‘ye9ıy :IƏrdstəg umz ‘ge union 19p uoA 
əvərəM pueual “uə8esəq ərp aymıpsny 
uəSəHəqn 

uənvuq rəuupyy puls 3uərsuy xəurəur 
yden“ :Jətdsrəg umz Sıapue spe əşüəəfqəs 
TƏpo 1əssəq uərəs uə)jeuosuə8rq ə1zynuosə8 
əjururnsəq “uə8esəq ərp “əyənipsny 

SOT 

-zınu sop1oM :]ərdsrəg umz “qərşöucynzun 
ÖTTQA 195 puewol “uə8esəq ərp “əyənipsny 


o 


o 


spe 
IM uə1ətuuəp əsərq 'uttol 1əuo1Ipnjuuos 1əpo 
Joysıppunur ur 6unjuoedəƏA uoA əyənipsny 


:uəƏpiəA 1Jtərugəp uəsjeuuəp 

-uəöyoy ərp “'uə8essnv əpuə1iəwqe əSnsuos 
sıaAad “ədure[uəs “əmH “üəlişyəruəs 

-urə “uəSunipueH uəlrənxəs nz önzəgi 1rtu 


gerzge6=I1d07 Jərgəp=[u¿6F86rogeJiomsue 
JeqmnoK/uro2'ə|SsoosHoddns/7/:sd7 ərən) 
"UOJUUON uəsgJo)s:ƏA UOTUT] 

“nər əsərp uə8ə8 əts ssep 3stq öünürəyy səp 
np uuəA “uəvərpuəpqəA Juoru əl[euul şsəşifos 
nq “əyətdsrəgi reed urə mu puls seq :stə9wurH 
"Uəmüəs nz uə[eunj1ə]Wq 

uəyuueuə8 uəqo uəp 1Tru addnın əurə uə8əs 
sseH 1əpo 3J[eAəD5 um ‘uspınM (,jJəppouuəs“) 
AIOLZIMPOUI 1əpo əyəyərM3uə ərp “ə|ərdsoəptA 
-uoru səpo uəgənnz uosiəq Jura ne ofew 
AO USJuuUeUSS ərp qo “qoApp Srsueygeun 
‘„jumeyssqy puls [uə[eupiəl usJuueuos 
uəqo uəp ur u9uosıag]“ uoA vuəmy seq 
,323əHƏA apımm DUPUIƏIN 

“tə[ərdsneuəçs mu puls səydo uəuotr[qəSue əfiy" 
„u980][98 mu safe 1st sep 3ZJə|uƏA 

əpmaA puEulN “1əjərdsneuəçs mu puts səssru 
-SrƏ1ə1[eAənD səsərp 19JdQ uəvəriqəsub əy" 
,uəşeuə Sunplig əurəy idneqrəqn 

Ə)OS ərs uuəp “üəüənsəq ərnvəş əurəy əşifos 
İuəypusyrəyy usyuueuss uəqo u uosıaq]“ 

, Ssnut uəpiəA 1J[əpueuəq ərp Noupfueny 
-sə)stə5 əurə 3sr [[eupjiƏIW səjuueuəs uəqo]“ 
””"HəyqəruəA sun 

pun uəşyrəz qəls ue yepsuayyppM ƏID uəl|oA 
[usfeunpopy usjuueuss uəqo pur əddni5]“ 
„uogqlor19A 

nz pue7 uməp sne ərs “uəz)nu şrəquəSərən) əpə[ 
IM UƏTOS I9yep “zuə)stxq ərəsun uəuoipəq 
[uspeunpopy usyuueusd uəqo rur oddnıy]“ 
,3sı zəurəpi urruə5 sür 

HƏM “ITA ƏTM Juasıpjayur os Jypru puls [uə[etu 
“HƏTV USJuueUO8 uəqo vəp 3rur uəuosiəq]“ 

, təuyuery əurə puls [uə[etu 

“HƏTV uəjuucuə8 uəqo uəp Nur uəuosrəq]“ 


əqninox 
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“uorsipoy “Əəssey uoA punispne 9uəlsəq uLrep 
39ƏA7 uərəp “əpltg I9po ə|oquÁs “soSoT 
TAM uə1uoenəq səpilg əpuəmuos sseH SIV 

:təpltg əpuəmuos SSEH 

"NOYSLIOYASNZ səvəsunə 

1əpo 9ssey “yümyrəH Jofeuoneu NOyyuery 
19I9My9s “Suniəpuruəg “IəJ[V “Ə1se3 “uorsipoy 
uoA punısme uəuəosuəlW uoA əddnin) yəurə 
Sunuonuəsuəunu:] ərp qənc uəJətd:ƏA 4IAA 
"Uəuvərəzəq nz uəureusimqəp5 

wop u 1əpo 3uo9ə[U9sə5 uəuos[eJ wop rur 
uorpnuorsqe uəuosiəq-1əpuəSsu], “sə 1Oy98 
nzeq "uəffos UONIEISIAA ərtogə1ey ə1z)nuosəs 
əurə səqn səəvəsipi əvəripqəs zəpo əAn 
-göəu zəpo uəzərpessəp “uəuorruosuəunuə əts 
ərp Əşfequl ərəpue rəpo uəğunpuəssəpəy 'uəs 

-unjduSunaƏA əşoqrəpəvu qəmp uəuosiəq 
uoA aydeıdsuy əşfərzə6 ərp üəşəlqqəA 1IAA 

:uəpaƏA 1J8upəruuə əzəpuc əlp 

uoəmp “əyequy ərəpur səpo uəğunpüəsəpəy 
əqəsnsixəs zəpo əuosnstsser “'uəureurəg 
“uəğunydury3uniəA əşəşigə5 sruputp)siƏAurq 
uəönyəsuəSə6 u Jyaru səpo/pun əJ[ou:ƏpərtAA 
uəl)suonrə, puls [əd 

-dnı9 Əsorrə1] əriy“ :Tərdsrəg "puls şöryəşəq 
UuƏJeYIAD3NV uə[eSə[|r səpo uəuoruupJə8 ue 

JyrəyxuorrurəuosrtueAA sərəqoq 1rtur əddni5 us} 

-Z)nqəsə8 1əurə rəpət[93IW ssep Sunydneyag 

ərp ‘en “uə[[os USMSIGIOA SƏƏQƏSİDİ ə[loAJsSue 
1Əpo uəyoəA ƏHOĞƏŞEŞİ MəşzmüəsəĞ rəurə 
10A 3SöUV ərp “uəlyeuu] pur uoddnıy pun 
uəuosiəd səqn uə8essnv ərp üəşərqHəA AL 
"puls uəşoq 

-I9A uəjnune nzep səpo uəgou nerep “nəvəs 
-UMM UƏPEUƏŞ UəTəMMəS əddniSuəuosiəq 
vəurə xəpo uos:əq 1əurq ytuqny səp səşun 


“-pleuusyrəqiy ure əutugeurtrə], səp 
Sumyugaiuosəgq pun Sunzjmssiəjun əl[[ərzueul 
me suonidsuvy səp öünyəöTəAMƏA spe pam 
ərüyəp səp “ssnyqəssny Jayarmyeyaszum 
"GöumyruA 
AN əvəsniyod me s)üəəy səp öünsəöTəMMəA 
spe PAIM 2rəruyəp səp “ssnyuəssny zəqəsnioq 
"yuəsserəönz Juoru“ 
"MZQ ,3ə))8)Sə5 1uoru“ səpo „uagjarryossne“ 
en ərM ayusag qəmp ssnyüəssny səşiziidxi 
Sunzuərösny mz əmiymy 
:uəzjəsurə əjuəuuə[q uəpuəs 
-IOJ səp səurə myep pun uə|ərzqə (uəhyeyəs 
-UƏĞIH Uəyzinüəsə6 rərqi punısmne əddnis 
-uəuosiəd 1əpo UOSIAA əutə ne ərp “əşfequl 
vəŞHƏNƏS 
ZUEAVƏŞ 
uəutəuu vəsin7" :[ərdstəg umz “urəpioj 
-me unun 43əpo uər[eye4 “əy wop “uər[e) 
-Tuər) WI PfeJuoy umz səpo uəğunipueH 
uəffənxəs nz ərp “əyənipsny 19po əguSəg 
1ƏSUO9IAA “Əədureyuəs 
“əyər əstəAs|ərdsrəq ət “uasıprapsq 
nz uosrədlərz ərp üəlsqy səp Mu əyənip 
-SDV Təpo əyusəşi zəveyord Sunpuamıa 
ujSo[uo9siV “ZUBAVƏŞ ‘9204 
sqərdsrəgi umz “əyy əpo uət[ejtuə5 my 
uəymöəg rur vösrədyərz zəp Sunuuorəzəg 


SSLL/” ‘„yasıy we uortuu 3391 


:s[e puls 3əruyəp ərp “qədunydunüəsəg 
uərəpiu “yeyrəyə qərdsrəq 

umz ‘977 zəpo nəvəsqy uoA aymıpsny o 
uəqəösəqn yaıs 
“UƏz303) “giz ymuoaay 3rəyəqq) uosıod 
-TəIZ ərp ssep “uəərə88ns ərp “əyənipsüy: o 


ozoz 


cı 


Er puu)s 


uərumpuənr-Qrunururo5 


uoHayIy 


-nxəs I9PO/pun 3y[eAƏD əffənxəs ərp “uərpəlw 
"Uəffə) nz urəp[tg-tguuequə1sr]1 rəpo -1gpeəH 
“Jord “SOƏpPIA-ƏATT ut əşequl ərəmpuəsnİ 
üəru zəpo ə86neyyeAə8 qnenə Jyaru Ist 
sə pun “puls önsunmniq Srspgunsgn ərp “uəuo 
“IDUƏROHəA nz uərpəyy 3qnevə 1uoru 3si Sq 
uərpəyy uəfqisuəs nz ərurpuorq 
Xorod-onpuoə-ymyəyeq /sərəryod 
-pue-səma/əp/urooənmao'dləu7/:sdT sərən 
|] 
*uəpiəA 1əuuorəzuuəyəs 
uərpəlw əldtsuəs spe uəssnur ə|[e4 uərəpue 
av 3qnepə Jyaru üsəpilg-səpeəH 1əpo -T 
-o1d “uəge1Sotg-Juno25V “soəpIA-ƏATT ur puls 
“Uəşfeuyuə səpfig əpuəmüəs sseH ərp “üərpəyy 
uasəuurrə nz 1sneoo|oH uəp ue um ƏpmA 
3y8njəSnzuru uzəşsuəpnf 1iəq[ə8 ur uəuəp 
19q “uəuosrəd uoA Həpilg "dz *'uəpmA 
MOPUBISA əutoSə1ey üəşznqəsəğ səurə 
up pIowusssepy uəutə Jne uəstƏAJƏA 1əpo 
uə|oquiÁs uəpuəmuos sseH Mu ərp “əp[tg o 
uapınm uəuotr|9əSup 
TƏL ttəurə əönzs)qərsən) ərp uəuəp rəq 
“əpltg `g `z “üəpinA Mopueıaa uə[oqtuÁs 
uəpuəmuəs sseH Ju ərp səpo uəffəşsrep 
uəuosuəurəlun STE əzəpue ərp “əpltg o 
znəp[uəyeH sep "qz “puls ydnımlıaa 
uəddniösseH pw uoSstio3stu ərp Sfoquis o 


upəəds əjeu/spiepue)s(qrunururo5 


ven Türo55S|ooqə5ej'əp-əp77:sdT sərrəni 
puts zəp[tg səpuəmüəs sseH Həvəfos ə|ətdsrog [*2] 
adturg “urəpioy nz rəqnuə8ə8 uaıapue 2təy "uəSum)srər) uə[erzos 
-SillLAsog pun 1rəy8rəspurə4 JunyrəH səyeu pun (əur[uo uone) uəumey uəltuuinsəq 
-oneu/iəuosruu1ə zəpo 3emuəpisüəərüəsər) nz NOyyPnsoussueänz səp öünrəSTəMəN 


“öünrənüəriQ sərfənxəs “un:əpuruəg | spe prt şrəruryəp "en səp “ssn[qəssnv 1ə[erzos 
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MuƏ101S1ƏA nZ IOJVEIOG ərp pun 
USIOISITEULIOU nz J[eAƏ5 “uəqeu [etzuəloq 
sep əts ep “uəsse[nz 1uoru yaıpzyespunıs 

A əTp “Ə1[euutuərpə] Jə[qtisuəs uəliy 

əörurə urəpiəsme uə|[eJ ərumüənyi əsər 10JuN 
*uəuəs nz urəpz)on əl[euul 

ərp “uəprəuosJuə nz myep Issnmaqg uots “AZQ 
uəprəunəA nz sərp “rəyvəry3oyy ərp 'uəjuoour 
uəuəs uərpəyy uəldisuəs əutəy ərp “'uəuos 
-1əq uəny[euiə uonyuni səsərp yuq 'uəuuoy 
uəuəs uəIpəlN əIp əts 1oAəq “uəSnu1səq 1s1ə 
SumnureAA ərp uəssnur səzinN 4ərz)eqd Sunp 
-IƏttudpAA Əutə soəptA pun uiəp[tg uəp 1oA 
PAULA ƏSIƏAA ƏsƏtp Jnv 'uə1əpjreut |əqrsuəs spe 
uəsunirəşsurqunoəəy uəurəp ut əts np Issnuu 
“səyqəour uələ) rər, ne əl[euul əqəyos 
np uuəAA "usəpylg-rəuuequəşsr1 zəpo -rəpeəH 
“IV orq “SOƏPIA-ƏATI UL "qz “uəuSIpuəJjoiəA nz 
TƏYİ, ne uəqərəsəg uəreqluols 8rper6uoou 
ur ə[euul ətəJJpuəsn[ Iyaru rəpo apusınyas 
SSEH “ə8nen[eAə8 ‘Jqnepıa 1uoru sə Ist q[eusəq 
"Uəprəui nz əts “uə) 

-Ətq 3rəyüərSoyy ərp urəpə[ uəone səqe “uə|rə) 
nz uərpəyy uoA MY Əsərp “uəşəlq NOYYITSOM 
ərp tuəpə[ remz IM uəluoour punip utəsərp 
sny 'uə)juoouu uəpiəA 19TJUOIJUON uəl[euu 
uəfqisuəs 1rtu şqəru uəuosuə]W əölürə ssep 
qssnMəq sun puls HAA `ə1[euul sərənypuəsnf 
üəru pun rəS6ney[eAə8 əAtsnpiur “uə||ə1s 
-1ep uəurəu əlqtsuəs üərpəyy əsərp uəuuoy 
[euruoue 'uəSunyeuaəlun aə[ətA [t9Jpue1səq 
1əuOI[uəsəA uIə 1st soəptA pun unopfig 

uoA Uə|təl seq 11ərssed J[ƏAA səp ur 9pe1ad 
sem “UƏöTəz nz 9z)nuə8 ınyep pm TƏTİL, 
Iqnep1o 

yydıu sifeyuəqə puls uajfajsıep əjJuS:əqn əllə 
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"uəörəz nz uzəpig-rəuuequə) 

“STT 1ƏpO -19peəH “TO1q “SOƏPİA-ƏATT ut Təp 

“III əpuəmuəs sseH səpo ayfeyu] ərəgpuəsn[f 

üəru emo) əvəsnseip 3qnenə 1uoru Ist sq 

"Uəllə3srep zəpltg 

əpuəmuəs sseH səpo əşevul ərəqpuəönİ?üəru 

“yesən əqəsnserp əsərp uuəA “uəpuəs ərəpur 

ue/uəğurq SunpürqsəA ut uarapue Jr soəptA 
1əpo səpfIg 3nəpsoyəöymeun 2üəru Ispep n 

El 

uərərdsnzur 3sneooroH uəp me 

um “uəuosi1əd UOA S0J0 UT suiə]sptAeq po 

surə), uəqfə6 səp uaäryurg “qz “uəuərzəq 

paouruəsse]W uəurə ne əsI9AuƏA 19Po ə[oq 

-wÄg əpuəmuos sseH uəmp uots ərp “əpltg 

uapınm uəuo 

-t[8əSue 91], uuəurə əönzs)qərsər) ərp uəuəp 

rəq “əpriq “q `Z USPınM AHOPUBISA uə|oq 

-urÄs uəpuəmqəs sseH ur ərp səpo uə[[ə]s 

-1ep uəuosuəursəlun STE ərəpub ərp “əpltg 

znənyuəyeH sep "giz “puls ydnuyıaa uəddni5 

uəpuəsmuos sseH ur uosuossru ərp “əoquiÁs 

re =m puls səprig səpuəmüəs sseH səqə 

-Ios ərərdsrəgi əörurq “ürəpaoyəq nz yunyıoH 

vəypuonpu /rəqəsruqə zəpo 1e)nuəptrs1uoə[uos 

-ən/nuoə[uosə5 “Sunsənuərni) Jəl[ənxəs 

“Suniəpuruəg uorsıppy “unurure)sqyv uoA 

punispne 1əqnuəSəS8 uə:əpue şrəyörəspurəq 

“üəşsəq utrep Y92947 üərəp “əpfig zəpo 

əloquuzş ‘so807 purs səpiig əpuəmuos sseH 
:1əpltg əpuəmuos sse 

5 

“UƏHOSƏŞEN əpuəs[oj 

ur əy[euuruərpəlW əlqtsuəs vəyrəşrəyun ar 


sqnnox 
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uupy uəsuny uosiəq uəəpue səuyə uəğunz 
“əpəAsədiQ)i uərəwuos nz 19Po POL umz ərp 
“uəuə8əq nz 1eg[eAə5 ərəpuR əutə zəpo/pun 
uəzJələA nz yeygsum uspuewol 'uəSunuoiq 
uəuo 

-neigssmu nz [[onxas uəpueuuə[ “uəğunuosq 
uə1o1 nz uəpuguuə[ “uodunyoıq 

:ərurpuoni 

əsərp uə8ə8 əsJo1sIƏA my ərətdsrəgi əötum `, X 
uor any uuep Isn} X np uuaM“ 9IA uadessny 
əşöurpəq ətAos ,əue|d vəf” səpo „oA aqey 
Mər" ‘„apıam vəf” ƏLA uə8essny uonruyəq 
19195un vəv uəl[ej Sunieppasiystsqy əurə 
vəyun 'unynzue Jemen addnısusuosiag səpo 
uosrəq USJWUMSIG 1əutə “urəsjng JydIsqy ərp 
3uoru np IsHep əturpuoni səsərp uəuuuey ur 
¿Ərumuoəni əsərp uə8ə98 şyoşsrəA spe JIIŠ seM 
"uəönmznz SunzşəyrəArədio)) ərəAups əurə 
mül 1əpo uəşo) nz addnısusuosıag Əutə 1gpo 
uosiəq əyürüumsəq əurtə “'uəSunrepuəs)uorsqy 
spe uəSunuoiputp)y[eAəD uəsətutJəp ALM `18ə[ 
-ə81səJ uəSunuoipuey[eAə5 uə8ə8 ərumqəni 
Əutə əmi Jey punuo urəsərp sny “üəz)əsurə 
aypeıds əşöbidəS 3[eAƏ5 uoA auray pun uəs 
-snur uəqeu uəstəASuə[eUisƏA uəuor[uəntuq 
“SSTUL IOA 13sSuv əutəy uəuosuə]N ərp uuəA 
“Uərfögur ınu puls uəSuny[eu:əljun əlloAuuts 
"TEMƏP) UOA SunuDI[uƏUdƏA ərp Im UƏJƏIqIƏA 
urəpiəsjnyv "uayoıpue J[eAə5 əutəy əddnis 
-U9UOSIAI AUTO 1əpo uosiəd AUTO 3suEp nq 
usdunyorpueyfem>d nz ərurnuoru 


rod-erpəuu/sərroi 
“pue-səfni/əp/tu69"Təyyrəq”diəq //:sdq :əllənO 


ozoz "zı ‘EI pue)s — uərumüəny-Grunuruoo 


U19J0S “ürə örpməqneröun spe rr üəyms əsətq 
"(ÜƏpsəM nz 1990398 “sə uəuərpiəA uə)sttortəl, 
qərdsrəq)) ydnuyəS uəSunšurpəg əsstwəS 

up zəpo J1ospng98 Sunsepyesşuolsqy se 
əməpyy əöninyeuəs ə:əpue pun uəlsuoxriə, 
uə8ə8 uəSunqorpəg uəp4əA uaffe,] uəSrurə ul 
“yərəqpis əqəmədioy) ərür my uərejə5 ərp 
pun uosrəq səurə şrəyreqyüəlg əvəmüəyg ərp 
ƏM UəuonEULOyU/ əvəriz)esnz qənc [[onyusAd 
MA üəönüəlsyəndəq “si yeqqneya 8unuoipəg 
əurə qo “öunrrəşinəg səp təg 'uə[[ə1srep 
NOYISYIIS uəuor[uosiəd zəpo uəqəmüuəno 
qəp Sunyoıpag Sypeygqnegs əurə ərp “məprəqəs 
-Yəşun nz uəşequl uoA uə8essnv 319990] 

um “xəşuoy pun aypeids jne rəuruu yone 
3suəröout uəJuoe ALM 2üəşsəq şrəqrəqərg uəuo 
-Ipuəyo rəp SunpiugJə5 əreqrəyrurun auto 
qəpo Sunz)əlgA1ədioy] uoA IYEJO9 31499 əurə 
ssep “puts JyaIsuy 1IƏD IIM uUƏA “uəururesnz 
uəpaouəqsSšun8[ojtƏAJens uəp MW uəltəqie 
pun usJuoy uəmranyeəp “euul əpuəuə 
-ərdsyuə uəuiəpuə LM "Uəz)missəşun əsərp 
1əpo uəljnsue uəle][ewə5 UƏTƏMVƏS nz əlp 
“əgenrəg uoouuəp IIM uəuijəpuə “puls Jursuros 
süzə Jyaru pun JJeuziəuos ərp “uəyornupsne 
esə) ınz apnımy 19po uəSunuoiq uomp 
Suneu Sunuuə|qv 19po Sunz?puəsöumən) 
“MZq Sun)uoesA Əiur üəqəsuəyy ssep 

“SI 3ssnAəq sun uuəA Vəhy 1uəls öoqəəeq 
ne uəy[euul un Sueyusuuesnz vur əsrə 
-1əuo1[8our səp “utəpuruusəA nz YoM-SUNJO 
1əp ur uəpeuos uə[[ərzuə1od “sə Ist fərz 1əsun 
Sunynsuv pun Jfem>9 t 'J 


pım 3önşəönz Jjeman) 1əpo PIOT 

sə8nouun uəmuəlsqe uəs:əri, uəuəp ur “ə)[euu] 
uapnı 

-NZIOAIOU [ƏN 1əpo N90yag uiəneuosnz rəq 
um “uə8rəz səuəuooiqri A9PO NIT ər. UNO 
“Sissnprədioyi ərp “əpltg zəpo [euəzetutu[t4 
uapNINZIOALOU |Ə311 

1əpo yoovəŞ uiəneuosnz rəq un “uə8rə9z HV 
1əsərp uəueuəzçs ərəpue əpo uə9un[pueuəg 
əuosrurzrpəuu “əyipnəqnqney “ə[[eAery zəpo 
97899014 “uəuorə? 1970 “Sünrəydo Jušriəqn 
əllənxəs Əyu3uy əvərədioşy “əJdureyuəsj 
-ençs “uəSe[uo9sueioriə], uoA uə8Jo4 “uəS[oj 
-s8ərry uaydonsereyingen “ə|[eJunsruəyəA 
ərp “əpltg səpo əy[euurorpnvy Tenoyeurwptg 
uəörülrəpuriy ur əjdurey 

uəddni5 əşurumsəq səpo 

əuyəzurq uəsəS uəşenyeusən) nz Sunjoypersmy 
:uəpiəA JuoIpnuəgouəA 1Juoru 

əqnInoA ne uəymp əyeuul vəpuəğloy ət 
[1 

`uəp 

-qəur əpigouəqsSun8|ojiəAJens vəqəmi səp 
puəvəğum sərp np şsəyfos IST ayeJ99 zəreq 
-fənrurun ur pueuuə[ ssep 4sqneyö np uuəAA 
"qneyə 

üəru əqnrnoà ne puls “nəönnünə üəşe) 
“TEAM nz ərəpuR ərp “əy[euul 9IMos “uə[[os 
uəyoAvəq [93 aəpo yoovəg uiənguosnz 
Təq ərp “əyyequy əönniq səpo əöneyyeən) 
uəyequy uəur 

-esne18 zəpo uəönenyesəS nz uərumqəni 


yesən) 


uəHəsiy 
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"TEMƏT) uoA ötmüəryHƏNTəA ƏID IM MƏŞƏlQTƏA 
waPIOSMY 'uəuoipue emo əurəy əddnis 
-U9UOSIAT 1əutə I9PO uos:əq səfə Ispep nq 
SunyərpurənrəAaşyesən) mz ərurpuorq 
uonp5pno[S-s1eəru1-Tuə|otA/səDrrod 
-pue-sə[nrJəp/uro5'1ə]i'dəəu7/:sd7u sərən 
Fl 
*paounsq[əs 
pun Sunzj>paAgsq[ag uoA Sunyaruoyra‘ 
ərp uə8ə8 ərurnuoni əutə səqn qənc uadnpaA 
LM “STƏMUHH 'uəp4əA 1JJensəq pun 1yynidiəqn 
uərurpuoəni nərəpuc uəjuuepuə8 rəp uowyey 
ur uəuuo) əfs rəq “uəpiəA uəjgri8rə uətu 
-yeuspepy əurəy ərumuqəry rəsərp uowyey un 
uəuuoy “uəuəl1sJuə uəSunzJə|ugA əljeusənep 
TƏpO ƏTƏMMƏS ssep 3sr uor[urəuəosiuewun 
sə uəuəp təq “'uəuoipue uəSunipueH ərp səpo 
“uəqəərdssne uəSunuoiq əpyəaipur rəpo ə8pA 
ərp 4əprərə uəpeuoçs uəuoriədroy pueurəf 
ssep “uə8uriq yonıpsny umz SunuyoH ərp 
Təpo uosunAA uəp ərp “uə8essnv uə8əp us} 
-uoenəq nz usyfeyaa\ tuəpuəmups sseH pun 
UƏJ[eUIƏA urəyərüəngiqssrur nz vərumqəni 
rərəsun Sunzüpör spe 381 ərumuqəni əsərq 
um qop uər dung 3sJ8uəA 
ƏuəS səp əpuf sep nu np uuəAA“ "qz 3uə1səq 
3üərsqy əSnen[eAə8 yəpo əvərüəneiq 
-SSIUI ƏUTƏN SSED ‘IST TEDİ uəuəp 1əq “us 
-eıds 1981eHfeMad UOA uəuroq əölülə Joyep 
uəqneMə IM `uƏpI9A 3ƏPUƏMMƏA uəpunə1q 
UƏuDOSLAZ Iəpo Sunqrən:əqr) spe [etuuoueu 
uadunıasmny ə8n8J)[6eAƏ8 ssep “uƏsStA 1IAA 
¿Əruinuəni əsərp uə8ə8 sJo)SIƏA üTƏ)) IST SEAA 
pm uepodue Jy[eAə5 addnıduauosıag 19Po 
uosrəq uəşurunsəq xəurə uuəA Sunuyopog 
uə[l|ərzueug rəurə vəşərquy A9po um vəniq 


Yıoyadue əddnin) uə1ləpiugJə8 uərequuəyaə 
pun uəşuueuəq səurə vərişyeunnu ərp “əsər 
-uəjJo uosrəq rəurə )ennuəpi ərp ərp “əyequy 

(ayem 

uəşəşüənəs Jdoy uəp me 1əutə “s|təJd səurə 
“əqtəuos[ərz təutə uəönyzul uoəmp “q z) 
uəyguyuə uLIOJPTg 1əpo -xəy, ur uəğunuolp 
-ue)[6AƏD ƏlS ssep “puts uəpioA oındrueiu 
OS ərp “Suəqər uəuorpuəgo səp uəuosrəq uəs 
-uup[rəpuru səpo usuosıadyeang uoA 1ƏD[!q 
suəqər uəuoərnuəgo səp uauosıag uəSuue[rəp 
-uru 1əpo (qərnəpsonə əsərp qəmp Sunp|əur 
-uoötg) uəuosiədieAuq 1Əqnuə8ə8 “uaıyny 
(IteAƏ5 1ə1ƏAuosiəpuruut uəuuoq Vəzəpu 
1əpo) Sunz)ələA1ədioy nz ərp “'uəšunuoiq 
usddnıy səpo uəuosš:əq üəşəpaqeyəs 

YuE3s “suəqə'] uəvəmüuən səp uəuosiəq 
uəömüglrəpurur “nəvosrəq üəşrərzüizəds rqe 
uəşuucuə6 1uoru yaıpuaureu “uəuosrədjeAtiq 
1əqnuəsə8 ‘usıyny (IeM3H əəAups|ə]rrtu) 
uəSunz3jə[uəƏA USyeygsum nz ərp 'uəšunuoiq 
uəörpunyuc uəsunöurpəgi uəs 

-SIMƏĞ 1əyun rəpo uəşfeuyuə uəqpuloA səvəli 
-önzəqsərp urə ərp “vəöessny “Azq “uərünpuə 
nz uosrədfərz əurə “mimy rəpo SunitoA 
-mpg “uəSunsepyəs)qərsqy “əssrupuşsəSur 
uəşroAmyəq fərz ürə uə98ə9 srəypluəny 

Təpo SI9UPJOS “Srəpioursöenymy  səurə zyesurg 
uəp ərp zəpo (qəşpyuəny “qəupiog “əpiotu 

-Söemymy “q 'Z) uəşg) nz uəuosrəq “üəşərqur 

əuol[os 19po uəuonsue əlsuərq um ərp Əəfequl 
uəuuoy uəiunj (yesən) 1919My9s 
uəuuoşq uəsəpuc nz pun) Po] umz ərp “uəs 

-unuoiq ə1əJuouə8 SO 1əpo uəuosuəlW uy 

*uə]nəpue 
yəguəSər) sep əstəwurH usänfeyyans əurəy 


38ər[ uəpunaAA uəuəgo ne snyog səp uəuəp 
19q uUayIdurg usydsturzıpau uoA uətuueujny 
"ƏST ə8rpug3ss|[oA 

əuTəy) IST sərq :stəwurH '3qne[jiə Jypru oqn nor 
ne purs uəly[euul uoA uəuy uəpuəSJoJ ətq 


:ə)[euul 
əpuəsəproovəs pun yesən) uoA uəS8un[|əlsreq 


səfətdsrəgi ərəMə/A 

*uəpuu 

-pels usdungpegsuersaptods uəşönüərsyneəq 
[PuoIssaJjord 19po uə[[əuorssəJo:d uoA usw 
-yey ut 3üəru ərp Jdurey 19po uərəə5e[uosS 
“sr qomuəlsuəyo 

1əneuosnz ərp any sep pun uəJdurpy vəsi 
-əyərds mu uəörüglrəpuriy ərp uuəA 3qneyrə 
uəpueşsuu) rəyun puls əl[euul əuo[os “uəöti 
“ügfrəpuryy uəuostwz əjdurojgoumuos əsqəqi 
"uəyrərənzuc 

uəddnın səpo əu[əzuri zəpo uəuə8əq nz 
Jenfem>N əurə 1rəzrun uəşürümnsəq səurə nz 
Təpo AO uəlyururnsəq utəutə ue “Sunsəpsoyyny 
“qneyə 

3üəru əqninox me purs əly[euul uəpuəğ?oy əlqi 
:ə|ərdsiəg 

"ƏST ASTPURIST[OA Əurəy IST SOIq :SI9AuIH 
uəşyeuu 

-pərə uəjyuuənəsqe "qz ərM nəSunz)əHəA 
HƏTƏAMƏS AU MƏVƏTƏT uoA uə8un||ə1sreq 
1əneuosn7 ərp inj 1xəJuoy uəpuəuoə:ds 

-Jud əuuo uə1ny[euu uəvəqərüəsəq uəqo uəp 
nz jeLıopewungtg SƏAD3NU 1əpo səlrərsneurpiq 
uəpiəA uə8unAzə8 səpo 16nnuuə Jdurey 
umz uəuoSsuəlW uoA 3191], uəuəp ur “əj[euur 


əqninox 
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`, uləp 
-UEH umz 919pue 1əJunuuə sep “yoq ya“ 
1əpo “ un) əSutq əvəyos uəpim4 usy9susW 
1uəur “3JuosunA uo“ * p|əH utəu Ist uosrəq 
asarq“ ‘Ist )1Ərssed sərp ssep “qos utq ya“ am 
uasessny uoA uə9t|rq zəpo ujəqn[íəg ‘usgoT 
sep spe GunüəryuənrəA uəszərutJəp Ti uaärq 
nz 19po uagoJ nz “u[əqnfəq nz “uəvəruəq 
-I9A NZ 33sq[9S Tə)Enyesər) ərp səpo “uəşüəti 
addnı9 usIzmy9sa3 vəurə nz şəyörigqəönz 
ıoıyı punıdme uəuosiəd uə8ə8 vəls ərp 
“uə1rəyX8n8nn[eAə5 ƏTAOS uəuoəIdigA3[eA9D 
3qnepə 1uoru sə Ist ərurpuoni 1əsərp sjpurə5 
¿Ərumuoəni əsərp uə8ə98 şö3srəA spe JIIŠ seM 
"puls uəffeyəö rəydo umz 

usddnı9 əsərp uəuəp “4zq vəşüəti uoddnıy 
1əyzynuosə8 əSuguəSuv uə8ə8 Ipturrd yaıs 
ərp “uəpiəA 3819298 USNONSHENTEMIHZ uəuəp 
ur “əfequl any utəpnz JI8 ərutpuoni əsətq 
*uəuuoy vəzüny JIƏAA uə[eƏ: səp ur tueJə5 
uəvərəgsge) rəurə nz pun uəSəue 8unur 
-yeipeN mz ə1əpue ərp “uəUOI[uƏuIƏA ƏSIƏAA 
əurə ne əyyeyyesən) ərp APIS? ə)[euu uədəs 
ərurpuəry əurə səmi Jey uəpunin uəsərp 
sny "uəsofsnE J[eAə5 əşəlAnouı zueIə[o1u] 
pun sseH qəp “ƏzəşrəM (Noyyuery ərəwuəs 
Təpo Suniəpuruəg av MOYSuoyaSnz 
“suoTörəy 3Eynüəpisyüəərqəsən) 3uəə[uəsəD 
“ünsənuəni) əffənxəs Yunyıay afeuoneu 
AONSLOYSSNZ əqəsruqşə “Söunurüresqy 

`g zZ) uəşnəti əypubyəyy rəğrpinuzınuəs 
srəpuosəq punıspne uəuosiəq uəSə8 yaıs 

ərp “uəşemyesən) uoA öunüəlyuəqrəA ərp uuey 
uuəpiəsjnv “uəöirrəşəq nz uəp|e][eAə5 üəvəri 
-uug UE uəts “uə8ərue nzep uəuosiəq ətəpup 
ƏJuuoy USJENEMIZ uoA uəuo2r[uƏusƏA Sed 


Sunyoapuy 19po 1uorsqv ərp ərp “nəSessny 
19po əyniynesöunipueH “üəğuniepyesyyərsay 
söueäsnejyey səurə 

Sumny[eAdƏA ərp zəpo SuniərmsI8əzə|UBAA 
“uə[ue/A um puni 3J[eAƏ9D UOA SunlroAutlJəg 
1əpo Sunz)n1siəjun “uəSunsrəwuv uəlyəru 
-oniqure rəpo uəşöurpəq “vəmiyməsöunipueH 
“uəğunrepyəsəqəlsqv Mu əyequl əpəspəf 
ET pit 19908 

YOƏAZ, uərəmy[eAə9 uəurə my J[euul səp ssep 
“equuəy/Hə TED) IST IXJUOY tuəp sne “uuop 
105 sq 703sduaıds uoA SunpuəAəA 1əpo Sum 
-[9319H mz uəSunvyrə[uv uoA Sun|ə1s1tə:əg 
7119993 (odojuagysuyden 1ttu 

TƏpo 94195 uəpuəuoəidsluə rəurə uoA) Sum 
-JeISISJYILIIG zəurə uəuuey tur zəpo ə[ətds 
-OƏpIA ƏllərZzrəurtuoy I9PO əyə AZSSUTUTELL, 
ayasmeypru any SunSnjeuosəq1rəztə:4 spe 
Sunš8rprəyəA3sq[9S UOA [TO] STE uəpiəA əequy 
uəyuubuə8 1oAnz ərp “uuəp 19 sq (po, 19po 
Sunz)əyrəArədio)) ƏTƏMQƏS) usıarnuns zəpo 
uəörəz öuməyuy səp [OL spe stuqə8:əpu sep 
ərp “soəptA səpo soşoq zəpo “'uəuuəu vərpyonip 
-sne TəIZ səsərp ərp “'uə8uniərmurnoq :səpuəs 
-[0,] uomp "en “üəffoS uəpiəA 3970998 eS 
1Əpo 3Z3əHƏA YeyJsud vəqəsuəyy ssep “uə8ət[ 
-10A apfundsypeyuy uuəA usyeM uoA Sunp 
“UƏMHƏA dəpo Sun[[əJsiəH mz uəöumrəyüy 
(uəşrəy 

-Uəruosrəq əvəsniod puls uəururouəssne) 
“uəSəruəyo əşro əreqduriq Sueuuəuruesnz ur 
uosiəq uəup|los Iəutə UL ərp əəyequl səpo eq 
3üəviqrə addnıny ə1əpaupgə8 sum ıny uəğum 
-stənsuərq zəpo eyasyun 'mzq Jey addnıy 
uəjəpiugjgə8 səurə pərföyliV wau nz uaduny 
-Ərzəg əuosnueuuoi zəpo/pun ərpiyiurey ərp 


qneylə söurpsəyle uyeq 
-PILM 91947 ut Vəzəri, UOA uəJdurpy rur uəu 


-ƏZŞ puts uəuonejuəuməsopiəri, uoA üə 
u tuəjtəi8nzue uptrs “uə8urAz nzep Əətl, 
1əneuosnz əqəryqəsuəui uəuəp ur 'soəptA 

əönsuos ərwos əJdureyuəuueH səpo -əpunH 
"Ə)SFT ƏĞTPUEİSİİOA 

əurəy IST sərq :stəwurH “qneHə 3üəru əoqnInox 
me puls uəşequy uoA üəşiy uəpuəsJoj ətq 


:uƏtƏrL uoA uoneiqsst]N 

Muətuurp)sJuə 

xəyuoy UOYISLIONSUNY səpo uəuorpnjeuoəs 
-UISSIM “uəuosuejuəuməyop “uəuosrí6soseped 
uuəurə əyequ əurəp uuəA 3sq[əs “'uəourueusny 
əurəy uəyrə8 Iərdstəg səsərp any :stomury 
"purs reqiou səpo req1uors gJdO pun zoo A 
1əpo 3fEMər) “uəgeAA uəuəp ur pun usprom 
yüüyyəS. rə1e 1, uroA ərp “uasstusts1a]fe mag 
uəqəlipo3 A9Po uəpuəSƏIwAƏAU2S UOA SOƏPLA 
P IDALA 3J[ƏqouuƏA dAL 4ƏsƏIp ər ‘nz Jyas“ ƏTA 
ups] Au uəgui8uv uə8ntəsurə uoA soəptA 
-usdungdneygug uoA SsoəptA 

"uəsen „mg 

ue uəğuəurun “3umuəy“ səpo ,ireyun 1əssery“ 
ƏTA [a], pun uəSrəz üəvəsuəyy 39920708 
19PO Ə)z9əHəA fEyUnsruəyrəA ürəurə rəq ərp 
“serəoureysgƏunuogwuəqr() UOA 1əpo UrE?VSEÇİ 
qəp un Suoydyreus ürəp u uəurqeujny 
"1qI5 1xə1uoy uəurəy 

pun Sunsepjig əurəy təneuosnz ərp my sə 
uəuəp təq 'uə8šun8n[eAƏ8IA səpo uə[[ejuəqn 
-qney ƏtA uərTəpi[eAə5 uoA uəuruegujny 
"1qI8 3xəyuoyi) uəurəy 

pun Suniepuq əurəy zəneuosnz ərp any sə pun 


əqninox 
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-nxəs I9Po/pun 1[eAƏD ə[[ənxəs ərp “üərpəyy 
"uərrə) nz urəpylq-rəuuequəşsr? rəpo -rəpeəH 
“org “soəptA-ƏAr1 ut ə)[euur ərəmypuəğnf 
3uoru 19Po əS6ney[eAə8 9qne|iə Juoru Ist 
sə pun “purs önsunmniq Stspeunsgn ərp “vəyə 
-nuəJJo2əA nz uərpəyy 3qnerə 1uoru 3SI Sq 
uərpəyy uəfqisuəs nz ərumüəni 
ƏSuə|orA-JO-UuOnEOUHO[S/səDirod 
-pue-som1/op/wos rəmi?"dyəq/ /:sdaq :ə[rən 
I] 
"UƏpTƏM 1uoputə8 uawyeusny 
uəuuoy “eA 1JəJuouə8 usddnıy ə1z)nuosəs 
uə8ə8 Ipuurid Juoru ərp “əməpi[v aydıpeegs 
uomp uəp[ey[eAəp [og "puls uəl[ejJə8 səydo 
umz uoddnıy əsərp səp `Azq IA 1ə1uəoəuəS 
uəddniuo əyz3ynuosə8 uə9ə8 Igurud ərp pun 
“Əyuuoy usdarue SununyeypeN mz uəuosirəq 
Ərəpue ərp “uəpuruiəA nz Jeman) uoA Sunuo 
“IHMƏNHƏA Əutə “ümrep Sr6uexoA sa 3üə8 sun 
¿Ərurnuoni əsərp uə8ə8 sJo1SIƏA UTON IST SEAA 
ep 
-ueNy ut PIOULIOYJOA 3sneoəojoH `g 'z “üəd 
-dnın) ə)znüəsə8 uə8ə8 uəşəyəninyeərn) o 
Üqərunəp uəddniSuəl1srurənxq 
uəönenyeəs nz ərurpuoni rərəsun ur om) 
uəddniöuəşsrurən)xq sə9DEneMə5 səpo 
uəuonesrueıo Təqəsisrrozrə) vəyyuuy. o 
uəğunşyəruəs 
-TƏUƏSSEYÇV OPIOW `g ”Z “uəqeu 3rqnyəS 
uəSunzşəyrəArədioyi MƏTƏMNƏS nz 1əpo 
pol wnz ərp “məşsilATZ ue MəşənyeMər) o 


:uoA ujəqnfəq səpo 
uəğlig “uəqo' “uəuor[uəusƏA sep warspue 
rəyun puls ərumuqəni əsərp vəsə3 əşyo?srə A 


3üərsqy ərp IS] `urəjuonuosnzurə uəuosuəlw 
“uəşsəq uuep şüərsqy SEP ərp uuəA 
“uadungnzyur 3ropus3g uəurə ue 1opo [iərs] 
uəğuneysuerəA rəurə nz uəgeAA “uəl[euyuə 
Sunuorpuy səpo şüəlsqy ərp ərp “üəSessnyi 
19po əmiynesöunipueH “üəğuniepyiəsiyərsqy 
uəugurə 

Sunzj)əliəA1ədioy səpo J[eAə5 səpuəqomp 
aeqjapruun uoA oytsnl sep ərp “əşüəniən) 
aregmmıdyseu şüəru pun uəuoneunoyuyüəq 
uərfos uərüny öünz)əqqəArəd 

-IQ)I TəuTə nz əts ssep “'uəqeu əurueuuvy səp 
nz punıy rIM uuƏəA “ə[euu] əsərp üəurəpnə 
VA "UəpzəM 3ölpinuəsəq suəuoə:qaiəA səurə 
ərp “'uəuosrəq uə8ə8 usdunyorpueyemad 
uəşsızıloq uədəö usdunyoıpueyemad 

uəz)əs 

-sne ONISIY utəurə Jrtuos əts pun vəqəösrərd 
Sunstpmurg vəsəp əuuo :AZq MƏHV, üərəp 
ƏSƏS səfəfqəŞ əuuo 1əplig ərurt ərs urəpur 
“uəpiupjJə8 uane1g ələrə[uo9srəAun ərp ‘oyfeyu] 
uəzşəssne oytsni urəutə 1rtuos əts pun uəqəs 
-stə1d Sunöryuy uəsəp əuuo `Azq (əfi 
uərəp uə8ə9 1e)nuəpi ə[[ənxəs aıyı ərs urəpur 
“uəpiuejə8 uəuos:əd-+[O.g857 ərp “əyTeuur 
“UÖTHəƏpaoHə )xəyuoy 1əpo/pun uəuoneunoyu) 
əqəriz?esnz puls spsepueşssiyeqəsurəurərn) 
uəpuəöfoy səp Sunzyosypang ərp mq 

(um nz sərp 019pue öunrəpsoyny əpo) 
uasıpunyue uəSunšurpəg uəssrAə8 rəşun 
1əpo uəeuyuə vəqbuloA səqərönzəqsərp 

ur ərp “uəöessny “Azq “əpuls3s JyeM Ju 
SumfeAMəA zəpo Sunyezsnewwng ərp uəuəp 
up “Ə)IOpuU39 1əpo ə[eyo[[ueAA “vəsumüəti 
-urəsğunpıg USNEISSIIG en ər “uəSuuq 
nz ən əşunumsəq ue uəgeAA 'uəly[euyuə 


"Əyequy oraypuasn[Iysın o 


:səpuə8|o4 utrərəpue səşun 13sseJum seçi 
M*uəguuoy uəuopsm:əA ssəns uə|euonouə ürə 
-nevəsnz uadLıyelispuru səpo uSpuayamyı m 

uəsSrup[rəpuruu rəq ərp “yevuy :uə8uue[rəp 
-UIN təq ssənçs urə|euonouuə uoA Sunsofsny 
is 
`uəp 
-uəA əpiouəqssunš8JoJiəAJe<ns ə[eyo[ əurəp 
ue puəqəSum uprp np Isay]Jos Ist. ıyeJo9 səreq 
-fomrurun ur pury urə ssep 9sqne[8 np uuə/A 
"əmiq sun ərs əp[ətu “Vəşyo)srəA uərurpuorq 
əsərp uə8ə8 ərp 457075 ə)[euu[ me np uuə/A 
st ərue[ gr spe 1odunl 
1əp “əpə[ asıamıajeunou sep 3st uəuor8əN 
/urapue] usyspw uəp ur st Suryelifoa 3üəru 
y9ou vəvu z)əsə5 urəp ərp “uosrəq əutə ILS 
1əSrrue[rəpuriw siy 3qnerə şüəru əqnImnoA ne 
puts “uəpiugJə8 səöuqelrəpuriy uopuyoqjyoM 
aysıpradıoy pun ə[euonouuə sep ərp “ə)euur 
əqnInoA ne urəpuny uoA zinqəs 
98Fzgz6=2rdo1 Jərgəp=1u¿goozsogs/ieoMsue 
Təqmnoz7unoə”əy3005“yoddns/7:sdaüq sərən) 
[1 
“uSJUUOY 
U9SJ0JSI9A uərurnuoni əsərp uə8ə8 ərs ssep 
3sqne[8 np uuəA ‘ofeyuf əurəy əqəruəyonəA 
"puls əjərdsrəg ə8rurə mu sərp ssep “juoeəg 
119 qəpo 
uəqurog əra upspruszf uopesagt nur pöef 
(ənənsaəuəŞ uomp "q 'z) uopıom 
123əHƏA 9191], ərp uəuəp rəq “Srdureyrans 
uə8rəz prəq səsnouun ərp 59947 
uəvəsuənpsumy səpo vəvəmyeqəsuəssi “üəvəs 
-LIEJUSUNNOP “məqəsidoseped əuuo əşevui 


əqnınox 
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"U9IQISIIA NZ r9]u5enəg ərp pun 
U9A9ISITEULIOU NZ yesən) “uəqeu [EIZUSJOA 31ə1sodəs 
sep əts ep “uəssemƏz 1uoru vərizagspunis | ayflyJoN 1əpo tüuəƏwqoN unuoəeunn8:əpə!tAA 
AA 9Ip “ə)[euuruərpəl]W səfqisuəs uəjrv | "MZq ənəyi səp şxəşuoy) uuəutə ut pu 3J[euur 
əörurə utəpiəsjne uə[eJ ətumərni əsərp səyun) 1əuo|os urə rəsjne 9[eAə5 1əuot[sneu qor 
*`uəuəs nz WOPZION əl[euul | -şəryqəsurə “uəuosuə]w[ uə8ə9 J[eAə5 əyərnəd 6Z0Zg8Z6=51do) JƏD2əp=T0z666rogz/1%3sue 
ərp “uəprəuəosjuə nz myep JssnAəq vəls "Azq | -toy :uapınm uəšue8əq uəuosiəq üəpuəqəşs TJeqmmox 71105515008 Toddns TFSdm :əllənO 
uəptəuriəA nz sərp “Təyqərəoyy ərp “uəjuoou | SunputqaəA ut ayı/uyt Jtut 19po uuəz)nN səp pe 
uəuəs uərpəyy uə[qtsuəs əutəy ərp “uəuos | /rəzinN tuəp uoA ərp “usdungpuey uəpuəsoj 


st 
“ləq uəşeurə uonyung əsər yueq "usuuoy | zəp Sunsnsundag səpo sqesnz Sunfjajsıeq yuoepə8 auasypemig my sə uuəA “uə8əpsəJ 
uəuəs UOIPa ərp əts IOAOq “uə8nglsəq 1519 :uəuosuə]w[ uə8ə8 1[eAəD OƏpIA utəp mi Sunyupayosogsiongy auto 
Sunure My ərp uossnw səzinN "4ərzyeld Sunp "UərəTuTp4003) əpo üƏMOAMyəq 3üəru uəp | yone peoldn uroq Isuuey nd Ist aLıoy 
-purune/yy Əutə soəptA pun usəp[tg uop 40A | -euoS als due] os 'uəqəliə 19po uəjuoeqoəq IueAsneuəddni8|ərZ əutəp ssep “uə)upe 
PıIm ƏSIƏAA əsərp Jnv 'uəi:ənpjreur fəqisuəs spe Əsrəwuəupt|[8ou ərts əlp “uəu5eur uresyətu . : 


Jnerep np 3səyios utəpiəsjnv “puls 3qəepəs 
əny[euul ərp ərp my “üəssed addnıs[arz səp 
nz soəptA səurəp söy, pun uə8unqtə:uəsəg 
“OL SSEP Şnerep əşüəy "uəsseyum uəsoiq 
1əpo pol “XƏŞ 3[eAƏ5 ətA uəusəu, əüəəz 
-a8s1o}fe 3üəru 1əpo ərəJpuəsn[ şüəru pun 
pus yəyuouəSsne əönüglrəpury əSun[í ne 
ərp “əu[tpjorguəuorəz əuorpunəsmuərrrurmq 
"puls Jəusrəəs 

üəru addnıs[arz ərp my ərp 'uəuəur 
ərənpuəSnl şüəru əönsuos xəpo əuozsqo 


uəğunirəşsuyq-unoəəy vəuləp ur əs np 3ssnur | -ne vəşpnranyy Əl[əurtutp| səpo əqəripguəs 
“səyuəour LOTTO} ASYIML Jne əy[euu] əuoos | me pun usaogusumsıe şrəyölşipunuəəy vərəp 
np uuəAA "Urəplg-rəvuequəşsr? rəpo -rəpeəH | my zəpo vəszənmisip uəjetAnyv əqəripguəs 
“IV od “SOƏPIA-ƏATI UL "qz “'uəuSrpuəJjorəA nz pun əlləuruurp| səqn vəopəf uəymp səzinN 
AONIML ne vəqərəsəgi vəseqşuəls örperövəoq | “uəyərzqe əsəri, zəpo uəuruəurəjJun “uəuos:əq 
ur əyfequ ərəmpuəönİ şüəru səpo əpuəmuəs | ne ərp usgenanyv Təqəripqəs rəpo sərfəuruu 
SSEH “əƏ8nəgTn[eAəS8 “qnerrə 1uoru sə Ist qfeysaq | -rp| səyurumsəq uəqəSnz sep səpo ömnrəpio,/ 
"üəprəui nz ərs us) | “uonesrue88iO Sunzymsizjun ərp zəqep üə 

-Ətq NOYYOISON ərp üəpəfl gənc səqe “üəfləş | -esrəyun pun urapuryıaA uəjejsšunutueuoeN 
nz uərpəyy UOA Hy əsəmp “üəşəlq 3rəyüərfəgiy | pun əə/M-əuriyo səp ur uopeyas uəşüəpul VA, 


ərp urəpə[ seAz Im UƏşqəoul pun) urəsərp uəqəərqrəA pun uəpeuoəs femag) 
sny 'uə)uoouu uəpiəM MONUOAUON uəy[euu uoA UəzəlsruBĞ40 pun uəsəmedouq `€ 7 *uəurəur, əllənxəs 
uəfqisuəs run Jyoru uəuosuəl əörürə ssep Ə5uə[orA ə[qtpə19/spiepue1s(unururos 
‘ssnmag sun puls TA 'ə1[euul sərəmpuəsnİ Tüuoə”yooqəəey əp-əp//:sdaq. :əllənO 
üəru pun səöninyeəs5 əarsnpyul “uə||ə)s uəşeuuə uəsunuolq ayızıydun :uossejum səpuəso4 qəriəgs3e) səqe ərp 


-1ep uəurəul, ə[qtsuəs vərpəyy əsərp uəuuoy | rəpo əəyəəşsrəA y9opol ərp “par. uəuooidsə8 | “üəşüəti əddniğyərz spe uərrmue4 pun osugel 
Tewypuepy 'uəSumnyeusəlun qəyəla yəypuuşsəşi | -sne qəmnəp 3qəru Sunsıpeyss səpo ema9 | -rəpuliy əsšun[ up qəls ərp “əşfevur :ə)[euu] 


TƏNƏDUƏSƏA UTƏ 3SI sOəpIA pun urapfig UOA Jıy ərp uəuəp təq “üəğsssny əşərpoo) ənənrepyəp əşevyuruəruueq spe qəryəsieq 

UOA UƏ[IƏI, sed 24ə1SSEd J[ƏAA TƏp ur əperəS "uəyən nz Sunprayos “TeMər) o 

sem 'uəSrəz nz qz)nuə8 mJep Pam səmi, | -Jug əurtə um “üəziməs vəffənğ) uəsiöupuqeun "uəöuuelrəpuliy uoA SunSnoN o 
“qnevə sne uəuoneunoyul I9PO JxəJuoy uəzəpue *urəy[q ərp qəmp Sungpueyssiw 


yuru sifepnəqə puls “uə[[ə)srep əyödəqf) əffə | uəurə ne sun iyu uəuuoy “yaıppmapsne Jyuoru əərmuris rəpo Yoneigssiyy səşrərnulg” o 
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1əpo əuəsnserp AfSSƏZXƏ ərp “UƏTPƏTN Affe 
TM uə1]uoenəq şrəyönyequəneir) əso[uurs s[V 
3rəyə8njeuuəneuo əso[uurçs 

"sr uorpuətsiə 

340708 Jy9Tu uə191lrə]əg səp uəuruəusəAuri sep 
uəuəp ur pun “pit 3önyəönz uspeyag səvər) 
-1Ədioy uəurqey uəuunur urəutə ur uəuosəq 
uəuəp ut “uəuonemiş — 3[BAƏD5 Əəlsətst[enxəs 
"urə Sunstmurg uəpuə[uəj rəp uonemung 
ərp yane əşyəriqəs sərq “üəöyöMə uə1Srrə1əg 
1əp Sun8rrurq əuuo ərp “uəğunipueH 
əffənxəs ərwos əymödəqf) 1əSneTnreAəs 
uəunoq ərəpub pun uəd8unSn[eAƏSIəA 

ven puls ofordstag ə8rurq 'uəjy[euurəq 
uəğunipueH əffənxəs me Snzəg ur Jemad 
əyrərnuris rəpo əqəryüəbsşe) ərp “ə)[euul ILA 
UƏuƏ1SIƏA uərpəlW[ ur J[eAƏD5 1ə[|ənxəs səşuf) 
Desən) əllənxəçs 
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`uəpiəA 2U28UVƏS 

uswyeusny uəuuoy uəşequl uəvəsisose 
-ped səpo uəuosureguəuməyop rəq srəMUlH 
ƏTƏLL Ə)[Ətutumn1s1IƏA 1ƏpO Ə)Z3ƏHƏA ZƏMÜƏS 
uəpunAA əreq?uəis "q ”z “üəğunz)əHəA əzəAMəs 
yrəy8rssnguəures səpo 1oy “nig `g `Z 

ƏTA uəSunprəuossnv pun uəşrəyöissniyrədioy 
uoneaiqssrtusəpury 

uərə1əSpe[uos 

əllEyun 1əpo uəvəəsqsəAşeMər) 

ze m puls ə[ətdsrəg əörurq 'uəl[[ə1srep 

sltegəq uəuormeuosue ur uəğunz)əyəAsədioy 
ƏTƏMVƏS 1əpo əguíurq əqəsrurzipəui 3[eAəD 
“po, ərp “uərpəlN uə1[ə8 yesən) aydsyseip SIY 
“TeMən) əuosnseiq 

:uəuoSəley əpuəöyoy 

ur əJ[euuruəIrpəl əlqtsuəs uə|rəjtəjun u 
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nz zəpo uəölpeuəsəq nz əurə)sÁsiəqÁO9 ‘uradey 
nz ureuuoq əulə Yydısqy səp Mu SuploeH 
SDUISİTEPUEA 

:urəpioJ nz I9PO üəqəşsəönzürə “uə[|ə1snzrep 
uəlyel, ouəSueS8əq uəuosrəq uəpuəuəl1səueu 
Tur urur rəpo uuəz)nN 1əp/19z)nN utəp 

uoA Əpuəğ/oy ərp “nzep apnıpny 19po Sunzings 
-1təjun (uoneyuaseiday “uəğunsepyəsiyərsqy 
“öunörpeqəsəquəsg uoA SunitoAumnjəg 
:Sunstpeyosaqudes 

use] 19usduedoq ummi waurs 

uoA Mərişərqəsurə “uadungpegsuersardureyor], 
TUƏAQON 1əƏpo Sunypeunnsrap 

-ƏIAA “MZq ənəu “əJərzəSun zəpo əSur[peuos 
“uppprwssunıyen uoA SunmsqreIs\ zəpo Sun) 
-rə1əqnz “uəSunirəJdo əsolöryən “üyəğuy “pöef 
:uəurueusnv ‘PIIM 3qruəA uəuosiəq uəpuəu 
-ə13səueu Iyr/uyt rəpo urtəzJnN səp/rəzinN 
wop uoA ərp “ərəli, uə8ə8 yesən) əvərədioy 
:uoA Sunşyrəqin 

19po əqe8nz Zunpjajsteq “MZQ UOA Sumıom 
-myəg 19po Sunzimsrəşun) “üöneşüəspidəy 
“nz mımessungpueg səpo Suniepyrəsiyərsay 
TƏƏLL uə8ə8 31E4ƏT) 

əqordınıy “uzq əSuə[[euOƏ uə[ertA uəjueysu 
-uoou zəurə ue əuueurrər,2əp [`] Sun:əpio4 
1əpo Gümroüyəg “my SundiəAA “Sun|[ə1sreq 
(synnoN uəvəsrey 

səurə uəzşəsqy) Sumemg :uəpima usduesaq 
uəuosiəq uəpuəqəşs 8unputdsəA ur sür 

/wyr yuı səpo urtƏz)nN səp /rəzinN utəp uoA 
ərp “qəğunipueH uəpuəğ/oy rəp Sunşyrəyynr) 
1əpo sgesnz “öunifəşsreçi “MZQ uoA SunJIom 
-myəg 19po Sunzımsrəşun) “uöneşüəspidəy 
‘nz maymesöunipueH 19po Sunisepyiəsiyərsay 
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nləy 
-Snfeyuoneın əsoyuuls pun yesən) əffənxəs 

"uəöəz nz uzəpllg-rəuuequəş 
“SI 1ƏpO -1ƏpBƏH “-[Jo1g “SOƏPİA-ƏAVI ur 1əp 


-[Ig əpuəmuəs sseH 19po ayfeyu] ərənypuəsnf 


2uəru 3[eAƏ5 əvəsnsemp 4qnenə 1uoru Ist sq 
`uəl[ə)srep 1əpltg 

əpuəmuos sseH 1əpo afeyuj ərəlypuəsn[1uoəru 
9[ewə5 əuosnseip əsərp uuəA “uəpuəs ərəpue 
ue/uəSuuq SunpurqaiəA ur uəzəpup 1Jttu soəpIA 
1əpo 1əp[tg 3zəpaoyəömeun 1upru Isprep nq 
:1əpltg əpuəmmuoəs sseH pun 

ayfeyu] ərərjpuəsní şüəru yesən) əuosnseiq 
M*uəpimnA 1l[tə3ə9 əts utəp 


ul “Vərərəg uəp pun uərpəl uə1lrə1ə8 srtəwə[f 


1Əp V ərp ərurnuoni səsərp SunzJəsuomq səp 
uauıyey tur au uə8nuorsyəniəq puni was 
-ərp sny 'urəpuruaəA nz uəny[euu uəpuə1:o1s 
-1ƏA [[otzusJod Au uərpəlW səfqisuəs uə[rəl, 
sep pun uəyugruoəsnzutə soəptA pun Jzəp[tg 
1ə[qtsuəs öunirəşsreq ərp “Sə IST [orZ təsun 
çərumqəni əsərp uə8ə9 sJolsIəA STE 115: se 
[1] 
"UƏPTƏM 1uopuuə8 p8eÍ[ səp pun 
SümrəqrerəA- 1əpo öun?rərəqnzyəmrusöuni 
-yeN Həp “urəydo uəsorə: rur Sueuuəuu 
-urEsnz UN əyequ any uəuuoy uəurugusny 
:SIOMUIH HƏTƏLL, uoA SUNgL səpo Sunıa]og 
pun uəqəouy) zəpo auesıg ərəuul əşSərəötən 
“UəVərə7 əJuugeidiƏA 19PO əJ[UoxIəA 
“uəuosuəl]W ə1[9urtum1siəA 19po əşyəyənssəz 
re m puls əjətdsiəg 
adrurg “uəprəM ffə3ə8 13uorsqv səvəsnsipes 
u ərp “əyequl əönye4əS yane uəiouəs 
nzvərH “uəşyeqnuə Sunz)ə|ugAtrədioy 1Ə1əAuoS 
TƏpO 3[gAƏp “POL, UOA uəSun[|ə)sreq əuresne:s 


qəncuqssıyy uəp pun Sunmagsny ərp um vəls 
sə Jopuey rəqsərH “önzyüəsşrəqləni uəşrən 
-uəuo1goid “uə[[ə1z1əurtuoy s[e fəpusquəqəs 
-uəlw uəərutJəp HAA `uə1ərurpiooy| Ipo uəz 
-ngsıojun (fəpuequəvəsuəly vərişyərüəsurə) 
UƏƏSUƏTV UOA yoneigssiw uəp pun Sun) 
“nəqsny ərp ərp oeyu] ru uəusəpuə “uəp 
-UVUHƏA nz pun uəpulqsəşun nz uəpeuəs un 
*uəururesnz ,uəuəsuə]N uoA 
uənegiqsstIN pun Sunnagsny“ uəgri8əq:əqo 
uəp səşun uəurəu, əsərp uosse] üəşrədxiy 
`uəuuoy uəqəneyme ULIONFEIg sərəsun 
me əsrəsdəşqneyəun ərp “uəJeytAnyV 10S1sse] 
-nzun umgyods sayraıq ur y[əpueuəq pun 
UƏƏSUƏTVV uoA yoneigssiy uəp pun öümnəq 
-sny ərp ne SrsjguqyundiəAuos uərs Iyarzaq 
uqərərəg ənəu səsəlq 'uəpuejəq spsepuu?s 
-S)yeqəsurəunər) rəp uənruuosqv uəuəpəruoəs 
-1ƏA UT IOANZ YDIs əlp “uəururesnz uo31919g 
uəərzəds uəuə8rə urəurə ur qənbiqssiyy 
pun öumnəqsny vurəqL wnz üərumüən əp 
-uəuə1səq əuəpəruƏSsIƏA TA uəiuT aM AOfe 
sne uələdx:] uəuiəlxə Mur əuo9pgidsyont Yen 
uəqəsuəyy 
uoA qənvuqssIyy pun Sunmagsny “or "Tİ 
əvunə Suizrəniqnı 
une Sumpurp1005/sSpagpue1sANunururos 
Tüuoə”yooqəəey əp-əp//:sdaq ərən) 
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ueasqərq uəşqnrəa uənuq ürəyə uoA 

uəulə səqn uəSessny əpuəsjtəu)n8 əruos [up1s 
-qərq zəuəğuedəq uəvuosrəq uəpuəqəşsəqcu 
ür/ uru səpo urnrəznN zəp/zəziiN ap uoA 
uəöueHə nz əutə)sÁsuə1eq ne gtuŠnz uəşön 
“üoəsəqun səpo vəşyeürə nz pfəSəso7 “uərols 


ozoz 


cı 


EI puu)s 


uərumpuənr-Qrunururo5 


uoHayLIy 
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ƏTp TTM uə8nj Isıopfrew [əqtsuəs spe Jyaru 
uərpəlN əutəp np uuəAA 'sne üəzəpireui 39] 
-Ieuurəq əly[euul əfqisuəs Astamıayarsgur sep 
“EHƏTEYN STE uərpə|N əutəq uondo ərp əfüA 
pun uəöuniləşsurəsirəqsəvəls uəp nz əqə6 
“Uəsəpyuu nz fəqisuəs spe üəlpəyy əutəp un 
*(uaəpltg vəvəyos ur üosrəq səreqrərzyüəpi 
Sun[|ə)sreq ərp qəmp 19po uosrəd ərə 
uəuugAri sep qəmp “q z) JsSuuq SunpülqrəA 
ur uəuosrəq uəşurumsəq Ju Jypru uyr np ssep 
pun 3sıopjreur fəqisuəs spe jeyuj uəpuəqəərds 
-uə uəp np ssep “usəpioj nz əddniöuəşsrur 
-ənxqi ƏSHENTEAMƏS Təpo əuosnstro1rə1 əurə 
“UƏpSƏM ŞƏPUƏAMƏA nzep 1uortu səpfig ərp ssep 
‘SNEIOA IIM UƏZ)ƏS təqedq "NZ 1əp[tg Səpuəmuəs 
SsseH uə[rə, sep qənc usuryey uəşzüərsəq 
uuəurə ut ILA uəsse[| uəput)suirm) Aojuf) 
-3s1əplietu [əqtsuəs spe uərpə]N uəpuəuəəids 
—uə ərp np ssep “uə[rə) SunzyossneioN səp 
1əjun sJəəAL uəutəp ur əl[euu1 ətrəzjpuəsní 
Juru “əjrərznpoi:d uorruuəuuə4urə pun 
J[eAə5 1əuosnseip uə8un[|ə1sreq 1sHep nq 
¿Əturpuoər əsərp üəsə6 sJoJSIƏA utə3 IST SEAA 
*uə8rəz NONSFEyUSNELII əso[uurs rəpo J[eAə9D 
ərlənxəs ərp “uəffə) nz sən ne soapIA 
1əpo səpilg 3qnemə şüəlu sə IST qieqsəq 

"UTƏS nz 3z3əsəösne uəşfequy uəS6ne)nreAəS 
öqrəpəru. əuryuo “uupy uəqeu üosiəq  rəurə 
uəputəq[uoAA sep Jne uadunyarmsny əAneSəu 
sə ssep ‘uagey 3819283 uəöunüənsiəşun) ep 
“uaJog1aA puls “uə8rəz NOySLyeyuoneı) əso[ 
-uurs ərp “əy[euul 'urəpuruiəA nz uəğunipueH 
uəffənxəs rur Sueuuəuutuesnz U yetər) 
1əuomuuəuasəAurə ?üəru pun əyrörəqy) 
qəfənxəs Sun:ətsi[euuoN əutə um “uə[|ə)srep 
EMI) əffənxəs ərp “ə)[euu] uəJəld:ƏA 1IAA 


020% "zı “£r pue)s — uərumüəny-Grunuruoo 


1əp utəp təq 9ee1s uəurə uə8ə8 uəuoə1qigA 
urə Js [986nuruəsuəuosuəl 'uəneqnzJne uors 
Any uəqə'? sərəssəq ürə um “öynpü — uəssejugA 
nz pueisiyumyəH aut “uəuonsiəA ərp “usayny 
uəuosrəq 1ə1əpiugJə89 yaneıgssıy umz pun 
Sumnəqsny mz sərp uupy J[eAəD pun Suemz 
uoA dungnsny əuuo qəny '8əAuru uəzuərD9 
afeuorreurajuf rəqn 1ee1s uəurə səpo pue 
urə ur əsrərury uə[e8ə[[r rəp Sunzymsisgun 
1əpo Sunupr[8ouurq ərp spe [Joddnwy9susyas 
-UƏYÇ uəsərugəp uəuoneN uəlutə:əA MIA 
"Uəpləuvəsiəqn uots “AZQ uəS8uguuəuuuresnz 
1əpueurəlrur əptəq uəuuoy “uəBuəurəA 

nz rəpueurənu 1uoru şəğönurqəsuəqəsuəyy 
pun |əpueuuəuoəsuəl əguəg ərp “uəssnu 
uəluoe nerep önyeyöros Im uuəA qəny 
“*SunSrl[Lwurq səp 1tƏ3 

-UƏIISOIA Əutəy 1əJdo ərp usgey uəneaqsstIW 
UOA MV A9SIIP rəq SÖUBAZ üəşqnəösne səp 
punsöyy 'uupy uəssejum uopnyssdunppm 
“uz əşsuərpərüəsiəşun [[e4 rəuyəzurə ürə 
TƏQOA ne uəurdo4 uə|əltA ül AL [gpueuuəuos 
-UƏVV HouuoAA `Azq -pue1s səpo 3üəəyüəsər) 
q3rəy8uiouə8nz səvəsumə “épuniSrəjurH 
WOUDSTWOUONOOTZOS “ə1[V uoA Sdurygeun 
— uəyənəq uəpəl uuey sq “urəiqorq sə[eqo[8 
pun səönvərqəsrərA utə 3st fəpupquəqəsuəyy 
*uəjgeuos 

nz ərəpue my uəz)nN uə[ətrəJeur Azq uəuol| 
“yenəsşıru um ‘PIIM uəurutouə9 şiələr, ərp 
uəuur urəpur q8upəru:ə uəpiəA uay9suaW 
pun Suemz pun J[ewə5 “Sunuosng, uəururoy 
zyesurg umz “uəölfrəşəq nz usyemamyy nəs 
-nsuos rəpo uəşrəyöneəsirəqry “uəSun[pueH 
uəlfənxəs uə|[ərzrəurtuoy| ue uə|[rAA uə:ur 
uəsə8 əsərp Tərz urəp ur uəuosuə]W uoA 
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10A UYəydQO uoA Sunpyruna‘ 19po Sundısq 

-1əuəg Sunıynpaqn Aodsuei, “öünrərulp 

-10oy y9mp uəujosuəlW uoA syaneıgssiwm 
səp pun öumnəqsny vəp Sunzymsiəjun o 

"uəğunipueH əupor[uruəusəa4urə 

-Jydru əönsuos 19po Sunssəidrq “Sunuəs 

-neL “SunrunuəA Suemz Innag 9[e4ə9D 
qə.mp səydo 1ofjaızusjod SunqrəMuy o 


"puls şəyqəməSsne səpuə9[o4 ne ərp “ə)[euur 
uəyepfosrəpunyi uoA Sungtamuy o 
(ppuey 
-uəSoiq J9uadunmzıa “Ərə|[məqs6SueAz 
`g `z) eanyy Əlləururpi susdunmzıg o 
uəue81O uəane1əuə9ə1 1uoru u [opuey o 
yeqəsuəsrəqləq o 
(jeuosyuoəunyplnuos ərişəərqəs 
-urə) uəjjenisitoqrv uoA Sunmagsny o 
uəuəs8ueAZ o 
uaəsnguuəsIeAA ut snurstr 
-noluəSr[[IArərq pun uəsreAA 1ttu [gpueH o 
uondopy 
1Tə[eSəl|r SYI9MZ uiəpupi uoA JnesƏA 0 
uəuəsuSgAuq 
pun ussuyelispumy rur jopueyxos o 


:turərəpue 1rəJun y[uegz 
nzeq 'uupy uərunj üəqəsuəyy uoA uəoneiq 

“SSIYV umz pun Sunynagsny mz sep 'uəstiəA 

ryod-erpəui/səpiryo -Jne səpo uəffəşsrep uəJ[eudəA ərp “əyequy 
“pue-səyiyəp/unoə”rəni?diəq //sdayu sərən "puls puəq 
[] -əö5eyyəssne uosrəq səp 3ümnəqsny ərp pun 

"uəqeu uəşeqsə vəyequl |  qənsiqssiyy rəp ürəp rəq 'uosrəq əutə uə8əs 

uəurəp nz uəSunpiəly üzəzinN uarapue | uəuəə1d:ƏA ürə Ist uə8ə8ep şəpusquəvəsuəyy 

UOA Im pfegos ‘nzury ||ənueur Sununey | sr puəqə88e[uossne suəsnərqəş sap SueS:oA 
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Sunpwwunsı o 


:uə8rəz sopuad 
-IO4 Əts uuəA “p[əJtuun uəuosrutzrpəur-Juoru 
urəurə UT uəu2Iə'] I9PO uəuostəd uoA SOƏPİA 
:uəuosuə]lN uoA 1əp[!q 
"EQönHƏA usıyef 
gt təjun uəuosiəq mJ3uoru əyequ əuo[os puls 
WOPISHNY OEM ƏIS SEM “UƏSSLA 19ZJnN 
pun uəuunəzinN ərp 1rtuep “uəsI9AUIUUIPAA 
rur əyequy ə8n[etp[eAə8 səpo əuosnseip 
siəpuosəq IIM uəuuo1əzuuəy puni utəs 
-ərp sny "puls uəSum[|ə)sreq uəöneyiyeəs 
pun uəşiziydxə əqnuə8ə8 şiəlsifiqisuəs 
uqəripəruəsrəyun uəqəsuəyy ssep “LA UƏSSIA 
WOPAIIHNY 'USUUON nz üərənnəsip əple1ro:r 
-19], 4əpo UOSUNZIOJTOASIUILUSYISUON ƏLA 
uəurəq IST önqər udəzJnN pun uəvunəzinN 
uərəsun sə ssep IssnMmag IST sup) “uəuogu ures 
əpəunne əutuə[qoiq ne “Mzq üələrsifiqisuəs 
uəurəul, əltuuunsəq ıny əts uuəA “nz (uəSuny 
-upiuoSsurq üəölürə ru) uəSuniəşsrepiyesər) 
uəsse| ALM `uəgeuos p|əJuuimn) səöryəspuləy 
urə əl[euul əuə[os ep “üəşroAmyəq 1919pue 
Sunduparug ərp “4zq prə7 sep zəpo uəuo 
“TELƏTƏA J[eAƏD ərp “Əyfequy uəurəpuə aM 
uəğunirəşsaepəyeuən) "ET "III 
noneoydxə ueumt/sprepuejsAjtumunuos 
7WOIN0OIDJeFap-ap77-SÄny :ə[lənO 
uəz)msrəşun zəpo uəljərque 
uəuosuəl uoA uəsnə[uoəS sep ərp J[euu] 
*əy[euu] rəpuəqəərdsyuə Sunniommgog 
19po öunirəşsreçi “unuaəpio4 uomp uəuoəs 
-UƏTÇ uoA pneigssiwy pun öümnəqsny 
'syonergssiw 
səp “Azq Sungnagsny səp pusayem səpo 
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IX. Anhang 4: Screenshots 
Tweets 


Danke für deinen Einspruch y 


Du hast bel 1 Tweet Einspruch eingelegt. 


a gegen die Twaler Rayaln gesperrt 


Ich hätte gerne ed 


ven, putz: 


Bud Spencer auf der Schulter sitzen 


der jedem kackbratzigen MNS Insbesondere weger 

Verweigerer ein paar 

Orinungssehellen verpasst Verstoß gegen unsere Regeln zu 
missbräuchlichem Verhalten und 
Belästigungen. 


Du darfst dich nicht an der ziolgorichtoton Bolastigung 
von Nutzern beteiligen oder anche 


e dazu ermutigen 


xf de "Z Wir sahen uru se Jemand anderem körperlichen Schaden zu wünschen 
Ange "alı w R oder Hoftnungon in dieser Richtung zu autor, zahlon 
Nov da t v retebi zu einem solchen Verhalten da 

va a, 


er ee kİ slornlahrt wären schon n 


la, mal ene ve Vollbromsung 


Hinwes: Wenn dü vers 


uchst, eine dauerhafte Sperrung 
durch Erstellen never Accounts zu umgehen, sparen 
wir deine neuen Accounts Wenn du Einspruch gegen 
diese Sperrung einlegen möchtest, wende dıch an unser 


Support-Tear 


m5 — —...i 
dein Account, GM wurde wegen eines Verstoßes 


gesperrt 


wurden vorübergehend eingeschränkt "9°" die Tits: 


Insbesondere wegen 
wm Verstoß gegen unsere Regeln über Missbrauch ur 


Belästigung 


Was ist passiert? 
Wu haben festgestellt 


Nutzern beteiligen oder andere dazu ermutigen. Jemand 
anderem körperlichen Scha 
in dieser Richtung zu äußern, 
Verhalten dazu 


zählen zu einem solchen 


| Verstoß gegen unsere Regeln zu ini. tn. 


sifst dich 


Gründen - #tw 


| GERT 
ist doch nicht schlimm, wenn Du 


meinen Genitalbereich maximal 
faszinierend findest. Musste dich 


nicht für schämen. 


Du darfst dich nicht an der zielgerichteten Belästigung von 


n zu wünschen oder Hoffnungen 


geblockter 


Insbesondere wegen 


Verstoß gegen unsere Regeln über Missbrauch umd 


dermanı 
oder Hoffm.mgen 


nı Aullern, zählen zi m geikifvem 


Baächte bitte, dass wiederholte 
dauert 


Aoñe zu einer 
ton Sperrung deines Accounis lühren können. 


Gehe jetzt aut Twitter, um das Problem mit deinem 
Account zu lösen 


women edition 
kiss, marry, kill 
rosa luxemburg, emma goldman 


hannah 


ant 
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IX. Anhang 4: Screenshots geblockter Tweets 


Hi Gmm. 


Your account, a 
has been locked for violating 
the Twitter Rules. 


Specifically for. 
Violating our rules against abuse and 


haramemant, 

You may not engage in the targeted hanissmənt of 
sommone, or incha othor people to do yo This 
Inelutins wishing ry hoping (ha! sorneone 
parken physical ivun 


e =. 


zeit sind bei der L eitstebe ALLE 
Intensivatätionen m Nümbeng vos belegt 
und mitten in der Innenstadt wan 
Querdenker eine Commaparty. Es muss 
endlich hart durchaegriffen werden, deni 
solche Aktionen sind nicht nur respaktios 
sondern wosten Menschenleben. InbgU301 


Hallo w 


dein Account 0.1. 


Verstoßes gegen die Twitter Regeln gespertt. 
—.— 


25...) 
dein Account, C SBS wurde 


wegen eines Verstoßes gegen die 
Twitter Regeln gesperrt. 


Insbesomdere wegen. 


Verstoß gegen unsere Regeln über Missbrauch und 
Belastigung. 

Du gərfst dich michi an der Deigerk naeten Belostigung won 
Nutzer beteiligen ooar andere dazu) ermüfigen. ‚Jemand 
anderem körperikihen Schaden zu wünschen oder Hoffnangen 
in deser Riehlung zu Außen zählen zu aimem scichan 
Verfiallen danı 


g = 


6 ESÇSpcrunogboert sGruneversenken 
WeterumCenseo\iridesEsseDeiendas 


Verstoß gegen unsere Regeln über Missbrauch und 
Beldstigung. 


Du därtst dich nich an der Ziekgerichlelen Beläsigung von 
NAD beşe 0067 Andere dazı erg. mad 
anderem körperwenen Schaden zu wünschen oder Hofnungen 
n 06% Fochtung zu außer. zählen zu einem solchen 
Vemasen canı 


əsi 
ör ws 
— s 


(enseo vres esse (elena Oder emlach 
#Grune'ieryvenken 


Baachte bite, dass wiederholte Verstöße zu einer 
dauerhaften Sperrung deines Accounts führen konnen. 
Geha jetzt auf Twntter, um das Problem mt denem 
Account zu lösen. 


Liebe Leute mein Hauptaccount wurde gesperrt. Aktuell 
twittere ich nur unter diesem Account, evtl. lege ich mir 


Insbesondere wegen noch einen 2. "politischen" Account zu. 


Sollte Twitter die Sperre nicht rückgängig machen 
werde ich gerichtlich dagegen vorgehen. 


Verstoß gegen unsere Regeln zu Hass 
schürendem Verhalten. 

Du darfst keine Gewalt gegen andere aufgrund ihrer 
Rasse, ethnischen Zugehörigkeit, nationalen Herkunft 
sexuellen Orientierung, ihres Geschlechts, ihrer 
geschlechtlichen Identität, religiösen Zugehörigkeit. 
Ihres Alters, wegen Behindeı en oder ernster 
Krankheiten fördem oder andßre alıs diesen Gründen 
bedrohen oder belästigen 


= N 


Syrische #Flüchtlinge legen sich müt Libanesen-Clan an! 
Die prompte Antwort des Mosiem-Clans: Sie fackeln das 
Lager der #Syrer kurzerhand ab! https://[...] #Libanon 


Danke für deinen Einspruch 


Du hast bel 1 Tweet Einspruch eingelegt. 


Möge Coronaleugner, innen der Blitz treffen! PS: Diese 
Aussage unterfällt der Meinungsfreiheit. Mag Twitter 


anders sehen, aber hier haben sie halt einfach unrecht. 
https: //t.co/Twv6AAAYS2 


Während ww dəmən Einspruch prüfen. kannst du rucht auf denən Twitter Account zugrede 
Wir sehon uns die Angelegenheit an und antworten sö bald ese móqkch 


Wenn du deine Tweets haber entach iüschen möchtest. kannat du V vor. 
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Wes ist parssert? 
A tessgesnest 


Verstoß gegen untere Regeln zu 


Ich bir 


rum 40, Lebe 


ıng bi 
orsichtsatlre 


Abtreii 


Du kannst deinen Countdowe warten und zu Twäter mechnein, 
sobalıl du 


Hallo wam, 

dein Account, OR, wurde 
wegen eines Verstoßes gegen die 
Twitter Regeln gesperrt. 


Verstoß gegen unsere Regeln zur 
Gewaltwerherriuchung. 


IX. Anhang 4: Screenshots geblockter Tweets 


Twitter 


Einige Funktionen deines Accounts 
wurden vorübergehend 
eingeschränkt 


um 


Was Ist passiert? 


ww Nuben testgeatelm 


| Verstoß gegen unsere Regeln über 


Einige Funktionen deines Accounts 


wurden vorübergehend eingeschränkt 


Was ist passiert? 


|, Verstoll gegen unsere Regeln zu x 


Kubicki 
Achse des G 


htrps://t.ce 


Hallo 


dein Account, @ , wurde 


wegen eines Verstoßes gegen die 
gesperrt. 


Verstoß gegen unsere Regeln über 


Tous- 


Tvvitter 


Dein Account wurde gesperrt, 


Was ist passiert? 


Wir hahen festgestellt, ass dieser Act 


stößt, Insbesondere w 


1 Verstoß gegen unsere Regeln zu min hnnnchem 
feinen und Selmiiguin 
Du darfst ich nicht an der 


Be 


stkjung won Nutzern t 
Darunter fal 


ande 
Hoffnungen i 


u— 


cw suicide, transphobia TERFS are 
Nazis because they HAVE a 
Endlösung" (final solution) for 
trans people, „morally mandating 
trans people out of existence" cis 
allies need to be ready to fight for 
us, because y’alls genderkin want 
us dead ör dying by our own 
hands. 
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IX. Anhang 4: Screenshots geblockter Tweets 


1 Verstoß gegen unsere Regeln über 
Du 


Krankhe 


je wird m. 


n den folgenden Satz erinnert 
Vur ein toter Indianer ist ein guter Indianer” 


https: //t.co/TPCyvmVngoy 


aber haben wir deinen Au 


Was du tun kannst 


lm deimen Acca 


Einige Funktionen deines Accounts 
wurden vorübergehend 
eingeschränkt 


Wan ist passiert? 
ie ox 
wuge 


1 Verstoß gegen unsere Regeln zu 


Rechlung zu 


Dieben gehört die Hand ahgehnekt 


7 are 5:37 im Kontent einer politisch 
juristischen Debatte über Körperstrafen. 


356 


Verstoß gegen unsere Regeln über Missbrauch und 


Belästigung. 

Du darfst dich nicht an der zielgerichteten Belästigung von 
Nutzern beteiligen oder andere dazu ermutigen. Jemand 
anderem körperlichen Schaden zu wünschen oder 
Hoffnungen in dieser Richtung zu äußern, zählen zu einem 
solchen Verhalten dazu 


ozum Hoqe Sie der Blitz beim Scheilen 
treffen. Mehrfach 


Einige Funktionen deines Accounts wurden 
vorübergehend eingeschränkt 


Was ist passiert? 
Wa haben fesiqostoAt. dans osos AC 
7. 


ou gegen die 


1. Verstoß gegen unsere Regeln zu mistor 
D. Ist dich nicht ən eigenchtaten Belästigung vo 
igən Dan tam 
oder Hoffmungen in desar Richtung zu außen 


—. nderə 
İn, jamand anderem körperlichen Schaden zu wurschen 


Dates "aban wir vorüber 


desar Zustand kannst Gu Twitter weile durchsaöbern, ka 
de 
Dein Az 


wer senden — kene ] weets Rotweets oder , 


Du kannst deinen Countdown starten und zu Twitter wechseln, sobald du 


+ Entlarne Twoeta die gegen unsere Regeln versiolser 


Wern dü der Ansıcht best. dass wir einen Fehler gemacht haben. kannst du Emspruch 


omlagen 


Hallo xım 

dein Account, an, 
wurde wegen eines Verstoßes 
gegen die Twitter Regeln gesperrt. 


Insbesondere wegen 


Verstoß gegen unsere Regeln zum Veröffennicnen 
privater Informationen. 
Du dartst ucne privayen Intormalonen anderer Personen ohne 


deren ausgrucniche Zustimmung und Berechägung 
veröfteniichen oder posten 


K Ku — 
mx naturic n teni auch abseits cher Leuchte Dsekd zu 


spenden MISSION LIFELNE e V IBAN DEBS 5509 
0000 1006 BIC. GENODEF 
Dresden e G, Seenotreftung a? uray Verbechen 


Beachte bitte, dass wiederholte Verstöße zu einer 
dauerhaften Sperrung deines Accounts führen können. 
‚Gehe jetzt auf Twitter, um das Problem mit deinem 
Account zu losen 


rao qasa 
dein Account, Ce 
wurde wegen eines Verstoßes 
gegen die Twitter Regeln gesperrt. 


Insbesondere wegen: 


Verstoß gegen unsere Regeln zu lisa uchlimndam 


Vurhalten, 
Du daetat kisinin Gownñn qoçpun: arıdurip niifgmurud ror una 
ethnischen Zugühinrigkiti, nanansan Herkunft, mania 


Orientierung. res Geschlechts, Ihrer geschlechtilcnen khemtitilt, 


müligissan Zugehörigkeit. Ines Alters, yeyen Bihändhenungen 
Oder arrıster Kirmenichaitmn fördern Oder andere nut rhaqan 
Geunaan hadıahan oc bakdstigen 


OU Ancr on wäre Occh rmasstinch dan zu 
kintiseore, wes oe Sikinvennandier Musiene sana una qəs 
ST AAIT dErEn Kulfuait reff 


Beachte bitte, dass wiederholte Verstöße zu einer 
dauerhaften Sperrung deines Accounts führen können. 
Gehe jetzt auf Twitter. um das Problem mit deinem 
Account zu lösen, 


IX. Anhang 4: Screenshots geblockter Tweets 


Verstoß gegen unsere Regaln gegen die 
Veröffentlichung von Medien, die exzessive Gewalt 


zeigen. 

Du darfst keire Heden teilen. die sexuelle Gewalt und/oder 
Körperverletzung darstellen. Solche Inhake können schädlich 
ser nsdesondere wenn sie nn Ger ADSCHl, sich an 
Graysemketen zu erfreuen, oder aus sadistischem Vergnügen 
qepostot werden 


Ch. Warnıng vic ence #TukeyimadesKurcstan since 
detades agan and agan The turkısh stat= commed all 
kinis of vrar erimes ard used dschhadıst miltiss to 
murder chan NATO Ts supporting this nttps à co 
hibeli/pilbq CH Warning violence 

Tinker: 
again The turkish state commited all knds of wer 
cnmes and used dschihadist mitias tc murder cralans 
NATO is supporting this https /R cortDelYpLaq 

https t calriDetYpLbaq 


“Kima sanin ecadess agan and 


Man soto Covdioten-Deros müt 
Wassorwerlem fluten, danın können die mal 
zeigen, cb sie wenigen ine klein Erkältung 
überleben 


1 Verietäung unserer Ragam gegen ee er a; 


ven wa Image => nal y a s mere um: 


id 
or un 
Account gesperrt 


Insbesomdero wegen 


Verstoß gegen unsere Regeln zu Hass 
schlirendem Verhalten, 

Du darfst keine Gewalt gegen andere aufgrund 
ihrer Rasse, eihnischen Zugehöngkeil, 
nationalen Herkunft, sexuellen Orientierung, 
res Geschlechts, Ihrer geschlechtlichen 
Identität, religiösen Zugehörigkeit. Ihres Alters 
wegen Behinderungen oder emster 
Krankheiten lórdern oder andere aus diesen 
Gründen bedrohen oder belästigen 


°  —— 
“Gmm w 10 I= 


Travwssnxun)nhbt nicht für aine ,Erfindung”. Es 
Qt nun mal Menschen, bei denen beg! ene 
Störung zwschwn biologischem Geschlecht 
und psychischer Wahrnehmung der eigumer 
Idenfaht. Da kann naturscn miermand slwas fur 
AA 6 it ya auch nichts Keimen 


Einige Funktionen deines Accounts wu 
vorübergehend eingeschränkt 


x 
Was mt passen? 
.—..€.........0...... 


> a. de 


#Servicetwest für alle, die rür Vorbereitung suf die 


nächste s Polizei k e gerade sStammbanmioracbüng 
betreiben: Wenza ihr Verfahren is Questenberg gefenden 
habt, seid Ihr fertig. Die Schädel dor halen die Nazis 


vermessen und 


s mustergältig arisch gelobt 
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IX. Anhang 4: Screenshots geblockter Tweets 


Verstoll gegen unsere Regeln zu 
missbrauchlichem Verhalten und 


Du darfst dich nicht an der zieigerichteten 
Belästigung von Nutzern beteiligen oder 
andere dazu ermutigen Jemand anderer 
körperlichen Schaden zu wünschen oder 
Hoffnungen In dieser Richtung zu äußern, 
zählen zu einem solchen Verhalten dazu 


Wir sind wieder dahaaal $£ #Twitter hatte 
uns für 7 Tage gesperrt, Warum? Das könnt 
ihr hier Bİ nachlesen. Besonderen Dank an 
unsere Follower.innen, die uns treu 
geblieben sind. Vielen Dank auch an die 
vielen Solltarsierungsbekundungen Die 
taten verdammt gut (TN ned] 


Hinweis! Wenn du versuchst, eline 
dauerhafte Sperrung durch Erstellen neuer 
Accounts zu umgehen, sperren wir deine 
neuen Accounts. Wenn du Einspruch 
gegen diese Sperrung einlegen möchtest, 
wende dich an unser Support Trsini 
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Hallo A 

dein Account, oawaÇasəp 
wurde wegen eines Verstoßes 
gegen die Twitter Regeln 
gesperrt. 


Insbesondere wegen: 


Verstoß gegen unsere Regeln zum 
Veröffentlichen privater Medien über eine 
Einzelperson, die in einem Land mit einem 
geltenden Datenschutzgesetz lebt. 


Auch die Fatounterschriften sind. 
fragwürdig, so hier "uhr besetzt wie 
frankreich”. Der nächste braune Skandal 
der #CDU-Jugend? /MS 


teils 


Beachte bitte, dass wiederholte Verstöße zu 
einer dauerhaften Sperrung deines 
Accounts führen können. Gehe jetzt auf 
Twitter, um das Problem mit deinen 


Arnmunt vil läcen 


5 


Du dar? Web Gewat gagen diyari aaiuya ve, sua 


woa wa "ım sy xa Da) inan, t>-"— = a> 


eGelecumCenseoViridesEsse Delendas' sGrüneVerseakesi 
httpe:/ "co eGásevQBUU2 


m= 


GEN könnte es für eine Dawersatiswwernckung 
hahen, ja. Ich fürchte aber İeider, das ist erst gemeint. 
Da ist der Nachwuchs einer Partei, die 
Reglerungsverantwurtung übernehmen möchte. Gate 
Nacht. sCəterumənsəoViridəsEsseDeləndas 

nm Varsenken 


2.-........ ..-....all...ul.umln...lə..sənl 
as Duzu xas S. £2———— 
Dee Flow riq Tweets, Retaeem, m. Cara ar” Anger 
........2............u 
əə 


Dv rənnyi genen Çovmnzovmn ytərtee und Tv Yener mechiein. 9999 Qu 


s Şimymr Tv ir gey p'ana “iyin vergisi 


X. Zusammenfassung 


ı. Bedeutung des NetzDG in der Anwendungspraxis 


Bezogen auf die drei untersuchten Netzwerke Facebook, YouTube und Twitter 
deuten die Studienbefunde darauf hin, dass dem Netzwerkdurchsetzungsge- 
setz im Bereich der Löschungen und Sperrungen von Nutzer*inneninhalten 
eine geringe praktische Bedeutung zukommt. Die allermeisten Inhalte auf- 
grund von Beschwerden werden nach den eigenen Community-Standards 
(AGB) entfernt. Der Anteil der nach dem NetzDG entfernten Inhalte ist 
demgegenüber marginal. Aufgrund der erheblichen Zunahme automatisiert 
erfolgender AGB-Inhaltsentfernungen vor allem bei Facebook und YouTube 
spielen NetzDG-Sperrungen im Vergleich nahezu keine Rolle mehr. Auch die 
Analyse der NetzDG-Bußgeldahndungspraxis sowie der Monitoring-Berichte 
nach $ 3 Abs. 5 NetzDG deutet eher darauf hin, dass das Netzwerkdurchset- 
zungsgesetz keinen unmittelbaren, signifikanten Regulierungseffekt hat. Diese 
Bewertung ergibt sich insbesondere aus den folgenden Gesichtspunkten: 


e Alle untersuchten Sozialen Netzwerke praktizieren eine vorrangige Prüfung 
beschwerdegegenständlicher Inhalte nach den eigenen Community Richt- 
linien bzw. AGB. Dies gilt selbst für Beschwerden, die über ein NetzDG- 
Formular eingehen oder von dem*der Beschvverdeführer”in mit Bezug auf 
das NetzDG eingereicht werden. Daher erfolgen die allermeisten Inhalts- 
entfernungen bei NetzDG-Beschwerden (ca. 80%-90%) wegen eines 
angenommenen Verstoßes gegen die eigenen Richtlinien bzw. AGB, hin- 
gegen nicht wegen bejahter Tatbestandsmäßigkeit des Deliktes nach $ 1 
Abs. 3 NetzDG.' Dies ergibt sich insbesondere daraus, dass die vorrangig 
geprüften eigenen Community-Standards hinsichtlich der untersagten 
Inhalte häufig weiter gefasst sind als die Straftatbestände des $ ı Abs. 3 
NetzDG. Lediglich in einzelnen Ausnahmebereichen wie etwa bei $ 86a 
StGB kommt es zum Teil zu einer subsidiären Sperrung des Inhaltes nach 
NetzDG. 


e Hinzu kommt, dass der überwiegende Anteil der Inhaltsentfernungen bei 
den beiden großen Sozialen Netzwerken YouTube und Facebook mittler- 
weile aufgrund automatisierter Erkennung und nicht aufgrund von Nut- 


ı Siehe hierzu Il.5.b) und c), IV.2.c)cc)(1) sowie V.2.d) und 3.a). 
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Qu + Q N 


zer*innenbeschwerden erfolgt.” Solche anlassunabhängigen Löschungen 
sind von vornherein nicht Gegenstand des NetzDG. Diese millionenfach 
erfolgenden Inhaltsentfernungen werden im Rahmen der NetzDG-Halb- 
jahresberichte schon nicht berücksichtigt. Von den bei YouTube in 2020 
insgesamt gelöschten 34.711.336 Videos wurden 94,36% aufgrund automa- 
tischer Erkennung, d.h. ohne Nutzer*innenbeschwerde entfernt. Auch bei 
den Inhaltsentfernungen des Sozialen Netzwerks Facebook nimmt der 
Anteil anlassunabhängig ohne Nutzer*innenbeschwerde ergriffener Maß- 
nahmen kontinuierlich zu, für den Bereich „Hassrede“ etwa im 4. Quartal 
2020 auf 97,1%; dies entspricht z6,ı Millionen entfernten Inhalten wegen 
angenommenen AGB-Verstoßes (Hassrede) im Zeitraum Oktober bis 
Dezember 2020. Dem stehen insgesamt 397 Inhaltsentfernungen wegen 
Volksverhetzung nach NetzDG-Meldungen im doppelten Zeitraum Juli bis 
Dezember 2020 gegenüber. 


Im Jahr 2017 ist der NetzDG-Gesetzgeber davon ausgegangen, dass es im 
Bereich des Beschwerdemanagements jährlich zu 500 begründeten Buß- 
geldverfahren gegen Soziale Netzwerke kommen werde, die einen Perso- 
nalaufwand von 39,5 Stellen mit einem Personalkostenaufwand und 
zusätzlichen Kosten von insgesamt ca. 4 Millionen Euro pro Jahr rechtfer- 
tigten.” Tatsächlich ist im Zeitraum 2018 bis 2020 in keinem Fall ein Buß- 
geldbescheid im Bereich des Beschwerdemanagements seitens der zustän- 
digen Behörde des Bundesamts für Justiz ergangen.* Auch dies deutet auf 
eine eher marginale praktische Bedeutung des hinsichtlich der Rechtsfolgen 
ausschließlich auf Bußgeldahndungen ausgerichteten Netzwerkdurchset- 
zungsgesetzes hin. 


Das im Auftrag des Bundesamts für Justiz beauftragte Monitoring gemäß $ 3 
Abs. s NetzDG gelangt in den Berichten der Halbjahre 1/2019, 2/2019 und 
1/2020 zu Befunden, die eine Effektivität bzw. eine praktische Auswirkung 
des NetzDG bei gemeldeten „eindeutig“ rechtswidrigen Inhalten nicht 
belegen können. Die in den Monitorings - freilich ohne Offenlegung der 
Methodik’ — ermittelten Anteile fristgerechter Inhaltsentfernungen nach 
erfolgter Meldung liegen im Durchschnitt unter der Löschquote, welche in 


Siehe hierzu 1l.5.b). 


Vgl. BT-Drs. 18/12356, S. 3f. sowie IL;.e). 

Siehe hierzu Il.5.e)bb). 

Siehe aber auch zu den Antworten des BfJ vom 17.3.2021 auf Nachfrage der Verf. oben 
IILz.c)aa). 
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dem Monitoring-Prozess vor Inkrafttreten des NetzDG von der Stelle 
jugendschutz.net ermittelt worden und welche vom Gesetzgeber zur 
Begründung der Erforderlichkeit des NetzDG herangezogen worden ist.” 


Da die dargelegten Befunde auf einen geringfügigen praktischen Regulie- 
rungseffekt des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes hindeuten, könnte als erfor- 
derlich angesehen werden, die seitens des Gesetzgebers 2017 nur kursorisch 
vorgenommene und auch in der 2020 im Auftrag des BMJV beauftragten 
Juristischen Evaluation nicht erfolgte Prüfung der Geeignetheit, Erforderlich- 
keit und Angemessenheit des Gesetzes im Hinblick auf seine Verfassungs- 
konformität nachzuholen [siehe auch unten 4.e)aa)]. 


Im Kontext der praktischen Bedeutung des NetzDG ist auch zu berücksich- 
tigen, dass die generelle Geltung des NetzDG für nahezu alle marktrelevanten 
Anbieter mit Sitz in einem anderen EU-Mitgliedstaat (insb. Facebook, You- 
Tube, Twitter, TikTok, Instagram) aufgrund des Herkunftslandprinzips nach 
Art. 3 der E-Commerce-Richtlinie (ECRL) von der herrschenden Meinung’ 
abgelehnt wird. Entsprechend hat die Befragung der Sozialen Netzwerke im 
Rahmen der qualitativen Studie ergeben, dass der Video-Sharing-Dienst 
YouTube eine Rechtsverbindlichkeit des NetzDG verneint und eine Umset- 
zung derzeit lediglich freiwillig praktiziert.‘ Eine praktische Anwendung des 
NetzDG auf Anbieter mit ausschließlichem Sitz außerhalb des EU-Raums ist 
zudem - abgesehen von einzelnen, bislang ergebnislosen Rechtshilfe-Ersu- 
chen des Bundesamtes für Justiz’ — nicht existent. 


2. Analyse der Halbjahresberichte 2018-2020 


Aus der Analyse der sechs Halbjahresberichte im Zeitraum 2018 bis 2020 
ergibt sich, dass die untersuchten drei Sozialen Netzwerke Facebook, YouTube 
und Twitter im Wesentlichen die Berichtsvorgaben des $ 2 Abs. 2 NetzDG 


Siehe hierzu Il.5.d) sowie IIL.2.b) und c). 
Vgl. Eifert, in: Eifert/Gostomzyk, Netzwerkrecht, 2018, S. 24; Hoven/Gersdorf, in: Gersdorf/ 
Paal, BeckOK Informations- und Medienrecht, 30. Edition, 2019, $ ı NetzDG Rn. o, Lie- 
sching, in: Spindler/Sehmitz, TMG - Kommentar, 2. Aufl. 2018, Şı NetzDG Rn. ı3ff., 
jeweils mit weiteren Nachweisen. 

8 Siehe hierzu IV.2.c)aa)(2). 

9 Vgl. hierzu die Ausführungen i.R.d. Stellungnahme des BfJ zum NetzDGÄndG v. 15.6. 
2020, insb. S. tt sowie II.s.f)bb). 
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hinreichend umsetzen. Dabei wählen die Diensteanbieter zum Teil unter- 
schiedliche Datengrundlagen, insbesondere zur Darstellung eingegangener 
Beschwerden bzw. beschwerdegegenständlicher Inhalte sowie zu dem Anteil 
erfolgter Inhaltsentfernungen und deren Ausdifferenzierung nach Beschwer- 
degrund. Da alle drei untersuchten Netzwerke zudem die NetzDG-Compliance 
in das bereits zuvor etablierte Beschwerdemanagement nach eigenen AGB- 
Standards integriert bzw. additiv hinzugesetzt haben, ergibt sich bei der 
Berichtsdarstellung die Herausforderung einer hinreichend transparenten 
Differenzierung der Auswirkungen der unterschiedlichen Compliance-Syste- 
me. 


Die jeweiligen Unterschiede der Berichtsumsetzungen durch die drei unter- 
suchten Netzwerke erschweren zudem die Vergleichsanalyse. Überdies erge- 
ben sich zum Teil Unterschiede bei ermittelten Berichtszahlen etwa zu ein- 
gegangenen Beschwerden. Diese sind vor allem durch jeweils anders von den 
Sozialen Netzwerken implementierte Meldewege bedingt, die für NetzDG- 
Beschwerden ebenfalls überwiegend parallel zu der schon vor Inkrafttreten 
des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes etablierten Meldestruktur geschaffen 
worden sind. 


Die Unterschiede in der Berichtsumsetzung und im Beschwerdemanagement 
sind — neben der individuellen Organisationsfreiheit der Unternehmen - vor 
allem durch eine sehr unbestimmte und an der Anwendungsrealität Sozialer 
Netzwerke zum Teil vorbeigehenden Fassung der gesetzlichen Vorgaben des 
NetzDG bedingt. Dies betrifft auch die in $ 2 Abs. 2 NetzDG formulierten 
Berichtsvorgaben. So erscheint von vorneherein mit Blick auf die Regelungs- 
intention der Transparenz unzulänglich, dass der Gesetzgeber die bereits 
bestehenden Beschwerde- und Löschstrukturen, welche auf die eigenen 
Community-Standards ausgerichtet waren, nicht berücksichtigt hat. Die 
weitgehenden Überschneidungen von AGB-Compliance und NetzDG-Um- 
setzung desavouieren indes die Aussagekraft der Berichtsinhalte erheblich, 
zumal die drei Sozialen Netzwerke eine vorrangige Prüfung der eigenen 
Standards — in rechtskonformer Weise — selbst bei solchen Beschwerden 
etabliert haben, die sich explizit auf einen Verstoß nach den in S 1 Abs. 3 
NetzDG genannten Straftatbeständen beziehen. 


Soweit in den Halbjahresberichten der drei Sozialen Netzwerke hierzu 
Angaben gemacht werden, deuten diese darauf hin, dass der ganz überwie- 
gende Teil der nach dem NetzDG eingehenden Beschwerden nicht aufgrund 
eines Verstoßes gegen Straftatbestände nach Si Abs. 3 NetzDG, sondern 
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aufgrund Verstoßes gegen die eigenen Community-Standards erfolgt sind 
(ca. 80% — 90%). Ob diese entfernungsgegenständlichen Inhalte auch bei 
einer (nachrangigen) Prüfung allein nach dem NetzDG zu einer Sperrung 
geführt hätten, ergibt sich aus den Berichtsangaben naturgemäß nicht. Vor 
diesem Hintergrund lässt sich aber aus den Berichtsangaben zu erfolgten 
Löschungen nahezu kein Aussagewert bzgl. der NetzDG-Regulierungseffekti- 
vität ermitteln. Ebenso wenig ergibt sich in Bezug auf die AGB-Entfernungen 
ein signifikanter Aussagewert, da diese weder die proaktiv anlassunabhängig 
erfolgten Maßnahmen der Sozialen Netzwerke (siehe oben) noch die über 
andere Meldewege beschwerdegegenständlichen Fälle mitberücksichtigen. 


3. Anhaltspunkte für Overblocking 


Die Subsumtion der in der vorliegenden Studie als Anhaltspunkte für 
Overblocking eruierten Kriterien deutet insgesamt eher darauf hin, dass das 
Netzwerkdurchsetzungsgesetz in dem von den Wissenschaftlichen Diensten 
des Bundestags” und der herrschenden Rechtsliteratur" befürchteten Sinne 
Anreize für eine schnelle Löschung von beschwerdegegenständlichen Inhalten 
auch in Zweifelsfällen setzt, die sich in der Anwendungspraxis realisiert haben 
könnten. Insgesamt sind für ein Overblocking im geschilderten Sinne mehr 
Anhaltspunkte ersichtlich als dafür, dass sich kein Overblocking im geschil- 
derten Sinne zumindest teilweise etabliert hat. 


Dabei wird eine zielgenaue Untersuchung allerdings dadurch erschwert, dass 
in der von der Bundesregierung beauftragten Evaluation des NetzDG keine 
empirische Untersuchung mit Blick auf das Vorliegen von Overblocking vor- 
genommen worden ist” und die insgesamt drei seitens des Bundesamts für 


10 WD 10-3000 -037/17, S. 17. 

n h.M,, vgl. z.B. Feldmann, K&R 2017, 292, 295f.; Hain/Ferreau/Brings-Wiesen, K&R 2017, 
433, 435; Heidrich/Scheuch, DSRITB 2017, 305, 315 f.; Kalscheuer/Hornung, NVwZ 2017, 1721, 
1723; Koreng, GRUR-Prax 2017, 203, 204; Ladeur/Gostomzyk, K&R 2017, ago ff.; Liesching in: 
Spindler/Schmitz, 2018, $ı NetzDG Rn. 22ff.; Lüdemann, in Eifert/Gostomzyk, Netz- 
werkrecht, 2018, 153, 156 ff, Müller-Franken, AfP 2018, ı, 9; Nolte, ZUM 2017, 552, 555 ff.; 
Papier, NJW 2017, 3025, 3030; Wimmers/Heymann, AfP 2017, 93, 98; s.a. Frenzel, JuS 2017, 
414, 415; Guggenberger, ZRP 2017, 98, 100; Hoven/Gersdorf in: Gersdorf/Paal, BeckOK 
Informations- und Medienrecht, 2019, $ı NetzDG Rn. o mwN.; a.A. Eifert, in Eifert/ 
Gostomzyk, Netzwerkrecht, 2018, 9, 35; Schwartmann, GRUR-Prax 2017, 317. 

ız Vgl. Eifert, Evaluation des NetzDG im Auftrag des BMJV, 2020, S. sı: „im Rahmen dieser 
Evaluation mangels überprüfbaren Entscheidungsmaterials nicht leistbar“. 
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Justiz beauftragten Monitoring-Berichte i.S.d. $ 3 Abs. s NetzDG auf einer 
unzureichend dargelegten Methodik und zu geringen Fallzahlen basieren.” 
Daher fehlt es weiterhin an einer hinreichend validen Datenlage, welche im 
Rahmen dieser unabhängigen Teilevaluation nicht nachgeholt werden konnte. 


Überdies wird die methodische Analyse der Anwendungspraxis des 
Beschwerdemanagements und der Lösch-Compliance großer Sozialer Netz- 
werke dadurch erschwert, dass ein „Overblocking“ im Sinne eines „Zu-viel- 
Entfernens“ strafrechtskonformer Inhalte durch die bei allen Netzwerken 
dominierenden und ebenfalls als grundsätzlich rechtskonform” angesehenen 
Löschungen bei Verstößen gegen die eigenen (teils sehr weiten) Community 
Richtlinien konterkariert wird. Vor diesem Hintergrund ist die These der 
bußgeldgetriebenen „Flucht vor dem NetzDG in die AGB“ zwar plausibel” und 
angesichts der dargestellten Vorrangprüfung eigener Standards vor den 
Straftatbeständen des $ ı Abs. 3 NetzDG auch wahrscheinlich.“ Sie lässt sich 
allerdings aufgrund der geschilderten Ambivalenz gegenläufiger Prüf- und 
Löschregime nach AGB und NetzDG nur schwer empirisch nachweisen. 


Die vor diesem Hintergrund kaum mögliche exakte Nachweisbarkeit mit 
wissenschaftlichen Methoden erlaubt jedoch noch nicht den Schluss, dass 
aufgrund fehlender empirischer Untersuchung die These des Overblockings 


13 Siehe hierzu Il.5.d) und TILə.c). 

14 Vgl. z.B. OLG Nürnberg, Urt. v. 4.8.2020-3 U 3641/19, GRUR-RR 2020, 543, 546 Abs. 62 ff.; 
OLG Dresden NJW 2018, şın ff. = MMR 2018, 756, 758 Rz. 18, OLG Dresden, Urt. v. 12.5. 
2020-4 U 1523/19, MMR 202ı, 64, 65f; OLG Karlsruhe, Beschl. v. 25.6.2018-15 W 86/18, 
NJW 2018, 3110 f. = MMR 2018, 678 (m. Anm. Mafi-Gudarzi); OLG München NJW 2018, 3115, 
3117 = MMR 2018, 753 in Bezug auf AGB-Regeln mit „objektivierbaren Kriterien“ (Hass- 
rede), ebenso OLG München, Urt. v. 18.2.2020-18 U 3465/19, MMR 2o21, 71, 73; siehe aber 
auch OLG München, Urt. v. 7.1.2020 -18 U 1491/19; OLG Oldenburg, Urt. v. 1.7.2019-13 W 
16/19, MMR 2020, 41, 42; OLG Stuttgart, Beschl. v. 6.9.2018-4 W 63/18, NJW-RR 2019, 35, 
37 = MMR 2019, no, OLG Schleswig, Urt. v. 26.2.2020 -9 U 125/19; LG Frankfurt/M. v. 10.9. 
2018-2-03 O 310/18, MMR 2018, 770; siehe auch LG Frankenthal, Urt. v. 8.9.2020-6 O 
23/20 — Verdachtslöschung, MMR 2021, 85f. m. Anm. Zipfel; Beurskens, NJW 2018, 3418, 
3420; Friehe, NJW 2020, 1697, insb. 1699f.; Spindler, CR 2019, 238ff.; s.a. Elsaß/Labusga/ 
Tichy, CR 2017, 234; a.A. LG Karlsruhe v. 12.6.2018-11 O 54/18, BeckRS 2018, 20324; LG 
Frankfurt/M. v. 14.5.2018-2-03 O 182/18, MMR 2018, 545 Rz. 14 m. Anm. Müller-Rie- 
menschneider/Specht; Schwartmann/Mühlenbeck, ZRP 2020, 170. 

ı5 Eine Plausibilität in diesem Sinne wohl auch befürwortend: Eifert, Evaluation des NetzDG 
im Auftrag des BMJV, 2020, S. 53. 

16 Siehe hierzu sowie zu den stark überwiegenden AGB-Löschungen im Vergleich zu 
NetzDG-Sperrungen V.2.d). und V.3.a). 
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„bloße Spekulation“ sei.” Vielmehr verlangt eine seriöse rechtswissenschaft- 
liche Befassung umso mehr die hilfsweise Entwicklung anderer Instrumen- 
tarien und Parameter, welche als Indizien für oder gegen das Vorliegen eines 
Overblockings bewertet werden können. Als solche wurden die nachfolgenden 
Kriterien systematisch eruiert und wie folgt subsumiert: 


e Verhältnis AGB- zu NetzDG-Löschungen"”: Die drei untersuchten Sozialen 
Netzwerke Facebook, YouTube und Twitter nehmen Inhaltsentfernungen 
ganz überwiegend nach den vorrangig geprüften, eigenen Community- 
Standards vor. Demgegenüber sind Sperrungen beschwerdegegenständli- 
cher Inhalte nach dem nur subsidiär geprüften NetzDG vergleichsweise 
marginal und haben kaum eine praktische Bedeutung. Die Befunde stützen 
die auch im Rahmen der Juristischen Evaluation im Auftrag des BMJV für 
„plausibel“ erachtete” These eines durch das NetzDG angereizten bzw. 
beförderten Ausweichens in ein vermehrtes Löschen nach - im Vergleich zu 
den StGB-Tatbeständen überwiegend weiter gefassten — Community- 
Richtlinien. 


Für eine solche durch das NetzDG mitverursachte „Flucht“ in AGB-Lö- 
schungen” spricht zunächst, dass alle untersuchten Sozialen Netzwerke 
einen klaren Prüfvorrang nach ihren eigenen Gemeinschaftsstandards selbst 
für solche Inhalte implementieren, welche von Nutzer*innen über das 
NetzDG-Meldeformular, also unter Bezugnahme auf die in $ı Abs. 3 
NetzDG genannten Straftatbestände eingereicht werden. Durch ein solches 
Vorgehen ist wahrscheinlich, dass eine Vielzahl von AGB-entfernten 
Inhalten gleichsam „abgeschöpft“ wird, welche bei einer Prüfung nach 
NetzDG/StGB zumindest Zweifelsfälle begründen könnten und tiefgreifen- 
dere Prüfungs- und Abwägungsvorgänge nach sich zögen. 


Vor diesem Hintergrund kann davon ausgegangen werden, dass die Buß- 
gelddrohungen und engen Löschfristen des NetzDG gerade dazu beigetra- 
gen haben, dass Soziale Netzwerke eine gegenüber dem NetzDG vorrangige 
Prüfung und Löschung nach weit gefassten AGB-Standards mit dynami- 


ır So Eifert, Evaluation des NetzDG im Auftrag des BMJV, 2020, S. 54. 

18 Siehe hierzu V.2.d). und V.3.a). 

19 Vgl. Eifert, Evaluation des NetzDG im Auftrag des BMJV, 2020, S. 53. 

20 Siehe auch Eifert, Evaluation des NetzDG im Auftrag des BMJV, 2020, S. 29: „Je höher die 
Anforderungen nach dem NetzDG sind, desto größer ist der Anreiz für die Netzwerk- 
anbieter, die Beschwerden in das weniger stark regulierte System der Beschwer-den nach 
Gemeinschaftsstandards zu lenken“. 
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schen Extensionstendenzen des Anwendungsbereichs etabliert haben. 
Denn durch diese Compliance-Strategie werden Risiken der Bußgeldahn- 
dung nach $ 4 NetzDG aufgrund Nicht-Löschungen von Inhalten, welche 
das Bundesamt für Justiz nachträglich als (straf-Jrechtswidrig einstufen 
könnte, weitgehend minimiert. 


e Zeitraum zwischen Beschwerdeeingang und Löschung”: Der mit ca. 80 %- 
95% hohe Anteil von erfolgten Löschungen/Sperrungen innerhalb von 
24 Stunden kann auf der Grundlage der rechtlichen und rechtstatsächlichen 
Analyse insofern als Anhaltspunkt für ein mögliches Vorliegen von Over- 
blocking gedeutet werden, als hiernach die nach Einschätzung des 
Gesetzgebers regelmäßig für die sorgfältige Prüfung der Rechtswidrigkeit 
von Inhalten nach dem NetzDG erforderliche Zeit von 7 Tagen” fast nicht in 
Anspruch genommen wird. 


e Absenz von Bußgeldverfahren nach $ 4 Abs. ı Nr. 2 NetzDG”: Es kann 
davon ausgegangen werden, dass mit einem tatsächlich gegebenen Over- 
blocking einhergeht, dass — entgegen der Prognose des Gesetzgebers 2017 
(500 begründete Bußgeldverfahren pro Jahr)” — nahezu keine Bußgeld- 
sanktionen nach $ 4 Abs. ı Nr. 2 NetzDG wegen feststellbaren Underblo- 
ckings (Nichtlöschung rechtswidriger Inhalte nach $ 3 Abs. 2 Nr. 2 und 3 
NetzDG) gegen Soziale Netzwerke erfolgen.” Seitens des Bundesamts für 
Justiz ist seit Inkrafttreten des NetzDG 2017 bis zum Abschluss dieses 
Evaluationsberichts gegen kein Soziales Netzwerk ein Bußgeldbescheid 
aufgrund $4 Abs.ı Nr.2 NetzDG wegen systemischen Nicht-Löschens 
rechtswidriger Inhalte erlassen worden.” 


e Wirkung und Plausibilität gesetzlicher Gegenmechanismen zur Verhin- 
derung von Overblocking”: Die seitens der Bundesregierung und von 


zı Siehe hierzu V.2.e). und V.3.b). 

22 BT-Drucks. 18/12356, S. 23; ebenso Eifert, Evaluation des NetzDG im Auftrag des BMJV, 
2020, S. 52. 

23 Siehe hierzu V.2.f). und V.3.c). 

24 Vgl. BT-Dıs. 18/12356, S. 3f. 

25 Wie dargelegt worden ist, lässt die Absenz solcher Bußgeldverfahren über einen längeren 
Zeitraum hinweg die Möglichkeit des Vorliegens von Overblocking zu, sie indiziert ein 
solches Overblocking aber nicht zwingend im Sinne einer erhöhten Wahrscheinlichkeit 
ihres Vorliegens. 

26 Vgl. Stellungnahme des BfJ zum NetzDGÄndG v. 15.6.2020, S. 14. 

27 Siehe hierzu V.2.g). und V.3.d). 
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einem Teil der Rechtsliteratur” als regulatorische Mechanismen gegen 
Overblocking angeführten Flexibilisierungen der Löschfristen nach $ 3 
Abs. 2 Nr. 3 a) und b) NetzDG einschließlich der Möglichkeit der Konsul- 
tation einer anerkannten Einrichtung der freiwilligen Selbstkontrolle haben 
in der Anwendung des NetzDG bislang keine praktische Bedeutung. Sie 
können mithin keine Auswirkungen im Sinne der Verhinderung oder 
Minimierung von Tendenzen des Overblockings haben.” 


Die Einschränkung der Bußgelddrohung des $ 4 Abs. ı Nr. 2 NetzDG auf 
„systemisches Versagen“ bei Fehlentscheidungen der Nicht-Löschung 
rechtswidriger Inhalte ist nicht geeignet, Anreize bei den Normadressaten 
(Soziale Netzwerke) für eine breite und schnelle Zweifelsfall-Löschung 
beschwerdegegenständlicher Inhalte mit Blick auf die Vermeidung von 
Bußgeldahndungen zu begrenzen.” 


Selbsteinschätzung Sozialer Netzwerke”: Alle drei befragten Sozialen 
Netzwerke äußern sich in Bezug auf die engen zeitlichen Vorgaben des 
NetzDG mit Blick auf eine hinreichende Strafrechtsprüfung vor allem 
bezüglich der diffizilen und auslegungsbedürftigen Äußerungsdelikte kri- 
tisch. Hierbei wird zum Teil deutlich eingeräumt, dass eine rechtliche 
Inhaltsprüfung in kurzer Zeit nicht möglich sei, indes die nach dem NetzDG 
vorgegebenen 24 Stunden zu schnellen Prüf- und Entscheidungsabläufen 
zwängen. Der Video-Sharing-Dienst YouTube räumt sogar explizit ein, dass 
die erheblichen Geldbußen und die engen Fristen des NetzDG einen 
„starken Anreiz“ setzten, Inhalte in fast allen Fällen im Zweifel zu löschen 
und der Dienst auch in der Anwendungspraxis eine umgehende Bearbei- 
tung (auch in Zweifelsfällen) zur Vermeidung möglicher hoher Geldbußen 
vorgezogen hat. 


Vgl. Bericht der Bundesregierung zur NetzDG-Evaluierung, 2020, S. 22; Schwartmann, 
GRUR-Prax 2017, 317, 318. 

Siehe hierzu V.3,d)aa) und bb). 

Siehe hierzu V.3,d)cc). 

Siehe hierzu oben V.2.h). und V.3.e). 
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4. Kursorische Gesamtbewertung des NetzDG 


a) NetzDG-bedingter Ausweichdruck hin zu AGB- 
Löschstrukturen 


Die vorstehend skizzierten Befunde einer nur marginalen Bedeutung des 
Netzwerkdurchsetzungsgesetzes in der Anwendungspraxis (hierzu oben ı.) 
sowie der überwiegenden Anhaltspunkte für ein mögliches Overblocking 
(hierzu oben 3.) stehen nicht zueinander in Widerspruch. Vielmehr stützen 
beide Teilergebnisse die These eines durch die Restriktionen des NetzDG 
(enge Löschfristen und hohe Bußgelddrohungen) verursachten verstärkten 
Ausweichens der Sozialen Netzwerke in eine weit gefasste, interne AGB- 
Compliance, welche den externen NetzDG-Normbefehlen vorgeschaltet wird 
und diese gleichsam ins Leere laufen lässt. 


Auch die von Eifert durchgeführte Evaluation im Auftrag des BMJV erkennt 
dies im Ansatz, soweit dort ausgeführt wird: „Je höher die Anforderungen nach 
dem NetzDG sind, desto größer ist der Anreiz für die Netzwerkanbieter, die 
Beschwerden in das weniger stark regulierte System der Beschwerden nach 


u 32 


Gemeinschaftsstandards zu lenken“. 


Werden indes NetzDG-Beschwerden von den Sozialen Netzwerken nicht nach 
den NetzDG-Straftatbestinden,” sondern nach den eigenen, tendenziell 
weiter gefassten Gemeinschaftsstandards vorrangig geprüft und entfernt, so 
führt dies zum Ausschluss auch solcher nutzer”innengenerierten Inhalte von 
der Zugänglichkeit, welche nach den Maßstäben des Strafrechts — auch im 
Spannungsfeld der Meinungsäußerungsfreiheit — und mithin nach dem 
NetzDG nicht hätten entfernt werden müssen. Dies entspricht aber weitge- 
hend dem von den Wissenschaftlichen Diensten des Bundestages” und der 
herrschen Rechtsliteratur” angenommenen „Overblocking“, zudem der durch 


32 Eifert, Evaluation des NetzDG im Auftrag des BMJV, 2020, S. 29. 

33 $ıAbs. 3 NetzDG i.V.m. $$ 86, 86a, 89a, ot, 100a, in, 126, 129 bis 129b, 130, 131, 140, 166, 
184b i.V.m. 184d, 185 bis 187, 201a, 241 oder 269 StGB. 

34 WD 10-3000 -037/17, S. 17. 

35 h.M,, vgl. z. B. Feldmann, K&R 2017, 292, 295f.; Hain/Ferreau/Brings-Wiesen, K&R 2017, 
433, 435; Heidrich/Scheuch, DSRITB 2017, 305, 315 f.; Kalscheuer/Hornung, NVwZ 2017, 1721, 
1723; Koreng, GRUR-Prax 2017, 203, 204; Ladeur/Gostomzyk, K&R 2017, 390 ff.; Liesching in: 
Spindler/Schmitz, 2018, $ı NetzDG Rn. 22ff.; Lüdemann, in Eifert/Gostomzyk, Netz- 
werkrecht, 2018, 153, 156 ff, Müller-Franken, AfP 2018, 1, og; Nolte, ZUM 2017, 552, 555 ff.; 
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die NetzDG-Restriktionen verursachte Ausweichdruck faktisch anzureizen 
scheint. 


Hiervon zu trennen ist die Frage der Rechtskonformität von Löschungen nach 
Gemeinschaftsstandards, welche über gesetzliche Verbote und Beschränkun- 
gen hinausgehen. Diese wird von einem Großteil der Rechtsprechung und der 
Rechtsliteratur im Grundsatz anerkannt, wenngleich auch hier zum Teil über 
die Drittwirkung von Grundrechten Abwägungsgebote postuliert werden.” Im 
vorliegenden Kontext steht indes nicht die Legalität und/oder rechtspolitische 
Legitimität solcher AGB-Löschungen im Vordergrund. 


Vielmehr geht es vorrangig um die Fragestellung, ob das NetzDG mit buß- 
geldbewehrten strengen Löschpflichten unter engen Zeitvorgaben eine Aus- 
weichbewegung derart befördert, dass global agierende Soziale Netzwerke den 
Prüfungen nach nationalem (Straf-)Recht eine globale AGB-Compliance mit 
tendenziell extensiven Untersagungstatbeständen im Rahmen ihrer Gemein- 
schaftsstandards vorschalten und hierdurch Inhalte entfernen, welche nach 
den nationalen Rechtsnormen nicht als rechtswidrig oder zumindest als 
prüfintensive „Zweifelsfälle“ hätten qualifiziert werden müssen. 


Diese durch die vorliegende Studie gestützte Phänomenologie entspricht 
indes der bereits 2017 geäußerten Besorgnis des Präsidenten des BVerfG a.D. 
Prof. Dr. Dr. h.c. Hans-Jürgen Papier, dass „es nicht verwunderlich“ sei, „wenn 
sich die privaten Anbieter vorsorglich und im Zweifel für eine Löschung 
entscheiden“.”” Dies ist nach den Befunden der vorliegenden Untersuchung 
nicht nur für den Einzelfall, sondern in systemischer Vorsorge durch die 
generelle Vorschaltung einer weiten AGB-Compliance erfolgt. Hieraus ergibt 
sich freilich für Papier die Frage, „ob der Gesetzgeber des Netzwerkdurch- 
setzungsgesetzes die objektive verfassungsrechtliche Wertentscheidung 
zugunsten der Meinungsfreiheit im Art. 5 Abs. ı GG hinreichend berücksich- 
tigt“ habe.” 


Papier, NJW 2017, 3025, 3030; Wimmers/Heymann, AfP 2017, 93, 98; s.a. Frenzel, JuS 2017, 
414, 415; Guggenberger, ZRP 2017, 98, 100; Hoven/Gersdorf in: Gersdorf/Paal, BeckOK 
Informations- und Medienrecht, 2019, $ i NetzDG Rn. 9 mwN.; a. A. Eifert, in Eifert/ 
Gostomzyk, Netzwerkrecht, 2018, 9, 35; Schwartmann, GRUR-Prax 2017, 317. 

36 Siehe Fußnote 14. 

37 Vgl. Papier, NIM 2017, 3025, 3030. 

38 Papier, NJW 2017, 3025, 3030. 
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b) Eignung und Bestimmtheit der NetzDG- 
Berichtsvorgaben 


Die nach $ 2 Abs. 2 NetzDG von den Sozialen Netzwerken zu veröffentli- 
chenden Angaben in Halbjahresberichten sind in erster Linie auf die Prüf- und 
Lösch-Compliance nach dem NetzDG ausgerichtet. Da diese aber nicht der 
breiten Anwendungsrealität entspricht, nach der vielmehr Inhaltsentfernun- 
gen durch zunehmend anlassunabhängige Löschungen sowie ein Beschwer- 
demanagement über vom NetzDG unabhängige Meldewege umgesetzt wer- 
den, kommt den Berichtsangaben nahezu keine Aussagekraft hinsichtlich 
Repräsentativität und Signifikanz zu. 


Dies zeigen etwa die NetzDG-Berichtsangaben von Facebook zu „eingegan- 
genen Beschwerden über rechtswidrige Inhalte“ ($ 2 Abs. 2 Nr. 3 NetzDG) und 
die „Anzahl der Beschwerden, die im Berichtszeitraum zur Löschung oder 
Sperrung des beanstandeten Inhalts führten“ ($ 2 Abs. 2 Nr. 7 NetzDG). Nach 
dem im Januar 2021 veröffentlichten Halbjahresbericht sind bei Facebook im 
Zeitraum zwischen 1. Juli 2020 und 31. Dezember 2020 insgesamt „4.21 
NetzDG-Beschwerden eingegangen“, in denen „insgesamt 4.401 Inhalte 
genannt“ worden sind.” Hiervon hätten 1.117 NetzDG-Beschwerden zu einer 
Löschung oder Sperrung von insgesamt 1.276 Inhalten geführt. 


Hingegen wird in dem NetzDG-Bericht nicht ausgeführt, dass im gleichen 
Zeitraum des 2. Halbjahres 2020 allein im Bereich „Hassrede“ 49 Millionen 
Inhalte von Facebook aufgrund ihrer Gemeinschaftsstandards entfernt wor- 
den sind. Von den im NetzDG-Bericht angegebenen 1.276 gelöschten Inhalten 
wurden überdies 87,9% schon nicht aufgrund des NetzDG,” sondern wegen 
eines angenommenen Verstoßes gegen die vorrangig geprüften, eigenen 
Gemeinschaftsstandards entfernt.” Insgesamt lediglich 154 Inhalte im 
2. Halbjahr 2020 wurden „wegen eines Verstoßes gegen eine im NetzDG 
aufgeführte Bestimmung des deutschen Strafgesetzbuchs in Deutschland 


o 42 


gesperrt. 


Andere Berichtsangaben nach $ 2 Abs. 2 NetzDG basieren überdies nicht auf 
nachprüfbaren Grundlagen, sondern allein auf den Angaben der Beschwer- 


39 Vgl. 2. HJB 2020, S. 4. 

40 Löschungen aufgrund $ ı Abs. 3 NetzDG i.V.m. den dort genannten Straftatbeständen. 
4 Vgl. 2. HİB 2020, S. 12. 

42 2. HJB 2020, S. 12. 
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deführer”innen. Dies betrifft etwa die Aufschlüsselung „nach Beschwerden 
von Beschwerdestellen und Beschwerden von Nutzern“ ($ z Abs.2 Nr. 3 
NetzDG). Die Sozialen Netzwerke verweisen darauf, dass sie nicht überprüfen 
können, ob die in der Meldung gemachten Angaben zur Herkunft des”der 
Beschvverdeführers”in korrekt sind. Insoweit ergeben sich aus den Halbjah- 
resberichten indes Hinweise, dass die Angaben in den Beschwerden in 
erheblichem Umfang falsch sind. So führt etwa Twitter in ihrem im Januar 
2021 veröffentlichten NetzDG-Bericht aus: „Durch eine genauere Analyse der 
Beschwerden bei denen »Für eine Beschwerdestelle« ausgewählt wurde, 
stellen wir fest, dass nur 0,7% dieser Meldungen von tatsächlichen 


Beschwerdestellen stammen“. 


Die fehlende Signifikanz, Umfassung aller Inhaltsentfernungen, Differen- 
ziertheit und Korrektheit der Berichtsangaben sowie die fehlende Vergleich- 
barkeit der Angaben der jeweiligen Anbieter rührt dabei nicht in erster Linie 
von einer unzulänglichen Handhabung durch die untersuchten Sozialen 
Netzwerke her. Wie bereits ausgeführt worden ist (siehe oben 2.), sind die 
benannten Unzulänglichkeiten eher durch eine unbestimmte und an der 
Anvvendungsrealitat Sozialer Netzwerke zum Teil vorbeigehenden Fassung 
der gesetzlichen Berichtsvorgaben nach $ 2 Abs. 2 NetzDG bedingt. Abgese- 
hen von den unkritischen Angaben zu „allgemeinen Anstrengungen“ (Nr. ı), 
zur Beschwerdeübermittlung (Nr. 2), zu Organisation, Ausstattung und 
Kompetenz (Nr. 4) sowie zu Verbandsmitgliedschaften (Nr. 5) sind vor allem 
die für Prüf- und Lösch-Compliance zentralen Berichtsvorgaben (insb. Nrn. 3 
und 7) nur sehr eingeschränkt geeignet, einen transparenten und umfassen- 
den Überblick über die Auswirkungen des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes 
auf beschwerdebedingte Inhaltsentfernungen zu gewähren. 


c) Voraussichtliche Auswirkungen der NetzDG-Novellen 


Die aktuell durch ein „Gesetz zur Bekämpfung des Rechtsextremismus und der 
Hasskriminalität“ (hier: GBRH)” sowie durch ein „Gesetz zur Änderung des 
Netzvverkdurchsetzungsgesetzes“ (NetzDGÄndG)” vorgesehenen Änderungen 


43 Vgl. 2. HİB 2020 Twitter, S. 18 Fn. ı0. 

44 Vgl. BT-Drs. 19/17741; BT-Drs. 19/20163; BT-Drs. 19/23867; BT-Drs. 19/25294; Plenarprotokoll 
19/206, 2599; BR-Drs. 84/21 v. 12.2.2021; hierzu auch oben Il.3.a). 

45 BT-Dıs. 19/18792; hierzu auch oben IL3.b). 
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und Erweiterungen lassen die vorstehend skizzierten Befunde einer kaum 
vorhandenen praktischen Bedeutung und fehlenden Regulierungseffektivität 
des NetzDG voraussichtlich unberührt. Auch die ausgemachten Anhalts- 
punkte für ein Overblocking im Sinne des geschilderten Ausweichens in eine 
weite, vorgeschaltete AGB-Compliance werden durch die Novellierungsan- 
sätze eher nicht beeinflusst. 


Denn weder die nach dem GBRH in erster Linie vorgesehene Einführung einer 
Meldepflicht ($ 3a NetzDG-E) i.S.d. Übermittlung bestimmter strafbarer 
Inhalte und Nutzer”innenbestandsdaten an das Bundeskriminalamt noch die 
nach dem NetzDGÄndG vorgesehenen Erweiterungen der Berichtspflichten, 
Partikularregeln für anerkannte Selbstkontrolleinrichtungen sowie die Eta- 
blierung eines Gegenvorstellungsverfahrens mit Schlichtungsstelle ($$ 3b, 3c 
NetzDG-E) sind auf die Revidierung und Umkehrung des weithin vollzogenen 
Ausweichens der Sozialen Netzwerke in vorgeschaltete AGB-Compliance-Lö- 
sungen gerichtet. 


Die Neuregelungen greifen damit überwiegend in die Leere eines bereits für 
das NetzDG 2017 fehlenden praktischen Anwendungsbereichs. Dies betrifft 
etwa das vorgesehene Gegenvorstellungsverfahren, das ausweislich des Ent- 
wurfstextes nur für nach $ 3 Abs. 2 S.1 Nrn. ı bis 3 NetzDG getroffene Ent- 
scheidungen gelten soll, hingegen gerade nicht für die millionenfach erfol- 
genden Löschungen aufgrund von Gemeinschaftsrichtlinien/ AGB.”” 


d) Kompatibilität NetzDG — Europäischer 
Regulierungsansatz 


Im Kontext der vorliegenden Untersuchung lediglich kursorisch berücksichtigt 
werden kann die Einbettung des regulatorischen Ansatzes des Netzwerk- 
durchsetzungsgesetzes in den unionsrechtlichen Rahmen sowie die auf 
Kommissionsebene intendierten Ansätze einer Neuregulierung digitaler 
Dienste. 


46 Vgl. ausführlicher Liesching, Stellungnahme für den Deutschen Bundestag, Ausschuss für 
Recht und Verbraucherschutz, zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Netz- 
werkdurchsetzungsgesetzes v. 15.6.2020, S. 5f., abrufbar unter https://www.bundestag.de/ 
resource/blob/700788/83bo6f596a5e72gef69348849777b045/liesching-data.pdf 
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Wie im Rahmen der vorliegenden Untersuchung bereits ausgeführt worden 
ist,” gilt das NetzDG nach der herrschenden Rechtsliteratur aufgrund des 
Herkunftslandprinzips (Art. 3 ECRL) nicht für die marktrelevanten Sozialen 
Netzwerke mit Sitz in einem anderen EU- Mitgliedstaat.” Hierfür spricht, dass 
im Gegensatz zu den Ausnahmen des Art. 3 Abs. 3 ECRL die in Abs. 4 und 5 
geregelten Einschränkungen nicht generell vorgesehen sind, sondern lediglich 
für behördliche Schutzmaßnahmen nach Abwägung im Einzelfall.”” Insoweit 
richtet sich das NetzDG auch nicht auf einen bestimmten Dienst, wie es Art. 3 
Abs. 4 ECRL indes erfordert, sondern vielmehr an alle Dienste, die Soziale 
Netzwerke i.S.d. $ ı Abs. i NetzDG sind.” 


Vor diesem Hintergrund gehen die Sozialen Netzwerke zum Teil bereits vor 
einer — bislang nicht erfolgten — Entscheidung des EuGH von einer fehlenden 
Rechtsverbindlichkeit für sie aus und betonen, dass sie das NetzDG derzeit 
lediglich „freiwillig“ aufgrund gleichgerichteter Ziele umsetzen.” 


Der von der EU-Kommission vorgeschlagene Digital Services Act (DSA) behält 
in der aktuell vorgelegten Fassung indes das Herkunftslandprinzip der 
E-Commerce-Richtlinie grundsätzlich bei.” Hintergrund des Vorhabens der 
EU-Kommission ist in diesem Zusammenhang auch, die derzeitige Frag- 
mentierung in nationale Regelungen durch harmonisierende, unmittelbar 
geltende EU-Normen zu beenden.” Vor diesem Hintergrund überlagert und 
konterkariert der Regulierungsansatz des DSA in mehrfacher Hinsicht das 
nationale Konstrukt des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes. 


47 Siehe hierzu oben Il.z.f). 

48 Vgl. Eifert, in: Eifert/Gostomzyk, Netzwerkrecht, 2018, S. 24; Feldmann, K&R 2017, 292, 296; 
Hain/Ferreau/Brings-Wiesen, K&R 2017, 433f.; Heidrich/Scheuch, DSRITB 2017, 305, 317; 
Hoeren, Beck-Expertenblog v. 30.3.2017; Hoven/Gersdorf, in: Gersdorf/Paal, BeckOK 
Informations- und Medienrecht, 30. Edition 2019, $ ı NetzDG Rn. 9; Liesching, MMR 2018, 
26, 29; Spindler, ZUM 2017, 473, 474ff.; ders., K&R 2017, 533, 535 f; Wimmers/Heymann, AfP 
2017, 93, 96f.; a.A. Schwartmann/Mühlenbeck, ZRP 2020, 170, 172. 

49 Eifert, in: Eifert/Gostomzyk, Netzwerkrecht, 2018, S. 24; Spindler, ZUM 2017, 474, 476f. 

50 Ausführl. Ziesching, Das Herkunftslandprinzip der E-Commerce-Richtlinie und seine 
Auswirkung auf die aktuelle Mediengesetzgebung in Deutschland, 2020, S. 7 ff. 

sı Qualitative Befragung YouTube, S. sf. (Frage 4). 

52 Vgl. Art. ı Abs. 5 a) des Vorschlags für eine Verordnung des Europäischen Parlamentes 
und des Rates über einen Binnenmarkt für digitale Dienste (Gesetz über digitale Dienste) 
und zur Änderung der Richtlinie 2000/31/EG v. 15.12.2020 — COM (2020) 825 final, 
nachfolgend DSA-Vorschlag; siehe aber auch Erläuterung 33 des Vorschlags. 

53 Vgl. auch Papier der Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen Bundestages, Nr. 10/20 
(15. September 2020), S. ı: „derzeitige Fragmentierung der Regelungen“. 
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Zum einen wird die bei den Sozialen Netzwerken immer stärker dominierende 
proaktive, von Beschwerden unabhängige Entfernung nutzer*innengenerier- 
ter Inhalte (z.B. durch automatische Erkennung)” nach dem DSA-Vorschlag 
etabliert.” Hierdurch wird die schon heute vergleichsweise geringe praktische 
Bedeutung beschwerdeinitiierter Inhaltsentfernungen — auch nach dem 
NetzDG - voraussichtlich weiter marginalisiert. 


Zum anderen sieht der DSA-Vorschlag ein gegenüber dem NetzDG anderes 
System der Berücksichtigung nationaler Durchsetzungsbemühungen bei 
angenommenen Rechtsverstößen vor. Dies betrifft insbesondere die in Arti- 
kel 8 des DSA-Vorschlags vorgesehenen „Anordnungen zum Vorgehen gegen 
einen bestimmten illegalen Inhalt“, die von den zuständigen nationalen Justiz- 
oder Verwaltungsbehörden auf der Grundlage auch des geltenden nationalen 
Rechts im Einklang mit dem Unionsrecht erlassen worden sind.” 


e) Schlussfolgerungen 


aa) Die dargestellten Untersuchungsbefunde eines weitgehend fehlenden 
praktischen Anwendungsbereichs des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes im 
Bereich der Prüf- und Lösch-Compliance Sozialer Netzwerke bei der Entfer- 
nung nutzer”innengenerierter Inhalte (hierzu i.) und auch die Anhaltspunkte 
für das Vorliegen von „Overblocking“ im Sinne eines Ausweichens der Netz- 
werke in eine der NetzDG-Prüfung vorgeschaltete, weit gefasste AGB-Comp- 
liance (hierzu 3.) indizieren die Notwendigkeit einer umfassenden Überprü- 
fung des NetzDG im Hinblick auf seine Verfassungskonformität. Dies betrifft 
im Wesentlichen zwei Aspekte: 


e Kommt den bußgeldbewehrten gesetzlichen Pflichten des NetzDG eine nur 
geringe praktische Bedeutung im Sinne der intendierten Regelungsziele zu 


54 Siehe hierzu oben Il.;.b). 

55 Vgl. Art. 6 DSA-Vorschlag: „Anbieter von Vermittlungsdiensten kommen für die in den 
Artikeln 3, 4 und 5 genannten Haftungsausschlüsse auch dann in Betracht, wenn sie auf 
Eigeninitiative freiwillige Untersuchungen oder andere Tätigkeiten zur Erkennung, 
Feststellung und Entfernung illegaler Inhalte oder zur Sperrung des Zugangs zu illegalen 
Inhalten durchführen oder die erforderlichen Maßnahmen ergreifen, um den Anforde- 
rungen des Unionsrechts und insbesondere dieser Verordnung nachzukommen“. 

56 In diesem Zusammenhang sind auch die unter Erläuterung 33 des DSA-Vorschlags aus- 
geführten Auswirkungen auf die Anwendung des Herkunftslandprinzips von Bedeutung. 
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und gehen mit ihr gleichwohl erhebliche Umsetzungslasten für die betrof- 
fenen Normadressaten einher, ergeben sich Fragestellungen im Hinblick auf 
eine hinreichende Geeignetheit, Erforderlichkeit und Angemessenheit des 
Gesetzes. 


e Weisen die in der vorliegenden Untersuchung eruierten Kriterien eher auf 
das Vorliegen eines Overblockings im Sinne eines NetzDG-forcierten Aus- 
weichens der Sozialen Netzwerke in vorgeschaltete, weite AGB-Prüf- und 
Löschsysteme hin, bedarf es einer Überprüfung, ob der Gesetzgeber des 
Netzwerkdurchsetzungsgesetzes die objektive verfassungsrechtliche Wert- 
entscheidung zugunsten der Meinungsfreiheit in Art. 5 Abs. ı GG hinrei- 
chend berücksichtigt hat. 


bb) Die Raison d’Etre des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes könnte darüber 
hinaus aufgrund der nur marginalen praktischen Bedeutung im Rahmen der 
Compliance der marktrelevanten Sozialen Netzwerke sowie angesichts der 
weithin fehlenden Kompatibilität mit dem von der EU-Kommission im 
Dezember 2020 vorgestellten Regulierungsansatz des Digital Services Act auch 
rechtspolitisch auf den Prüfstand gehoben werden. Hierbei wäre auch zu 
berücksichtigen, dass mit einer Aufhebung des NetzDG voraussichtlich kaum 
Auswirkungen — etwa im Sinne von erheblichen Defiziten bei der Rechts- 
durchsetzung — auf die aktuelle Rechtsanwendungspraxis einhergingen. 


Dies ist insbesondere dann anzunehmen, wenn der bereits in mehreren 
Bundesländern zu beobachtende Ausbau der Kapazitäten im Bereich der 
Strafverfolgung für eine zielgenauere Rechtsdurchsetzung der durch das 
NetzDG einzig in den Blick genommenen Straftatbestände der $$ 86, 86a, 89a, 
91, 100a, 111, 126, 129 bis 129b, 130, 131, 140, 166, 184b i.V.m. 184d, 185 bis 187, 201a, 
241 oder 269 StGB fortgesetzt wird. Im Hinblick hierauf wäre ein Wegfall des 
NetzDG-bedingten Ausweichdrucks hin zu einer weiten und vorgeschalteten 
AGB-Compliance mit millionenfachen Inhaltsentfernungen bereits innerhalb 
von 24 Stunden förderlich. Denn solche Inhalte sind nach einer sehr früh- 
zeitigen Löschung aufgrund AGB-Verstoßes i.d.R. gerade keiner Strafverfol- 
gung mehr zugänglich und hindern mithin eher eine effektive Durchsetzung 
des Strafrechts im Sinne der Aufklärung und Verfolgung, als dass sie ihr 
zuträglich sind. 


Durch den Wegfall eines in der Anwendungspraxis nahezu bedeutungslosen 
Netzwerkdurchsetzungsgesetzes würde auch eine frühzeitige Neuregulierung 
durch den nationalen Gesetzgeber befördert, welche mit den künftig EU-weit 
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verbindlichen Vorgaben des Digital Services Act besser korrespondiert und 
damit eine effektive Rechtsdurchsetzung im Bereich der in Deutschland 
(strafrechtlich) verbotenen Inhalte bei großen Sozialen Netzwerken in 
Zukunft gewährleisten kann. 
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